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Blick in die Schatten

Wäßrig und unstet ist der Blick des Menschen und der Kreatur. Er
schweift umher, er zuckt zurück und meidet die Begegnung. Selbst wenn
das Auge starrt und sich zu festigen sucht unter Krämpfen, so wird es
umgetrieben und verletzt von der Wucht der Zwischenräume, der
Perspektiven, von wechselnden Schatten und flüchtendem Licht und
endlich vernichtend getroffen vom Gegenstand.

Wie sollte es da anders sein, als daß der menschliche Verstand ein
Fehlgriff ist und irren muß in jeder Konsequenz. Nur unter einem
großen Aufwand an Verlusten und einem Überaufgebot an Schmerz und Leid
läßt sich der Trugschluß beständiger Beschaffenheit, zunehmender
Veredlung und anwachsender Reife des menschlichen Geschlechts gegen
die bessere Erfahrung aufrechterhalten.

Warum, du Wurm, greifst du in die Schatten und suchst den Halt im
abschüssigen Moder der Sümpfe? Fürchtest du das Treffen mit jenen, die
du nicht kennst oder ihre Furchtlosigkeit, dir zu begegnen, gerade
weil sie um deinen Irrtum wissen?

Ihre Schattenblick-Redaktion


11. Mai 2018
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AUSSTELLUNG/4406: Vreden - "Unter unseren Füßen - Kulturspuren im Münsterland", 16.5.-10.6.2018


Unter unseren Füßen - Kulturspuren im Münsterland

Sonderausstellung im kult Westmünsterland / Eröffnung am Mittwoch, 16.
Mai, um 16 Uhr



Kreis Borken/Vreden. Wer aufmerksam durch die Straßen im Münsterland
geht, bemerkt sie: die zahlreichen Hinweise und Objekte des
kulturellen Gedächtnisses. Kanaldeckel, aus Pflastersteinen verlegte
Motive oder Stolpersteine - die Umsetzung solcher Erinnerungszeichen
ist vielfältig. Sie nehmen Bezug auf geschichtliche, religiöse oder
städtebauliche Ereignisse. Doch beinahe achtlos verschwinden sie beim
Laufen unter den Füßen der Menschen. Um die Aufmerksamkeit auf diese
kulturellen Objekte zu lenken, hat Dr. Henning Grabowski aus Münster
Zeugnisse der Erinnerungskultur im Münsterland in einer Ausstellung
zusammengetragen. Nun schickt er diese Schau auf Wanderschaft: Vom 16.
Mai bis 10. Juni ist sie in einer Sonderausstellung im kult
Westmünsterland in Vreden, Kirchplatz 14, zu sehen. Die Eröffnung
findet am Mittwoch, 16. Mai, um 16 Uhr statt.

Dr. Henning Grabowski hat den Erinnerungszeichen über mehrere Jahre in
der Stadt Münster und den vier Kreisen des Münsterlands - so auch dem
Kreis Borken - seine Aufmerksamkeit gewidmet. Das Ergebnis der
mehrjährigen Recherchen ist diese - in ihrer Art bisher einmalige -
Bestandsaufnahme: Eine große Vielfalt bemerkenswerter Pflasterobjekte
mit lokalem und regionalgeschichtlichem Bezug. "Die Ausstellung und
ein Begleitkatalog sollen die Neugier wecken. Sie sollen die
Bürgerinnen und Bürger dazu ermuntern, das Münsterland aus einer
anderen Perspektive neu zu entdecken", erklärt Henning Grabowski. Die
Ausstellung solle dazu anregen, die Kulturspuren "unter unseren Füßen"
wahrzunehmen und sich über diese zu informieren.

"In das Programm des kult passt das Thema sehr gut", betont
Kreisdirektor Dr. Ansgar Hörster. "Wer auf diesem Weg mit den Spuren
der Vergangenheit in Verbindung kommt, wird den nächsten Spaziergang
in seinem Heimatort vermutlich neu unternehmen." Corinna Endlich,
Leiterin des kult Westmünsterland, fügt hinzu: "Das Straßenpflaster
kann bei aufmerksamem Hinsehen ein außergewöhnlicher Lernort sein, der
ganztägig geöffnet und ohne Aufwand zu erkunden ist."

Das Ministerium für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport des
Landes Nordrhein-Westfalen hat die Ausstellung gefördert. Das
Erscheinen der gleichnamigen Begleitbroschüre hat der Stadtheimatbund
Münster in Verbindung mit der Sparkasse Münsterland Ost und dem
Kulturbüro Münsterland erfolgreich unterstützt. Das Werk ist im
Aschendorff Verlag (Münster) erschienen und kann zum Preis von 9,95
Euro - auch im kult Westmünsterland - erworben werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Mai 2018 
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LESUNG/4060: Kiel - Marlies Jensen-Leier liest aus "Holm - engHolm und zurück", Flandernbunker 17.05.2018


Kiel - Verein Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

"Holm - engHolm und zurück"

Autorenlesung mit Marlies Jensen-Leier

Geschichte in Einzahl gibt es nicht 

Donnerstag 17. Mai 2018, 19 Uhr Flandernbunker, Kielline 249 in KIEL



Lebensgefühl und Bilder hinter den Kulissen der politischen Bühne,
Biografisches, Autobiografisches und Zeitgeschehen -
Geschichtsschreibung erfolgt in aller Regel erst, wenn die, die es
erlebt haben, tot sind. Aber was macht sie mit dem, was es war, als es
noch atmete, das von woanders geguckt hat, das auch lesen, denken,
schreiben, das widersprechen konnte?

Marlies Jensen-Leier bringt ihren Blickwinkel auf die Zeit der
politischen Umbrüche in Kiel und Schleswig-Holstein in die Welt,
beginnend vor hundert Jahren mit der Entwicklung KIELs zum bedeutenden
Schiffbau- und Marinestandort, bis in die Gegenwart. Dabei spielt auch
der Umgang der Gesellschaft mit der Ruine des U-Bootbunkers Kilian eine
Rolle.

Die Fassungslosigkeit, darüber, was aus den Vorsätzen ihrer Generation
geworden ist, versucht sie unter der Überschrift Postmeier Antworten
zu finden auf die drängendsten Fragen der Gegenwart: Was hinterlassen
wir? Was können wir angesichts des Zustandes unserer weltweiten
Gesellschaft noch bewirken in Verantwortung für unsere Zeit?

Einführung: Karl-Heinz-Luckhardt, Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Kiel, a. D.

Musik: Philipp Broda, Saxophon

Moderation: Rolf Fischer, Staatssekretär a.D.

Flandernbunker

Öffnungszeiten Mo.-Fr. 11-15 Uhr, So. 11-17 Uhr

Jeden ersten Sonntag im Monat, 11.30 Uhr Führung durch den Bunker

Eintritt 4,- / erm. 3,- , Führung 2,- , erm. 1,- Euro

 * 

Quelle:

Pressemitteilung:

Verein Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

Kiellinie 249, 24106 Kiel-Wik

Tel.: 0431 - 260 630 9

E-Mail: info@Mahnmal-Kilian.de

Internet: www.mahnmalkilian.de
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VORTRAG/8344: Trier - Lyrik als Brennspiegel der Gesellschaft und globaler Diskurse, 17.05.2018


Universität Trier

Lyrik als Brennspiegel der Gesellschaft und globaler Diskurse

Gerhart Baum hält die Festrede zur Eröffnung der DFG-Kolleg-Forschungsgruppe an der Universität Trier



Die mit internationaler Spitzenforschung besetzteund von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) mit rund 5 Millionen geförderte
DFG-Kolleg-Forschungsgruppe "Lyrik in Transition" wird am 17. Mai um
18.30 Uhr im Audimax der Universität Trier offiziell eröffnet. Die
Festrede hält der Bundesinnenminister a.D. Gerhart Baum. ter a.D.
Gerhart Baum.

"Wir leben in einer Zeitenwende, die von der Globalisierung bestimmt
und deren Treibsatz das Internet ist. Internationale Probleme, wie
Flüchtlingskrise, Finanzkrise, Terrorismus und die Internetrevolution
können national nicht mehr gelöst werden", stellt Gerhart Baum fest.
Im Forschungskolleg geht es um eben dieses globale Leitmerkmal unserer
Zeit: Transition als Umbruch, Transgression, Transformation aller
möglichen Normen und Grenzen. Denn Lyrik ist heute ein Seismograph
aktueller gesellschaftlicher Befindlichkeiten.

"Mit einem Forschernetzwerk, das 150 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus 23 Ländern und aus 10 Fachgebieten umfasst, kann
die Kolleg-Forschergruppe 'Lyrik in Transition' als ein neuer
Leuchtturm der Universität Trier bezeichnet werden. Sie baut auf eine
beeindruckende Fächer- und Forscherkonstellation auf, die über ein
internationales und interdisziplinäres Netzwerk verfügt. So entsteht
in Trier ein einmaliges Zentrum für die vergleichende Forschung zur
Gegenwartslyrik", betont Wissenschaftsminister Konrad Wolf.

In der Gegenwart mischt Lyrik die Zivilgesellschaften auf und wird
Brennspiegel von Diskursen - wie in Deutschland etwa 2012 das Israel-
Gedicht von Günter Grass oder 2016 Jan Böhmermanns Erdogan-Gedicht, in
Russland die höchstpopulären regierungskritischen Lyrik-TV-Shows
Dmitrij Bykovs und Michael Efremovs.

Neben Gerhart Baums Festvortrag sprechen der rheinland-pfälzische
Wissenschaftsminister Konrad Wolf und Universitätspräsident Michael
Jäckel. Der russisch-deutsche Neoavangardist Sergej Birjukov, der
deutsche Schriftsteller Gerhard Falkner und der ökologisch engagierte
japanische Dichter Keijiro Suga sowie circensische Lyrik-Performances
geben Einblick in die internationale transitorische Lyrik. Suren
Anisonyan spielt russische und armenische Musik der Gegenwart.

Weitere Informationen: https://lyrik-in-transition.uni-trier.de

 * 
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PODIUM/209: Magdeburg - Herfried Münkler stellt "Der dreißigjährige Krieg" vor, 17.5.2018


Herfried Münkler stellt sein Buch "Der Dreißigjährige Krieg" in der
Stadtbibliothek Magdeburg vor

Europäische Katastrophe und deutsches Trauma



Herfried Münkler zählt zu den renommierten Politikwissenschaftlern und
prägte als Bestsellerautor Debatten. Die Erinnerung an den
Dreißigjährigen Krieg ist in Magdeburg zentral, denn die Eroberung der
Elbmetropole 1631 forderte mehr Opfer als die blutigste Schlacht.
Der Dreißigjährige Krieg galt lange Zeit als Metapher für die
Schrecken des Krieges schlechthin, bevor die kriegerischen
Gewaltexzesse und Verbrechen des 20. Jahrhunderts die Erinnerung an
den epochalen Konflikt in den Hintergrund treten ließen. Der
renommierte Politikwissenschaftler Herfried Münkler hat sich nun mit
einer Gesamtdarstellung "Der Dreißigjährige Krieg. Europäische
Katastrophe, deutsches Trauma. 1618-1648" auf das Feld der Historiker
gewagt. Sein neuestes Werk stellt er am Donnerstag, 17. Mai, um 19.30
Uhr auf Einladung des Literaturhauses Magdeburg und der Landeszentrale
für politische Bildung Sachsen-Anhalt in der Stadtbibliothek vor.

Nach dem längsten und blutigsten Religionskrieg der Geschichte dauerte
es noch Jahrzehnte, bis sich Deutschland von den Verwüstungen erholt
hatte. Dies trifft umso mehr auf Magdeburg zu, denn der Tag der
vollständigen Zerstörung und Plünderung der einstmals florierenden
Handelsmetropole forderte mehr Opfer als die größten Schlachten. Dabei
war, als vor 400 Jahren am 23. Mai 1618 protestantische Adelige die
Statthalter des römisch-deutschen Kaisers Ferdinand II. aus den
Fenstern der Prager Burg stürzten, kaum abzusehen, was folgen sollte:
ein Flächenbrand, der erste im vollen Sinne "europäische Krieg".

Fesselnd erzählt Herfried Münkler vom Schwedenkönig Gustav Adolf und
dem Feldherrn Wallenstein, von Kardinälen und Kurfürsten, von den
Landsknechten und den durch Tod und Krankheiten verheerten
Landschaften. Auch die europäische Staatenordnung lag in Trümmern -
und doch entstand auf diesen Trümmern mit dem "Westfälischen Frieden"
eine wegweisende Friedensordnung, mit der eine neue Epoche ihren
Ausgang nahm. In seinen detaillierten Ausführungen behält Herfried
Münkler daher immer auch die Gegenwart und Zukunft im Blick: Der
Dreißigjährige Krieg erlaubt es, so seine Schlussfolgerung, besser als
alle späteren Konflikte die heutigen Kriege im 21. Jahrhundert zu
verstehen.

Herfried Münkler ist Professor an der Berliner Humboldt-Universität.
Viele Bücher des streitbaren Wissenschaftlers, etwa über "Die neuen
Kriege" oder "Die Deutschen und ihre Mythen" erreichten die
Bestsellerlisten und gelten mittlerweile als Standardwerke. Alle
interessierten Besucher sind zur Lesung und zur anschließenden
Diskussion mit Herfried Münkler in der Stadtbibliothek herzlich
willkommen. Der Eintritt ist frei.

Im Rahmen der Magdeburger Gedenkdekade "Vergegenwärtigen" vom 10. bis
26. Mai 2018

 * 

Quelle:
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ASIEN/764: Indonesien - Bekenntnis zu religiöser Vielfalt gefordert


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 14. Mai 2018

Nach den Terroranschlägen gegen Christen: Indonesien soll sich zu
seinen religiösen Minderheiten bekennen



Göttingen, den 14. Mai 2018 - Nach den Terroranschlägen auf Kirchen
in Indonesien hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) ein
klareres Bekenntnis des größten muslimischen Staates zu seinen
religiösen Minderheiten gefordert. "Wer Christen wirksam vor neuer
Gewalt schützen will, muss ganz deutlich zeigen, dass sie ihren
Glauben frei ausüben dürfen - genauso wie auch Ahmadiyyah, Bahai'i
und Hindu", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Montag in
Göttingen. "Indonesien muss stärker betonen, ein säkularer Staat zu
sein, in dem alle Gläubigen ihre Religion ohne Anfeindung
praktizieren können."

Der Menschenrechtler kritisierte, dass sich der Islam in dem früher
wegen seiner religiösen Toleranz gerühmten Land immer mehr
radikalisiere. "Zwar gehen die Sicherheitskräfte gegen islamistische
Gewalttäter vor, doch zugleich schreitet die Islamisierung des
öffentlichen Lebens weiter fort und der Spielraum religiöser
Minderheiten nimmt immer mehr ab", berichtete Delius. So werden
Kirchen willkürlich auf Anordnung lokaler Behörden geschlossen und
Christen müssen in öffentlichen Ämtern mit Anfeindung und Ausgrenzung
rechnen.

Die von radikalen Islamisten betriebene Inszenierung der Verurteilung
des ehemaligen christlichen Gouverneurs Ahok habe deutlich gemacht,
wie groß ihr Einfluss in Indonesien geworden sei, sagte Delius. Ahok
war nach einem spektakulären mehrmonatigen Gerichtsprozess, den
radikale Islamisten initiiert hatten, im Mai 2017 zu einer
zweijährigen Haftstrafe wegen Blasphemie verurteilt worden. Die
Haftstrafe wurde jüngst in der Berufungsinstanz vom Gericht
bestätigt.

"Es genügt nicht, nur den Schutz vor christlichen Einrichtungen zu
verstärken", sagte Delius. "Indonesien braucht eine breite
öffentliche Diskussion über die Rolle und die Rechte von
Minderheiten, um eine weitere Verstärkung des Einflusses radikaler
Muslime bei den im Jahr 2019 anstehenden Parlamentswahlen zu
verhindern."

 * 
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MELDUNG/046: Studie - Unheilige Allianz zwischen Kirchen und Militär


Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen
(DFG-VK)

Pressemitteilung - Stuttgart/Tübingen den 14. Mai 2018

Unheilige Allianz zwischen Kirchen und Militär

Teuer und militaristisch: Neue Studie kritisiert die Militärseelsorge der
Bundeswehr



Im westfälischen Münster ging gerade der unter dem Motto "Suche Frieden"
durchgeführte 101. Katholische Kirchentag zu Ende. Mit dabei war auch die
Militärseelsorge der Bundeswehr. Warum dies nicht passte, welch enormer
bürokratischer Apparat hinter der Militärseelsorge steht und warum sie ihre
sowieso zweifelhaften Aufträge dennoch nicht erfüllen, darüber klärt jetzt
eine Studie auf: "Wir wollten wissen, ob die seit Jahren anhaltende Kritik
an der Militärseelsorge haltbar ist", erklärt Victoria Kropp, Autorin der
von der "Informationsstelle Militarisierung" (IMI) und der "Deutschen
Friedengesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen" (DFG-VK)
herausgegebenen Studie.

Dazu hat sich die Politikwissenschaftlerin zunächst umfassend mit der bis
ins 17. Jahrhundert reichenden Geschichte der Militärseelsorge beschäftigt.
"Sowohl im Ersten als auch im Zweiten Weltkrieg haben die Seelsorger dabei
geholfen, die Moral der Soldaten hochzuhalten", so Victoria Kropp.
Anschließend schildert sie den aktuellen Stand und analysiert die Tätigkeit
der von der Bundeswehr finanzierten Kirchenleute: "Auch heute helfen die
Militärpfarrer dabei, Militäreinsätze zu legitimieren", erklärt die Autorin
der Studie weiter. Etwa 40 Millionen Euro an Steuergeldern fließen jedes
Jahr in die aktuell 82 katholischen und 94 evangelischen Militärpfarrer:
"Die Zusammenarbeit ist dabei für beide Seiten von Vorteil", erläutert
Victoria Kropp. Die Kirchen würden versuchen, konfessionslose und nicht-
christliche Soldatinnen und Soldaten für den christlichen Glauben und die
Kirchen zu gewinnen, das Militär bekomme wiederum für seine Einsätze eine
moralische Legitimation.

Die DFG-VK betreibt zu dem Thema der Studie bereits seit Jahren die
Kampagne "Militärseelsorge abschaffen"
(www.militaerseelsorge-abschaffen.de): "Wir fordern eine
konfessionsunabhängige Soldatenseelsorge, die vollkommen vom Militär
getrennt ist", erklärt Thomas Carl Schwoerer, Bundessprecher der DFG-VK
dazu: "Beraterinnen und Berater müssen dabei auch Möglichkeiten zum
Ausstieg aus dem Armeedienst anbieten", so Schwoerer. Ein Werben für
Kriegseinsätze, wie es gerade beim katholischen Kirchentag geschehen ist,
soll nach Willen der Friedensorganisation in Zukunft nicht mehr möglich
sein.

Die vollständige Studie kann kostenlos heruntergeladen [1] und bald auch in
gedruckter Form im DFG-VK-Webshop bestellt werden.


Download der Studie:
[1] http://www.imi-online.de/2018/05/14/mit-kirchlichem-segen-in-den-krieg/

 * 
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AUSSICHTEN/8276: Und morgen, den 15. Mai 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 15.05.2018 bis zum 16.05.2018 +++
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So wie gestern Quellgewölk,

jedoch sonst nur Sonnenschein,

Ostseeschauernaßgemölk

und es zwickt Jean-Luc am Bein.
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TREFF/651: Kassel - Museumsführung "Die Italienreise von Landgraf Carl" am 22. Mai 2018


Treffpunkt Senioren im Museum "Die Italienreise von Landgraf
Carl"



"Die Italienreise von Landgraf Carl" ist Thema beim nächsten
Treffpunkt Senioren im Museum am Dienstag, 22. Mai, 14.30 Uhr, im
Fridericianum. Die zirka einstündige Führung mit Dr. Barbara
Richarz-Riedl bietet neben den Informationen auch die Möglichkeit,
Anregungen und Kontakte auszutauschen sowie das Thema im Anschluss mit
der Führungskraft nochmals zu vertiefen.

Die Führungen, ein gemeinsames Projekt des städtischen Referats für
Altenhilfe, der Museumslandschaft Hessen Kassel und der Städtischen
Museen, werden jeden ersten und dritten Dienstag im Monat angeboten.
Die Führung kostet 4,50 Euro. Da die Teilnehmerzahl ist auf 20
Personen begrenzt ist, wird um Anmeldung unter der Telefonnummer 05
61/7 07 27-29 gebeten. Weitere Informationen unter den Telefonnummern
05 61/7 87-50 24 (vormittags) sowie 05 61/3 16 80-1 23 (montags bis
freitags von 9 bis 15 Uhr).

 * 

Quelle:
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TREFF/650: Münster - "Abendführung im Historischen Zwinger" am 17. Mai 2018


Am Abend im Zwinger



Münster (SMS) In besonders dichter Atmosphäre lässt sich der
münstersche Zwinger am Donnerstag, 17. Mai, erleben. Bei einer
Abendführung erkunden Besucherinnen und Besucher im Schein der
Taschenlampen das fast 500 Jahre alte Gemäuer und kommen der
wechselvollen Geschichte des ehemaligen Bollwerks und heutigen
Baudenkmals auf die Spur. Treffpunkt ist um 20 Uhr am Zwinger an der
Promenade (3 / 2 Euro).

 * 
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/410: Indiens Flüchtlingspolitik in unsicheren Zeiten 


Heinrich-Böll-Stiftung - 11. Mai 2018

Indiens Flüchtlingspolitik in unsicheren Zeiten


Auch Indien hat seine Flüchtlingsdebatte. Während die tibetische
Exil-Community vergleichsweise gut integriert ist, werden muslimische
Migranten aus Bangladesch und Rohingya-Flüchtlinge aus Myanmar verstärkt
als Bedrohung wahrgenommen und zum Objekt populistischer, politischer
Polarisierung.

von Axel Harneit-Sievers



In einer Welt, in der laut UNHCR 22,5 Millionen Menschen ihre Heimatländer
als Flüchtlinge verlassen haben, und mit darüber hinaus 10 Millionen
Staatenlosen, wird Indien eher nicht als ein Schwerpunktland in der
Politik der globalen Flüchtlingskrise wahrgenommen.

Doch hat das Land über Jahrzehnte hinweg immer wieder Flüchtlinge
willkommen geheißen. Der im Westen bekannteste Fall ist sicher der der
Exil-Tibeter, die seit 1959 nach Indien gekommen sind. Durch Krisen
jüngerer Zeit sind neue Flüchtlingsgruppen dazugekommen, etwa aus
Afghanistan und in den letzen Jahren insbesondere aus Myanmar.

Wachsende (wenn auch im internationalen Maßstab nicht wirklich große)
Zahlen führen heute - auch vor dem Hintergrund des schon seit langem
debattierten Problems illegaler Einwanderung aus Bangladesch - zu
verschärften innenpolitischen Auseinandersetzungen um den Status von
Flüchtlingen in Indien.

Auch Indien hat seine Flüchtlingsdebatte, und ihre Grundlinien sollen hier
skizziert werden. Humanitäre Aspekte, Innen- und Außenpolitik greifen dabei
ineinander.

Indien ist kein Unterzeichnerstaat der UN-Flüchtlingskonvention. Diese
Tatsache gibt der indischen Regierung politischen Spielraum im Umgang mit
Flüchtlingen, den sie in der Praxis auch im Hinblick außenpolitischer
Interessenlagen nutzt. Dieser Spielraum ist in manchen Fällen durchaus in
offener, freundlicher und akzeptierender Weise genutzt wurden. Doch gibt es
auch Fälle von Abwehr und Ausschließung.

In jedem Fall bedeutet diese juristische Situation grundsätzlich ein Risiko
für Flüchtlinge in Indien und schafft Unsicherheit. Deshalb mehren sich
heute die Stimmen im Land, die eine moderne Flüchtlingspolitik für Indien
fordern, die Flüchtlinge grundsätzlich nach internationalen Regeln
anerkennt und ihnen besser definierte Rechte einräumt.

Flüchtlinge in Indien

Flüchtlinge in Indien lassen sich in drei Kategorien einteilen.
Die erste, am besten bekannte Gruppe sind diejenigen, die Indien aufgrund
einer politischen Entscheidung als Flüchtlinge anerkennt und unterstützt.
Das gilt etwa für die rund 110.000 Exil-Tibeter, aber z.B. auch für rund
65.000 Tamilen, die in Zeiten des Bürgerkriegs aus Sri Lanka vor allem in
den indischen Bundesstaat Tamil Nadu flohen.

Eine zweite Gruppe von Flüchtlingen sind diejenigen, die vom UNHCR
registriert und betreut werden, und die der indische Staat aufgrund dieser
Registrierung selbst anerkannt. Dies waren 2016 rund 35.000 Menschen, vor
allem aus Myanmar (19.000) und aus Afghanistan (13.000).

Die dritte Gruppe von Flüchtlingen schließlich sind Menschen, die sich de
facto in Indien aufhalten, aber nicht als Flüchtlinge anerkannt sind. Ihre
Zahl lässt sich nicht spezifizieren, und hier gibt es offenkundig
Überschneidungen mit dem Phänomen informeller, legaler oder illegaler
Migration. In der indischen Debatte ist vor allem die Herkunft von
Migranten aus Bangladesch kontrovers und hochgradig politisiert.

Tibeter im indischen Exil: Staatenlosigkeit in freundlichem Umfeld

Am Beispiel der Exil-Tibeter lassen sich Stärken und Schwächen des
indischen Umgangs mit Flüchtlingen aufzeigen, die auf lange Zeit im Lande
leben.

Seit der Dalai Lama im Jahr 1959 mit zahlreichen Anhängern nach Indien
floh, stellte der indische Staat der exiltibetischen Gemeinde an
verschiedenen Orten Land zu Verfügung, um sich dort niederzulassen. Das
wichtigste Zentrum ist McLeod Ganj, ein Stadtteil von Dharamshala im
Bundesstaat Himachal Pradesh, der die zentrale Infrastruktur der 
Exil-Gemeinschaft (einschließlich des exiltibetischen Parlaments) beherbergt.
Daneben gibt es, über ganz Indien verteilt, rund 35 weitere tibetische
Siedlungen. Der indische Staat hat der exiltibetischen Gemeinschaft
erhebliche Freiräume eingeräumt, einschließlich der Möglichkeit politischer
Meinungsäußerung für die exiltibetische Politik. Die exiltibetische
Gemeinschaft hat recht erfolgreiche Kleinunternehmer in Handel,
Restaurantbetrieben u.ä. hervorgebracht. Deshalb ist die Lebenssituation
der meisten Flüchtlinge relativ gut. Auch verfügt die Gemeinschaft über
eigene soziale und Bildungseinrichtungen, die sich auch um neu nach Indien
kommende Flüchtlinge kümmert. Deren Zahl ist allerdings nach 2008 stark
zurückgegangen. Die Flüchtlinge sind vergleichsweise gut integriert.

Trotz dieser grundsätzlich freundlichen Aufnahmesituation bleiben
fundamentale Unsicherheiten bestehen, was den Aufenthaltsstatus von
Exiltibetern in Indien betrifft. Über die Jahrzehnte hinweg ist eine
Gemeinschaft entstanden, deren Mitglieder mehrheitlich staatenlos sind. Die
meisten Tibeterinnen und Tibeter in Indien haben keine indische
Staatsbürgerschaft, sondern gelten als Ausländer, die regelmäßig bei der
Ausländerpolizei ihre Aufenthaltsgenehmigung verlängern müssen, selbst wenn
sie in Indien geboren sind. Sie haben keine global gültigen Reisepässe,
sondern nur vom indischen Außenministerium ausgestellte passähnliche
Reisedokumente, die nicht überall anerkannt werden, am ehesten noch in der
westlichen Welt.

Die Staatenlosigkeit weiter Teile der exiltibetischen Gemeinschaft ist
Ergebnis einer generell restriktiven Einbürgerungspolitik Indiens, aber
auch Resultat einer von der exiltibetischen Führung verfolgten Politik, die
fürchtet, dass ein Erwerb der indischen (oder einer anderen)
Staatsbürgerschaft die tibetische Identität der Flüchtlinge unterminieren
und damit den politisch-kulturellen Impuls der Exil-Gemeinschaft mindern
würde. Natürlich halten sich nicht alle Mitglieder der Gemeinschaft an
diese Politik; manche haben Wege gefunden, für sich oder ihre Kinder die
indische Staatsbürgerschaft zu sichern, ohne dies an die große Glocke zu
hängen.

Veränderungen sind im Kommen. Im September 2016 entschied der Oberste
Gerichtshof, dass zwischen 1950 und 1987 in Indien geborene ethnische
Tibeterinnen und Tibeter und ihre Kinder das Recht auf einen indischen Pass
besitzen. Allerdings müssen sie, den Ausführungsbestimmungen des
Außenministeriums zufolge, wenn sie einen indischen Pass beantragen, alle
Privilegien der exiltibetischen Gemeinschaft und vor allem ihren Wohnsitz
in einer der tibetischen Siedlungen aufgeben. Die mit solchen Regelungen
verbundene bürokratische Willkür ist nur ein Element der generellen
Unsicherheit, die mit der Staatenlosigkeit selbst in einem grundsätzlich
freundlichen Umfeld wie Indien einhergeht - ganz zu schweigen von den
existenziellen Risiken, die aus grundlegenden Änderungen der indischen
Außenpolitik (etwa im Zuge einer indisch-chinesischen Annäherung) für das
Aufenthaltsrecht der exiltibetischen Gemeinschaft in Indien resultieren
könnten.

Flüchtlinge aus Myanmar: Politisierung der Flüchtlingspolitik

Der Fall der Rohingya-Flüchtlinge in Myanmar zeigt, wie Flüchtlingsfragen
auch in Indien zum Gegenstand populistischer politischer Strategien werden.

Myanmar, Indiens östlicher Nachbar, befindet sich nach Jahrzehnten der
Militärherrschaft heute in einem demokratischen Transitionsprozess.
Allerdings hat dieser nicht etwa den Zustrom von Flüchtlingen aus Myanmar
beendet. Im Gegenteil: Die aktuelle Rohingya-Flüchtlingskrise, in deren
Verlauf seit August 2017 rund 700.000 Muslime aus Nord-Rakhine nach
Bangladesch geflohen sind, findet direkten und indirekten Niederschlag in
der indischen Flüchtlingspolitik.

Indien hat über viele Jahre schon Flüchtlinge aus Myanmar, üblicherweise
durch das UNHCR registriert, beherbergt: Unter ihnen sind individuelle
politische Flüchtlinge sowie Menschen aus Myanmars Chin State, die über
Mizoram (ein Grenzstaat in Nordost-Indien mit ethnisch verwandter
Bevölkerung) Indien erreichen. Dazu gehören aber auch - seit 2005 und
verstärkt seit der Eskalation der Konfikte in Rakhine seit 2012 - einige
tausend Rohingya, die unterstützt durch muslimische Philanthropen vor allem
in Jammu (Kaschmir) und Hyderabad (Telengana) leben.

Insbesondere die Rohingya-Flüchtlinge sind in Indien in den letzten Monaten
zum Gegenstand heftiger politischer Kontroversen geworden. Das hat innen-
wie außenpolitische Gründe. Auf dem Höhepunkt der Massenflucht aus Myanmar
nach Bangladesh kündigte das indische Innenministerium im September 2017
an, die in Indien lebenden Rohingya-Flüchtlinge (die, wie beschrieben, dort
durchaus schon länger leben) deportieren zu wollen, da sie wegen drohender
islamistischer Radikalisierung ein Sicherheitsrisiko seien. Indische
Menschenrechtsanwälte wie Colin Gonsalves haben inzwischen eine
Gerichtsentscheidung herbeigeführt, die eine Deportation verhindert, indem
sie feststellt, dass Entscheidungen über das Bleiberecht für Flüchtlinge in
Indien nicht allein von sicherheitspolitischen Erwägungen abhängig gemacht
werden dürften. Abgesehen davon hat das Ministerium bis heute nicht sagen
können, wohin es die Flüchtlinge eigentlich deportieren wolle.

Dennoch wird das Thema der Rohingya-Flüchtlinge von hindunationalistischen
Kreisen immer wieder auf die Tagesordnung gebracht. Es geht dabei um 
anti-muslimische Propaganda generell, und speziell im Falle Jammus um das
Aufgreifen von Ängsten vor einer Änderung der religiösen
Mehrheitsverhältnisse in diesem mehrheitlich von Hindus bewohnten Teil des
Bundesstaats Jammu und Kaschmir. Dort leben wiederum viele Anfang der
1990er Jahre aus dem Kaschmir-Tal vertriebene Hindus - "Kashmiri Pandits" -
als Binnenflüchtlinge.

Die politische Kampagne um die Rohingya-Flüchtlinge in Indien hat aber auch
eine außenpolitische Dimension. Myanmar wird wegen der Flucht und
Vertreibung der Rohingya aus Rakhine vom Westen, dem 
UN-Menschenrechtskommissariat und der arabischen Welt massiv kritisiert. In
dieser Situation setzt die indische Außenpolitik ein Signal, unabhängig von
menschenrechtlichen Erwägungen die Annäherung Indiens an Myanmar
voranzubringen, indem man sich als freundlicher Nachbar und potenzielles
Gegengewicht zum dominanten Einfluss Chinas in Myanmar präsentiert.
Tatsächlich blieb der Besuch des indischen Ministerpräsidenten Narendra
Modi in Myanmar Anfang September 2017 - also auf dem Höhepunkt der 
Rohingya-Flüchtlingskrise - völlig unberührt von den diplomatischen Verwicklungen,
wie sie Myanmar-Reisen westlicher Gäste oder des Papstes kennzeichneten (so
hatte etwa der Papst auf die Verwendung des in Myanmar weithin abgelehnten
Begriffs "Rohingya" verzichten müssen). Indiens Anspruch, mit Flüchtlingen
human umzugehen, fällt an diesem Punkt seinen außenpolitischen Interessen
zum Opfer.

Flüchtlinge und "Illegale Migranten" in Indien: Auf dem Weg zur
Bevölkerungsregistrierung

Indiens Flüchtlingspolitik, insbesondere im Fall der Rohingya, wird von
verbreiteten Ängsten über illegale Einwanderung vor allem von Muslimen aus
Bangladesch mit beeinflusst. Bangladeschis, die es durch die heute in
weiten Teilen mit einem Grenzzaun gesicherte Grenze zum indischen
Bundesstaat Westbengalen schaffen, sind in Indien schwer als solche
identifizierbar und können in der bengalischen Gemeinschaft in den großen
Städten unerkannt leben und arbeiten. Das gilt auch für Rohingya, die in
Indien üblicherweise ethnisch einfach als Bengalis identifiziert werden.

Die Migrationsproblematik führt vor allem in Nordost-Indien seit
Jahrzehnten zu schweren Konflikten. Indiens Nordosten - vor allem die
Bundesstaaten Assam, Meghalaya und Tripura - waren spätestens seit dem 19.
Jahrhundert das natürliche Hinterland der damals noch ungeteilten Provinz
Bengalen. Zahlreiche bengalische Migranten zogen in die eher dünn
besiedelte Region, als Arbeitskräfte auf den Teeplantagen, als Bauern oder
auch als Mitarbeiter der kolonialen Verwaltung. Die Teilung 
Britisch-Indiens 1947 schuf eine internationale Grenze zum damaligen Ostpakistan,
die allerdings anfangs noch recht durchlässig blieb. Der Krieg 1971, an
dessen Ende Bangladesch unabhängig wurde, brachte Millionen von
Flüchtlingen nach Indien. Die meisten kehrten nach Kriegsende in ihre
Heimat zurück, doch hat sich seither der Konflikt um illegale Einwanderung
aus Bangladesch nach Nordostindien massiv verschärft.

Ende der 1970er Jahre entstanden die All Assam Students Union und andere
politische und Untergrundbewegungen, die für politische Autonomie und gegen
Migranten mobilisierten. In Nellie (Assam) kam es 1983 zu einem Pogrom
gegen muslimische Migranten, dem Tausende zum Opfer fielen; keiner der
dafür Verantwortlichen ist dafür je juristisch zur Rechenschaft gezogen.
Eine politische Kompromisslösung in Form des "Assam Accord" von 1985 legte
fest, dass nur diejenigen, die einen Aufenthalt im Staat vor dem 21. März
1971 (Beginn des Kriegs um Bangladesch) nachweisen konnten, legale
Aufenthaltstitel erhalten, spätere Migranten jedoch ausgewiesen werden
sollten.

Dieser Aspekt des Assam Accords wurde allerdings nie in größerem Umfang
durchgesetzt, und zumindest nach Ansicht indunationalistischer Kreise hat
sich die illegale Einwanderung aus Bangladesch fortgesetzt. Zahlreiche
Migranten haben sich auf marginalem Land wie den Inseln und Sandbänken
("char") im Brahmaputra niedergelassen; Migranten erhalten politischen
Schutz durch demokratische Politiker, die von ihnen Wählerstimmen erwarten.
Der Konflikt um die Migration hat wesentlich zum Wahlsieg der
hindunationalistischen Bharatiya Janata Party (BJP) in Assam im April 2016
beigetragen. Seither wird mittels verschärfter Implementierung des National
Register of Citizens (NRC) in Assam die Verifizierung der
Staatsangehörigkeit vorangetrieben; als Reihe von als illegal
identifizierter Personen wurden inzwischen in Abschiebehaft genommen.
Schwierigkeiten, die für eine NRC-Verifizierung benötigten Dokumente
beizubringen, sind zu einem Risiko für Millionen Menschen in Assam
geworden, vor allem für Assams Muslime, die rund ein Drittel der
Bevölkerung im Staat ausmachen.

Parallelen zwischen Myanmar und Indien

Der Konflikt um die Migration in Nordostindien weist historische und
strukturelle Parallelen zur Lage in Myanmars Rakhine State auf, die vor dem
Hintergrund der Rohingya-Krise beängstigend erscheinen.

Auch wenn es schon im vorkolonialen Arakan-Königreich (dem heutigen Rakhine
State) muslimische Bevölkerungsgruppen gab, hat der größere Teil der sich
heute als ethnische Gruppe der Rohingya identifizierenden Gruppe in Rakhine
ihren Ursprung in der Migration aus Bengalen während der Kolonialzeit (v.a.
seit den 1880er Jahren, als Burma Teil von Britisch-Indien war).
Wahrscheinlich hat sich diese Einwanderung sogar noch nach der
Unabhängigkeit des Landes 1948 fortgesetzt. Im Umfeld der Unabhängigkeit
suchten die Muslime in Rakhine zunächst den Anschluss an Ostpakistan, und -
als dies scheiterte - dann die politische Autonomie.

Muslime in Rakhine waren durchaus in das politische System des unabhängigen
Burma integriert, etwa indem sie Abgeordnete ins Parlament entsandten,
während zugleich - wie in anderen ethnischen Minderheitsregionen Burmas
auch - eine Armee im Untergrund für die Selbständigkeit kämpfte. Unter der
Militärherrschaft ab 1962 verschlechterte sich ihr Status, vor allem durch
das Staatsangehörigkeitsgesetz von 1982, das nur Einwohnern von
Bevölkerungsgruppen, deren Vorfahren bereits vor 1824 (d.h. vor Beginn der
Kolonialherrschaft in Burma) dort lebten, die volle Staatsbürgerschaft
zubilligte. Seither haben sich rechtlicher Status und Lebensbedingungen der
Rohingya in Myanmar dramatisch verschlechtert.

Die politische Öffnung in Myanmar ab 2012 besserte nicht etwa diese
Situation. Stattdessen verschärften sich durch politische
Instrumentalisierung Konflikte zwischen Muslimen und Buddhisten im Land.
Vor diesem Hintergrund stellte die National League for Democracy (NLD)
unter der demokratischen Hoffnungsträgerin Aung San Suu Kyi für die Wahlen
2015 keine muslimischen Kandidaten auf. Tatsächlich besitzen die Rohingya
in Myanmar praktische keine politischen Freunde, denn auch andere ethnische
Minderheitengruppen erkennen die Behauptung der Rohingya, eine eigene
"indigene ethnische Gruppe" wie andere auch zu sein, letztlich nicht an.

Am schwerwiegendsten aber ist der Konflikt zwischen den Rohingya und den
buddhistischen Rakhine, der Mehrheitsbevölkerung des gleichnamigen
Bundesstaats, die sich selbst wiederum politisch im Konflikt mit dem
myanmarischen Staat befinden. Aus deren Sicht stellen die Rohingya illegale
Einwanderer aus Bengalen dar, die gekommen sind, um ihnen ihr Land, ihre
Religion und ihre Kultur zu rauben. (In dieses Bild gehört auch die
Perzeption, die Rohingya würden buddhistische Frauen heiraten, um sie zu
islamisieren und eine große Zahl muslimische Kinder in die Welt zu setzen.)
Vor diesem Hintergrund ist zu erklären, dass das Vorgehen des myanmarischen
Militärs gegen die Rohingya (unter Beteiligung von Milizen ethnischer
Rakhine) nach Angriffen einer militanten Rohingya-Untergrundgruppe in
Myanmar 2016-17 kaum auf Kritik stößt, ja vermutlich - es gibt hierzu keine
Meinungsumfragen - von weiten Bevölkerungsgruppen unterstützt wird.

Der Vergleich mit der Situation in Rakhine zeigt, dass - trotz mancher
erschreckender Parallelen und einer Reihe schwerwiegender Fälle von Gewalt
gegen als "illegale Migranten" identifizierte Gruppen in Nordostindien -
das politische System Indiens ganz anders agiert. Indiens juristisches
System und seine zivilgesellschaftliche Akteure schaffen ein gewisses Maß
von Rechtssicherheit für Migranten, das auch von einer
hindunationalistischen Regierung nicht einfach außer Kraft gesetzt werden
kann. Aber auch wenn die politischen Folgen nicht so dramatisch wie in
Myanmar sind, sind die Probleme schwerwiegend genug, um Wahlen zu
beeinflussen und in Assam eine Partei an die Macht zu bringen, die -
ähnlich wie die NLD in Myanmar - Bevölkerungsgruppen mit muslimischem
Migrationshintergrund nicht nur ausgrenzt, sondern aktiv gegen sie vorgeht.

Schluss: Erleichterung der Einbürgerung mit religiöser Schlagseite

Indien ist zurecht stolz darauf, schon seit langem Flüchtlingen und
Verfolgten aus aller Welt Sicherheit und eine neue Heimat gegeben zu haben;
einzelne gern genannte Beispiele dafür reichen weit in die Geschichte
zurück (etwa im Falle der als "Bene Israel" bezeichneten jüdischen
Gemeinschaft in Kochi in Südindien). Aus dieser Perspektive besitzt Indien
eine Willkommenskultur, die die Humanität und Toleranz für Diversität als
Grundwerte indischer Kultur belegt. Tatsächlich besitzt die indische
Gesellschaft traditionell eine hohe Integrationsfähigkeit - auch wenn dies
oft eher allein in der Akzeptanz von sozialen, ethnischem oder religiösen
Subkulturen (als eine Koexistenz von Parallelgesellschaften) darstellt und
keine "Integration" etwa im Sinne der deutschen Integrationsdebatte.

Indiens Flüchtlingspolitik ist aber auch von politischen Interessen und
Kalkülen bestimmt; der Umgang mit den Rohingya-Flüchtlingen in jüngster
Zeit macht dies sehr deutlich. Ein 2016 von der BJP-Regierung
vorgeschlagenes neues Staatsbürgerschaftsgesetz (Citizenship Bill) sieht
vor, Flüchtlingen, die in Indiens Nachbarstaaten religiöser Verfolgung
ausgesetzt sind, unter bestimmten Bedingungen das Recht auf Einbürgerung zu
gewähren: Darunter fallen vor allem Hindus, aber auch Angehörige anderer
nicht-muslimischer Religionen in Pakistan und Bangladesch - aber nicht etwa
verfolgte Rohingya-Muslime aus Myanmar oder Ahmadis aus Pakistan. Dieses
Gesetz entspringt der anti-muslimischen Grundhaltung des
Hindunationalismus, der Buddhisten, Jains, Sikhs und selbst Parsis als
Religionen "indischen Ursprungs" akzeptiert. Obwohl das Gesetz eine
Verbesserung der Situation bestimmter Flüchtlingsgruppen verspricht, wird
es von vielen als ein Versuch kritisiert, Indien (in Anleihe an Israels
Rückkehrgesetz) zur "nationale Heimat für verfolgte Hindus" zu erklären und
damit die säkulare Selbstdefinition des unabhängigen Indien infrage zu
stellen.

Indiens Flüchtlingspolitik wird sich auch in Zukunft im Widerstreit
zwischen traditioneller Willkommenskultur und restriktiver Praxis, vor
allem gegenüber muslimischen Flüchtlingen und Migranten, bewegen. Die
Politisierung der Angst vor "illegaler Einwanderung" aus Bangladesch und
von Rohingya aus Myanmar beschädigt das gesellschaftliche Klima Indiens.
Gerichtsentscheidungen verhindern derzeit die schlimmsten Auswüchse des
antimuslimischen Grundzugs in der Flüchtlingspolitik der BJP-Regierung. Für
politisch weithin akzeptierte Flüchtlingsgruppen gilt es, ihre Rechte zu
stärken und Einbürgerung zu erleichtern, um die Rechtssicherheit für sie zu
verbessern und die Entstehung großer, strukturell staatenloser
Gemeinschaften im Land zu verhindern.


Am 6. April 2018 veranstaltete das Institute of Social Sciences
(ISS), das Burma Centre Delhi und die Büros der Heinrich-Böll-Stiftung in
Delhi und Yangon die Konferenz "Emerging Dynamics of Refugee Situation in
India"; sie fand in den Räumen des ISS in Vasant Kunj, Delhi, statt.



Dieser Artikel steht unter einer Creative Commons Lizenz (CC BY-SA 4.0):

https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de
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LESUNG/1731: Braunschweig - Bilderbuchkino "Keine Sorge, Paulchen" am 17. Mai 2018


Stadt Braunschweig

Keine Sorge, Paulchen

Bilderbuchkino in der Weststadt



Braunschweig. Die Geschichte "Keine Sorge, Paulchen" von David Melling
ist am Donnerstag, 17. Mai, um 16.30 Uhr, als Bilderbuchkino in der
Zweigstelle Weststadt der Stadtbibliothek, Rheinring 12, zu sehen.
Eingeladen sind Kinder von drei bis sechs Jahren und ihre Eltern. Im
Anschluss kann gemalt werden. Der Eintritt ist kostenlos. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere Informationen unter der
Telefonnummer 470-6857.

Es geht in dem Bilderbuch um die Mütze von Paulchen, über die er sich
sehr freut, weil sein Papa sie ihm geschenkt hat. Stolz führt er sie
seinen Freunden vor. Doch da passiert ein Unglück. Die Mütze ribbelt
auf und verwandelt sich in einen langen Spaghettifaden. Die Freunde
haben lauter gute Ideen, was man mit dem Wollknäuel nun anfangen kann.
Das nächste Bilderbuchkino findet in der Zweigstelle Weststadt am
Donnerstag, 24. Mai, statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Stadt Braunschweig
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LESUNG/1730: Lippstadt - "Das brauch ich alles noch" am 17. Mai 2018


Stadt Lippstadt

Das brauch ich alles noch

Vorlesestunde in der Stadtbücherei für Kinder zwischen fünf und sieben
Jahren



Lippstadt. "Das brauch ich alles noch" heißt das Bilderbuch von Petra
Postert (Text) und Jens Rassmus (Bilder), was in der nächsten
Vorlesestunde am Donnerstag, 17. Mai, in der
Thomas-Valentin-Stadtbücherei vorgestellt wird.

Während der kleine Jim den Krimskrams, den er mit seinem Vater beim
Sortieren der Wäsche in den Taschen findet, behalten will, möchte der
Vater alles wegschmeißen. Kinder im Alter von fünf bis sieben Jahren
können von 16 bis 17 Uhr erleben, wie Jim eine abenteuerliche
Geschichte nach der anderen zu jedem Gegenstand erzählt, um die Sachen
behalten zu können. Da kann der Vater nur staunen!

Im Anschluss an die Vorlesestunde wird etwas Schönes gebastelt. Wegen
der begrenzten Teilnehmerzahl ist eine Anmeldung erforderlich unter
02941/980-240. Für das Bastelmaterial wird ein Kostenbeitrag in Höhe
von einem Euro eingesammelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Mai 2018

Stadt Lippstadt
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THEATER/1338: Hanau - Premiere "Der Froschkönig" am 19. Mai 2018


Stadt Hanau

Von Wasserpatschern und Königstöchtern 

"Der Froschkönig" feiert am 19. Mai als Familienstück Premiere



Der ungeliebte Frosch, der im Schlafzimmer von der Königstochter im
Zorn an die Wand geworfen wird, um sich danach als schöner Prinz zu
entpuppen - das Märchen der Brüder Grimm um die Prinzessin und den
Brunnenbewohner ist bis heute ein Sinnbild für die Suche nach dem
idealen Partner, der sich erst auf den zweiten Blick als solcher zu
erkennen gibt. Zuletzt 2011 auf dem Spielplan, feiert die mitreißende
Geschichte als Familienstück der 34. Brüder Grimm Festspiele am 19.
Mai Premiere.

Im Mittelpunkt steht eine Prinzessin, die dem Frosch als Helfer im
Unglück alles zusagt und anschließend nichts davon einlösen will. Doch
ihr Vater, der König, besteht darauf und so muss sie mit dem wenig
ansehnlichen Gefährten wie versprochen das Essen, ihre Zeit und
schließlich auch das Bett teilen. Das bringt sie am Ende derart in
Rage, dass sie den glitschigen "Wasserpatscher", wie sie ihn nennt, an
die Wand wirft, um überrascht festzustellen, dass sie ihm damit einen
großen Gefallen erwiesen und von einem bösen Fluch befreit hat.

1988 lieferte das Märchen erstmals den Stoff für eine Inszenierung der
Brüder Grimm Festspiele. Das Buch für die diesjährige Aufführung
stammt aus der Feder von Stefan Vögel, der als einer der
meistgespielten deutschsprachigen Gegenwartsdramatikern bereits
mehrere Preise einheimsen konnte, zuletzt 2014 den Monica Bleibtreu
Preis mit dem Stück "Achtung Deutsch".

1988 lieferte das Märchen erstmals den Stoff für eine Inszenierung der
Brüder Grimm Festspiele. Das Buch für die diesjährige Aufführung
stammt aus der Feder von Stefan Vögel, der als einer der
meistgespielten deutschsprachigen Gegenwartsdramatiker bereits mehrere
Preise einheimsen konnte, zuletzt 2014 den Monica Bleibtreu Preis mit
dem Stück "Achtung Deutsch".

Die Musik für das als Familienstück angelegte Märchen Valentin von
Lindenau schreiben. Er gehört bereits in der fünften Spielzeit zum
Team um Intendant Frank-Lorenz Engel und ist für die Kompositionen der
Reihe Grimm Zeitgenossen zuständig.

Die Regie für den "Froschkönig" liegt in den Händen von Adisat
Semenitsch, die 2014 schon einmal in Hanau inszeniert hat und
seinerzeit mit Jan Radermachers Version von dem Märchen "Von einem,
der auszog das fürchten zu lernen" seinerzeit viel Beifall erhielt.

Für Yasmin Münter, die als jüngste der drei Märchenschwestern jene
Stella spielt, die erst die goldene Kugel verliert und dann den
hilfsbereiten Frosch gern abservieren möchte, wird die Uraufführung
zur doppelten Premiere, denn sie ist zum ersten Mal bei den Brüder
Grimm Festspielen dabei. Auch Marina Lötschert, im Stück mittlere
Schwester Bella, ist erstmals in einer der Festspiel-Inszenierungen zu
sehen. Ein in Hanau bekannter Name ist dagegen die dritte im Bunde:
Carolin Sophie Göbel, Gewinnerin des Audible Nachwuchssprecher-Preises
2016 und bereits zweimal Mitglied des Ensembles, besetzt im
"Froschkönig" die Rolle der ältesten Schwester Alva.

In der der zweiten Hauptrolle, dem Froschkönig Cölestin, gibt Marcus
Abdel-Messih sein Debüt in der Brüder-Grimm-Stadt. Er spielte nach
seinem Diplom in 2013 an mehreren deutschen Häusern, unter anderem
auch unter der Regie von Frank-Lorenz Engel in der Inszenierung von
Monsieur Claude und seine Töchter an der Komödie Frankfurt.

Den Vater der drei Prinzessinnen, König Adalbert, gibt Christian
Fischer. Für den in Österreich geborenen Schauspieler ist es das erste
Engagement in Hanau. Das Publikum könnte ihn jedoch aus TV-Serien wie
"Die Wache", "Praxis Bülowbogen" oder "Rosa Roth wiedererkennen.

Vom Teufel zum Bruder des Froschkönigs: Gregor Andreska, der Cölestins
Bruder Rüdiger spielt, begeisterte die Hanauer Zuschauer erstmals in
2016 in der Reihe "Junge Talente". 2017 gab er sein Debüt im "Teufel
mit den drei goldenen Haaren" auf der Bühne im Amphitheater.

Benedikt Selzner, im Froschkönig als der Kämmerer Ansgar zu sehen, ist
auf vielen Bühnen im Rhein-Main-Gebiet unterwegs, darunter die Komödie
und das Fritz-Rémond-Theater in Frankfurt und seit 2010 auch in Hanau.
Anders dagegen sein Märchen-Gehilfe Igor, gespielt von Lukas Haiser,
dessen Engagement ihn zum ersten Mal nach Hanau geführt hat.

Regelmäßig in den märchenhaften Grimm-Inszenierungen ist schließlich
auch Nadine Buchet zu erleben, die im Froschkönig als Erzieherin Minna
auf der Bühne steht.

In der Rolle des Eisernen Heinrichs darf sich das Publikum wieder auf
eine Begegnung mit einem bei den Festspielen sehr bekannten Gesicht
freuen: Dieter Gring, viele Jahre Mitglied des Ensembles und fünf
Jahre Intendant der Festspiele, kehrt nach einer mehrjährigen Pause
zurück nach Hanau auf die Märchenbühne im Amphitheater.

Die prächtigen Kostüme nach Entwürfen von Ulla Röhrs und die Masken
von Wiebke Quenzel, die beide 2016 mit ihren Arbeiten den Deutschen
Musicalpreis in ihrem Fach gewonnen haben, werden gemeinsam mit dem
Bühnenbild von Tobias Schunck für ein grandioses
Open-Air-Theater-Erlebnis sorgen.

Mit den Brüder Grimm Festspielen ehrt die Stadt Hanau die deutschen
Märchensammler und Sprachforscher Jacob und Wilhelm Grimm, die in
Hanau geboren wurden. Jedes Jahr locken die preisgekrönten Festspiele
über 70.000 Besucher an. In diesem Jahr finden die 34. Festspiele mit
den Stücken "Dornröschen" (Musical/Premiere am 11. Mai), "Der
Froschkönig" (Familienstück/Premiere am 19. Mai), "Die Prinzessin auf
der Erbse" (Theater mit Gesang/Premiere am 2. Juni) sowie "Der
Brandner Kasper" (Reihe Grimm Zeitgenossen/Premiere am 9. Juni) und
"Die Leiden des Jungen Werther" (Reihe Junge Talente/Premiere am 13.
Juli) vom 11. Mai bis 29. Juli 2018 statt. Weitere Informationen über
die Brüder Grimm Festspiele gibt es unter www.festspiele.hanau.de im
Internet. Tickets gibt es im Hanau Laden am Freiheitsplatz, an allen
bekannten Vorverkaufsstellen sowie im Internet unter
www.frankfurt-ticket.de oder auch unter der Telefonnummer 069 / 13 40
400.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Mai 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/674: Stuttgart - Themenabend #meinMuseum, biedermeierlich, Donnerstag, 17.5.2018


#meinMuseum. 175 Jahre Staatsgalerie Stuttgart

Themenabend: Stuttgart, biedermeierlich

Architektur, Literatur und Mode um 1850

Donnerstag, 17.5.2018, 18.00-20.00 Uh



Anlässlich der Sonderausstellung »#meinMuseum. 175 Jahre
Staatsgalerie« erleben die Besucherinnen und Besucher in einem
Themenabend die Epoche des Biedermeier.

Der erste von drei Themenabenden entführt das Publikum in die
beschauliche Zeit des Biedermeier. Der vergleichsweise kleine
Gründungsbau der Staatsgalerie von 1843 selbst ist Ausdruck dieser
Beschaulichkeit. Mehr noch die Literatur der Zeit: Die Liedkunst
Friedrich Silchers und die schlichte Lyrik Eduard Mörikes feiern die
Heimat und den Naturraum. Ein zweistündiger Rundgang in der
Sonderausstellung #meinMuseum und in der Sammlung der Staatsgalerie
ermöglicht Einblicke in diese Zeit: mit Lesungen, einem Impulsvortrag
über die Mode des Biedermeier, Bildbetrachtungen, Flötenmusik und
einem Getränk der Epoche.

Mit Catharina Wittig, Studierenden des Instituts für Sprechkunst der
Hochschule für Musik und Darstellende Kunst Stuttgart, Statisten der
Staatsoper in Kostümen der Zeit u. a.

Moderation: Steffen Egle

Ticket: 10 / 5 Euro ermäßigt

Termine der weiteren Themenabende:

Donnerstag, 14.6.2018, 18.00-20.00 Uhr

Stuttgart, gründerzeitlich

Musik, Literatur und Mode um 1900

Donnerstag, 19.7.2018, 18.00-20.00 Uhr

Stuttgart, modern

Musik, Literatur und Mode der 1950er-Jahre

Vor genau 175 Jahren - am 1. Mai 1843 - wurde die heutige Alte
Staatsgalerie als »Museum der bildenden Künste« eröffnet. Das Jubiläum
ist Anlass für das Museum, die wechselvolle Geschichte des Hauses und
seiner Sammlung am Beispiel wichtiger Wegmarken zu erzählen. Mit rund
90 Gemälden, Graphiken, Fotografien und Archivalien stellt die
Ausstellung dar, wie sich die Staatsgalerie als Haus der Moderne
positionierte, für das sie heute international bekannt ist.

Die Ausstellung gliedert sich in fünf Zeitkapseln, die von den
Gründungsjahren über den Aufbruch in die Moderne am Anfang des 20.
Jahrhunderts in die Zeit des Nationalsozialismus und die Eröffnung der
Neuen Staatsgalerie 1984 bis hin zu dem aktuellen Aufruf »#meinMuseum:
Wir fragen Sie!« reichen. Die Besucherinnen und Besucher können über
Facebook, Twitter und Instagram in einen Dialog über das Museum, seine
Bestände und die Ausstellung treten.

Staatsgalerie Stuttgart

Öffnungszeiten:

10.00-18.00 Uhr

Do Abendöffnung bis 20.00 Uhr, Mo geschlossen

Di + Mi Sonderöffnungen für angemeldete Gruppen ab 9.00 Uhr

 * 

Quelle:

Staatsgalerie Stuttgart

Konrad-Adenauer-Str. 30 - 32, 70173 Stuttgart

E-Mail: info@staatsgalerie.de

Internet: www.staatsgalerie.de
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VORTRAG/288: Wertheim - "Die Farbe Blau in Kunst und Alltag" am 23. Mai 2018


Die Farbe Blau in Kunst und Alltag



Wertheim. Einen Vortrag über die Farbe Blau hält Dr. Constanze
Neuendorf am Mittwoch, 23. Mai, um 19.30 Uhr im Modersohnsaal des
Grafschaftsmuseums. Unter dem Titel "Blau, Blau, Blau sind alle meine
Farben! Die Farbe Blau in Kunst und Alltag" spricht die
Museumsmitarbeiterin und promovierte Kunsthistorikerin über die
kulturhistorische Bedeutung und Anwendung dieser Farbe.

Viele Sprichworte und Redewendungen haben einen Bezug zur blauen
Farbe, aber auch in der Kleidungs- und Kunstgeschichte hat das Blau
besonderen Stellenwert, der sich auch an Beispielen aus der
Museumssammlung belegen lässt. Nach dem etwa einstündigen Vortrag wird
Museumsleiterin Stefanie Arz über das neue Angebot des
Grafschaftsmuseums für Schüler und Familien berichten, bei dem
ebenfalls die Farbe Blau im Mittelpunkt steht.

Der öffentliche Vortrag findet in Kooperation mit dem Historischen
Verein Wertheim statt. Mitglieder erhalten reduzierten Eintritt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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GEGENWIND/749: Brauchen wir eine "linke AFD", um den Rechten das Wasser abzugraben?


Gegenwind Nr. 355 - April 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Buchvorstellung

Brauchen wir eine "linke AFD", um den Rechten das Wasser
abzugraben? 

von Günther Stamer



Andreas Nölke, Politik-Professor an der Goethe-Uni in Frankfurt und
Polit-Kommentator des öffentlich-rechtlichen Senders "Phoenix" hat
unter dem Eindruck der Bundestagswahl ein Buch veröffentlicht, das
versucht, die aktuelle Stimmungslage der bundesdeutschen
Wahl-Bevölkerung zu analysieren und "linkspopuläre" Alternativen zu
entwickeln unter dem Motto: "Vorwärts handeln statt rückwärts denken",
um damit dem "Rechtsruck" entgegen zu wirken. Ein anspruchsvolles
Vorhaben hat sich der Autor da für sein 240 Seiten starkes Buch
vorgenommen. Und der Verlag hat es geschafft, all diese Slogans auch
gut sichtbar auf das Cover zu plazieren.

Der linksgestrickte Leser durchlebt beim Lesen ein Wechselbad der
Gefühle. Binnen weniger Seite schlagen Zustimmung (z.B. Darstellung
der sozialen Schieflage) in Befremden um - vor allem, wenn Nölke sich
in Lage und Denken "der besorgten Bürger" hineinzuversetzen sucht und
seitenweise gute Gründe für den Aufstieg der AFD darlegt.

linkspopulär versus linkspopulistisch

Kernaussage des Buches ist, dass es in der deutschen
Parteienlandschaft eine "linkspopulistische" Lücke gibt, die zu füllen
gilt. "Die erfolgreiche Etablierung einer linkspopulären Position in
der deutschen Politik wäre damit nicht nur ein wichtiger Beitrag zur
politischen Reaktivierung der wirtschaftlich Marginalisierten, sondern
würde zudem auch den weiteren Aufstieg der AFD verhindern." (S. 100)

Der Autor grenzt sich mit dem von ihm gewählten Begriff "linkspopulär"
entschieden von gängigen Zuschreibungen zum Begriff "Populismus" ab,
der seiner Auffassung nach zu einem pauschalen Kampfbegriff geworden
ist, der gegen alles ins Feld geführt wird, was vom neoliberalen
Konsens der etablierten Parteien abweicht. Er versteht im Gegensatz zu
"linkspopulistisch" z.B., dass statt Dauerkritik, Scheinlösungen,
Vereinfachungen und Slogans eine linkspopuläre Position potentiell
realisierbare Lösungen vorlegen muss.

Armut und Abstiegssorgen in Deutschland und wahlpolitischer
Rechtsruck

Nölke beginnt sein Plädoyer für eine linkspopuläre Strategie in dem
mit "Armut und Abstiegssorgen in Deutschland" betitelten
Eingangskapitel. "Ausgangspunkt einer linkspopulären Position sind
Sorgen um den weniger privilegierten Teil der deutschen Gesellschaft.
Arme und Benachteiligte hat es in Deutschland immer schon gegeben,
aber selten hatte man den Eindruck, dass ein Teil der Gesellschaft so
gründlich abgehängt wurde und dass sich die Schere zwischen Arm und
Reich so weit geöffnet hat wie heute. Die soziale Frage ist zurück auf
der politischen Agenda. Nicht nur harte sozioökonomische Fakten in
Bezug auf Armut und Ungleichheit sind hier zu nennen, sondern auch
subjektive Abstiegsängste" (S. 9). Im Folgenden werden aktuelle Daten
zur sozialen Spaltung der deutschen Gesellschaft in komprimierter Form
referiert (so u.a. aus dem Armuts- und Reichtumsbericht 2017 der
Bundesregierung sowie aus Erhebungen der Hans-Böckler-Stiftung).

Darauf fußend, nimmt sich Nölke dann - insbesondere unter dem Eindruck
der "Flüchtlingskrise - den "Abstiegsängsten der Abgehängten und
besorgten Menschen" an und konstatiert eine "Krise progressiver
Politik."

"Eigentlich sollte man annehmen, dass das im ersten Kapitel
geschilderte Armutsproblem, die gravierende Ungleichheit und die
zunehmenden sozialen Abstiegsängste dazu führen, dass progressive
Parteien wie die Linkspartei einen Wahlsieg nach dem anderen
einfahren. Das ist aber nicht so. Im Gegenteil, wir sehen mit dem
Aufstieg der AFD und den Wahlniederlagen von SPD und Linkspartei de
facto einen Rechtsruck in der deutschen Parteienlandschaft. Während
die Parteien links der Union (Linkspartei, SPD und Grüne) im alten
Bundestag noch eine knappe Mehrheit der Mandate besaßen (320 von 630),
ist ihr Anteil im neuen Bundestag auf gut vierzig Prozent gesunken
(289 von 709)" (S. 41).

Als Kern der Krise der Wahlergebnisse des "Linksblocks" wird "die
Wahlabstinenz (...) und die Apathie der untersten Gruppen der
Bevölkerung, die nicht mehr gegen ihr Schicksal aufbegehren, sondern
sich eher aus der Politik völlig zurückziehen, ausgemacht" (S. 42) und
Nölke prophezeit, dass damit die politische Basis für progressive
Politik auch langfristig gravierend geschwächt werden wird.

Traditionelles Links-Rechts-Schema bedarf einer Weiterung

Theoretische Grundlage für Nölkes Projekt einer linkspopulären Politik
ist seine Überlegung, dass man der traditionellen
Links-Rechts-Dimension in der Politik eine zweite Dimension zur Seite
stellen muss, und zwar die Gegenüberstellung von Kosmopolitismus und
Kommunitarismus. Er verdeutlicht dies am Beispiel der Migrationsfrage.
Für Kosmopoliten sind "offene Grenzen" positiv besetzt, Flüchtlinge
werden grundsätzlich als Bereicherung gesehen und nicht als
Konkurrenten oder Bedrohung. Kommunitaristische Positionen zeigen
dagegen eine ausgesprochene Skepsis gegenüber der Globalisierung und
betonen die Bedeutung lokaler und nationaler Demokratie und
Solidarität. Letztere könne daher auch gegenüber Migranten nicht
grenzenlos sein.

"Im deutschen Parteiensystem fehlt eine Partei, die linke Positionen
in der sozialen Frage mit einer kommunitaristischen Haltung
kombiniert. Alle Wähler, denen eine kommunitaristische Positionierung
wichtig ist, sind bisher durch Abwesenheit einer solchen
Parteiposition 'gezwungen', die AFD zu wählen, selbst wenn sie deren
Extremismus und die wirtschaftsliberale Positionierung nicht teilen,"
schlussfolgert der Autor (S. 83). Und er verweist darauf, dass es in
anderen europäischen Ländern durchaus Parteien gibt, die linke und
kommunitaristische Positionen vertreten wie z.B. Enhedslisten
(Dänemark), PTB (Belgien), SP (Niederlande) oder Cinque Stelle
(Italien). Es bleibt das Geheimnis des Autors, warum er diese höchst
unterschiedlichen Parteien - von der kommunistische PTB bis hin zur
neoliberalen Cinque Stellen - in seinen Topf der "Linkspopulären"
wirft.

Linkspopuläre Grundprinzipien 

In seinem Buch entwickelt Nölke dann Grundprinzipien, die
linkspopuläre Politik ausmachen sollten. Dieses sind:


	Das Primat des Nationalstaates gegenüber EU und supranationalen Zusammenschlüssen.

	Abstufungen der Solidarität in einer globalisierten Welt. "Deutsche Arme first."

	Ein binnennachfrageorientierter Umbau der deutschen Wirtschaft.

	Die Revitalisierung des öffentlichen Sektors in der Wirtschaftspolitik

	Die Entmachtung der Finanzmärkte. Ein erster Schritt wäre die Einführung einer Transaktionssteuer.

	Migration: Keine offenen Grenzen - aber Mitmenschlichkeit mit Geflüchteten.

	Konzentration der Bundeswehr auf defensive Landes- und Bündnisverteidigung. Keine weitere Osterweiterung der NATO und Schluss mit "humanitären Interventionen".



Diese Prinzipien werden von Nölke im zweiten Teil des Buches dann im
Einzelnen weiter ausgeführt. Darunter ist viel Bedenkenswertes aber
auch viel Fragwürdiges.

Berührungspunkte linkspopulärer Positionen sieht Nölke mit Teilen der
SPD und - mit Abstrichen - bei der Linkspartei. "Linkspopuläre
Positionen lassen sich auch als 'alt-sozialdemokratische' Positionen
bezeichnen, die die Sozialdemokratie vor ihrer
wirtschaftsliberal-kosmopolitischen Wende - insbesondere unter Kanzler
Schröder - eingenommen hatte" (S. 226). Weniger optimistisch ist er in
Bezug auf Die Linke: "Ein großer Teil der politischen Energie der
Linkspartei, insbesondere ihres marxistischen Flügels, geht nicht in
die Entwicklung konkreter Problemlösungen, (...) sondern eher in eine
intellektuelle terminologisch oft hermetische und mitunter auch etwas
selbstgerechte Gesellschaftskritik. Hier geht es dann beispielsweise
um die Veränderung der Eigentumsverhältnisse" (S. 229). Allein ein
kleiner Kreis um Sahra Wagenknecht und Oskar Lafontaine sieht er als
Verbündete. Und wenn man sich seine Liste der linkspopulären
Prinzipien ansieht, ist eine "Seelenverwandtschaft" mit der Familie
aus dem Saarland durchaus festzustellen.

AFD wird verharmlost

Was die Bewertung der AFD anbelangt, so beschränkt sich Nölke darauf,
sie von ihrer Wählerschaft her zu definieren und blendet vollständig
ihre rassistisch-chauvinistische Programmatik, ihr entsprechendes
Führungspersonal und vor allem ihre gesellschaftliche Funktion aus.
Und wenn man dann noch die rechten und rassistischen Ausfälle der
AfD-Funktionäre im Bundestag, in den Landesparlamenten im öffentlichen
Raum und im Netz zu Grunde legt, so muss sich Nölke durchaus den
Vorwurf gefallen lassen, hier einer Verharmlosung dieser Partei das
Wort zu reden.

Zwar ist sicherlich zutreffend, dass nicht alle Personen, die der AfD
bei Wahlen ihre Stimme gegeben haben, dies aufgrund eines
geschlossenen rassistischen Weltbildes getan haben. Dass sie jedoch
nicht wussten, wie die AfD zu sogenannten Minderheiten steht und wie
sich führende Funktionsträger zum deutschen Faschismus, dessen
Vernichtungsfeldzug und dem industriellen Massenmord an Juden und
anderen positionieren, ist jedoch mit Sicherheit auch nicht der Fall.


Andreas Nölke: Linkspopulär. 

Vorwärts handeln, statt rückwärts denken. 

Westend-Verlag, Frankfurt am Main 2017, 240 Seiten, 18 Euro

 * 
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GLEICHHEIT/6642: USA verhängen neue Sanktionen gegen Iran


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

USA verhängen neue Sanktionen gegen Iran

Von Jordan Shilton

14. Mai 2018



Am Donnerstag, den 10. Mai, kündigte das US-Finanzministerium eine neue
Runde von Sanktionen gegen den Iran an. Damit versucht der
US-Imperialismus, dieses Land zu isolieren und zu unterwerfen. Nur zwei
Tage zuvor hatte Trump den Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen mit dem
Iran erklärt.

Die Sanktionen, die das amerikanische Finanzministerium am Donnerstag auf
seiner Website bekannt gegeben hat, können nicht nur eine Wirtschaftskrise
im Iran auslösen, sondern verschärfen auch die Spannungen der USA mit
Europa.

Die Maßnahmen richten sich gegen sechs Personen und drei Unternehmen im
Iran, die angeblich Beziehungen zur mächtigen Revolutionsgarde und deren
al-Quds-Eliteeinheit unterhalten. Finanzminister Steven Mnuchin warf der
Revolutionsgarde "bösartige Aktivitäten" vor und unterstellte der
iranischen Zentralbank, sie finanziere die Revolutionsgarden über ein
Netzwerk, das Millionensummen in Dollars umtausche und den Garden zur
Verfügung stelle. Mnuchin fügte hinzu: "Wir beabsichtigen, die Iranische
Revolutionsgarde von allen Einnahmequellen abzuschneiden, unabhängig davon,
woher das Geld stammt und wozu es verwendet wird."

Die Sanktionen des US-Finanzministeriums sind ein weiteres Anzeichen dafür,
dass sich Washington auf eine direkte militärische Konfrontation mit
Teheran zubewegt. Nur wenige Stunden zuvor hatte Israel am Morgen desselben
Donnerstags mehrere iranische Stellungen in Syrien angegriffen. Als
Rechtfertigung behauptete die Regierung in Tel Aviv, die al-Quds-Einheit
habe mehrere Raketen auf israelisches Staatsgebiet abgefeuert. Dar war aber
eine Reaktion darauf, dass Israel durch einen Angriff am Dienstagabend nahe
Damaskus bereits acht Iraner getötet hatte.

Bei dem jüngsten Angriff mit 28 israelischen Kampfflugzeugen wurden erneut
achtzehn Ausländer getötet, vermutlich allesamt iranisches Militärpersonal.
Das war bereits der dritte israelische Angriff in weniger als einem Monat
auf iranische Stellungen. Das Weiße Haus ermahnte allerdings in einer
Stellungnahme vom 10. Mai ausschließlich den Iran, die "provokanten"
Aktivitäten einzustellen, und bekräftigte Israels Recht auf
"Selbstverteidigung".

Nicht weniger absurd sind die Versuche des Finanzministeriums, Teheran als
den stärksten destabilisierenden Faktor im Nahen Osten hinzustellen. Die
Sanktionen, die gleichzeitig auch von den Vereinigten Arabischen Emiraten
bekanntgegeben wurden, zielen vorgeblich darauf ab, die Unterstützung der
Revolutionsgarde für "terroristische" Gruppen und iranische
"Stellvertreter" in Syrien, dem Libanon und dem Jemen zu unterbinden.

Obwohl das bürgerlich-klerikale Regime, das im Iran an der Macht ist, nur
als politisch reaktionär bezeichnet werden kann, ist es doch weit
hergeholt, die Unterstützung Teherans für die Hisbollah - die im Libanon
einen beträchtlichen Rückhalt in der Bevölkerung genießt - als Finanzierung
von "Stellvertreterkräften" zu bezeichnen. Dies umso mehr, als die beiden
Staaten, welche diese Behauptung aufstellen, selbst islamistische Milizen
in Syrien mit Millionen Dollar und Waffen unterstützen. Diese
Stellvertreterkräfte führen seit sieben Jahren einen brutalen Bürgerkrieg
für die USA, der schon mehr als eine halbe Million Menschenleben gefordert
hat, um in Damaskus einen Regimewechsel herbeizuführen. In der Bevölkerung
haben sie keinerlei Rückhalt, weshalb sie auch schon eine Reihe von
Niederlagen erlitten haben.

Die Revolutionsgarde spielt außerdem eine beträchtliche Rolle in der
iranischen Wirtschaft. Sie ist in der Bau-, Energie- und
Telekommunikationsbranche aktiv. Deshalb werden die neu verhängten
Wirtschaftssanktionen in erster Linie die iranische Arbeiterklasse treffen.

Am 8. Mai gab Trump in der Rede, in der er seinen Rückzug vom Atomabkommen
bekanntgab, auch die Anweisung zu der vollständigen Wiedereinführung der
Sanktionen gegen die iranische Wirtschaft. Er bezeichnete das Abkommen mit
dem Iran als "schrecklich" und "einseitig" und erklärte, Washington werde
die schwersten Wirtschaftssanktionen gegen die Islamische Republik
durchsetzen. Damit legte er gleichzeitig nahe, dass der nächste Schritt in
diesem Konflikt der Einsatz von militärischen Mitteln sein werde.

Auch Mnuchin machte am selben Dienstag deutlich, dass Washington die
härteste Linie gegen den Iran einnehmen wird. Er kündigte an, dass die
US-Regierung den Flugzeugbauern Boeing und Airbus die Lizenz, mit Teheran
zu handeln, entziehen werde. Trump will auch alle ausländischen Unternehmen
sanktionieren, die weiterhin Geschäfte mit dem Iran machen. Er räumte ein
Zeitfenster von drei bis sechs Monaten ein, um die Operationen
einzustellen.

Der US-Imperialismus hofft, er könne den Iran mit Sanktionen in die Knie
zwingen. Zu seinen räuberischen Forderungen gehören u.a. die Einstellung
des Raketenprogramms und die Unterstützung des Irans für die Hisbollah, die
Hamas und andere ausländische Gruppen. Auf diese Weise möchte Washington
den Iran als Hindernis für die eigenen Hegemonialansprüche aus dem Weg
räumen und die volle Kontrolle über den rohstoffreichen und strategisch
wichtigen Nahen Osten erlangen. Die beiden größten Gegner der USA auf
diesem Weg sind Russland und China, die selbst Interessen in der Region
verfolgen. Wie um diese Ansprüche deutlich zu machen, kündigte die
chinesische Regierung nur einen Tag nach Bekanntgabe der neuen
US-Sanktionen die Eröffnung einer neuen Güterzugroute zwischen West-China
und dem Iran an.

Zweifellos bereitet sich die US-Regierung auf einen offenen Krieg gegen
Teheran vor. Sicherlich wusste Washington im Vorfeld von Israels Plänen, am
Donnerstag die iranische Infrastruktur in Syrien anzugreifen, und gab
grünes Licht für dieses aggressive Vorgehen - nicht zuletzt, weil die
Angriffe die im Land stationierten iranischen Truppen schwächen und es den
USA und ihren islamistischen Verbündeten ermöglichen, ihre Position im
ölreichen Osten des Landes zu stärken.

Trumps Entscheidung, das Iran-Abkommen aufzukündigen und die Sanktionen
wieder einzuführen, stürzt das bürgerlich-nationalistische iranische Regime
in eine Krise. Wie Präsident Hassan Ruhani erklärte, hat das Abkommen von
2015 die Beziehungen des Irans zum Westen verbessert und die
wirtschaftliche Entwicklung angekurbelt. Das Scheitern dieser Strategie
ermutigt Vertreter der Hardliner-Fraktion der herrschenden Elite, jetzt
offener aufzutreten. Dieser Flügel des Regimes hat sich immer gegen die
Zusammenarbeit mit den USA ausgesprochen. Der Oberste Führer des Iran,
Ajatollah Chamenei, äußerte Zweifel an der Bereitschaft Frankreichs,
Deutschlands und Großbritanniens, das Atomabkommen weiter einzuhalten, und
erklärte am 9. Mai in einer Rede: "Ich vertraue auch diesen drei Ländern
nicht." Die iranische Regierung veröffentlichte eine Stellungnahme, in der
sie den europäischen Mächten vorwarf, sie hätten ihre Verpflichtung aus dem
Abkommen nicht einmal vollständig erfüllt, als die USA noch nominell daran
teilgenommen hatten.

Trotz dieses Gepolters ist die iranische Bourgeoisie entschlossen, mit dem
Imperialismus zu einer Einigung zu kommen. Teheran hat bereits an Airbus
appelliert, seine Ankündigung zu bestätigen, dem Land trotz der angedrohten
Sanktionen 100 Flugzeuge zu verkaufen. Außenminister Dschawad Sarif wird
zudem in dieser Woche Europa besuchen, um die Bedingungen für die
Einhaltung des Atomabkommens zu verhandeln.

Die europäischen Mächte, allen voran Frankreich und Deutschland, nahmen
zwar eine kritische Haltung zu Trumps Rückzug vom Iran-Abkommen ein, haben
aber auch klargestellt, dass sie von Teheran weitere Zugeständnisse fordern
werden, falls das Abkommen weiter bestehen soll. Der Grund dafür ist, dass
die Regierungen in Berlin, Paris und London entschlossen sind, ihre eigenen
imperialistischen Interessen im Iran und dem ganzen Nahen Osten nicht
weniger rücksichtslos zu verfolgen.

Die europäischen Mächte reagieren noch schärfer auf die neuen Sanktionen,
da sie ihre wirtschaftlichen Interessen gefährdet sehen. So werden
europäische Konzerne bereits offen aufgefordert, den Sanktionen zu trotzen.
Die EU bereitet sich derweil darauf vor, Maßnahmen zum Schutz europäischer
Unternehmen gegen Bußgelder durch die USA zu ergreifen.

Der französische Finanzminister Bruno Le Maire erklärte am 11. Mai, Europa
sei zu Gegenmaßnahmen bereit, falls die Geschäfte europäischer Konzerne mit
dem Iran amerikanische Strafen nach sich zögen. In einem Interview mit
Europe 1 erklärte er: "Wir müssen in Europa zusammenarbeiten, um unsere
wirtschaftliche Souveränität zu verteidigen. Können wir außerterritoriale
Sanktionen hinnehmen? Die Antwort ist: Nein. Akzeptieren wir, dass die USA
den Wirtschaftspolizisten für die ganze Welt spielen? Die Antwort ist:
Nein. Akzeptieren wir, dass Europa in wirtschaftlicher Hinsicht zum
Vasallen der USA wird? Die Antwort ist: Nein."

Letztes Jahr hat sich das Volumen der französischen Exporte in den Iran im
Vergleich zum Vorjahr verdoppelt, die deutschen Exporte stiegen auf einen
Gesamtwert von etwa 400 Millionen Euro.

Le Maire schlug mehrere Möglichkeiten vor, wie sich die Folgen
amerikanischer Sanktionen abwehren ließen. Zum ersten schlug er ein
gesamteuropäisches Statut gegen die amerikanischen Sanktionen vor, außerdem
brachte er die Gründung einer Aufsichtsbehörde für den europäischen Handel
mit dem Iran ins Spiel, um Europa mehr "finanzielle Unabhängigkeit" von den
USA zu verschaffen. Schließlich sagte er, eine EU-Behörde solle die
Aktivitäten ausländischer Unternehmen überwachen.

Die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel schlug am Freitag bei einer Rede
am Katholikentag in Münster ähnliche Töne zur US-Politik gegenüber dem Iran
an. Sie erklärte, Trumps Entscheidung habe das Vertrauen in die
internationale Ordnung verletzt, und sagte dann: "Wir entscheiden uns auch
in schweren Zeiten für die Stärkung des Multilateralismus."
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40.000 demonstrieren gegen Polizeigesetz in München

Von Markus Salzmann

14. Mai 2018



Am vergangenen Donnerstag demonstrierten in München mehr als 40.000
Menschen gegen das neue bayerische Polizeigesetz (PAG). Organisatoren und
Stadtverwaltung hatten etwa 7000 Teilnehmer erwartet. Doch immer mehr
Menschen nehmen den Aufbau eines Polizeistaats und den hemmungslosen Abbau
von demokratischen Grundrechten nicht mehr einfach hin.

In Nürnberg, Erlangen und Regensburg waren in den letzten Wochen bereits
Tausende auf die Straße gegangen, um gegen die Ausweitung polizeilicher
Befugnisse und den Angriff auf Bürgerrechte zu demonstrieren.

Aufgrund der hohen Zahl von Protestierenden musste die geplante
Auftaktkundgebung am Münchner Marienplatz abgesagt werden. Die Innenstadt
wurde für den Autoverkehr gesperrt. Die Teilnehmer reisten aus ganz Bayern
und anderen Bundesländern an. Vor allem junge Menschen beteiligten sich am
Protest in der bayerischen Landeshauptstadt. Organisiert hatte die
Demonstration das sogenannte "noPAG"-Bündnis, in dem sich Parteien,
Gewerkschaften, Anwaltsverbände, der Bayerische Journalistenverband und
zahlreiche andere Organisationen zusammengeschlossen haben.

An dem von der CSU geplante Gesetz, das am Dienstag im bayerischen Landtag
verabschiedet werden soll, gibt es seit Monaten heftige Kritik. Die
Gesellschaft für Freiheitsrechte (GFF) und der frühere Bundesinnenminister
Gerhart Baum (FDP) planen Verfassungsklagen dagegen.

Juristen bezeichnen das Gesetz als das härteste deutsche Polizeigesetz seit
1945. "Der Charakter der Polizei wird sich vollständig verändern, wir
werden eine Polizei sehen mit Machtbefugnissen, wie es sie seit 1945 nicht
gegeben hat", sagte der renommierte Verfassungsrechtler Hartmut Wächtler.

Tatsächlich ist das PAG in der deutschen Geschichte seit dem Nazi-Regime
beispiellos. Die Befugnisse der Polizei werden nicht nur massiv
ausgeweitet, die Polizeibehörden bekommen auch nachrichtendienstliche
Möglichkeiten.

Durfte die Polizei bislang nur präventiv tätig werden, wenn sie Hinweise
auf eine "konkrete Gefahr" hatte, reicht jetzt eine "drohende Gefahr".
Mussten bisher also konkrete Anhaltspunkte oder sogar eine richterliche
Feststellung vorliegen, damit die Polizei eine Person oder eine Gruppe
überwachen und gegen sie vorgehen konnte, genügt nach dem neuen Gesetz eine
bloße Vermutung.

Mit dem PAG kann die Polizei künftig flächendeckend und ohne nennenswerte
Einschränkungen überwachen. Sie darf bei Demonstrationen filmen, auch wenn
keine Straftaten erwartet werden. Sie darf "Übersichtsaufnahmen" erstellen
und diese mit vorliegenden Bilddateien abgleichen. Dabei dürfen laut
Gesetzentwurf "Systeme zur automatischen Erkennung und Auswertung von
Mustern, bezogen auf Gegenstände und das Verhalten von Personen",
eingesetzt werden.

Polizisten sollen künftig im Einsatz Body-Cams an ihrer Uniform tragen, die
ununterbrochen laufen. Eine gesetzliche Regelung zur Aufbewahrung der
Aufnahmen existiert nicht, sie können also beliebig lang gespeichert und
verwendet werden.

Damit soll auch die gesetzliche Grundlage für die Gesichtserkennung
geschaffen werden. Ähnlich wie in Berlin gibt es in Bayern Pläne,
Gesichtserkennung in öffentlichen Räumen durchzuführen.

Das Ausspähen privater Daten auf Computern soll zukünftig präventiv und
ohne konkreten Verdacht auf eine mögliche Straftat mittels entsprechender
Software, sogenannten Trojanern, durchgeführt werden können. Dabei soll die
Polizei verdeckt "auf informationstechnische Systeme zugreifen, um
Zugangsdaten und gespeicherte Daten zu erheben", so der Gesetzentwurf. Das
gilt auch, wenn die Speicher "räumlich von dem von dem Betroffenen
genutzten informationstechnischen System getrennt sind" - die Daten also in
der "Cloud" liegen. Dabei können Daten auch manipuliert oder gelöscht
werden.

Neu ist darüber hinaus, dass die Polizei Pakete und Briefe ohne
richterliche Genehmigung beschlagnahmen kann, auch das schon bei "drohender
Gefahr". Dies hebelt das bislang geltende Postgeheimnis völlig aus. Unter
denselben Voraussetzungen darf die Polizei künftig ohne erfolgte Straftat
in die Telekommunikation eingreifen und "Kommunikationsverbindungen durch
den Einsatz technischer Mittel unterbrechen oder verhindern".

Zentrales Element des PAG ist die Zusammenarbeit der Polizei mit anderen
staatlichen Stellen. Zukünftig sollen personenbezogene Daten jederzeit und
ohne jeden konkreten Verdacht an Geheimdienste im In- und Ausland
übermittelt werden können.

Parallel dazu soll die Polizei selbst geheimdienstliche Mittel einsetzen
können. So soll sie in Zukunft verstärkt mit verdeckten Ermittlern unter
Vorspiegelung einer falschen Identität arbeiten, wiederum ohne
richterlichen Beschluss. Damit sollen gezielt Diskussionen in sozialen
Netzwerken oder Treffen politischer Gruppen ausspioniert werden.

Das PAG ist der bisherige Höhepunkt einer massiven inneren Aufrüstung. Im
Juli letzten Jahres führte die Staatsregierung die sogenannte
"Unendlichkeitshaft" ein. Danach können Verdächtige bis zu drei Monate in
Haft genommen werden, anschließend muss wieder ein Richter entscheiden, ob
die Haft verlängert wird - eine Höchstfrist gibt es nicht mehr. Eine
tatsächliche Straftat muss auch hier nicht vorliegen.

Auf die große Beteiligung an der "noPAG"-Demonstration reagierte die
Landesregierung mit offener Verachtung für die Teilnehmer und das
Demonstrationsrecht. Innenminister Joachim Herrmann (CSU) beschuldigte
Kritiker des PAG der Verbreitung von "Lügenpropaganda" und warf ihnen vor,
sie hätten "unbedarfte Menschen in die Irre geführt". Regierungspolitiker
bekräftigten ihre Entschlossenheit, das Gesetz ungeachtet der breiten
Opposition unter allen Umständen durchzusetzen.

Der Demonstration hatten sich auch die SPD, die Grünen, Die Linke und
selbst die FDP angeschlossen, die sich davon Stimmen bei der bevorstehenden
bayrischen Landtagswahl erhoffen. Tatsächlich sind diese Parteien daran
beteiligt, im Bund und in den Ländern, in denen sie in der Regierung
sitzen, ähnliche Gesetzesvorhaben zu verabschieden. Das bayerische
Polizeigesetz dient dabei als Vorlage.

Das bayrische PAG wurde unter Federführung des früheren Ministerpräsidenten
Horst Seehofer (CSU) ausgearbeitet, der in der großen Koalition im Bund
inzwischen das Innen- und Heimatministerium führt. Es vergeht kein Tag, an
dem er nicht auch in Berlin den "starken Staat" propagiert. Dabei hat er
die volle Unterstützung der SPD. Nach Seehofers Antrittserklärung als
Innenminister Ende März erklärte Eva Högl im Bundestag im Namen der 
SPD-Fraktion: "Herr Seehofer, wir freuen uns auf die Zusammenarbeit mit Ihnen."
Gemeinsam "mit den Bundesländern" wolle man "Polizei, Justiz und die
Sicherheitsbehörden besser ausstatten".

In Sachsen, wo die SPD gemeinsam mit der CDU regiert, liegt der Entwurf
eines Polizeigesetzes, das dem bayrischen bis ins Detail gleicht, bereits
vor. Und auch in Nordrhein-Westfalen, wo ein Bündnis von CDU und FDP die
Landesregierung führt, gibt es einen ähnlichen Entwurf. Auch Die Linke
unterstützt die Forderung nach mehr Polizei.

Ursache für den Aufbau eines Polizeistaats sind die wachsenden sozialen
Gegensätze und die Rückkehr zum Militarismus. Sie vertragen sich nicht mit
Demokratie. Die herrschende Klasse bereitet sich wieder darauf vor, den
Klassenkampf und politischen Widerstand gewaltsam zu unterdrücken.
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für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Das "Manifest der 100"

Der antifeministische Backlash in Frankreich

von Marie-Meier



Ein Schwerpunkt der Graswurzelrevolution Nr. 424 vom Dezember 2017
solidarisierte sich mit der #MeToo-Kampagne gegen sexualisierte
Gewalt. Mit der #MeToo-Kampagne gelang es dem Feminismus, weltweit in
die gesellschaftliche Offensive zu gehen. Inzwischen gibt es jedoch
auch einen weltweiten Backlash. Besonders stark ist er in Frankreich,
wo prominente Frauen ein "Manifest der 100" veröffentlichten, das auch
in deutschen Medien "erleichtert" willkommen geheißen wurde
(z.B.: "Endlich sagt jemand die Wahrheit über #MeToo", in: "Die Welt",
10.1.2018). Hier folgt eine Analyse des seit Jahren aggressiver
werdenden Antifeminismus in Frankreich. (GWR-Red.)


Am 9. Januar 2018 druckte die Tageszeitung "Le Monde" ein
"Manifest" von 100 Frauen ab, die verbale und sexuelle Belästigungen
als Bestandteil der (französischen) Verführungsrituale von Männern
verteidigten.

Vergewaltigung sei ein Verbrechen, verkündete zwar der Text. Aber
hartnäckige und ungeschickte Anmache sei kein Delikt und Galanterie
keine machistische Aggression.

Mit der Weinstein-Affäre, so heißt es dort weiter, hätten die Frauen
die Möglichkeit erkämpft, erlebtes Unrecht zu denunzieren, doch genau
diese Freiheit werde von Puritanern (man schielt in Richtung USA)
genutzt, um umgekehrt eine "politically correct"-Festung zu errichten,
in der man nicht mehr reden dürfe wie einem der Schnabel gewachsen
ist, und wo Frauen allgemein auf die Rolle der armen Opfer festgelegt
würden.


 #balancetonporc als puritanische Bedrohung

In Frankreich heißt #MeToo #balancetonporc: "Denunzier dein Schwein!"
Laut dem "Manifest der 100" habe die #MeToo-Welle in der Presse eine
Hetzkampagne ausgelöst, deren bemitleidenswerte Opfer sich nicht
wehren könnten und, ganz gleich welches Vergehen ihnen vorgeworfen
wird, auf gleicher Stufe stünden wie die ärgsten Vergewaltiger. Dabei
hätten sie oft nur ohne Erlaubnis einer Frau die Hand aufs Knie gelegt
oder sich einen Kuss "erstohlen", ein paar verbale Schweinereien von
sich gegeben, ein paar sexuelle Nachrichten verschickt, ohne sich
darum zu scheren, dass die Adressatinnen darauf keine Lust hatten.

Im Manifest geht es um die Angst vor Puritanismus, vor religiösem
Fanatismus, den Feinden der Freiheit, der sexuellen Freiheit und dem
Gefangensein der Frauen in der Opferrolle.

Der Vorwurf lautet, es entwickle sich eine "Zensur" von Kunstobjekten
und Kunstwerken, wie den Filmen von Roman Polanski. Im Namen der
Verführungskunst, so geht der Text weiter, müsse die Freiheit zu
verletzen, zu kränken, verteidigt werden. Frauen seien schließlich
keine Weicheier und steckten sowas locker weg.

Eine Frau kann also, so gesehen, am gleichen Tag ein Männerteam
rumkommandieren, auf gleichem Gehalt bestehen, in der Métro von einem
armen Schwein belästigt werden, und sich abends voller Leidenschaft
ein bisschen von ihrem Geliebten rumschubsen lassen. Geht alles. Sogar
ohne Trauma. Easy.

Es wird im Manifest darauf gepocht, dass man sehr selbständig und
emanzipiert sein kann, ohne die Männer zu hassen (wo stand nochmal,
dass, wenn frau ihr Schwein denunziert, sie alle Männer hasst?). Es
wird sogar vorgeschlagen, den Töchtern beizubringen, ohne eigene
Schuld und Scham mit der Freiheit der Männer umzugehen. Leider steht
dort aber nicht, wie das gehen soll.

Und für die "Unfälle" (sic!), die unseren Frauenkörpern zustoßen
können, müssten wir uns nicht für ewig in der Opferrolle begraben,
denn, ja, unsere innere Freiheit sei grenzenlos und wir liebten sie
sehr, mit allem Risiko und der damit verbundenen Verantwortung.

Unterschrieben war dieses Manifest von Schriftstellerinnen wie
Catherine Millet, Schauspielerinnen wie Catherine Deneuve,
Journalistinnen, Kunstkritikerinnen, Psychoanalytikerinnen etc. - von
lauter Frauen also, die tagtäglich in der Métro mit Eleganz ihren
Arsch hinhalten für arme, von sexueller Not gebeutelte Schweine. Die
sie nicht denunzieren möchten, dann das gehöre einfach zur Freiheit
der Männer!

Unter diesen hundert Frauen befindet sich eine überwältigende Mehrheit
von Intellektuellen und Frauen in gehobenen gesellschaftlichen
Positionen, obwohl sie das Gegenteil behaupten. Nicht Opfer sein,
nicht dramatisieren, verkündet der Text. Gegen ihren Willen angefasst
werden, sei ein "Nicht-Ereignis", und die Täter dieser
"Nicht-Ereignisse" arme Schweine, die unter sexueller Not litten.
Natürlich wolle man niemandem die traumatischen Erlebnisse aberkennen,
aber mal ehrlich: So schlimm sei das doch alles nicht. Ein
"gestohlener" Kuss, eine Hand am Hintern, daraus müsse man kein Drama
machen; man könne es doch auch positiv sehen, sozusagen als
Kompliment, als festen Bestandteil der französischen Verführungskunst,
die weit zurück reicht, bis hin zum Marquis de Sade.

Wie oft fährt Catherine Deneuve mit der Métro nach Hause?


Ein Meilenstein des französischen Antifeminismus - oder: Die
französische Kunst der Verführung

Als Dominique Strauss-Kahn (in Frankreich nur kurz "DSK" genannt),
ehemaliger Chef des Internationalen Währungsfonds und aussichtsreicher
französischer Präsidentschaftskandidat, 2011 in New York von der
Reinigungskraft eines Hotels, Nafissatou Diallo, der Vergewaltigung
beschuldigt wurde, erhoben sich zahlreiche Stimmen aus Presse und
Prominenz zu seiner Verteidigung.

Der Journalist J.F. Kahn sprach von einem banalen Zwischenfall, wo
eine Untergebene von einem Höhergestellten genotzüchtigt wurde, wie
das früher der Fall war, zu der guten alten Zeit, als Männer ihre
Dienerinnen und Angestellten nach Lust und Laune zum Sex zwingen
konnten.

Die Berichterstattung in den Medien war ein eklatantes Beispiel für
Klassismus: So ein gebildeter Mensch sei dieser DSK; und wer wisse
schon, was dieses Zimmermädchen im Sinne hatte; womöglich sei sie
manipuliert gewesen, oder auf Geld aus? Und selbst wenn nichts von
alledem stimmt - wie schade doch, einem so wichtigen Mann die Karriere
zu versauen.

Ein Mann, der die Frauen liebt - so hieß es auch -, und dem ein
Ausrutscher passiert sei. Wie sich später bestätigen sollte, liebte er
Frauen zwar sehr, verstand aber nicht, wenn sie nein sagten. Die
Journalistin Tristane Banon entging 2003 nur knapp einem
Vergewaltigungsversuch von DSK, machte das aber erst im Zuge des
Diallo-Skandals öffentlich.

Wieder andere sahen in diesem "Vorfall" eine Attacke auf die
Sozialistische Partei im Vorwahlkampf - aufgrund dieses Frauenhelds,
der in eine Falle getappt sei, nichtsahnend aus der Dusche kommend,
und der sich nicht habe beherrschen können angesichts der inszenierten
Versuchung.

Und dann auch hier wieder die Angst vor dem US-amerikanischen
Puritanismus: Wenn man nicht mal mehr ein bisschen Spass haben kann!
Diese US-Amerikaner*innen haben wirklich keinen Sinn für Humor - und
für raffinierte Sexualpraktiken.

Die betroffene Frau, Nafissatou Diallo, war in all diesen Debatten zum
Objekt degradiert. Es ging nicht um sie.

Glaubt man den französischen Medien, so tobt in den USA ein
Geschlechterkrieg, wohingegen in Frankreich, laut der Feministin Irène
Théry in einer Kolumne der Zeitung "Le Monde", ein Feminismus gelebt
werde, der nicht nur zerebral sei, der die Sackgassen des "politically
correct" ablehne und zwar gleiche Rechte, aber asymmetrische Freuden
der Verführung anstrebe; zwar den absoluten Respekt der Zustimmung,
aber auch die wundervolle Überraschung gestohlener Küsse.

Von Machtverhältnissen ist bei Frau Théry natürlich nicht die Rede.
Und was sie mit Nafissatou Diallo, der Reinigungskraft, gemeinsam hat,
sieht Frau Théry nicht. Zu dieser Kolumne steht Frau Théry übrigens
immer noch.

In den Neunzigerjahren wurde von der Historikerin Mona Ozouf und der
Philosophin Elisabeth Badinter behauptet, eine Umsetzung der
Gender-Theorie sei in Frankreich unmöglich. Das wurde damit begründet,
dass es im Gegensatz zu den USA keinen Geschlechterkrieg gebe - und
zwar deshalb, weil Französinnen keine Prinzipien-reitenden und
Machtstrukturen-analysierenden Feministinnen seien und subtilere
Umgangsformen mit Männern pflegten.

Diese Gegenüberstellung von verklemmten Puritaner*innen in den USA und
schelmischen Verführer*innen aus Frankreich ist bis heute eines der
Hauptargumente von Antifeminist*innen aus Kunst und Kultur. Und dass
sich gerade Frauen gegen die Political Correctness erheben, liegt am
verbreiteten Klischee der (meist US-amerikanischen oder manchmal auch
deutschen) Feministin, die Männer hasst (jawohl, alle), die hässlich
ist, behaarte Beine hat, möglicherweise intolerant und lesbisch ist
und keinen Humor hat. Frau sollte in Frankreich aber eher elegant,
vornehm, hetera, unbehaart und tolerant sein. Ein bisschen wie
Catherine Deneuve.


La Manif pour tous - "Die Demo für alle"

"Die Demo für alle" ist der irreführende Titel einer Bewegung, die
2013 von der gleichnamigen Organisation ins Leben gerufen wurde und
sich neutral geben wollte. Demonstrieren sollte jede*r, und zwar gegen
die "Ehe für alle", die gesetzlich erlaubte Ehe für schwule und
lesbische Paare, die der damalige Präsident Hollande (PS) vor seiner
Wahl versprochen und dann auch umgesetzt hatte.

Vor allem katholische und neofaschistische Gruppen riefen aktiv zu
diesen Demos auf, betonten aber immer wieder, dass es sich nicht um
eine politische Bewegung handle, sondern um eine spontane Reaktion des
"Volkes", angeblich mit Menschen aus allen Schichten und Richtungen,
die vereint gegen die Bedrohung des Landes durch die Ehe für
homosexuelle Paare kämpfen wollten.

Große Demonstrationen fanden statt im Namen der Rettung des
Abendlandes und gegen die Verrohung der Sitten, wobei es vor allem um
die Rolle der Geschlechter und die Fortpflanzung ging. Eine der
Hauptparolen der Demos hieß: "Ein Vater + eine Mutter: Kinder soll man
nicht belügen." Das traditionelle Familienbild sollte beschützt
werden, und es sollte verhindert werden, dass homosexuelle Paare
Familien gründen und Kinder zeugen oder adoptieren könnten. Die Rolle
der Frau als Gefährtin ihres Mannes und Mutter wurde speziell
hervorgehoben. Um dies auch visuell zu verdeutlichen, gab es einen
Dresscode bei diesen Demos: rosa für die Frauen, blau für die Männer.

Die Massendemos hörten auf, nachdem das Gesetz verabschiedet wurde.
Die Vereinigung blieb jedoch aktiv und pflegte die Nähe zu rechten
Politikern wie Nicolas Sarkozy oder François Fillon, organisierte
Aktionen gegen die Abtreibung und vor allem gegen künstliche
Befruchtung für Lesbenpaare oder alleinstehende Frauen.

In den Statuten der Organisation geht es vor allem um den Schutz "des
Kindes" und der Familie. Alleinstehende Mütter zum Beispiel fallen
nicht in die Kategorie "Familie". Von gleichgeschlechtlichen Paaren
ganz zu schweigen.


"Les Antigones" - ein neuer Essentialismus

Im Mai 2013 musste der Pariser Treffpunkt der feministischen
Aktionsgruppe "Femen" von der Polizei vor einer Gruppe von Frauen
beschützt werden, die sich zwei Tage später in einem Internet-Video
vorstellte: "die Antigonen". Es waren in Weiß gekleidete junge Frauen,
die "Femen" vorwarfen, alle Frauen durch ihre Aktionen zu
diskreditieren, sich unweiblich zu verhalten, würdelos und vulgär zu
sein und durch ihre freizügige Sexualität und ihr provokatives
Verhalten zum Untergang der Zivilisation beizutragen.

Es war eine Art Kriegserklärung an "Femen", untermauert durch
stockkonservative Ansichten vor Frauen, die sich vor allem als Töchter
ihrer Väter, Schwestern ihrer Brüder, Ehefrauen ihrer Ehemänner und
Mütter ihrer Söhne sahen - innerhalb eines Weltbilds, in dem die
Familie, die Nation und die Religion den Rahmen bilden. Bescheidenheit
und Eleganz, sexuelle Abstinenz und politische Neutralität - so in
etwa stellt sich eine solche "Antigone" die Frau als perfekte
Begleiterin und Ergänzung des Mannes vor, um Frankreich vor dem
Untergang zu retten. Frauen sollten nicht gegen Männer um Rechte
kämpfen, sondern sich komplementär zu ihnen verhalten.

Diese jungen Frauen meistern ihre Kommunikation: Facebook, Webseite,
YouTube-Videos. In weißen, wallenden Gewändern verkünden sie, dass sie
rein und schön wirken möchten. Denn Frauen seien schön, so ihre
Erklärung, und Weiß sei auch eine Farbe, die Fruchtbarkeit
symbolisiere und allen Frauen stehe.

Nach eigener Aussage seien die "Antigonen" unpolitisch, obwohl sie die
Manif pour tous gutheißen. In ihren Reihen gibt es viele
praktizierende Katholikinnen, aber auch junge Frauen aus der
neofaschistischen Szene.

Am 8. März 2018 veröffentlichten "die Antigonen" auf ihrer Webseite
einen Text zum Internationalen Frauentag, in dem sie anprangerten,
dass Frauen heutzutage Rechte einfordern, die Männer nicht haben: das
Recht abzutreiben, oder sich künstlich befruchten zu lassen. Zu #MeToo
meinen sie, dass die Debatte zwischen Legalismus und dem daraus
folgenden Verbot der Anmache einerseits, versus der Freiheit, Frauen
zu belästigen, andererseits dem Staat zuviel Macht einräume und die
Komponente der menschlichen Natur außer Acht lasse. Als Beispiel
führten sie den griechischen Mythos der Antigone an, die ihrer
Interpretation nach nicht ein menschliches Recht einfordere, ihren
Bruder zu begraben, sondern gemäß dem "natürlichen" Recht einer
Schwester, ihren Bruder zu beerdigen, die geltenden Gesetze ignoriert.

So berufen sie sich auf das "natürliche" Recht der Familie als
wichtigste Instanz, die zugleich das Fundament des bestehenden Staates
sein müsse.


Die Maskulinisten

Die Maskulinisten in Frankreich berufen sich oft auf die kanadischen
Maskulinisten. In deren Sichtweise sind die Männer die großen
Verlierer der Gleichberechtigung und Opfer der Feministinnen.

Durch die Siege der feministischen Bewegung seien Frauen jetzt in
allen Bereichen an der Macht und unterdrückten die Männer.

Diese erstaunliche Analyse setzte sich in den letzten Jahren in
diversen Strömungen durch. Am bekanntesten wurde in dieser Hinsicht
die Vereinigung "SOS Papa", die 2013 ins Medienlicht rückte, als
mehrere Männer auf Kräne oder Dächer stiegen, um das Besuchsrecht bei
ihren Kindern einzufordern. Besagtes Besuchsrecht war in einigen
Fällen entzogen worden, aufgrund von Gewaltakten, Bedrohungen gegen
die Mutter oder Kidnapping.

Das Medienecho war überraschenderweise riesig, weitaus größer als bei
der jährlichen Veröffentlichung der Zahlen zu Mord und Totschlag an
Frauen zum Beispiel, wie wir frustrierten Feministinnen uns nicht
verkneifen konnten, zur Kenntnis zu nehmen.

"SOS Papa" sieht sich einerseits als Vereinigung von Opfern eines
Systems, das im Falle einer Scheidung oder Trennung alle Macht den
Müttern einräumt, und gleichzeitig als heldenhafte Vereinigung von
Männern, die dadurch, dass sie für ihre Vaterrolle kämpfen, gleich
noch die Zivilisation, die Familie und fast die Welt retten. Besagte
Vaterrolle steht dabei durchgängig im Gegensatz zu Frauen, die sich
trennen wollen. Hervorgehoben werden hier nur die Rechte der Väter.
Von ihren Verpflichtungen, zum Beispiel Unterhaltsbeiträge für die
Kinder, ist nie die Rede. Von den Rechten der Mütter ganz zu
schweigen.


Die Debatten um die inklusive Sprache

Ende September 2017 kam es in Frankreich zu einer heftigen Polemik,
als ein Verlag das erste Schulbuch in inklusiver Sprache herausbrachte
- ein Geschichts- und Geographiebuch für Neunjährige.

Raphaël Eindhoven, ein konservativer Politiker, reagierte erbost in
einer Radiosendung von Europe 1, einem der meistgehörten Sender
Frankreichs. Er klagte die inklusive Sprache an, die französische
Sprache und somit Denkweise zu verarmen und sprach von tugendhaftem
Negationismus. Er verglich die inklusive Sprache mit Orwells
"Neusprech" im Roman "1984" und warnte vor einer Verblödung der
Schüler*innen. Seine Aussagen lösten einen Sturm von Reaktionen aus,
leider die meisten in seinem Sinne.

Die "Académie française", eine Gelehrtengesellschaft, deren Aufgabe
seit 1634 darin besteht, die französische Sprache zu pflegen und über
ihre Vereinheitlichung zu wachen, veröffentlichte eine Warnung, die
französische Sprache schwebe in Todesgefahr. Es sei hier betont, dass
erst 1980 die erste Frau in diese Gesellschaft gewählt worden ist und
die Zahl der Frauen bis heute acht nicht überschritten hat,
Verstorbene mit eingerechnet. Die Gesamtzahl der Mitglieder beträgt
vierzig "Akademiker".

Der gegenwärtige Erziehungsminister Präsident Macrons, J.-M. Blanquer,
verkündete in einem Tweet, es gebe nur "eine einzige Sprache, eine
einzige Grammatik, eine einzige Republik" und sprach sich gegen die
Anwendung der inklusiven Sprache im Schulsystem aus, gefolgt vom
Premierminister, der die inklusive Schreibweise für offizielle
Dokumente verbieten will.

Konservative Zeitungen wie "Le Figaro", die oben bereits erwähnte
Bewegung Manif pour tous und alle möglichen, mehr oder weniger
bekannten Vereinigungen, nicht nur von Rechts, ballerten mit einer
Vielfalt von Behauptungen in den Medien drauflos. Wie auch in
Deutschland wurde das "Argument" des generischen Maskulinums
hervorgekramt: Wozu brauche man denn eine inklusive Schreibweise? Das
Maskulinum sei doch inklusiv, da es sowohl weiblich wie auch männlich
bezeichnen würde.

In Frankreich gibt es kein Neutrum und die Grammatikregel lautet:
"Männlich übertrumpft weiblich". Ein beliebtes Beispiel von misogynen
Französischlehrern lautet: Wenn hundert Frauen und ein Hund nass
werden, wird das Adjektiv "nass" wegen dem Hund (männlich, wie auf
Deutsch) männlich akkordiert. Durch diese Regel können viele absurde
Situationen entstehen, weil die Gegenwart einer einzigen (grammatisch)
männlichen Figur die Deklination des Satzes diktiert.

Die Hierarchisierung, die den Feministinnen zur Genüge aufgetischt
wurde, ist heute wieder en vogue. Man habe doch wichtigere Forderungen
zur Gleichheit der Geschlechter, als an der Grammatik zu feilen,
schließlich seien gleiche Gehälter immer noch nicht die Regel. Immer
schön eins nach dem anderen.

Die französische Sprache sei schließlich schwer genug. Mit der
inklusiven Schreibweise schrecke man die Leute ab, Französisch zu
lernen und stürze Schulkinder in größte Schwierigkeiten. Dieselben
Pädagog*innen, die sich hier zu Wort melden, lehren jedoch extrem
unlogische und schwierige Rechtschreibregeln, die sich durch nichts
rechtfertigen lassen außer einer unhinterfragten "Tradition", und die
das Erlernen der französischen Sprache unnötig erschweren.

Die inklusive Sprache sei ineffizient, so heißt es weiter, sie ändere
nichts an der Diskriminierung und Benachteiligung. Das sei ja bewiesen
dadurch, dass in Ländern, in deren Sprache ein Neutrum existiert oder
gar die Regel ist, der Platz der Frauen in der Gesellschaft nicht
signifikant bedeutender sei als in Frankreich.

Und auf pseudowissenschaftliche Weise wird dem Ganzen die Krone
aufgesetzt: Es bestehe kein Zusammenhang zwischen Sprache und Denken;
die inklusive Sprache könne gar nicht zu einer Änderung der
bestehenden Verhältnisse beitragen.


Fazit

Sexismus gibt es überall und jedes Land hat seine sexistischen
Besonderheiten. Der Antifeminismus sprießt in Frankreich besonders gut
im Bereich der Kunst und Kultur - und rechts natürlich, sehr rechts
und auf der Seite der Neofaschist*innen, immer genährt mit
Nationalstolz, aber nicht nur.

Der Sänger der links orientierten Kultband "Noir Désir", Bertrand
Cantat, findet zahlreiche Unterstützung in den Medien gegen die
Feministinnen, die vor den Konzerthallen demonstrierten, in denen er
für sein gefeiertes Comback auftrat. Tatsache ist jedoch, dass er im
Sommer 2003 in Vilnius seine Geliebte, die Schauspielerin Marie
Trintignant, zu Tode geprügelt hat. Dafür saß er zwar vier Jahre in
Haft, wird jetzt aber wieder als großer Künstler gefeiert, als wenn
nichts gewesen wäre. Denn, so wird in den Medien argumentiert, den
Künstler und den Straftäter dürfe man nicht miteinander verwechseln;
und man dürfe nicht die Kunst bestrafen für die Taten des Mannes.

Dass aber der Mann von der Kohle profitiert, die der Künstler
einsackt, und auf der Bühne steht, wo er bejubelt wird, stört doch
sehr. Und mal wieder werden Feministinnen als puritanisch dargestellt.
Der Mann habe seine Strafe doch abgesessen und solle seine Kreativität
ausleben dürfen (es geht hier nicht um eine Verteidigung des
Gefängnissystems, aber man vergleiche mal vier Jahre mit anderen
Strafen für Mörder!). Singen sei ja schließlich sein Beruf, so heißt
es weiter. Man faselt von der Kreativität und der Freiheit des
Künstlers. Von der Freiheit Marie Trintignants, nicht zu Tode
geprügelt werden zu wollen - kein Wort! Willkommen in Frankreichs
antifeministischer Medienlandschaft.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Ein Fest für Macron?

Soziale Proteste in Frankreich

von Bernard Schmid



Die Kombination könnte einem bekannt vorkommen: Ähnlich wie im
Spätherbst 1986 oder im November und Dezember 1995 findet in
Frankreich gleichzeitig ein Streik der Bahnbeschäftigten und ein
Protest der Studierenden statt. Ob diese sozialen Bewegungen
allerdings eine vergleichbare Dynamik entfalten können wie damals,
muss vorläufig dahin gestellt bleiben. Die Teilnehmerzahlen bei
berufsgruppenübergreifenden Aktionstagen, wie am 19. April auf den
Aufruf der CGT hin, blieben bislang hinter denen in früheren
Protestjahren (1995, 2003, 2006, 2010) zurück. Doch worum geht es?


Eisenbahnerstreik

Zunächst richtet sich Protest gegen die Versuche der Regierung, Teile
des französischen Schienennetzes kaputt zu sparen. Halbe Regionen
würden dadurch vom Bahnnetz abgeschnitten. Nach vorliegenden Plänen,
die Mitte Februar dieses Jahres auf den Tisch gelegt wurden, sollen
9.000 Streckenkilometer Bahn als "unrentabel" verschwinden. Frankreich
weist derzeit rund 35.000 Streckenkilometer Bahn auf, von denen 30.000
im Betrieb sind. Es waren in der Geschichte schon einmal 42.500
Streckenkilometer, bei der Gründung der Bahngesellschaft SNCF im Jahr
1937. Doch in den 50er, 60er und 70er Jahren erfolgte ein erster
Rückbau, um den motorisierten Individualverkehr zu fördern (und um
massenhaft Pkw zu produzieren). Weitere Teilstilllegungen erfolgten zu
Anfang dieses Jahrhunderts.

Daneben möchte die Regierung in Paris, dass das "Statut", also das
öffentlich-rechtlich abgesicherte Modellarbeitsverhältnis für die
Bahnbeschäftigten, verschwindet. Alle ab 2020 eingestellten
Bahnbeschäftigten sollen privatrechtliche Arbeitsverträge haben.
Bislang gibt das "Statut" den Eisenbahnern eine Jobgarantie - es sei
denn, sie lassen sich schwerwiegende dienstliche Verfehlungen
zuschulden kommen - und minimale Laufbahngarantien. Dabei handelt es
sich um historische Errungenschaften der Arbeiterbewegung.


Medienhetze

In der Öffentlichkeit behauptet nun ein u.a. von der Regierung, aber
auch vielen bürgerlichen Medien geschürter Neiddiskurs, dabei handele
es sich um "historisch überkommene Privilegien". Dies geht einher mit
der Falschdarstellung, die Bahnbeschäftigten erhielten unverdient hohe
Löhne. So wird dort und anderswo regelmäßig behauptet, der
"Durchschnittslohn" von Bahnbeschäftigten liege bei monatlich 3000
Euro netto. Das ist jedoch nur ein mathematisches Mittel zwischen
(weit verbreiteten) niedrigen Löhnen und einigen (relativ wenigen)
hohen Gehältern... und nicht der reale Durchschnitt, der unter
Gewichtung der jeweiligen zahlenmäßigen Bedeutung jeder Lohngruppe
errechnet würde. Real verdienen rund 60 Prozent der Bahnbeschäftigten
weniger als 1.600 Euro monatlich.


Streiktaktik kontrovers

Ein Teil der am Streik Beteiligten zweifelt allerdings an der
Strategie der Gewerkschaften. Vier von ihnen sind bei der
Bahngesellschaft als représentatifs (im Deutschen etwa
"tariffähig") anerkannt. Die Mehrheit unter ihnen, konkret: CGT, CFDT
und UNSA - jedoch nicht die linksalternative Basisgewerkschaft SUD
Rail, die ebenfalls zu den vier anerkannten Gewerkschaften in der
Branche zählt - wählte eine Strategie, die einen festgezurrten
Arbeitskampfkalender vom 3. April bis Ende Juni dieses Jahres
vorsieht: Dabei wechseln sich je zwei Streiktage mit je fünf Tagen
Wiederaufnahme des Verkehrs hintereinander ab.

In der Vergangenheit waren Bahnstreiks eher mit einem unbefristeten
Aufruf zur Einstellung der Arbeit verbunden, und der Verkehr wurde
wieder aufgenommen, wenn die Regierung nachgab - oder wenn eine
Niederlage feststand. Einen solchen, ohne Befristung begonnenen Streik
hätte SUD Rail (unterstützt von einem Teil der CGT) favorisiert. Dazu
kam es bislang jedoch nicht.

Mit der diesjährigen Taktik glauben die Mehrheitsgewerkschaften,
Rücksicht auf die öffentliche Meinung zu nehmen - die gegen den Streik
zu kippen droht - und die Fahrgäste relativ zu schonen.

Ob das nicht nach hinten losgeht? Der Kalender mit 36 geplanten
Streiktagen wirkt lang. In den Medien, den öffentlich-rechtlichen wie
den privaten, bläst den Streikenden trotz allem der Wind ins Gesicht:
Dort wird gebetsmühlenartig das unermessliche Leid der Fahrgäste
beschworen. Das war zwar auch bei früheren Streiks der Fall, verfing
damals jedoch nicht. Doch die Gewerkschaften sind heute schwächer als
etwa beim "historischen" Bahnstreik 1995, die Entsolidarisierung auf
gesamtgesellschaftlicher Ebene ist gewachsen.

Streikteilnehmer berichten ferner, früher hätten Vollversammlungen von
Streikenden alle 24 Stunden über Fortführung oder Einstellung des
Streiks entschieden. Nun, wo der Kalender durch die
Gewerkschaftsführungen "von oben" festgelegt worden sei, bleibe diese
Dynamik aber aus. Die aktive Beteiligung an der Basis sei deswegen
geschrumpft, die Versammlungen seien geschrumpft.


Protest der Studierenden

Rund 15 von insgesamt 70 Universitäten - in Frankreich gibt es rund
100 Hochschulstandorte, zusammen mit ausgelagerten Fachschaften und
den, ungefähr mit deutschen Fachhochschulen vergleichbaren,
instituts universitaires techniques sind es sogar 400) sind
seit Ende März/Anfang April mit Vorlesungsboykott, Blockaden und zum
Teil protestbedingten Prüfungsverschiebungen konfrontiert.

Worum geht es da? Ein Gesetz unter dem Kürzel ORE (Abkürzung für
"Orientierung und Erfolg der Studierenden"), beschränkt ab dem
kommenden Herbst den Hochschulzugang. Es wurde, nachdem es im Februar
2018 von beiden Kammern des Parlaments verabschiedet worden war, am
8. März von Staatspräsident Macron unterzeichnet und ist damit in
Kraft. Allerdings findet es derzeit noch keine Anwendung, da keine
Auswahl beim Hochschulgang im bereits laufenden Schuljahr (2017/18)
mehr stattfindet. Ab dem Frühsommer 2018, wenn die Auswahlvorverfahren
und -verfahren beginnen, wird der von diesem Gesetz vorgesehene
Auswahlmechanismus über die Internetplattform Parcoursup (abgekürzt
für "Hochschullaufbahn") dann greifen. Einige Fachschaften haben ihn
auf freiwilliger Basis eingeführt. Andere boykottieren die Einführung
und bewerten alle Kandidaten mit exakt derselben Punktzahl.

Über die Zuteilung von Studienplätzen sollen Algorithmen entscheiden.
Angeblich ganz objektiv, nach Eignungsvoraussetzungen, wobei Noten
jedoch nicht mehr genügen werden. In eine Datenbank werden nun
zusätzlich so erkennbare subjektive Elemente wie "die Bewertung durch
den Schuldirektor und den Klassenlehrer" eingespeist. Kritiker halten
das Ganze eher für eine Art Lotterie.


Faschisten greifen an

Neben der Regierung, den Universitätsleitungen und der Polizei haben
die protestierenden Studierenden jedoch vielerorts einen zusätzlichen,
entschlossenen Feind gefunden. Am 22. März fand eine gewalttätige
Attacke auf einen besetzten Hörsaal in Montpellier statt. Am 24. März
wiederholten sich vergleichbare Ereignissen in Lille, am 28. März in
Straßburg. In der Nacht vom 5. zum 6. April wurde ein Angriff auf die
besetzte Fakultät von Tolbiac in Paris - einen ausgelagerten
sozialwissenschaftlichen Fachbereich der Sorbonne - versucht, jedoch
erfolgreich abgewehrt. Am 12. April gab es einen weiteren Versuch an
einer ausgelagerten Fachschaft der Universität Paris-IV an der Porte
de Clignancourt. Das Vorgehen besteht meist darin, dass zehn bis
zwanzig teilweise vermummte, mit Knüppeln oder Baseballschlägern,
mitunter auch mit Elektroschockern ausgestattete Angreifer gegen
einige Dutzend, von ihnen als "Linke" identifizierte Besetzerinnen
oder streikende Studierende losgehen.

Als Urheber konnten mehrere, oft gemeinschaftlich agierende Kräfte
identifiziert werden. Zu ihnen zählen Gruppen aus der "identitären"
Bewegung. In Lille wurden Aktivisten der Jugendorganisation
Génération identitaire unter den Angreifern identifiziert. In
Montpellier wurde ein Hochschullehrer unter den gewalttätigen
Jungmännern ausgemacht. Es handelt sich um den Rechtshistoriker
Jean-Luc Coronel de Boissezon. Letzterer verkehrte in
rechtskonservativen Kreisen, taucht jedoch auch auf einem Foto von
einer Demonstration der Ligue du Midi von vor zwei Jahren auf.
Diese Gruppe zählt zu den Identitären.

Auch die aus dem monarchistischen Nationalismus kommende, den
antisemitisch-royalistischen Schriftsteller Charles Maurras
(verstorben 1952) verehrende Action française (AF) zählt zu dem
militanten Bündnis. Ihr Sprecher Antoine Berth bekennt sich in Le
Monde vom 10. April lautstark zur Beteiligung seiner Organisation
an universitären "Anti-Blockade-Aktionen" gegen linke Versuche, den
Lehrbetrieb zu bestreiken. Nicht zuletzt sind auch die Reste oder
Nachfolger der 1969 gegründeten, seit Ende der 90er Jahre jedoch
marginalisierten, gewalttätigen Studierendenorganisation GUD (Groupe
Union Défense) an den Attacken beteiligt.

Dadurch dass ein relevanter Teil Studierender Angst hat, der Protest
könnte Prüfungsphasen "gefährden" - auch vor dem Hintergrund
verbreiteter ökonomischer und beruflicher Zukunftsangst -, fühlen die
Rechtsextremen sich in diesem Jahr stärker als bei früheren
Hochschulprotesten.


Die Schüler, die es angeht

Die erzwungene Auseinandersetzung mit den gewalttätigen Faschisten
verlieh den zu Beginn des Jahres eher schleppend anlaufenden
Studierendenprotesten zunächst neue Nahrung und führte Ende März zu
einem Aufflammen der Protestbewegung. In Lille etwa riefen die
Studierenden nach der ersten Prügelattacke in Montpellier zum
landesweiten Streik und einer zentralen Demonstration in Montpellier
auf. Bislang spielt sich die Hochschulbewegung allerdings relativ
wenig auf der Straße ab, sondern vor allem im inneruniversitären Raum,
etwa in besetzten Hörsälen.

In den letzten Apriltagen sorgte für Schwierigkeiten, dass nun eine
lange Urlaubsphase begonnen hat. Zwar haben die Studierenden jeder
einzelnen Universität nur eine, maximal zwei Wochen Frühjahrsferien;
doch aufgrund der unterschiedlichen Urlaubszeiten in den verschiedenen
"Akademien" (in denen mehrere Universitäten regional zusammengefasst
sind) erstrecken sich diese über einen Zeitraum von sechs Wochen.
(Üblich sind sonst vier Wochen.)

Nun steht die Frage, ob die Oberschüler noch vor dem Abiturbeginn am
18. Juni mobilisiert werden können. Ab dem Ende der Hochschulferien
wollen die Studierenden deswegen ausschwärmen und an die
verschiedenen Oberschulen gehen. Die Oberschüler sind die
Hauptbetroffenen vom neuen Gesetz, da die Einschränkungen beim
Hochschulzugang für den diesjährigen Abitursjahrgang erstmals greifen
werden. Bisher sind sie jedoch unterdurchschnittlich an der
Protestbewegung beteiligt. Diese wird weitaus eher von
hochschulpolitisch engagierten, oppositionellen Teilen der
Studierendenschaft getragen. Die Oberschüler fürchten zum Gutteil,
sich die Abiturprüfungen zu vergeigen - vor allem aber, auf Grund der
künftigen Zugangsmodalitäten eben wegen ihrer Beteiligung an den
Protesten durch eine negative Beurteilung an der Schule benachteiligt
zu werden und durch den Rost zu fallen. In der Sache ein Grund mehr
zum Protest, doch in der Realität auch ein Anlass zu seiner Lähmung...


Hoffnung ist erlaubt

Bei Redaktionsschluss zeichnete sich ab, dass neben den diesjährigen
1. Mai-Demonstrationen vor allem der Sonnabend, 5. Mai, von
entscheidender Bedeutung für die weitere Dynamik der Proteste sein
wird. Zu diesem Datum wird, nach einem Treffen von Basisinitiativen im
Pariser Gewerkschaftshaus am Abend des 4. April, zu dem der linke
Abgeordnete François Ruffin mit einlud, zu einer
berufsgruppenübergreifenden Mobilisierung aufgerufen. Sie steht unter
dem Namen "Une fête pour Macron"!

Das bedeutet zwar wörtlich so viel wie "Eine Party für Macron", doch
der Spruch lebt von seiner Doppeldeutigkeit: "Ce sera la fête à xy..."
heißt nämlich sinngemäß auch: "Na, XY wird was erleben!" Er lässt sich
also auch, vergröbernd, mit "Ein blaues Wunder für Macron" übersetzen.
Oder vielleicht ein rotes...? Die Aussicht scheint derzeit zwar
reichlich optimistisch: Das Zusammenkommen der Kämpfe aus
unterschiedlichen Sektoren ist schwierig und die Mobilisierung nur in
einigen Teilbereichen stark. Aber Hoffnung war und ist erlaubt.

 * 
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DOKUMENTATION/1477: BR - Der Mann, der zweimal starb, 16.5.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 2. Mai 2018

Der Mann, der zweimal starb

Dokumentarfilm

ORF-BR-Koproduktion, deutsche Erstausstrahlung

Mittwoch, 16. Mai 2018, 22:45- 00:15 Uhr, BR Fernsehen



Im Zuge einer Erbschaftsangelegenheit findet der israelische Regisseur
Yair Lev heraus, dass die Identität seines verstorbenen Großvaters
nach dem Krieg anscheinend von einem Nazi gestohlen wurde. Lev begibt
sich auf Spurensuche und ermittelt in diesem dokumentarischen Krimi
wie ein Detektiv. Das BR Fernsehen zeigt am Mittwoch, 16. Mai 2018 auf
dem Sendeplatz "DoX - Der Dokumentarfilm im BR" die
ORF-BR-Koproduktion "Der Mann, der zweimal starb" als deutsche
Erstausstrahlung. Der Dokumentarfilm ist nach Ausstrahlung sieben Tage
in der BR Mediathek unter www.br.de/mediathek zu sehen.

Als der israelische Filmemacher Yair Lev sich wegen einer Erbschaft um
die Papiere seines in Wien geborenen und in Israel verstorbenen
Großvaters kümmert, macht er eine mysteriöse Entdeckung. Neben seinem
Großvater gibt es noch einen zweiten Ernst Bechinsky, mit denselben
Geburtsdaten. Die Identität seines Großvaters wurde kurz nach 1945
anscheinend von einem hohen Nazi gestohlen, der später sogar
Vorsitzender der Israelitischen Kultusgemeinde in Innsbruck/Tirol
wurde.

Der Regisseur begibt sich auf Spurensuche, indem er wie ein Detektiv
Schritt für Schritt die verzweigte Wahrheit ans Licht bringt. Neben
der unglaublichen Aufdeckung eines kriminalistischen Falles handelt
der Film von den Nachfolge-Generationen der Holocaust-Überlebenden und
den deutschsprachigen Nazi-Nachfahren sowie deren Verhältnis zu ihrer
Familiengeschichte heute. Der Filmemacher wird dabei mit Überlebenden,
Verdrängung und nicht aufgearbeiteter Vergangenheit konfrontiert sowie
einem tiefen Geheimnis in seiner eigenen Familie. Doch ihm begegnen
auch Menschen, die zu Freunden werden und die Geschichte einer großen
Liebe.

Der Dokumentarfilm ist nach Ausstrahlung sieben Tage in der BR
Mediathek unter www.br.de/mediathek zu sehen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. Mai 2018
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MAGAZIN/852: WDR Quarks - Soziale Medien? Wie viel Macht Facebook wirklich hat, 15.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Quarks: Soziale Medien? Wie viel Macht Facebook wirklich hat

15.05.2018, 21.00 - 21.45 Uhr | WDR Fernsehen



Das Netz ist ohne soziale Medien heute kaum vorstellbar. Milliarden
Menschen nutzen Facebook und andere Plattformen, um sich mit Freunden
zu verabreden, sich über aktuelle Themen zu informieren und darüber zu
diskutieren. Doch der jüngste Facebook-Skandal und ein neues
Datenschutzgesetz verunsichern viele Menschen. Der WDR blickt in einem
Programmschwerpunkt im Fernsehen, im Radio und Online auf das komplexe
Thema und erklärt das Wichtigste kompakt und verständlich.

Das Wissensmagazin "Quarks" zeigt in der Sendung am 15. Mai (21.00
Uhr, WDR Fernsehen), wie Konzerne Nutzerdaten sammeln, was Algorithmen
damit machen können und wie Facebook damit Geld verdient. Das
Betriebsgeheimnis, das Facebook hütet, ist der sogenannte
Newsfeed-Algorithmus: ein Programm, das bestimmt, welche Inhalte jeder
Nutzer auf der Plattform sieht. Das Ziel des Algorithmus ist, dass
Nutzer möglichst viel Zeit bei Facebook verbringen. WDR Netz-Reporter
Dennis Horn lässt sich vom Chef-Entwickler des Facebook-Newsfeeds
erklären, wie das genau funktioniert.

Moderator Ranga Yogeshwar blickt in der Sendung auch auf das Thema
Fake News. Eine aktuelle Studie belegt: Falsche Nachrichten verbreiten
sich sechsmal schneller als richtige, bei politischen Fake News sogar
bis zu siebzigmal häufiger - und das liegt nicht nur an Trollen oder
Bots. Richtigstellungen verbreiten sich hingegen kaum und finden
zumeist eine andere Zielgruppe als die der Fake News. Quarks
visualisiert diesen Mechanismus anhand eines prominenten Beispiels im
Netz.

Online auf wdr.de: Ab dem 15. Mai, Infopaket zum neuen Datenschutzgesetz

 * 

Quelle:
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FEATURE/1021: Deutschlandfunk - Kolumbien hat nicht auf euch gewartet, 15.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Kolumbien hat nicht auf euch gewartet

Die FARC-Guerilla versucht sich als politische Partei

Von Nils Naumann

Deutschlandfunk/WDR 2018

Das Feature

Dienstag, 15. Mai 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Die FARC war Kolumbiens größte Guerillagruppe. Mitte 2017 legte sie
nach mehr als 50 Jahren Bürgerkrieg und mehr als 260.000 Toten die
Waffen nieder. Jetzt versucht die FARC als politische Partei den
Neuanfang. Doch das Volk begegnet der demobilisierten Guerilla mit
Gleichgültigkeit, Skepsis oder Hass. Nils Naumann arbeitet seit Herbst
2016 als Journalist und Entwicklungshelfer bei einem Gemeinderadio in
Kolumbien. Das Radio soll den Friedensprozess und die Versöhnung der
polarisierten Gesellschaft unterstützen. Für das Feature hat Naumann
mehrere FARC-Kämpfer bei der Rückkehr in die Gesellschaft begleitet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Mai 2018
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HÖRSPIEL/1747: WDR 3 - "Miserere" von Peter Hirche, 15.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Miserere

Von Peter Hirche

Mit Hannes Messemer, Kornelia Boje, Otto Rouvel,

Herbert Fleischmann, Lilly Towska, Lothar Ostermann,

Rudolf Jürgen Bartsch, Manfred Georg Herrmann, u.a.

Regie: Oswald Döpke

Produktion: WDR 1965/29'

WDR 3 Hörspiel

Dienstag, 15.05.2018, 19.04 - 20.00 Uhr, WDR 3



Peter Hirche stellte seinem Text einige - für die damalige Zeit -
bahnbrechende Anweisungen voran: "Keine Geräusche, außer den beiden im
Text angegebenen. Und natürlich keine Musik. Keine Schritte, keine
Türen, kein Klopfen usw. Das Kommen und Gehen der Personen soll
angedeutet werden durch die Art, wie sie sprechen."

Diese Anweisungen standen in herbem Gegensatz zu dem, was damals in
der Hörspielproduktion Usus war: Der den Text bebildernde Umgang mit
Geräuschen und Musik. Aber auch inhaltlich geht das Hörspiel, an
dessen Ende Kinder das Leben und Treiben der Erwachsenen nachspielen,
neue Wege. Denn: "Das Hörspiel enthält keine Aussage. Und keine
Kritik. Das Hörspiel ist eine Darstellung."

Dafür gab es 1966 den Hörspielpreis der Kriegsblinden.

Aus urheberrechtlichen Gründen kann das Hörspiel leider nicht zum
Download angeboten werden. Sie können die Sendung aufzeichnen. Auf
unserer Seite "Der WDR RadioRecorder" finden Sie dazu einige Tipps.

Besetzung

Edmund - Hannes Messemer

Sigrid - Kornelia Boje

Klaus - Herbert Fleischmann

Herr Kubak - Otto Rouvel

Frau Kubak - Lilly Towska

Zeitungsleser - Rudolf Jürgen Bartsch

Zeitungsleser - Manfred Georg Herrmann

Zeitungsleser - Lothar Ostermann

Ferner wirken mit:

Gerd Baumgarten

Gerd Bicker

Sigrid Fuhrmann

Jörg Heberer

Michael Heberer

Wilfried Horst

Hildegard Krekel

Marius Müller-Westernhagen

Sabine Postel

Cornelia Weinberg

Burkhard Wiesener

Redaktion: Christina Hänsel


WDR 3 Hörspiel-Reihe vom 14. Mai - 17. Mai 2018

Am 17. Mai ist es wieder soweit: Der Gewinner des Hörspielpreises der
Kriegsblinden wird bekannt gegeben. Dieses Jahr steht die 67.
Verleihung des renommierten Preises für deutschsprachige
Original-Hörspiele an.

Anhand von vier ausgezeichneten Stücken aus unterschiedlichen Dekaden
lässt das WDR3 Hörspiel die Geschichte des Preises - und damit auch
des Genres - hochleben.

 * 
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MUSIK/2562: Deutschlandfunk Kultur - Der Codex Calixtinus, 15.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Pilgerhandbuch und Reiseführer

Der Codex Calixtinus

Von Helga Heyder-Späth

Alte Musik

Dienstag, 15. Mai 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Seit dem 9. Jahrhundert pilgern Christen nach Santiago de Compostela,
die iberische Stadt mit den sieben Toren, um dort dem Heiligen Jakobus
die Ehre zu erweisen. Im hohen Mittelalter breitet sich der Jakobsweg
netzartig über ganz Europa aus. Was die Pilger im 12. Jahrhundert auf
ihrem Weg gesungen haben, wo sie Station machten und wie sie sich vor
unredlichen Wirten und lästigen Mücken schützen konnten, das wird in
einer alten Handschrift beschrieben, dem sogenannten Codex Calixtinus.
Mit diesem mittelalterlichen Pilgerhandbuch und Reiseführer lädt die
Sendung zu einer Klangreise nach Compostela ein.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 8. Mai 2018
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TALK/1566: 1LIVE - Physikerin Verena Mohaupt über den Klimawandel, 16.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Physikerin Verena Mohaupt über den Klimawandel

Studiogast: Verena Mohaupt

Moderation: Jörn Behr

1LIVE Talk

Mittwoch, 16.05.2018, 23.00 - 24.00 Uhr, 1LIVE



Und es gibt ihn sehr wohl, den Klimawandel. Verena Mohaupt hat ihn mit
eigenen Augen gesehen, im nördlichsten Dorf der Welt. Sie hat mehrere
Jahre lang eine Klimaforschungsstation in der Arktis geleitet und war
auf der Suche nach Antworten.

Ny-Alesund heißt das kleine Dorf mit 60 Häuschen, in dem die Station
steht. Es liegt nur 1200 Kilometer vom Nordpol entfernt, im Winter
geht dort mehrere Monate lang die Sonne nicht auf. Es ist dunkel, egal
ob es gerade Tag ist oder Nacht.

Verena Mohaupt kommt aus Rheda-Wiedenbrück, ist Physikerin und
untersucht in der Arktis zusammen mit teils bis zu 30 Wissenschaftlern
den Klimawandel. In Ny-Alesund kann man den Polkappen quasi beim
Schmelzen zugucken. Und Verena Mohaupt sagt: Wer Zweifel daran hat,
dass sich die Erde erwärmt und das Klima sich verändert, der sollte
mal nach Ny-Alesund. Danach zweifelt man nicht mehr.

Im 1LIVE Talk erzählt Verena Mohaupt von ihrer Forschungsarbeit, von
Eisbären und davon, wie man Monate in kompletter Dunkelheit übersteht -
 am 16. Mai von 23-24 Uhr und danach jederzeit im Podcast.

Redaktion: Natalie Szallies

 * 
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THEMENREIHE/329: WDR 5 - Soziale Medien und Datenschutz, 16.und 25.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

WDR Programmschwerpunkt zu Sozialen Medien und Datenschutz:

Fake News, Algorithmen und die Macht von Facebook



Das Netz ist ohne soziale Medien heute kaum vorstellbar. Milliarden
Menschen nutzen Facebook und andere Plattformen, um sich mit Freunden
zu verabreden, sich über aktuelle Themen zu informieren und darüber zu
diskutieren. Doch der jüngste Facebook-Skandal und ein neues
Datenschutzgesetz verunsichern viele Menschen. Der WDR blickt in einem
Programmschwerpunkt im Fernsehen, im Radio und Online auf das komplexe
Thema und erklärt das Wichtigste kompakt und verständlich.

Unter dem Titel "Digitale Datensammlungen, werden wir gruselig gläsern
oder praktisch vernetzt?" beschäftigt sich am 16. Mai das WDR 5
Wissensmagazin Leonardo mit Datenschutz im Netz. Gemeinsam mit
Experten von netzpolitik.org können Hörerinnen und Hörer zwischen
15.30 und 16.00 Uhr bei "Wissen im Gespräch" diskutieren. Am 25. Mai
ist WDR-Netzexperte Jörg Schieb zu Gast in der Sendung. Er spricht mit
Anrufern über das Thema: "Endlich Datenschutz für Alle oder schon zu
viel? - Was bedeutet die Entwicklung für mich als Nutzer?"

Umfassende Informationen zum neuen Datenschutzgesetz, das ab dem 25.
Mai gilt, bietet eine Übersichtsseite auf wdr.de. Was ändert sich für
Privatpersonen, was für Vereine und Ehrenämtler, und wie kann ich mein
Facebook-Profil sicherer machen? Ausführliche FAQs zum Nachlesen gibt
es ab dem 15. Mai auf wdr.de.


Das Programm im Überblick:

16. Mai, 15.30 Uhr, WDR 5 Leonardo "Wissen im Gespräch", "Digitale
Datensammlungen, werden wir gruselig gläsern oder praktisch vernetzt?"
- Im Gespräch mit Netzpolitik.org

25. Mai, 15.30 Uhr, WDR 5 Leonardo "Wissen im Gespräch", "Endlich
Datenschutz für Alle oder schon zu viel? Was bedeutet die Entwicklung
für mich als Nutzer?" - Im Gespräch mit WDR-Netzexperte: Jörg Schieb

Online auf wdr.de: Ab dem 15. Mai, Infopaket zum neuen Datenschutzgesetz

 * 
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ALTERNATIVMEDIZIN/250: Neue Perspektive für die Rheuma-Therapie (idw)


Dachverband Anthroposophische Medizin in Deutschland (DAMiD) - 09.05.2018

Neue Perspektive für die Rheuma-Therapie



Je früher rheumatoide Arthritis behandelt wird, desto besser. So können
die entzündlichen Prozesse möglichst (noch) gehemmt werden. Eine neue,
aufwändig angelegte Studie zeigt, dass die Anthroposophische Medizin
gerade in dieser Frühphase viel leisten kann - und zwar mit deutlich
geringeren Nebenwirkungen als in der konventionellen Therapie. In der
Studie hat die anthroposophisch-integrative Therapie auch ohne den Einsatz
von so genannten "Basishterapeutika" gute Ergebnisse erzielt.

Bei Patienten, die von rheumatoider Arthritis betroffen sind, gilt in der
Regel: Je früher die Diagnose gestellt wird, desto besser. Ziele der
Therapie sind die bestmögliche Hemmung entzündlicher Prozesse, die
Schmerzlinderung und der Erhalt von Funktion und Kraft der Gelenke. Nun
liegt eine neue Studie für diese Erkrankung vor: Es konnte gezeigt werden,
dass die anthroposophisch-integrative Therapie auch ohne den Einsatz von
so genannten "Basistherapeutika" (Disease-Modifying Anti-Rheumatic Drugs,
kurz DMARD) gute Ergebnisse erzielt.

Weniger Nebenwirkungen

Rheumatoide Arthritis gilt als nicht heilbar. Um die Krankheitsentwicklung
zu bremsen oder zu stoppen, werden in der Regel DMARD eingesetzt.
Allerdings gehen diese Arzneimittel oft mit erheblichen, teils schweren
Nebenwirkungen einher. Die Bilanz für diese Medikamente fällt daher
gemischt aus: Ein Drittel der Patienten profitiert von der DMARD-Therapie,
ein weiteres Drittel hätte auch ohne Therapie keine nachweisbare
Gelenkzerstörung gehabt und das letzte Drittel bricht die Therapie wegen
Unwirksamkeit oder Nebenwirkungen ab, so die Deutsche Gesellschaft für
Rheumatologie in ihrer Patientenleitlinie.

"Angesichts dieser Situation wollten wir herausfinden, ob es vergleichbar
wirksame Therapieverfahren gibt, die weniger Nebenwirkungen haben",
erläutert Erstautor der Studienpublikation, Dr. med. Harald Hamre. Die
wichtigsten klinischen Zielparameter für die Studie waren die
Krankheitssymptome sowie Labordaten und Röntgenbefunde. Die Röntgenbilder
wurden von zwei unabhängigen Experten verblindet ausgewertet.

Integratives Therapiekonzept

Im Ergebnis zeigten die Forscher, dass es bei den Patienten in der
anthroposophisch-integrativen Therapiegruppe, die ohne DMARD behandelt
wurden, weniger Nebenwirkungen gab. Statt DMARD wurden spezifische
anthroposophische Arzneimittel, Kunsttherapie, Eurythmietherapie,
physiotherapeutische und pflegerische Maßnahmen, Ernährungsberatung sowie
biographisch-therapeutische Gespräche eingesetzt. Kortison und andere
Schmerz- und entzündungshemmende Arzneimittel (nicht-steroidale
Antirheumatika) waren seltener erforderlich.

Besonders auffällig war, dass die anthroposophisch-integrativ behandelten
Patienten ebenso gute Langzeitverläufe hatten wie die Patienten, die mit
DMARD behandelt wurden - bislang hieß es in der Rheumatologie, DMARD
müssten auch deswegen eingesetzt werden, um die Langzeitverläufe zu
verbessern. Unter den anthroposophisch therapierten Studienpatienten
mussten aber nur 6 Prozent mit DMARD behandelt werden. "Für die Patienten
sind diese Ergebnisse sehr vielversprechend, denn es wurde deutlich, dass
es durchaus Alternativen zu DMARD gibt", so Hamre.

Aufwändiges Forschungsprojekt

In die Studie CPAK (Chronische Polyarthritis Anthroposophisch vs.
Konventionell) wurden 251 Patienten mit rheumatoider Arthritis in der
Frühphase eingeschlossen; die Behandlung erfolgte in vier deutschen
Zentren. "CPAK ist die erste klinische Studie, die den Einsatz von
komplementär-integrativer Therapie ohne DMARD untersucht hat. Die Studie
ist sehr aufwändig angelegt - mit der Rekrutierung von Patienten ohne
Vorbehandlung mit DMARD, einer langen Beobachtungszeit von vier Jahren und
Krankheitsprogression im Röntgenbild als Messparameter", kommentiert
Hamre. Ergänzend sagt der Forscher: "Für Patienten, die eine
anthroposophische Therapie ohne DMARD erhalten, ist eine regelmäßige
Kontrolle bei einem erfahrenen Arzt erforderlich, um zu klären, ob der
Verlauf zufriedenstellend ist oder man doch DMARD oder andere
Therapieverfahren einsetzen muss."

Die Studie wurde vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
gefördert.


Original-Publikation

Hamre HJ, Pham VN, Kern C, Rau R, Klasen J, Schendel U, Gerlach L, Drabik
A, Simon L. 

A 4-year non-randomized comparative phase-IV study of early
rheumatoid arthritis: integrative anthroposophic medicine for patients
with preference against DMARDs vs. conventional therapy including DMARDs
for patients without preference. 

Patient Preference and Adherence 2018;
12: 375-97: 

https://doi.org/10.2147/PPA.S145221

Weitere Informationen finden Sie unter

https://damid.de/presse/pressmitteilungen/465-neue-perspektive-fuer-rheuma-therapie.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2033

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Dachverband Anthroposophische Medizin in Deutschland - DAMiD

Natascha Hövener, 09.05.2018

WWW: http://idw-online.de
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ARBEITSMEDIZIN/459: Gepulste inkohärente optische Strahlung - erhöhte Gefahr für Augen und Haut? (idw)


Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin - 09.05.2018

Gepulste inkohärente optische Strahlung - erhöhte Gefahr für Augen und Haut?



Um den Schutz von Beschäftigten vor Gefährdungen durch optische
Strahlungsquellen weiter zu verbessern, initiierte die Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) ein Forschungsprojekt, zu dem nun
das "Gutachten zur biologischen Wirksamkeit gepulster inkohärenter
optischer Strahlung" veröffentlicht wurde. Es liefert einen Überblick über
die biologischen Wirkungen inkohärenter optischer Strahlung, bewertet das
Gefährdungspotenzial für Auge und Haut, verdeutlicht den aktuellen Stand
von Forschung und Regelsetzung und weist auf Kenntnislücken hin.

Das Expositionsgrenzwertkonzept der Arbeitsschutzverordnung zu künstlicher
optischer Strahlung basiert für gepulste inkohärente optische Strahlung
auf biologischen Schädigungsmechanismen kontinuierlicher Exposition.
Mittlerweile ist allerdings bekannt, dass gepulste inkohärente optische
Strahlung eine höhere Erbgutschädigung hervorrufen kann. Außerdem werden
für die Beurteilung der Gefährdung durch gepulste inkohärente optische
Strahlung unter anderem Regelungen aus dem Bereich der Laserstrahlung
verwendet. Deren Übertragbarkeit ist historisch begründet, für moderne
Strahlungsquellen aber nicht ausreichend wissenschaftlich nachgewiesen.

Ziel des Gutachtens ist einen Überblick über den wissenschaftlichen
Forschungsstand zu Gesundheitsgefährdungen durch inkohärente optische
Strahlung zu geben und die gegenwärtigen national und international
vorliegenden Festlegungen von Expositionsgrenzwerten vergleichend
darzustellen. Auf dieser Basis kommt das Gutachten zu dem Ergebnis, dass,
anders als für kontinuierliche Strahlung, der bisherige Wissensstand nicht
ausreicht, um wissenschaftlich fundiert das vorhandene Grenzwertkonzept im
Hinblick auf gepulste inkohärente optische Strahlung überarbeiten zu
können. Daher macht es Vorschläge für weitergehende Experimente und zeigt
auf, wie die Ergebnisse aus Untersuchungen mit gepulster inkohärenter
optischer Strahlung an biologischen Geweben und Strukturen grundsätzlich
auf das menschliche Auge und die Haut übertragen werden können.

"Gutachten zur biologischen Wirksamkeit gepulster inkohärenter optischer
Strahlung"; Hans-Dieter Reidenbach; 1. Auflage; Dortmund; Bundesanstalt
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 2018; 180 Seiten; PDF-Datei; DOI:
10.21934/baua:bericht20180411. Das Gutachten im PDF-Format gibt es im
Internetangebot der BAuA unter 

www.baua.de/publikationen


Forschung für Arbeit und Gesundheit

Die BAuA ist eine Ressortforschungseinrichtung im Geschäftsbereich des
BMAS. Sie betreibt Forschung, berät die Politik und fördert den
Wissenstransfer im Themenfeld Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit.
Zudem erfüllt die Einrichtung hoheitliche Aufgaben im Chemikalienrecht und
bei der Produktsicherheit. An den Standorten Dortmund, Berlin und Dresden
sowie in der Außenstelle Chemnitz arbeiten über 700 Beschäftigte.

www.baua.de

Weitere Informationen finden Sie unter

www.baua.de/dok/8748864

Direkter Link zum "Gutachten zur biologischen Wirksamkeit gepulster inkohärenter optischer Strahlung"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1087

 * 
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NEUROLOGIE/965: Forschung - "Gehirn an Rückenmark" ... Auf das Timing kommt es an (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 09.05.2018

"Gehirn an Rückenmark": Auf das Timing kommt es an

Tübinger Neurowissenschaftler erforschen mit transkranieller
Magnetstimulation das Zusammenspiel von Nervenzellen in Gehirn und
Rückenmark



Schon eine einzelne Handbewegung erfordert ein fein abgestimmtes
Zusammenspiel der Nervenzellen: Damit das entsprechende Signal aus dem
Gehirn im Rückenmark und dann im Muskel ankommt, müssen unterschiedliche
neuronale Netzwerke einen gemeinsamen Rhythmus finden. Diesen komplexen
Vorgang haben der Neurochirurg Professor Alireza Gharabaghi und sein Team
in einer Studie an der Universität Tübingen aufgeschlüsselt. Ein besseres
Verständnis solcher Prozesse kann helfen, neue Therapien für Patienten mit
Lähmungen der Hand zu entwickeln. Die Ergebnisse wurden im Fachmagazin
Cerebral Cortex veröffentlicht.

Zähneputzen, Kaffeetrinken oder Benutzen des Smartphones: Wir setzen
unsere Hände selbstverständlich und ohne nachzudenken im Alltag ein.
Anders geht es Menschen, die nach einem Schlaganfall oder Unfall gelähmt
sind: Bei Ihnen werden die richtigen Signale nicht mehr ohne weiteres vom
Gehirn über das Rückenmark an die Muskeln weitergeleitet - das
Zusammenspiel ist aus dem Takt gekommen. Deswegen ist es wichtig, den
genauen Rhythmus zu verstehen, in dem die Nervenzellen im motorischen
System normalerweise miteinander kommunizieren, um diesen Takt auch nach
Schädigungen des Nervensystems wiederherstellen zu können.

Hierfür ist besonders die transkranielle Magnetstimulation (TMS) geeignet,
eine nicht-invasive und schmerzfreie Diagnose- und Behandlungsmethode. Mit
der TMS kann die Aktivität von Nervenzellen in Gehirn und Rückenmark ohne
Berührung untersucht werden. Ein Magnetfeld erzeugt einen Impuls über dem
Kopf; dabei werden neuronale Signale von Nervenzelle zu Nervenzellen
geleitet bis sie beispielsweise an der Hand ankommen und eine Bewegungen
auslösen. Über gleichzeitige elektrische Ableitungen mit der
Elektroenzephalographie (EEG) und der Elektromyographie (EMG) kann dann
untersucht werden, in welchem Aktivitätszustand sich die Nervenzellen
befinden, wenn sie besonders gut miteinander kommunizieren.

Das Team um den Wissenschaftler Alireza Gharabaghi konnte nun zeigen, dass
zwei unterschiedliche neuronale Netzwerke, die in verschiedenen Rhythmen
schwingen, für das Zusammenspiel von Gehirn und Rückenmark besonders
wichtig sind: Ein Netzwerk, das in den motorischen Arealen der linken und
rechten Hirnhälfte auftritt und mit einer Frequenz von 14-17 Hz schwingt
sowie eines, das vor allem zwischen dem Gehirn und dem Rückenmark in einer
Frequenz von 20-24 HZ oszilliert. In beiden Netzwerken kommt es dabei auf
das richtige Timing an: Impulse müssen auf die Millisekunde genau
eintreffen, damit sie optimal an die Hand weitergeleitet werden. "Diese
Erkenntnisse können uns helfen, gezielter Therapien für Menschen mit
Lähmungen der Hand zu entwickeln", sagt Gharabaghi. Eine klinische
Anwendung für Schlaganfallpatienten soll nun in Studien untersucht werden.


Publikation:

Khademi F, Royter V, Gharabaghi A. Distinct Beta-band Oscillatory Circuits
Underlie Corticospinal Gain Modulation. Cerebral Cortex. 2018 Apr
1;28(4):1502-1515.doi: 10.1093/cercor/bhy016

https://academic.oup.com/cercor/article/28/4/1502/4836787
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ETHIK/1262: Lässt sich der "Vererbungsturbo" bändigen? (Infobrief - Deutscher Ethikrat)


Infobrief des Deutschen Ethikrates Nr. 22 - Januar 2018 - 01/18

Herbsttagung

Lässt sich der "Vererbungsturbo" bändigen?



Die öffentliche Herbsttagung des Deutschen Ethikrats fand in diesem
Jahr am 26. Oktober im Festsaal der Jüdischen Gemeinde in Frankfurt am
Main statt. Unter dem Titel "Gene-Drive-Vererbungsturbo in Medizin und
Landwirtschaft" ging es um eine molekularbiologische Technik, mit
deren Hilfe genetische Merkmale innerhalb weniger Generationen unter
den Individuen einer bestimmten Art verbreitet werden können.


Um die Dimension der von Gene-Drives ausgehenden normativen
Herausforderungen hervorzuheben, zitierte der Vorsitzende des
Deutschen Ethikrats, Peter Dabrock, in seiner Einführung die
zivilgesellschaftliche Organisation Action Group on Erosion,
Technology and Concentration (ETC). Diese hatte in einer Stellungnahme
das Risikopotenzial von Gene-Drives, die in Verbindung mit Techniken
der Genom-Editierung eingesetzt werden, als "Gen-Bombe" bezeichnet.
Gene-Drives eröffneten Eingriffsmöglichkeiten, die das "Ende der
Natur" einleiten könnten.

Auf der anderen Seite stünden den Risiken regelrechte "technoreligiöse
Heilsversprechen" gegenüber, denn die Befürworter erhofften sich von
Gene-Drives neue und durchschlagende Strategien zur Bekämpfung von
Infektionskrankheiten und Agrarschädlingen. Sowohl im medizinischen
als auch im landwirtschaftlichen Anwendungsbereich gehe es dabei um
gentechnische Eingriffe an Insekten, die wegen ihrer raschen
Generationenfolge besonders geeignete Zielorganismen für Gene-Drives
seien. Eine besondere ethische Herausforderung liege vor allem in der
Möglichkeit, mit ihrer Hilfe ganze Populationen und eventuell sogar
ganze Arten von Schadinsekten gezielt auszulöschen. Dabrock zufolge
setzt die angemessene Beurteilung möglicher Anwendungen von
Gene-Drives auch diesseits der radikalen Handlungsoption der gezielten
Elimination ganzer Arten neben der Beantwortung einer Vielzahl offener
Sachfragen auch die eines breiten Spektrums an normativen Fragen
voraus, die außer ethischen, rechtlichen und anderen regulatorischen
Themen auch ökonomische, religiöse und weltanschauliche Aspekte eines
angemessenen Naturverhältnisses berühren. In jedem Fall sehe der
Deutsche Ethikrat - wie schon in seiner Ende September
veröffentlichten Ad-hoc-Empfehlung zu Keimbahneingriffen am
menschlichen Embryo - guten Grund, davor zu warnen, dass in einem
internationalen Wettbewerb um wissenschaftliche Anerkennung und
wirtschaftliche Innovation Fakten mit globaler Tragweite geschaffen
werden könnten, denen die Weltgesellschaft dann nur noch
hinterherregulieren könne.

Anwendungspotenziale

Den ersten Vortrag der Tagung hielt der Genetiker Nikolai Windbichler,
der in der Arbeitsgruppe von Andrea Crisanti am Imperial College
London an der Entwicklung eines ersten Gene-Drive-Systems zur
Unterdrückung von Populationen der Malaria übertragenden Moskitoart
Anopheles gambiae mitgewirkt hat. Windbichler verwies zunächst auf die
enorme medizinische Relevanz möglicher Gene-Drive-Anwendungen: Eine
Milliarde Krankheitsfälle gehen jährlich allein auf durch Moskitos
übertragene Infektionskrankheiten zurück. Die in den letzten
Jahrzehnten durch die Einführung von Moskitonetzen und neue
Kombinationstherapien erzielten Fortschritte in der Bekämpfung der
Malaria seien durch die Entwicklung von Insektizidresistenzen bedroht.
Windbichler sieht daher dringenden Bedarf für neue gentechnische
Strategien der Kontrolle von Moskitopopulationen. Solche Strategien
müssen nicht unbedingt auf das Dezimieren oder Auslöschen einer
Population zielen, wie es etwa geschieht, wenn das
Geschlechterverhältnis innerhalb einer Population so verschoben wird,
dass sich fast keine Moskitoweibchen mehr entwickeln. Ein alternativer
Ansatz sieht vor, mit Techniken der Genom-Editierung wie CRISPR-Cas9
eine Veränderung in das Erbgut von Moskitos einzuführen, in deren
Folge der Malariaerreger sich nicht länger im Moskito weiterentwickeln
kann, wodurch letztlich seine Übertragung auf den Menschen verhindert
wird. Durch die Kopplung mit einem Gene-Drive-Gen könnte das neue
Merkmal in der gesamten Moskitopopulation durchgesetzt werden, wobei
deren biologische Fitness im Idealfall unverändert bliebe.

Auf molekularbiologischer Ebene nutzen Gene-Drives, die in Gestalt
sogenannter egoistischer Gene in der Natur vorkommen, zelleigene
Reparaturmechanismen, um im Anschluss an einen Schnitt des DNS-Strangs
eine genetische Kopie ihrer selbst an homologer Stelle auf das andere
Chromosom derselben Zelle zu übertragen. Geschieht dies in den
Keimzellen, so gibt das Individuum den Gene-Drive an alle seine
Nachkommen weiter, in denen er sich gegebenenfalls wiederum kopiert.
Je nachdem, wie viele gentechnisch veränderte Individuen freigesetzt
werden, breitet sich ein Gene-Drive bzw. die mit ihm gekoppelte
genetische Modifikation unterschiedlich schnell innerhalb einer
Population aus. Konkrete Aussagen dazu, über wie viele Generationen
hinweg ein Gene-Drive sich bis zu welchem Grad in einer Wildpopulation
durchzusetzen vermag, basieren bislang auf Modellberechnungen, in die
unter Laborbedingungen gewonnene Erkenntnisse eingeflossen sind.
Entgegen manchen Befürchtungen betonte Windbichler, dass noch unklar
sei, ob die mit Gene-Drives erzielten Effekte im Genpool einer Spezies
dauerhaft erhalten bleiben, weil Lebewesen auch gegen Gene-Drives
Resistenzen ausbilden können. Auch die Sorge, ganze Arten könnten
infolge eines Gene-Drive-Eingriffs aussterben, sei vermutlich
unbegründet, weil die hierfür erforderliche globale Verbreitung
genetisch veränderter Organismen nicht gewährleistet werden könnte.
Zusammenfassend stellte Windbichler fest, dass Gene-Drive eine
speziesspezifische und effektive genetische Technologie mit noch
ungeklärtem Nutzenpotenzial ist. Es handele sich keinesfalls um eine
Wunderwaffe, durchaus aber um eine Technologie, die in Verbindung mit
anderen Interventionen den Ausschlag im Kampf gegen Krankheiten wie
Malaria oder Denguefieber geben könnte.

Die möglichen landwirtschaftlichen Anwendungen von Gene-Drives wurden
anschließend von Marc Schetelig, Professor für Insektenbiotechnologie
im Pflanzenschutz an der Universität Gießen, dargestellt. Auch er
verwies auf die Chancen von Gene-Drive-Technologien. Im
landwirtschaftlichen Bereich gehe es um die globale Aufgabe, die
Ernährung der immer weiter anwachsenden Weltbevölkerung durch die
Bewirtschaftung einer insgesamt schrumpfenden nutzbaren Agrarfläche zu
gewährleisten. Wenn sich Schadinsekten mit Gene-Drives bekämpfen
ließen, könnte der Ertrag an Nutzpflanzen gesteigert werden - bei
gleichzeitiger Einsparung von Pestiziden. Im Labor habe man die
Möglichkeit der gezielten genetischen Modifikation von
Agrarschädlingen mit Gene-Drive-Systemen bereits nachweisen können.
Gegenüber anderen genetischen Strategien des Schädlingsmanagements,
wie dem Herbeiführen von Sterilität durch ionisierende Strahlung,
könnten Gene-Drive-Anwendungen den Vorteil haben, dass sehr viel
weniger gentechnisch veränderte Organismen freigesetzt werden müssten,
um eine Insektenpopulation erheblich zu reduzieren. Ebenso wie
Windbichler trat Schetelig der Besorgnis entgegen, Gene-Drive-Systeme
könnten sich, einmal freigesetzt, verselbstständigen. Um sich nicht
auf die natürlichen Mechanismen, die einer unbeabsichtigten globalen
Auslöschung einer Art entgegenstehen, verlassen zu müssen, arbeite man
an "Rückholsystemen", mit denen ein Gene-Drive bei Bedarf etwa durch
das Einführen eines weiteren Gene-Drives neutralisiert werden kann.
Resümierend mahnte Schetelig eine differenzierte Betrachtung von
Gene-Drive-Systemen mit ihren ganz unterschiedlichen Eigenschaften an.
Weltweite Regulierungsansätze seien wünschenswert, um ihren möglichen
Nutzen für die Landwirtschaft in angemessenen weiteren
Entwicklungsschritten genauer zu erforschen.

Technikfolgenbewertung

Der zweite Vortragsteil wurde vom Biologen und Technikfolgenforscher
Arnim von Gleich eröffnet, der aktuell gemeinsam mit anderen Partnern
eine vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderte
Pilotstudie namens "GeneTip" zu den Risiken der Freisetzung von
Gene-Drive-Systemen durchführt. Von Gleich zufolge könne eine
stufenweise prospektive Technikfolgenbewertung dazu beitragen, den
Innovationsprozess für Gene-Drives verantwortungsvoll zu gestalten:
Zunächst müsse die Technologie etwa im Hinblick auf ihre
Eingriffstiefe genauer charakterisiert werden. Weil die Technik in die
Keimbahn von Lebewesen eingreift, sie ihrem Wesen nach auf rasche
Verbreitung angelegt ist und für ihre erfolgreiche Anwendung eine
Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen zwingend erforderlich
ist, ist die Eingriffstiefe von Gene-Drives vergleichsweise erheblich
anzusetzen. In einem weiteren Schritt kann Technikfolgenbewertung im
Rahmen einer Vulnerabilitätsanalyse Schwachpunkte einerseits der
Technologie selbst und andererseits der Systeme, in die eingegriffen
werden soll, untersuchen. Schließlich können noch die jeweils
anvisierten Einsatzziele und -kontexte genauer analysiert werden,
wobei auch Missbrauchsmöglichkeiten etwa in Form militärischer
Anwendungen berücksichtigt werden müssen. Laut von Gleich gibt es
guten Grund, im Umgang mit Gene-Drives die Vorsorgemaxime zu befolgen,
der zufolge man so handeln sollte, dass man noch korrigierend
eingreifen kann, wenn etwas schiefläuft. Im Fall von Gene-Drives sei
die Unwissenheit eigentlich noch zu groß, um von klar abschätzbaren
Chancen und Risiken zu sprechen. Bislang könne man nur
Nutzenversprechen und Besorgnisgründe beurteilen. Diese zu
untersuchen, sei Aufgabe der Wissenschaft, sie gegeneinander abzuwägen
und die erforderlichen Regulierungen vorzunehmen, sei hingegen Aufgabe
der Politik.

Öffentlicher Diskurs

Die Kulturwissenschaftlerin Julia Diekämper analysierte in ihrem
Beitrag den öffentlichen Diskurs zur Genom-Editierung im Allgemeinen
und zu Gene-Drives im Besonderen mit kommunikationswissenschaftlichen
Methoden. Sie griff dabei auf Erkenntnisse aus einem laufenden
BMBF-Verbundprojekt namens GenomELECTION zurück, das Anwendungen neuer
gentechnologischer Verfahren in der molekularen Medizin und
Nutzpflanzenzüchtung aus verschiedenen disziplinären Perspektiven
untersucht und dessen kommunikationswissenschaftliches Teilprojekt
Diekämper am Museum für Naturkunde in Berlin koordiniert. Der
Ausgangspunkt ihrer Überlegungen war der Befund, dass nahezu die
einzige Gemeinsamkeit der zahlreichen in den letzten Jahren von
Akademien und Expertengremien veröffentlichten Stellungnahmen zum
Thema Genom-Editierung in der Forderung liegt, man müsse die
Öffentlichkeit frühzeitig in den Entscheidungsprozess über mögliche
Anwendungen dieser Technologien einbeziehen. Die Zuständigkeit der
Öffentlichkeit ergebe sich unmittelbar aus ihrer Betroffenheit durch
potenzielle Folgen gentechnologischer Anwendungen; es sei jedoch zu
fragen, um die Beteiligung welcher Öffentlichkeit es eigentlich gehe
und in welcher Rolle sie beteiligt werden soll. Allzu oft nämlich
werde die Öffentlichkeit auf die Rolle einer rationalen
Zustimmungsinstanz reduziert. Dies verleugne die Tatsache, dass der
öffentliche Diskurs eigenen Gesetzmäßigkeiten folgt, für die neben
kognitiven Gründen auch intuitive, wertende, emotionale und
interessengeleitete Einstellungen relevant sind. Neben moralischen
Fragen gehe es dabei immer auch um ethische Fragen im eudämonistischen
Sinn, der Aspekte des guten oder gelingenden Lebens betrifft. Ethische
Implikationen habe etwa die in der öffentlichen Berichterstattung über
Verfahren der Genom-Editierung oft vermittelte Betrachtung des
Menschen als eines Handwerkers oder Ingenieurs, der das Erbgut mit
geeigneten Werkzeugen wie der Genschere CRISPR-Cas9 repariert oder
gezielt gestaltet. Im viel jüngeren Diskurs zu Gene-Drives finde eine
auffällige Verengung der moralischen und der ethischen Perspektive
statt. Dabei gehe es zentral um den richtigen Umgang mit der Natur,
der zwar einerseits als Ganzer ein Wert zuerkannt, die aber
andererseits zur Verhandlungs- und Verfügungssache gemacht werde. Am
Beispiel einer Aktion zur Frage "Eine Welt ohne Mücken?" des Museums
für Naturkunde in Berlin verdeutlichte Diekämper, wie Räume der
Auseinandersetzung mit dem Thema Gene-Drive für die Öffentlichkeit
geschaffen werden können, in denen diese in ihrer nicht nur rational
verfassten Eigengesetzlichkeit ernst genommen wird.

Umweltethische Perspektiven

Die nachmittäglichen Vorträge zu normativen Fragen des Umgangs mit
Gene-Drives eröffnete die Biologin und Umweltethikerin Uta Eser,
Gründerin des Büros für Umweltethik in Tübingen. Sie stellte sich dem
Thema unter der Titelfrage "Kann die gezielte Ausrottung einer Art gut
und richtig sein?" In dieser Frage liege bereits eine auffällige
normative Umorientierung, denn bislang sei die Möglichkeit des
Artensterbens stets unter negativen Vorzeichen erschienen, als zu
vermeidende Nebenfolge menschlichen Handelns. Nun aber werde gefragt,
unter welchen Vorzeichen das absichtliche Auslöschen einer Art
gerechtfertigt sein könne; an die Stelle der Natur, die vor dem
Menschen geschützt werden soll, trete damit der Mensch, der sich vor
der Natur schützen will. Eser warb dafür, in der Urteilsbildung zum
Thema Gene-Drive schrittweise und problemorientiert vorzugehen und
zunächst zu fragen, ob Gene-Drives geeignet sind, ein gegebenes
Problem wie etwa den Welthunger zu lösen. Erst wenn diese prudenzielle
Frage positiv beantwortet sei, müsse man moralisch darüber
Rechenschaft ablegen, ob man Gene-Drives zur Lösung des Problems
einsetzen darf. Und erst wenn weder Gründe für moralische Verbote noch
für Gebote gefunden werden konnten und der Einsatz von Gene-Drives
folglich als erlaubt zu gelten hat, sollte man aus der Perspektive
der eudämonistischen Ethik weiter fragen, ob diese Art der
Problemlösung im Interesse eines gelingenden Lebens möglichst vieler
Menschen denn auch erstrebenswert ist. Eine wichtige Frage, die auf
der moralischen Ebene zu beantworten sei, betreffe die nach einem
möglichen Selbstwert biologischer Arten. Wenn man einer Moskitoart
unabhängig von dem Wert, den sie für Menschen hat oder eben nicht hat,
einen solchen Selbstwert zubilligt, dann dürfte es sich verbieten, sie
menschlichen Interessen zu opfern. Ohne dass sie diese im Rahmen ihres
Beitrags ausführlich hätte begründen können, äußerte Eser die
Vermutung, dass im Umgang mit Gene-Drives am Ende auf die ethische
Perspektive zu verweisen sein werde, weil sich weder zwingende Gründe
dagegen finden lassen könnten, sie einzusetzen, noch solche dafür,
dass man sie unbedingt einsetzen sollte. Von dieser Warte aus sei
daher danach zu fragen, ob wir mit Gene-Drives ganze Arten auslöschen
wollen. Zu bedenken sei in diesem Zusammenhang zum Beispiel, ob das
gezielte Eingreifen in die biologische Vielfalt mit einer gelingenden
Naturbeziehung zu vereinbaren ist, die wiederum große Relevanz für das
Gelingen des menschlichen Lebens hat.

Ökonomische Aspekte

Der Agrarökonom Justus Wesseler von der Universität Wageningen
unterzog die Gene-Drive-Technologie einer Kosten-Nutzen-Analyse. Neben
den bereits besprochenen möglichen Nutzeneffekten im
landwirtschaftlichen und medizinischen Bereich erwähnte er auch
denkbare Anwendungen im Interesse des Artenschutzes. Beispielsweise
werde in Neuseeland erwogen, Ratten und Mäuse, die als eingeschleppte
Arten ohne lokale Fressfeinde Jahr für Jahr immensen Schaden an der
endemischen Flora und Fauna anrichten, unter anderem mithilfe von
Gene-Drives zu bekämpfen. Neben den Anwendungskosten, so Wesseler,
seien aus ökonomischer Sicht stets auch die Entwicklungskosten einer
Technologie zu berücksichtigen. Weil diese im Fall von Gene-Drives
vergleichsweise hoch sind und über einen längeren Zeitraum anfallen,
stellen sie für privatwirtschaftliche Unternehmen ein riskantes
Investment mit ungewissen Erfolgsaussichten dar. Schwer abzusehen und
noch schwerer zu beziffern seien auch die Folgekosten auf
Ökosystem-Ebene. Wesseler warnte im Umgang mit den erheblichen
Ungewissheiten rund um die Gene-Drive-Technologie vor einem geläufigen
Missverständnis des Vorsorgeprinzips. Es greife zu kurz, wenn man
wegen der möglicherweise erheblichen ökologischen Folgekosten ihres
Einsatzes grundsätzlich auf diese Technologie verzichte. Die Risiken
der Anwendung müssten vielmehr abgewogen werden mit den Risiken ihrer
Unterlassung, die wiederum nur vor dem Hintergrund verfügbarer
Alternativen bewertet werden können. Eine angemessene Anwendung des
Vorsorgeprinzips verlange ferner die Beurteilung, ob man es mit
reversiblen oder irreversiblen Folgen zu tun hat und ob bestimmte
Kosten privaten Akteuren oder aber dem öffentlichen Sektor zuzuordnen
sind. Wenn eine umfassende Kosten-Nutzen-Analyse für eine konkrete
Gene-Drive-Anwendung positiv ausfalle, sei damit allerdings noch nicht
gesichert, dass sie auch entwickelt werde. Insbesondere
privatwirtschaftliche Biotechnologieunternehmen werden die
angesprochenen Kosten und Risiken der Entwicklung nur auf sich nehmen,
wenn ihnen geeignete ökonomische Anreize geboten werden. In diesem
Zusammenhang stellen sich auch Fragen nach der Patentierbarkeit von
Gene-Drive-Systemen und zudem Haftungs- und weitere
Regulierungsfragen.

Rechtliche und Rechtsethische Fragen

Die Freiburger Rechtswissenschaftlerin Silja Vöneky, die in den Jahren
2012 bis 2016 selbst Mitglied des Deutschen Ethikrates war, widmete
sich im letzten Fachvortrag des Tages der Frage, ob bestehende Normen
im nationalen Recht, aber auch im Europa- und Völkerrecht zur
Regulierung der Gene-Drive-Technologie geeignet scheinen. Sie wies
zunächst darauf hin, dass es - anders als etwa bei Impfkampagnen -
weder für Individuen noch für einzelne Staaten eine realistische
Opt-out-Strategie im Umgang mit Gene-Drives gebe. Seien diese einmal
freigesetzt, würden die mit dieser Technologie veränderten Insekten
weder vor ihnen gegenüber kritisch eingestellten Bürgern noch vor
Staatsgrenzen Halt machen. Ein weiterer sowohl aus rechtlicher als
auch ethischer Perspektive bedeutender Gesichtspunkt sei die
Möglichkeit des Missbrauchs der Gene-Drive-Technologie zu
militärischen oder terroristischen Zwecken. Dass solche
Dual-Use-Szenarien nicht unrealistisch sind, erweise sich etwa an der
Tatsache, dass die Forschungsbehörde des US-Militärs DARPA (Defense
Advanced Research Projects Agency) im Rahmen ihres
Safe-Genes-Programmes gegenwärtig sieben Projekte zur Abschätzung von
Sicherheitsaspekten der Gene-Drive-Technologie fördere. Zwar gebe es
Vöneky zufolge noch keine spezifischen Normen zur Regulierung von
Gene-Drives; jedoch ließen sich sowohl auf internationaler als auch
auf nationaler Ebene die rechtlichen Instrumente für den Umgang mit
gentechnisch veränderten Organismen (GVOs) zur Anwendung bringen. Im
völkerrechtlichen Bereich sei insbesondere das "Internationale
Protokoll über die biologische Sicherheit" (kurz: Cartagena-Protokoll)
einschlägig, das unter anderem eine Benachrichtigungspflicht
beinhaltet, wenn ein Staat absehen kann, dass einem anderen negative
Auswirkungen in Folge der grenzüberschreitenden Verbringung eines GVOs
drohen. Das Cartagena-Protokoll bindet jedoch nur die Staaten, die ihm
beigetreten sind - was beispielsweise für Deutschland, nicht hingegen
für die USA gilt. Außerdem sei es ungeeignet, um Sicherheitsbedenken
bezüglich militärischen oder terroristischen Missbrauchs
entgegenzutreten. Auf nationaler Ebene sei das Deutsche
Gentechnikgesetz zu beachten. Die Zentrale Kommission für die
Biologische Sicherheit (ZKBS) hat in einer ersten Stellungnahme zu
Gene-Drives im Jahr 2016 festgesetzt, dass der Umgang mit diesen
Technologien biologischen Laboren vorbehalten sein soll, die
mindestens den Anforderungen der Sicherheitsstufe 2 genügen. Darüber
hinaus ist für die Genehmigung von Arbeiten mit Gene-Drives eine
Einzelfallprüfung vorgesehen. Bei der Gestaltung zukünftiger
Rechtsnormen für die Erforschung und Anwendung von Gene-Drives komme
es nach Ansicht von Vöneky darauf an, einen vernünftigen Kompromiss
zwischen legitimen Sicherheitsbedürfnissen einerseits und der
menschenrechtlich und grundgesetzlich geschützten Forschungsfreiheit
andererseits zu finden. Ein sinnvoller Grundsatz könnte hierbei sein,
dass in Fällen, in denen die Menschheit als Ganze von den Risiken der
Anwendung von Gene-Drives betroffen ist, auch ihr Nutzen der
Menschheit zugute kommen muss - was in der Konsequenz bestimmten
Formen privatwirtschaftlichen Profitstrebens einen Riegel vorschieben
würde.

Diskussion

Die abschließende Podiumsdiskussion zu angemessenen
Governance-Strategien für Gene-Drives wurde bestritten von der
Malariaforscherin und DFG-Vizepräsidentin Katja Becker, Mathieu
Bangert von der Weltgesundheitsorganisation (WHO), dem Biochemiker
Joachim Schiemann sowie Christoph Then, Veterinärmediziner und
Geschäftsführer des unabhängigen Instituts zur
Technikfolgenabschätzung für Biotechnologien Testbiotech e.V. Steffen
Augsberg, Jurist von der Universität Gießen und Mitglied des Deutschen
Ethikrates, der diese Runde moderierte, stellte gleich eingangs fest,
dass der Begriff Governance sowohl Fragen der Regulierung als auch
solche der Technikgestaltung meine. Weitgehend einig waren sich die
Podiumsteilnehmer darüber, dass die Öffentlichkeit in den
gesellschaftlichen Diskurs einbezogen werden müsse. Auch Beckers
Forderung nach interdisziplinärer Risikoforschung und internationalen
Regularien zu Gene-Drives fand einhellige Zustimmung. Schiemann fügte
hinzu, dass es sich bei Gene-Drives um eine ganz spezielle Form der
Genom-Editierung handelt, die auch einer gesonderten Risikobewertung
bedürfe. Die von Vöneky erwähnte Stellungnahme der ZKBS regele nur
Sicherheitsaspekte im Umgang mit Gene-Drives unter Laborbedingungen,
die Anwendung im Freiland sei hier noch gar nicht angedacht. Es gebe
jedoch bereits mehrere internationale Initiativen, die weiter gehende
Regulierungsansätze für unterschiedlichste Anwendungen der
Genom-Editierung zu etablieren versuchten. Bangert ordnete den
Stellenwert möglicher Gene-Drive-Anwendungen zur Kontrolle von durch
Moskitos übertragenen Infektionserkrankungen durch den Hinweis ein,
dass drei von zwölf aktuell von einer Arbeitsgruppe der WHO
diskutierten Interventionsansätzen Eingriffe in das Genom beinhalten,
von denen wiederum zwei die Gene-Drive-Technologie nutzen. Insgesamt
schätze die WHO den möglichen Nutzen von Gene-Drives bei der
Bekämpfung von Tropenkrankheiten hoch ein und spreche sich für eine
stufenweise Einführung mit intensiver Begleitung durch Risikoforschung
aus. Then betonte, dass es vor allem unabhängiger
Sicherheitsbewertungen bedarf, die der besonderen Eingriffstiefe der
Gene-Drive-Technologie Rechnung tragen müssten, ohne dabei bereits
kommerzielle oder sonstige Anwenderinteressen im Blick zu haben. Die
ganz neuartige Dimension ihrer Anwendungen stellte er heraus, indem er
sie metaphorisch als Eingriffe in "die Keimbahn der biologischen
Vielfalt" charakterisierte. Ob es mit unserer Verantwortung gegenüber
zukünftigen Generationen vereinbar sei, den Genpool ganzer Arten unter
Umgehung natürlicher Regulierungs- und Vererbungsmechanismen dauerhaft
zu verändern, werde zur ethischen Gretchenfrage.

Kontrovers diskutiert wurde auf dem Podium die Frage, ob die
vorhandenen Gremien und Entscheidungsstrukturen auf nationaler und
europäischer Ebene geeignet sind, eine zuverlässige
Sicherheitsbewertung möglicher Gene-Drive-Anwendungen zu
gewährleisten. Aus dem Publikum wurde die Anregung aufgegriffen und
allgemein befürwortet, ein internationales öffentliches Register
einzutrichten, in dem Versuche mit Gene-Drives dokumentiert werden.
Dies könnte eine erste konkrete Governance-Maßnahme sein, um die
Anwendung von Gene-Drives verantwortungsvoll zu gestalten, was not
tut, da sich, so Becker in ihrem abschließenden Statement, ihre
Entwicklung in Anbetracht der enormen Nutzenpotenziale nicht aufhalten
lassen werde. Trotz dieser möglichen Unabwendbarkeit ihrer Nutzung
komme die Debatte über Gene-Drives nicht zu spät, hob Dabrock in
seinem Schlusswort hervor. Sie komme aber auch nicht zu früh, wie in
einem begleitenden Tweet zur Veranstaltung vermutet worden war,
sondern schlicht zur rechten Zeit und sollte in Form eines
"zivilisierten Diskurses" von allen betroffenen Akteuren
multidimensional und international geführt werden. (Ga)


Info 

Quelle

Die Tagung ist unter 

http://www.ethikrat.org/veranstaltungen/weitere-veranstaltungen/genedrive

ausführlich dokumentiert.
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FORSCHUNG/3831: Immunzellen erkennen Stoffwechselprodukte von Darmbakterien (idw)


Universität Basel - 09.05.2018

Immunzellen erkennen Stoffwechselprodukte von Darmbakterien



Eine noch wenig erforschte Gruppe von Immunzellen spielt in der Regulation
von Darmbakterien eine wichtige Rolle. Veränderte Stoffwechselbedingungen
für die Mikroben wirken sich bei den Abwehrzellen in unterschiedlichen
Stadien der Wachsamkeit aus, wie Forschende des Departements Biomedizin
von Universität und Universitätsspital Basel in der Fachzeitschrift
«Mucosal Immunology» berichten.

Bekannt ist, dass die Stoffwechselprodukte von Bakterien die
Zusammensetzung und Funktion von Immunzellen im Darm beeinflussen. Zu
diesen Abwehrzellen gehören die MAIT-Zellen (Mukosa-assoziierte invariante
T-Zellen), die erst vor einigen Jahren entdeckt wurden und
natürlicherweise gehäuft in der Schleimhaut des Darms, in der Haut, der
Leber und im Blut vorkommen. Diese Zellen sind darauf spezialisiert, die
in jedem Menschen lebenden Mikroorganismen zu erkennen und deren
Aktivitäten zu überwachen.

Verschiedene Populationen

Wie die MAIT-Zellen im Dickdarm durch die Stoffwechselprodukte von
Bakterien aktiviert und in Funktion gesetzt werden, hat eine Gruppe um
Prof. Dr. Gennaro De Libero von der Universität Basel und PD Dr. Petr Hruz
vom Universitätsspital Basel untersucht. Sie konnte zeigen, dass in der
menschlichen Darmschleimhaut verschiedene Populationen von MAIT-Zellen
angesiedelt sind. Identifiziert wurden diese Stämme in Darmbiopsien mit
hoch innovativen Methoden und Analysen der Bioinformatik.

Ergebnis: MAIT-Zellen befinden sich abhängig vom Zustand des Stoffwechsels
der mikrobiellen Darmflora in unterschiedlichen Stadien von Wachsamkeit.
Stimuliert werden die Abwehrzellen am häufigsten von Bakterien, die wenig
Sauerstoff vorfinden und sich langsam vermehren - Bedingungen, wie sie im
Dickdarm auftreten. Die MAIT-Zellen können dann eine lokale Entzündung,
die Heilung von Gewebe und die allgemeine Fitness der Darmzellen
beeinflussen, indem sie verschiedene Botenstoffe produzieren.

«Feines Gleichgewicht»

«Unsere Resultate verdeutlichen, das im Darm ein feines Gleichgewicht
zwischen den mikrobiellen Wachstumsbedingungen, der Produktion von
stimulierenden Stoffwechselprodukten und der Antwort der MAIT-Abwehrzellen
herrscht», kommentieren die Forschenden. Der Stoffwechsel von Mikroben im
Darm passt sich ständig an veränderte Wirtsbedingungen an. Indem die
MAIT-Zellen den Stoffwechselzustand von Darmbakterien erfassen, können sie ihre
Funktion in der Immunüberwachung der Darmschleimhaut verstärken.


Originalbeitrag

Mathias Schmaler et al.

Modulation of bacterial metabolism by the microenvironment controls MAIT cell stimulation

Mucosal Immunology (2018)

doi: 10.1038/s41385-018-0020-9

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Basel, Iris Mickein, 09.05.2018
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MELDUNG/998: Düsseldorfer Notfallausweis unterstützt Patienten (idw)


Universitätsklinikum Düsseldorf - 09.05.2018

Neu: Düsseldorfer Notfallausweis unterstützt Patienten und Mediziner

- Übersichtliche Zusammenfassung statt seitenlanger Patientenverfügung

- Erster Ausweis seiner Art in der Region Düsseldorf



Klein, handlich und im entscheidenden Moment schnell griffbereit: Mit
dem Düsseldorfer Notfallausweis führt die Stadt Düsseldorf in
Zusammenarbeit mit dem Runden Tisch Palliative Versorgung, deren
Partner das Universitätsklinikum Düsseldorf (UKD) ist, ein handliches
Dokument zur Unterstützung der klassischen Patientenverfügung ein. Der
Ausweis kann gut sichtbar auf dem Nachttisch oder im Portemonnaie
mitgeführt werden und ist für Rettungskräfte oder Angehörige im
Notfall schnell einsichtig - anders als eine Patientenverfügung, die
häufig erst gesucht werden muss und in einer Notfallsituation oft
nicht beachtet wird. Er ist der erste Notfallausweis seiner Art in der
Region Düsseldorf.

Im Notfall zählt jede Sekunde - keine Zeit zum Suchen

"In einer Notfallsituation muss es schnell gehen. Da habe ich häufig
keine Zeit zu warten bis eine mögliche Patientenverfügung gefunden
wurde", erzählt Dr. Markus Reed, zuständiger leitender Notarzt für die
Stadt Düsseldorf, aus seinem täglichen Arbeitsleben. "Die liegt bei
den meisten Menschen fein säuberlich abgeheftet im Aktenschrank. Wenn
aber schnell entschieden werden muss, ob ein schwerstkranker Patient
ins Krankenhaus gebracht werden soll oder nicht, haben wir keine Zeit
im Schrank zu suchen. Da zählt jede Sekunde." Die Folge: Nicht immer
kann der in der Patientenverfügung niedergeschriebene Wunsch des
Patienten berücksichtigt werden.

"Patientenverfügung light": Der Düsseldorfer Notfallausweis

Unterstützen wird hier der neue Düsseldorfer Notfallausweis: Knapp elf
Zentimeter hoch und knallgelb, passt er in jedes Portemonnaie oder
kann gut sichtbar und griffbereit ans Bett gelegt werden. "Gerade
Palliativpatienten wünschen sich häufig keinen Transport ins
Krankenhaus sondern rein lindernde Maßnahmen zu Hause", erklärt Dr.
Martin Neukirchen, Leitender Arzt am Interdisziplinären Zentrum für
Palliativmedizin der Uniklinik Düsseldorf. "Der neue Notfallausweis
wird - wie auch die Patientenverfügung - zusammen mit dem Arzt und
(wenn gewünscht) auch Angehörigen ausgefüllt und ist bindend. Er dient
als Kurzzusammenfassung des Patientenwillens und gibt den
Rettungskräften Rechtssicherheit." Der Mediziner weiß aus seinem
Alltag auf der UKD-Palliativstation: "Für viele unserer Patientinnen
und Patienten ist es sehr beruhigend zu wissen, dass im Ernstfall ihr
ausdrücklicher Wunsch bekannt ist und respektiert wird. Der neue
Ausweis ist für sie quasi eine Patientenverfügung light."

Prof. Andreas Meyer-Falcke: "Wir können noch besser dafür sorgen,
dass individuelle Wünsche berücksichtigt werden"

Entstanden ist der Ausweis in einer Kooperation der Stadt Düsseldorf
und dem Runden Tisch Palliative Versorgung. Prof. Dr. Andreas
Meyer-Falcke, Personal- und Gesundheitsdezernent der Landeshauptstadt
Düsseldorf, freut sich über die gute Zusammenarbeit der einzelnen
Einrichtungen und hat die Einführung des neuen Ausweises von Anfang an
unterstützt: "Es freut mich zu sehen, wie die Mitglieder des Runden
Tischs die Betreuung der Düsseldorfer Palliativpatienten im Blick
haben. Die palliative Medizin am Ende eines Menschenlebens ist ein
sehr sensibler Bereich und mit dem neuen Ausweis können wir in
Düsseldorf nun noch besser dafür sorgen, dass der individuelle Wunsch
des einzelnen Patienten und der einzelnen Patientin berücksichtigt
wird." Der Gesundheitsdezernent betont: "In erster Linie richtet sich
der Ausweis im Moment an Palliativpatienten, aber natürlich ist er für
jeden interessant, der sich für den Notfall absichern möchte - genau
wie bei einer Patientenverfügung."

Ausgestellt wird der neue Ausweis zunächst auf allen Düsseldorfer
Palliativstationen sowie über das ambulant tätige Palliative Care
Team. In einem nächsten Schritt ist dann die weitere Verbreitung über
die niedergelassenen Allgemein- und Palliativmediziner im Stadtgebiet
geplant.

Hintergrund: 

Der Runde Tisch Palliative Versorgung Düsseldorf wurde im Anschluss an
eine Fachtagung im November 2011 gegründet. Regelmäßig treffen sich
nun Vertreterinnen und Vertreter der einzelnen Einrichtungen, um
miteinander im Gespräch zu bleiben und über eine bessere, gemeinsame
Unterstützung von Menschen in ihrer letzten Lebensphase zu beraten.
Neben den Krankenhäusern mit palliativer Versorgung der
Landeshauptstadt gehören unter anderem auch Hospizverbände, die
Einrichtungen der Altenhilfe und die Krebsberatung Düsseldorf zu dem
Zusammenschluss.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uniklinik-duesseldorf.de

http://www.uniklinik-duesseldorf.de/palliativmedizin

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2157
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Düsseldorf, Stefan Dreising, 09.05.2018
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THERAPIE/167: Atherosklerose der Beinarterien - Patienten profitieren von beschichteten Ballons (idw)


Deutsche Röntgengesellschaft e.V. - 09.05.2018

Atherosklerose der Beinarterien: Patienten profitieren von beschichteten Ballons



Bei Patienten mit durch Atherosklerose bedingten Engstellen der
Beinarterien können Ballonkatheter, die mit Medikamenten beschichtet sind,
Komplikationen verhindern und die Anzahl erneuter Gefäßeingriffe
reduzieren. Die innovativen beschichteten Ballonkatheter sollten deswegen
dort, wo es möglich ist, eingesetzt werden.

Eine Atherosklerose, also eine "Verkalkung" arterieller Blutgefäße, gibt
es nicht nur an den Herzkranzgefäßen. Auch die Arterien der Beine sind
häufig von Atherosklerose betroffen. Mediziner sprechen dann von einer
peripheren arteriellen Verschlusskrankheit oder PAVK. Sie wird im
Volksmund manchmal auch "Schaufenster-Erkrankung" genannt, weil die
Patienten nur noch eine begrenzte Strecke schmerzfrei gehen können. Danach
bleiben sie stehen und machen eine Pause, ähnlich wie ein Spaziergänger,
der sich Schaufensterauslagen ansieht.

Die PAVK ist überwiegend eine Erkrankung älterer Menschen: Jenseits des
70. Lebensjahrs ist etwa jeder Fünfte davon betroffen. Die meisten
betroffenen Patienten lassen sich mit Hilfe von Katheter-Therapien gut
behandeln: Die Engstellen werden mit einem Ballonkatheter erweitert. Das
verbessert die Durchblutung und damit die Sauerstoffversorgung des Beins.
Die Schmerzen nehmen ab, die schmerzfreie Gehstrecke wird länger.

Weniger Restenosen und weniger erneute Eingriffe bei beschichteten Ballons

Die traditionellen Ballonkatheter-Therapien haben allerdings einen
gewichtigen Nachteil, erläutert Prof. Dr. Ulrich Speck vom Institut für
Radiologie der Charité Berlin: "Bei jeder zweiten bis dritten der mit
konventionellen Ballons aufgeweiteten Engstellen kommt es nach einer
Ballondilatation im Laufe der Zeit zu Restenosen." Das heißt, die
aufgeweiteten Arterien werden wieder weniger durchgängig, weil sich Zellen
in der Blutgefäßwand vermehrt teilen und so den Gefäßinnenraum verengen.
Viele Patienten merken das recht bald: Die Beschwerden, die nach der
Katheter-Therapie verschwunden waren, kommen wieder.

Es gibt aber einen Ausweg aus dieser Problematik: "Mit neueren
Ballonkathetern, die mit Medikamenten beschichtet sind, lässt sich ein
Großteil der Restenosen verhindern", so Prof. Speck. Nicht jeder zweite
bis dritte, sondern nur etwa jeder zehnte bis zwanzigste Patient, der mit
einem medikamentenfreisetzenden Ballon behandelt wird, entwickelt eine
Restenose. "Für die Patienten ist das ein enormer Fortschritt. Sie sind
länger beschwerdefrei. Und sie benötigen seltener erneute
Kathetereingriffe", betont er anlässlich eines Überblicks zu
medikamentenfreisetzenden Techniken bei der PAVK beim 99. Deutschen
Röntgenkongress. Speck und seine Arbeitsgruppe an der Charité waren an der
Entwicklung beschichteter Ballons für die Beinarterien maßgeblich
beteiligt.

"Der Patient kann nur gewinnen"

Wie funktionieren die beschichteten Ballons? Auf der Oberfläche des
Ballons befinden sich feine Körner des Medikaments Paclitaxel, das das
Zellwachstum hemmt. Wird der Ballon aufgeblasen, werden die
Medikamentenkörner in die Wand des Blutgefäßes gedrückt und verbleiben
dort. Sie wirken dann über einen längeren Zeitraum hinweg auf die Zellen
der Gefäßwand ein. Überschießendes Zellwachstum und damit Restenosen
werden verhindert.

Paclitaxel kommt eigentlich aus der Krebsmedizin. "Wir hatten deswegen
anfangs die Sorge vor Nebenwirkungen", so Speck. Das hat sich aber nicht
bewahrheitet. Vielmehr löst sich Paclitaxel langsam auf und wirkt stark am
Ort der Ballondilatation, nicht dagegen im restlichen Körper:
"Mittlerweile wurden über 100.000 Patienten mit derartigen Ballons
behandelt. Es gibt keine Hinweise auf relevante Nebenwirkungen im
Zusammenhang mit der Beschichtung." Insbesondere bei Stenosen der
Oberschenkelarterien scheint die Behandlung in vielen Fällen optimal: "Sie
hat keine Nachteile, die Patienten können dadurch nur gewinnen", so Speck.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution449

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Röntgengesellschaft e.V., Nina Keil, 09.05.2018
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AUSLAND/2492: Hygiene rettet Leben in Nepal (UKR)


Universitätsklinikum Regensburg - Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

Hygiene rettet Leben in Nepal

Das Universitätsklinikum Regensburg (UKR) und das Dhulikhel Hospital (DHS) in Kathmandu entwickeln ein neues Hygieneprogramm für Nepal. Ziel ist eine Verringerung vermeidbarer Wundinfektionen und
der postoperativen Sterblichkeit im Land inmitten des Himalayas. 

Zum Projektstart im Mai hospitieren zwei OP-Schwestern aus Nepal am UKR.



Im April und Mai 2015 wurde Nepal von verheerenden Erdbeben der Stärke
7,9 und 7,4 getroffen. Nach Regierungsangaben starben damals etwa
9.000 Menschen an den Folgen der Beben, rund 22.300 wurden verletzt.
600.000 Häuser und die medizinische Infrastruktur des Landes lagen
landesweit in Schutt und Asche. Wundinfektionen nach chirurgischen
Eingriffen gehören in dem südasiatischen Land noch immer zur Realität.
In einigen Krankenhäusern Nepals beträgt die Infektionsrate nach einer
Operation bis zu 23%. Schon seit Jahren beteiligen sich engagierte
Persönlichkeiten und Mediziner aus Regensburg am Wiederaufbau in
Nepal. Professor Dr. Tobias Renkawitz ist Leitender Oberarzt der
Orthopädischen Klinik für die Universität Regensburg am Asklepios
Klinikum Bad Abbach und Mitorganisator des Projekts. Zusammen mit
Professor Dr. Bernhard Graf, Direktor der Klinik für Anästhesiologie
des UKR, wurde er nun im Rahmen des Programms "Internationale
Klinikpartnerschaften" vom Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung für das Konzept zur Verbesserung der
Hygiene am Dhulikhel Hospital ausgezeichnet. Das Leuchtturmprojekt
soll Impulse für die Verringerung der Infektionsraten nach Operationen
in Nepal geben.

Über 12 Stunden saßen Bedana Maharjan und Sulekha Shresta im Flugzeug,
bevor die zwei nepalesischen Krankenschwestern schließlich am 9. Mai
2018 ihr vierwöchiges Praktikum am UKR beginnen konnten. Bis zum 3.
Juni 2018 durchlaufen die zwei OP-Krankenschwestern vom Dhulikhel
Hospital in Kathmandu verschiedene Hygieneschulungen und erhalten
praktische Einblicke in die Abläufe im OP, der Intensivstation und der
sterilen Instrumentenaufbereitung am UKR. Ein Projektteam aus
Pflegeleitung, Klinikhygiene und Ärzten hatte im Vorfeld ein
detailliertes Programm für die nepalesische Delegation ausgearbeitet.
PD Dr. Michaela Huber, Stv. Leiterin der Interdisziplinären
Notaufnahme des UKR, und Dr. Henriette Müller aus Neutraubling kennen
aus ihren Besuchen in Nepal die Situation am DHS. "Unser Ziel ist es,
mit unseren Partnern in Nepal Konzepte zur Verbesserung der Hygiene
und zur Verringerung von Wundinfekten zu entwickeln, die sich vor Ort
auch tatsächlich umzusetzen lassen", schildern die beiden Ärztinnen.
Das Projekt solle dazu beitragen, die hygienischen Bedingungen in den
Krankenhäusern Nepals und damit die medizinische Versorgungsqualität
der nepalesischen Bevölkerung allgemein zu verbessern.

Hilfe zur Selbsthilfe

Kernidee des Programms ist es, dass die in Regensburg ausgebildeten
"Trainer" im Anschluss ihr Wissen als Multiplikatoren an alle
Operationsschwestern in Nepal weitergeben. Die Kooperation soll dabei
die sprichwörtliche Hilfe zur Selbsthilfe ermöglichen, damit
Operationsverfahren in Nepal künftig noch sicherer durchgeführt werden
können. Als eines von vielen Beispielen führt der Orthopäde Professor
Dr. Renkawitz das Einsetzen von Kunstgelenken an - ein Eingriff für
den in Nepal ein hoher Bedarf besteht. "Eine Infektion bei liegendem
Kunstgelenk ist eine Katastrophe und mit großem Leid verbunden. Uns
ist es deshalb ein besonderes Anliegen, dass wir mit unseren
nepalesischen Partnern gerade bei derartig sensiblen Operationen die
Abläufe nach höchstmöglichem hygienischen Standard gestalten", sagt
der Regensburger Knie- und Hüftspezialist. Krankenhausinfektionen
seien dabei kein Schicksal oder Zufall, sondern oft vermeidbar. Neben
praktischen Aspekten, wie beispielsweise Schulungen in der
chirurgischen Händedesinfektion, wird das Programm auch
wissenschaftlich begleitet. In Zusammenarbeit zwischen dem Institut
für Mikrobiologie und Hygiene am UKR und der noch jungen Kathmandu
University in Nepal wurde ein enger Datenaustausch vereinbart, um den
Erfolg des Programms zu dokumentieren. Ebenso sind Hospitationen des
Regensburger Projektteams in Nepal geplant.

Regensburg und Kathmandu pflegen eine langjährige Partnerschaft

Die aktive Zusammenarbeit zwischen dem Dhulikhel Krankenhaus und den
Regensburger Medizinern hat sich aus der Hospitation eines
nepalesischen Arztes bei Dr. Wolfgang Sieber an der Kreisklinik Wörth
an der Donau im Jahr 2012 entwickelt. Es umfasst unter anderem
Rotationen für Ärzte beider Länder und den Austausch klinischer sowie
wissenschaftlicher Informationen. Im November 2015 haben die
Universität und das Universitätsklinikum Regensburg eine offizielle
Kooperation mit der Kathmandu University School of Medical Sciences in
Nepal für einen gegenseitigen Wissenstransfer geschlossen.

 * 

Quelle:

Universitätsklinikum Regensburg

Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

Franz-Josef-Strauß-Allee 11, 93053 Regensburg

E-Mail: presse@ukr.de

Telefon: 0941 944-4200

Internet: http://www.ukr.de
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FORSCHUNG/730: Cockayne-Syndrom - Altern wie im Zeitraffer ... Neuer Therapieansatz für "kindliche Greise" (idw)


Universität Ulm - 08.05.2018

Cockayne-Syndrom - Altern wie im Zeitraffer: Neuer Therapieansatz für "kindliche Greise"



Warum "junge Greise" mit dem Cockayne-Syndrom rasant altern und oft
bereits im Kindesalter versterben, haben Wissenschaftler um PD Dr.
Sebastian Iben von der Ulmer Universitätsklinik für Dermatologie und
Allergologie erforscht. Dabei sind sie nicht nur auf einen möglichen
Therapieansatz gestoßen, sondern eventuell auch einem bisher unbekannten
Alterungsmechanismus auf der Spur. Ihr Fachbeitrag ist im Journal "Cell
Reports" erschienen.

Mit Falten, Haarausfall und grauem Star in die Grundschule: Das
Cockayne-Syndrom lässt Kinder so rasant vergreisen, dass sie bereits in der Jugend
an altersassoziierten Erkrankungen leiden und durchschnittlich mit 12
Jahren versterben. Eine Forschergruppe der Ulmer Universitätsmedizin ist
der Krankheitsentstehung dieses Alterungssyndroms auf den Grund gegangen
und hat dabei einen möglichen Therapieansatz gefunden. Diese neuen, in der
Fachzeitschrift Cell Reports veröffentlichen Ergebnisse könnten nicht nur
betroffenen Kindern zugutekommen. Sie helfen auch dabei, den normalen
Alterungsprozess des Menschen besser zu verstehen.

Das unheilbare Cockayne Syndrom, auch bekannt unter dem Oberbegriff
"Progerie", ist äußerst selten und hat dramatische Auswirkungen. Die
angeborene Krankheit hemmt nicht nur das Wachstum betroffener Kinder,
sondern lässt sie extrem schnell, wie im Zeitraffer, altern. Die "jungen
Greise" leiden unter typischen Alterskrankheiten wie Arterienverkalkung,
Seh- und Hörverlust. Weiterhin fallen sie durch Gesichtsfehlbildungen und
intellektuelle Defizite auf. Als Auslöser des Syndroms gelten veränderte
Eiweiße (Proteine), die durch Sonnenlicht verursachte Erbgutschäden
reparieren. Normalerweise führen solche nicht reparierte Erbgutschäden zu
Krebserkrankungen - die bei Kindern mit Cockayne-Syndrom aber nicht
vorkommen. Aus diesem Grund suchen Forscher um PD Dr. Sebastian Iben und
den Erstautor Marius Costel Alupei von der Ulmer Universitätsklinik für
Dermatologie und Allergologie nach alternativen Erklärungen für die
beschleunigte Alterung. Mit ihrer wissenschaftlichen Arbeit setzen sie
bereits bei den zelleigenen Proteinfabriken (Ribosomen) an.

Anhand der Hautzellen von Kindern mit dem Cockayne-Syndrome und
Kontrollgruppen haben die Forscher die Genauigkeit der Proteinherstellung
in diesen "Zellfabriken" untersucht - mit eindeutigem Ergebnis. Bei
Patienten mit dem Cockayne-Syndrom passieren viel mehr Fehler bei der
Eiweißproduktion als bei den Kontrollen. "Diese fehlerhaften Proteine
stressen die Zellen, wodurch wiederum die Herstellung neuer 'Zellfabriken'
und letztlich deren Eiweißproduktion gestört sind", erklärt Sebastian Iben
den Teufelskreis. Dabei sind die fehlerhaften Proteine von Kindern mit dem
Cockayne-Syndrom verhältnismäßig instabil, was mit einer geringen
Lebensspanne assoziiert wird. Langlebige Wesen, allen voran die bis zu 500
Jahre alte Seemuschel Arctica islandica, zeichnen sich durch eine hohe
Proteinstabilität aus.

Insgesamt konnten die Wissenschaftler zeigen, dass bei Patienten mit dem
Cockayne-Syndrom das Gleichgewicht des Proteinauf- und -abbaus gestört
ist. Dieses Phänomen ist von alten Menschen und insbesondere Patienten mit
neurodegenerativen Erkrankungen wie Alzheimer und Parkinson bekannt. Das
von den Forschern nachgewiesene Ungleichgewicht könnte das ausbleibende
Wachstum und die vorzeitigen Alterserscheinungen der Kinder erklären.

Aus diesen Erkenntnissen ergibt sich ein neuer Therapieansatz für
betroffene Kinder: "Womöglich kann das Ungleichgewicht des Eiweißauf- und
-abbaus durch die Gabe von künstlich hergestellten 'Proteinfaltern', so
genannten Chaperonen, aufgehoben werden", erklärt Erstautor Marius Costel
Alupei. Diese Chaperone, die auch in der Leber produziert werden, sind
nebenwirkungsarm und werden seit rund 3000 Jahren in der Traditionellen
Chinesischen Medizin eingesetzt.

Darüber hinaus sind die Wissenschaftler um Iben und Professorin Karin
Scharffetter-Kochanek, Ärztliche Direktorin der Ulmer Universitätsklinik
für Dermatologie und Allergologie, einem bisher unbekannten
Alterungsmechanismus auf der Spur: Eventuell werden Proteine, die oft als
Bausteine des Körpers bezeichnet werden, im Laufe des Lebens immer
unsorgfältiger hergestellt, was Alterserscheinungen auslösen könnte.
Dieser Hypothese wollen die Wissenschaftler weiter nachgehen.


Die Gruppe aus Ulm, Freiburg, Heidelberg, Bologna und Strasbourg wurde von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), insbesondere im Zuge des
Graduiertenkollegs CEMMA, unterstützt.


Marius Costel Alupei, Pallab Maity, Philipp Ralf Esser, Ioanna Krikki,
Francesca Tuorto, Rosanna Parlato, Marianna Penzo, Adrian Schelling,
Vincent Laugel, Lorenzo Montanaro, Karin Scharffetter-Kochanek and
Sebastian Iben: Loss of Proteostasis is a Pathomechanism in Cockayne
Syndrome. Cell Reports. https://doi.org/10.1016/j.celrep.2018.04.041

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.cell.com/cell-reports/fulltext/S2211-1247(18)30585-0

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm, Annika Bingmann, 08.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHLAGANFALL/415: Risiko bei Frauen mit Diabetes um 50 Prozent erhöht (idw)


Deutsches Diabetes-Zentrum - 09.05.2018

Tag des Schlaganfalls: Schlaganfallrisiko bei Frauen mit Diabetes um 50 Prozent erhöht



Frauen mit Diabetes haben ein erhöhtes Risiko Herz-Kreislauf-Erkrankungen
zu entwickeln. Studien aus dem Deutschen Diabetes-Zentrum zeigen, dass das
Risiko einen Schlaganfall zu erleiden, bei Frauen mit Diabetes um 50
Prozent höher ist als bei Frauen ohne Diabetes. Langfristig kann der
Diabetes vor allem bei nicht adäquater Stoffwechseleinstellung viele
Organe schädigen. Nicht nur Herzinfarkt, Schlaganfall, Nierenschwäche,
Nervenschäden und auch eine Fettlebererkrankung, Depressionen und sogar
Demenz können die Folgen sein.

In Deutschland leben knapp 7 Millionen Menschen mit Diabetes, die Hälfte
davon sind Frauen. Häufig ist die Diagnose zu Beginn der Erkrankung
unklar, da nicht eindeutig ist, welcher Diabetes-Typ vorliegt. Bis zu 95
Prozent der Betroffenen haben einen Typ-2-Diabetes. Eine im Deutschen
Ärzteblatt veröffentlichte Studie des Deutschen Diabetes-Zentrums (DDZ)
zeigt, dass zwischen dem 40. und 80. Lebensjahr die Prävalenz des
Typ-2-Diabetes bei Frauen wesentlich geringer steigt als bei Männern. Nach
dem 80. Lebensjahr bewegt sich die Prävalenz bei beiden Geschlechtern
wieder auf vergleichbarem Niveau.

In Kooperation mit Partnern der Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg hat das Deutsche Diabetes-Zentrum das Schlaganfallrisiko von
Frauen mit Diabetes untersucht und dafür das populationsbasierte Register
der Universität Erlangen-Nürnberg verwendet. Von 100.000 Frauen mit
Diabetes erleiden circa 300 einen Schlaganfall, bei Frauen ohne Diabetes
sind es rund 200. Damit haben Frauen mit Diabetes ein 50-prozentig höheres
Risiko einen Schlaganfall zu erleiden als Frauen ohne Diabetes. "Ein
langjähriger und nicht adäquat behandelter Bluthochdruck schädigt die
Gefäße, sodass es zu einem Gefäßverschluss kommen kann. Im Gehirn äußert
sich so ein Ereignis als Schlaganfall", erklärt Prof. Dr. Michael Roden,
Vorstand am Deutschen Diabetes-Zentrum. Es müsse weiterhin daran
gearbeitet werden, den Diabetes frühzeitig zu erkennen, um
Diabetesfolgeerkrankungen wie einen Schlaganfall vermeiden zu können.

Das Institut für Versorgungsforschung und Gesundheitsökonomie am Deutschen
Diabetes-Zentrum untersucht im Bereich der Versorgungsforschung die
Schätzung von Risiken von relevanten Versorgungsoutcomes, vor allem der
diabetischen Begleit- und Folgeerkrankungen (St. Vincent Ziele) und der
Depressivität als psychischer Komorbidität. Im Bereich der
Gesundheitsökonomie liegt der Schwerpunkt auf der gesundheitsökonomischen
Evaluation von Kosten- und Kosten-Effektivitäts-Analysen im Bereich der
Diabetesprävention und Behandlung zur Reduktion von diabetischer
Komorbidität.


Originalpublikationen: 

Icks, A., Claessen H. et al. Incidence and relative
risk of stroke in the diabetic and the non-diabetic population between
1998 and 2014: A community-based stroke register. PLOS ONE accepted,
(2017).

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1280

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Diabetes-Zentrum, Christina Becker, 09.05.2018

WWW: http://idw-online.de
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ARTIKEL/471: Konferenz - Blutarmut vor der OP ... Wie sinnvoll sind Eisen und Epo? (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 09.05.2018

Blutarmut vor der OP: Wie sinnvoll sind Eisen und Epo?



Studien zeigen an, dass schlechte Hämoglobinwerte vor der Operation auf
eine höhere Sterblichkeit hinweisen. Ältere Patienten oder Menschen, die
an chronischen Erkrankungen leiden, haben vor einer geplanten Operation
häufig schlechte Blutwerte. Sie brauchen vor einer Operation, bei der sie
viel Blut verlieren, deshalb häufiger und mehr Blutkonserven als Patienten
mit normalen Blutwerten. Das Patient Blood Management (PBM) - ein Konzept
zum sinnvollen Einsatz von Spenderblut - hat Methoden entwickelt, die zur
Erkennung und eventuell präoperativen Behandlung dieser Patientengruppe
führen sollen.

Dieser Ansatz wurde auf einer internationalen Konsensuskonferenz, die vom
24. bis 25. April in Frankfurt stattfand, anhand der aktuellen Studienlage
diskutiert. Warum der Hämoglobin-Wert, der die Blutarmut definiert, keine
alleinige Entscheidungsgrundlange für die Therapie einer Anämie sein kann
und jeder Patient individuell behandelt werden muss, erläuterten die
Experten auf der Pressekonferenz am 25. April.

Akute oder chronische Blutungen, Eisenmangel, Nieren- oder
Krebserkrankungen können vor allem bei älteren Patienten zu einer
Blutarmut - auch Anämie genannt - führen. Ihr Blut enthält weniger
Hämoglobin, das Molekül, das den Sauerstoff im Blut transportiert. Gibt es
zu wenig davon, muss der Körper das Defizit ausgleichen: Um die Organe
weiter mit Sauerstoff zu versorgen, pumpt der Organismus das Blut
schneller durch den Körper. Der Patient spürt das in schweren Fällen durch
Herzrasen und Atemnot.

Diese präoperative Anämie gilt als Risikofaktor für erhöhte Sterblichkeit,
Herzinfarkt, Schlaganfall oder Niereninsuffizienz bei Operationen.
Deshalb, und um den Einsatz von Blutkonserven zu verringern, gibt es
Forderungen im Rahmen von PBM, Patienten mit Anämie vor einer Operation zu
identifizieren und ihr eigenes Blut vor dem Eingriff anzureichern. Die
Betroffenen erhalten Eisen, das Bluthormon Erythropoeitin - auch als Epo
bekannt - oder eine Kombination aus beidem. In der wissenschaftlichen
Diskussion sind die Vor- und Nachteile dieser Präparate im Vergleich zum
bisherigen Verfahren nicht abschließend geklärt. Denn die medikamentöse
Therapie ist nicht ganz risikoarm: "Auch Eisenpräparate sind nicht
gänzlich ohne Nebenwirkungen. So kann z. B. die intravenöse Eisengabe
Infektionen begünstigen und Allergien hervorrufen, Erythropoeitin weist
laut Angaben der Hersteller potentiell eine Reihe von Nebenwirkungen auf,
so kann es z. B. auch Thrombosen begünstigen", erklärt Professor Erhard
Seifried, Präsident der Konsensuskonferenz.

Überraschenderweise kamen Experten in dieser Konferenz zu dem Ergebnis,
dass die Grundlagen der analysierten Studien nicht ausreichend sind, um
die präoperative Anämie zweifelsfrei für Komplikationen wie Schlaganfall,
Herzinfarkt oder Nierenversagen verantwortlich zu machen. Doch trotz der
unzureichenden Studienlage lautet die klare Empfehlung am Ende der
Konferenz: Vor einer anstehenden Operation sollen Patienten mit Blutarmut
identifiziert werden. Wie die Anämie dann behandelt wird, hängt allerdings
vom Patienten ab. Hier muss laut der Experten ein Entscheidungsalgorithmus
greifen, der Faktoren wie Alter, Begleiterkrankungen, Hämoglobinwert,
Dauer der Anämie und Art der Operation berücksichtigt. "Bei der Therapie
einer präoperativen Anämie ist es wichtig, jeden Patienten individuell zu
beurteilen - eine spontan auftretende Blutarmut erfordert eine andere
Behandlung als ein Eisenmangel, der schon länger bekannt ist und bei
älteren Patienten muss unter Umständen früher eingriffen werden als bei
jüngeren ", nennt Seifried einige Beispiele. Ob ein Patient Eisen,
Erythropoeitin oder eine Kombination aus beidem erhalten soll, hängt von
verschiedenen Faktoren ab. Nur in einem Punkt sind sich die Experten nach
der Auswertung der Studien einig: Studien zur vorsorglichen
Bluttransfusion gibt es bisher nicht und man ist sich daher einig, dass
eine solche Empfehlung auf der Basis der Studienlage derzeit nicht gegeben
werden kann.

Deutlich wird in den Diskussionen der Konferenz außerdem, dass ein
niedriger Hämoglobinwert allein nicht ausreicht, um über die Behandlung
des Patienten zu entscheiden. Anämie ist laut der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) durch einen Hämoglobinwert von <12 g/dl
bei Frauen und <13 g/dl bei Männern definiert. "Ein Wert, der vor 50
Jahren festgelegt und aus den Daten von nur fünf Studien basiert - daraus
können wir heute keine Schlussfolgerungen mehr ziehen", sagt Seifried.
Insgesamt wurden rund 1500 Studien zu den Fragestellungen der
Konsensuskonferenz analysiert aber nur 142 haben den heutigen
Evidenzansprüchen genügt und konnten als Diskussionsgrundlage verwendet
werden - eine Forderung der Experten wird nach der Konferenz daher
besonders deutlich: "Unser Ziel war eine neutrale und wissenschaftlich
fundierte Bewertung der Studienlage, die klären soll, welche Behandlung
für welchen Patienten die beste ist", erklärt Seifried. "Wir wissen jetzt,
dass es zu wenige hochqualitative Studien gibt, die unsere aktuellen
Fragen beantworten und wir neue und bessere Studien brauchen, um die
offenen Fragen zu klären, die in dieser Konferenz ausgearbeitet worden
sind".

Die International Consensus Conference on Patient Blood Management (ICC-
PBM) ist eine gemeinsame Veranstaltung der American Association of Blood
Banks (AABB - http://www.aabb.org/Pages/default.aspx), der International
Society of Blood Transfusion (ISBT - http://isbtweb.org/), der Deutschen
Gesellschaft für Transfusionsmedizin und Immunhämatologie (DGTI -
http://www.dgti.de/), der French Society of Blood Transfusion (SFTS -
http://www.sfts.asso.fr/congres/bienvenue), der Società Italiana di
Medicina Trasfusionale e Immunoematologia (SIMTI -
http://www.simti.it/), der European Blood Alliance (EBA -
https://europeanbloodalliance.eu/) und dem Centre of Evidence-Based
Practice (CEBaP - http://www.cebap.org/). Der äußerst transparente und
wissenschaftliche Prozess und die internationale Zusammenarbeit sind für
eine Konferenz einmalig.

Über die Konferenz: Das Format zur Konsensfindung

(https://www.thieme.de/de/fuer-gesellschaften/faq-bluttransfusion.htm)
Die ICC-PBM wird unterstützt von folgenden Partnern: Australian Red Cross
Blood Service, Canadian Blood Services (CBS), International Collaboration
for Transfusion Medicine Guidelines (ICTMG), International Society on
Thrombosis and Haemostasis (ISTH), National Blood Authority (NBA), in the
presence of DG Sante.

Über die DGTI:
http://dgti.de/organisation.html

Hintergrundinformationen über PBM und die Konsensuskonferenz finden Sie in
unserem FAQ: 

https://www.thieme.de/de/fuer-gesellschaften/faq-bluttransfusion.htm

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.aabb.org/Pages/default.aspx

http://isbtweb.org/

http://www.dgti.de/

http://www.sfts.asso.fr/congres/bienvenue

http://www.simti.it/

https://europeanbloodalliance.eu/

http://www.cebap.org/

https://www.thieme.de/de/fuer-gesellschaften/faq-bluttransfusion.htm

http://dgti.de/organisation.html

https://www.thieme.de/de/fuer-gesellschaften/faq-bluttransfusion.htm

tenzer@medizinkommunikation.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 09.05.2018
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MEDIEN/1001: Thema der neuen Ausgabe des HAW-Themendienstes - Gesundheitsförderung im Quartier (idw)


Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg - 09.05.2018

Thema der neuen Ausgabe des HAW-Themendienstes: Gesundheitsförderung im Quartier



Gesunde Quartiere: Forschungsverbund untersucht Gesundheitsförderung im
Quartier:

Wie kann die Lebensqualität in den Quartieren einer wachsenden Stadt
erhalten bleiben? Mit dem Projekt "Gesundheitsförderung und Prävention im
Setting Quartier" entwickelt ein interdisziplinärer Forschungsverbund
Maßnahmen, mit denen die Gesundheit und Lebensqualität in ausgewählten
sozial benachteiligten Quartieren verbessert werden kann. Diese werden mit
den Betroffenen gemeinsam erarbeitet. Prof. Dr. Joachim Westenhöfer,
Experte für Ernährungs- und Gesundheitspsychologie an der HAW Hamburg, ist
Sprecher des Forschungsverbundes.

Gesundheit im kleinräumigen Gebiet ist ein hochaktuelles Thema. Allein in
Hamburg befassen sich rund 40 Projekte mit Gesundheit - oder Krankheit -
im Quartier. Bundesweit sieht der Trend ähnlich aus. In dem Verbundprojekt
Gesunde Quartiere gehen Forscherinnen und Forscher unter anderem folgenden
Fragen nach: Welche Indikatoren sind geeignet, die gesundheitliche Lage
verschiedener Quartiere abzubilden? Wie ist die gesundheitliche Situation
vor Ort und welcher Bedarf ergibt sich daraus für die Gesundheitsförderung
und Prävention? Können gesundheitsförderliche Maßnahmen, die auf Quartiere
ausgerichtet sind, zu einer Reduzierung von gesundheitlicher Ungleichheit
beitragen? Wie kann eine quartiersbezogene Gesundheitsförderung
partizipativ gestaltet werden?

"Die Lebensqualität in städtischen Quartieren zu erhalten, gehört zu einer
der größten Herausforderung in einer wachsenden Großstadt. Mit dem Projekt
Gesunde Quartiere entwickelt der Forschungsverbund unter der Führung der
HAW Hamburg Maßnahmen, mit denen die Gesundheit und Lebensqualität in
ausgewählten sozial benachteiligten Quartieren verbessert werden kann",
betont Prof. Dr. Joachim Westenhöfer, Professor für Ernährungs- und
Gesundheitspsychologie an der HAW Hamburg und Sprecher des
Forschungsverbundes.

Vier Hochschulen beteiligen sich am Verbundprojekt "Gesunde Quartiere":

Die Themenfelder bearbeitet ein hochschulübergreifender Forschungsverbund,
in dem Forscherinnen und Forscher von vier Hochschulen beteiligt sind,
beispielhaft in sechs Hamburger Quartieren mit unterschiedlichem
Sozialstatus. Die Freie und Hansestadt fördert das Projekt im Rahmen der
Landesforschungsförderung für dreieinhalb Jahre. Projektstart war im Juli
2017. Fünf Arbeitsgruppen arbeiten aktuell an spezifischen
Fragestellungen.

Die Verbundpartner sind: von der HAW Hamburg Prof. Dr. Joachim
Westenhöfer, Professor für Ernährungs- und Gesundheitspsychologie und
Prof. Dr. Susanne Busch, Professorin für Gesundheitsökonomie und -politik,
Prof. Dr. Olaf von dem Knesebeck, Direktor des Instituts für
Medizinsoziologie am Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf, Prof. Dr.
Jörg Pohlan, Professor für Stadtentwicklung und Quantitative Methoden der
Stadt- und Regionalforschung an der HafenCity Universität Hamburg sowie PD
Dr. Enno Swart vom Institut für Sozialmedizin und Gesundheitsökonomie an
der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg.

"Mit diesem Forschungsverbund ist es uns gelungen, ganz unterschiedliche
Expertisen aus drei Hamburger Hochschulen und aus der Uni Magdeburg zu
bündeln. Diese interdisziplinäre Zusammenarbeit ist eine ganz besondere
Stärke unseres Vorhabens und wir sehen darin den Grundstein für eine
längerfristige, erfolgreiche Forschungskooperation zur Förderung der
Gesundheit in urbanen Räumen", sagt Professor Westenhöfer, der Sprecher
des Verbunds.

Das Forschungsprojekt umfasst zwei Teilprojekte:

Im ersten Teilprojekt "Methodenentwicklung und Datenbasis" erarbeiten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zunächst, mit welchen Indikatoren
die gesundheitliche Lage in unterschiedlichen Quartieren beschrieben
werden kann. Diese Indikatoren sollen sowohl die gesundheitliche Situation
der Bevölkerung als auch veränderbare Risiko- und Schutzfaktoren umfassen.

Erhoben werden die Indikatoren durch persönliche Befragungen der Bewohner
sowie durch die Erhebung von sozialräumlichen Merkmalen des Quartiers, wie
zum Beispiel Lärmbelastung, Mobilität und Verkehr, Zugang zu Grünanlagen
und Qualität des öffentlichen Raums. Ende April 2018 wurden die ersten
zufällig ausgewählten Bewohner der Quartiere angeschrieben, über die
bevorstehenden Befragungen informiert und zur Teilnahme eingeladen. Die
Befragung von insgesamt 900 Bewohnern beginnt im Mai und soll im Verlauf
des Jahres 2018 abgeschlossen werden.

Zusätzlich zu den erhobenen Primärdaten sollen Daten der gesetzlichen
Krankenversicherungen ausgewertet und in die Beschreibung der
gesundheitlichen Lage einbezogen werden. Im Ergebnis sollen mehrere
Merkmale entwickelt werden, mit dem gesundheitsrelevante Veränderungen in
den Quartieren zuverlässig beschrieben und die Auswirkungen von
gesundheitsfördernden Maßnahmen überprüft werden können. Mithilfe dieses
Indikatoren-Sets soll dann im Laufe des Jahres 2018 die gesundheitliche
Lage der Bevölkerung in sechs zufällig ausgewählten Quartieren Hamburgs
untersucht werden.

Um den Zusammenhang zwischen sozialer und gesundheitlicher Lage zu
analysieren, werden Quartiere mit verschiedenen sozialen Status
untersucht. Die Einstufung der Quartiere nach ihrem sozialen Status
erfolgt nach dem Sozialmonitoring der Stadt Hamburg. Analog zum
Sozialmonitoring soll in diesem Teilprojekt langfristig ein System für ein
kleinräumiges Gesundheitsmonitoring entwickelt werden.

Interventionen in sozial benachteiligten Quartieren geplant:

Im zweiten Teilprojekt "Interventionen im Setting Quartier" werden
Erfahrungen aus bisherigen und aktuell laufenden Quartiersprojekten
zusammengetragen und ausgewertet. Hierfür nimmt der Forschungsverbund eine
systematische Sichtung von Literatur vor, die internationale Erfahrungen
mit Gesundheitsförderung zum Gegenstand hat. Zudem unterstützen Workshops
und Interviews mit regionalen und lokalen Akteuren den Wissensaustausch.
Ab Anfang 2018 baut der Forschungsverbund dann Kooperations- und
Partizipationsstrukturen in den ausgewählten Interventionsquartieren auf,
um in einem weiteren Schritt mit den Betroffen vor Ort gemeinsame
Maßnahmen zur Gesundheitsförderung zu entwickeln und praktisch umzusetzen.
Ab 2020 soll die praktische Umsetzung der Maßnahmen in den Quartieren dann
stattfinden. Um welche Maßnahmen es sich handelt, kann zum gegenwärtigen
Zeitpunkt aufgrund des partizipativen Ansatzes nicht gesagt werden.

Begleitend erforscht der Projektverbund, wie solche Partizipationsprozesse
gestaltet werden können und wie sie zum Erfolg von Maßnahmen beitragen.
Des Weiteren soll mit den im Projekt entwickelten Methoden untersucht
werden, ob die Veränderungen im Quartier zu messbaren Verbesserungen der
gesundheitlichen Lage beitragen. (Autoren: Katharina Jeorgakopulos/Joachim
Westenhöfer)


Weitere Informationen:

www.gesundequartiere.de

KONTAKT

Fakultät Life Sciences/Department Gesundheitswissenschaften

Prof. Dr. Joachim Westenhoefer, Professur für Ernährungs- und Gesundheitspsychologie

Leitung Competence Center Gesundheit (CCG) und Sprecher des
Forschungsverbundes "Gesunde Quartiere"

Joachim.Westenhoefer((@))haw-hamburg.de 

joachim((@))westenhoefer.de

www.westenhoefer.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.haw-hamburg.de/themendienst/aktuelle-ausgabe.html

http://www.gesundequartiere.de

http://www.haw-hamburg.de/news-online-journal/newsdetails/artikel/17-millionen-euro-fuer-hamburgs-wissenschaft-haw-hamburg-ist-unter-den-gefoerderten-hochschulen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution399

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg

Dr. Katharina Jeorgakopulos, 09.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/1061: Magdeburg-Stendal - Gesundheit älterer Menschen im Fokus, Fachtagung am 27.06.2018


Hochschule Magdeburg-Stendal - 08.05.2018

Gesundheit von älteren Menschen im Fokus - Fachtagung am 27. Juni

Fachtagung "GeWinn - Gesundheitskompetenzen im kommunalen Kontext stärken"



Magdeburg. Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und der damit
verbundenen gestiegenen Lebenserwartung stellt das Älterwerden eine
gesellschaftliche Herausforderung dar. In diesem Zusammenhang ist es
besonders wichtig, mit einer hohen Lebensqualität gesund älter zu werden.
Unter dem Titel "GeWinn - Gesundheitskompetenzen im kommunalen Kontext
stärken" lädt die Hochschule Magdeburg-Stendal am 27. Juni 2018 zum
Austausch über Erfahrungen und Chancen zwischen Wissenschaft, Praxis sowie
älteren Menschen.

Im Fokus der Fachtagung stehen die Ergebnisse des Forschungsprojekts
"GeWinn - Gesund älter werden mit Wirkung. Health Literacy für mehr
Lebensqualität und soziale Integration". Das dreijährige Projekt, das im
Verbund mit der Hochschule Coburg sowie unter Beteiligung der
Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg und in Kooperation mit den jeweiligen
Partnern aus Wissenschaft und Praxis in ausgewählten Kommunen durchgeführt
wird, will Menschen ab 60 Jahren dazu befähigen, möglichst lange gesund
und selbstständig zu bleiben.

Aktuelle Studien zeigen, dass insbesondere ältere Menschen häufiger
Schwierigkeiten haben, informierte und kompetente Entscheidungen bezüglich
der eigenen Gesundheit zu treffen. Das Projektteam um Prof. Dr. Kerstin
Baumgarten, Professorin für Gesundheitswissenschaften und Prorektorin für
Forschung, Entwicklung und Transfer an der Hochschule Magdeburg-Stendal,
entwickelte daher zusammen mit den Verbundpartnern ein Gruppenprogramm für
Seniorinnen und Senioren, das Fragen rund um Gesundheit, Ernährung,
Bewegung und digitale Medien thematisiert. Mehr als 235 Seniorinnen und
Senioren ab 60 Jahren beteiligten sich an den jeweiligen Standorten in
Coburg und Magdeburg am Programm. Ziel ist es, das Angebot auch nach
Projektende nachhaltig in den Städten und Gemeinden zu verankern.

Im Rahmen von Fachvorträgen, Präsentationen, Diskussionsrunden und vier
Workshops sollen Antworten auf aktuelle Fragen zum gesunden Älterwerden in
der Kommune herausgearbeitet werden. Auf der Grundlage der Fachtagung gilt
es, Ableitungen für die zukünftige Gestaltung von Angeboten zur Stärkung
der Gesundheitskompetenzen älterer Menschen im kommunalen Kontext und zum
Transfer der Projektergebnisse zu treffen. Darüber hinaus steht die
Vernetzung der Akteure im Mittelpunkt der Veranstaltung.

Eingeladen sind Fachleute aus der Wissenschaft, der Senioren- und
Bildungsarbeit, ältere Menschen sowie Studierende und Interessierte.

Ansprechpartnerin:

Leiterin des Forschungsprojekts "Gesund älter werden mit Wirkung"

Prof. Dr. Kerstin Baumgarten

Tel.: (0391) 886 43 01

E-Mail: kerstin.baumgarten@hs-magdeburg.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hs-magdeburg.de/fachtagung-gewinn

Weitere Informationen und Anmeldung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution380

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Magdeburg-Stendal, Norbert Doktor, 08.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4885: Glitterhouse-Mail-Order-Mail - 11.05.18 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (11.05.2018)




Der OBS-Vorbote ist gelandet

Der Countdown läuft ... streng genommen schon seit letztem Jahr,
seien wir ehrlich, aber: Wir betreten die heiße Phase. Und fast schon
traditionell gelingt es uns kurz vorm Fest der Feste schnell noch
eine Compilation mit nahezu allen beteiligten OBS-Bands
fertigzustellen. Auch dieses Mal konnten wir es mit jeder Menge
Arbeit, Einsatz, Schmeicheleien, Schöne-Augen-Machen,
Kuchenback-Angeboten und - ich muss es gestehen - sogar schnödem Geld
erreichen, dass die diesjährige OBS-Compilations-Ausgabe bereits
lagert.

Orange Blossom Special 22: The Compilation - Various Artists

2-CD - EUR 7,95

Die Compilation zum Festival. Optisch und musikalisch eine runde
Sache, die wir zudem zum Körnerdrescherpreis an die Frau/den Mann
bringen. Und natürlich gibt es diese nur bei uns im Mailorder und zu
Pfingsten am Merch-Stand bei unserer kleinen Gartenparty. Denn:
Eigentlich ist die Veröffentlichung dazu da, im Vorfeld für die
nötige Promotion zu sorgen, Rundfunk und Hörer auf das OBS
einzustimmen. Wer das Glück hatte und Tickets bekommen hat, der kann
sich schon mal einhören und die eine oder andere Band neu für sich
entdecken. Fast alle auftretenden Bands, 22 nämlich, haben einen
Track gespendet, einige sogar bisher nicht auf Tonträger
veröffentlichte (Ida Mae, Laura Carbone, Boy Division). Natürlich sei
dieses Kleinod auch all denen empfohlen, die nicht zum OBS 22 kommen
können oder wollen. Die Doppel-CD kommt im kleidsamen Digisleeve und
ist streng auf 1.000 Stck. limitiert.

CD 1:

  1 Birth of Joy - Hyper Focus

  2 Blind Butcher - Staubsaugerbaby

  3 Tim Vantol - Burning Desires

  4 Afterpartees - Call Out Your Name

  5 Ida Mae - Feel Them Getting Closer

  6 Schreng Schreng + La La - Oslo

  7 Fortuna Ehrenfeld - Puff von Barcelona

  8 Midnight Choir - Empty Streets

  9 Me+Marie - You Don't Know

10 Donovan Woods - Truck Full Of Money

11 Sophia - The Hustle (live)

CD 2:

  1 Dawn Brothers - Vampire

  2 Giant Rooks - New Estate

  3 Steiner & Madlaina - Hometown

  4 D/troit - Soul Sound System

  5 Daily Thompson - Attract Me

  6 Boy Division - Wicked Game

  7 Laura Carbone - Lullaby

  8 Intergalactic Lovers - Between the Lines

  9 White Wine - I'd Run

10 EF - Thee Barren Soil of Messaure

11 Scott Matthew - End of Days


Frisch & günstig:

Frisch aufgemischt - das Universal-Mittpreis-Angebot des vergangenen
Monats wurde jetzt um derart zahlreiche akut preisgesenkte Titel
aufgestockt, dass wir nicht umhin können (und wollen), Euch das Beste
aus beiden Aktions-Schüben gesammelt und konzentriert vor Augen zu
führen. Anbei nur eine kleine Auswahl, die komplette Aktion findet
Ihr im Glitterhouse Online-Katalog.

Vorübergehend preisgünstig, je 1-CD:

Ryan Adams - Prisoner - 8,95

Beck - Colors - 8,95

Andrew Bird - Are You Serious - 8,95

Mary J. Blige - Strength Of A Woman - 8,95

Carla Bruni - French Touch - 8,95

Chris Cornell - Higher Truth - 8,95

David Crosby - Lighthouse - 8,95

Element Of Crime - Lieblingsfarben Und Tiere - 8,95

Feist - Pleasure - 8,95

Grobschnitt - Ballerman - 8,95

Grobschnitt - Grobschnitt - 8,95

PJ Harvey - The Hope Six Demolition Project - 8,95

Paul Heaton & Jacqui Abbott - Crooked Calypso - 8,95

John Lee Hooker - Boom Boom - 8,95

John Lee Hooker - Chill Out - 8,95

John Lee Hooker - Mr. Lucky - 8,95

Jack Johnson - All The Light Above It Too - 8,95

Killers - Wonderful Wonderful - 8,95

Alison Krauss - Windy City - 8,95

Imelda May - Life Love Flesh Blood - 8,95

John Mellencamp - Sad Clowns & Hillbillies - 8,95

Van Morrison - Versatile - 8,95

Pearl Jam - Let's Play Two - 8,95

Robert Plant - Band Of Joy - 8,95

Anna Ternheim - For The Young - 8,95

Anna Ternheim - Somebody Outside - 8,95

Steven Tyler - We Are All Somebody From Somewhere - 8,95

Yusuf - The Laughing Apple - 8,95

Frank Zappa - Sheik Yerbouti - 8,95

Frank Zappa - We're Only In It For The Money - 8,95

ZZ Top - Live From Texas - 8,95


Progressive preiswert,

Fusion für Pfennige ...

Einem unerhörten Wink des Shacksals haben wir es zu verdanken, dass
wir Euch zwei Monde lang ausgesuchte Veröffentlichungen des Moon
June-Labels, der führenden New Yorker Adresse in Sachen Progressive,
Fusion und Jazz Rock, zum nahezu schmerzhaften Sonnenuntergangspreis
anbieten dürfen. Eine großartige Gelegenheit, auch unbekanntere Namen
des Genres zum Körnerdrescherpreis kennenzulernen.

Je 1-CD, zum Tiefstpreis:

Beledo - Dreamland Mechanism - 7,95

Dewa Budjana - Hasta Karma - 7,95

Dewa Budjana - Joged Kahyangan - 7,95

Susan Clynes - Life Is - 7,95

Copernicus - Immediate Eternity II - 7,95

Dwiki Dharmavan - Pasar Klewer - 7,95

Dialeto - The Last Tribe - 7,95

Doubt - Mercy, Pity, Peace, Love - 7,95

I Know You Well Miss Clara - Chapter One - 7,95

Dusan Jevtovic - Am I Walking Wrong... - 7,95

Ligro - Dictionary 2 - 7,95

Ligro - Dictionary 3 - 7,95

Machine Mass - Plays Hendrix - 7,95

Machine Mass - Inti - 7,95

Mahagony Frog - Senna - 7,95

Tesla Manaf - Tesla Manaf - 7,95

Marbin - Aggressive Hippies - 7,95

Marbin - Third Set - 7,95

Moraine - Groundswell - 7,95

Xavi Reija - Resolution - 7,95

Boris Savoldelli - The Great Jazz Gig In The Sky - 7,95

Simak Dialog - Live At Orion - 7,95

Simak Dialog - The 6th Story - 7,95

Tohpati - Tribal Dance - 7,95

Tohpati Ethnomission - Mata Hati - 7,95

Vasil Hadzimanov Band - Alive - 7,95

Mark Wingfield - Proof Of Light - 7,95

Wingfield/Reuter/Stavi/Sirkis - The Stonehouse - 7,95

Xadu - Random Abstract - 7,95

Yagull - Kai - 7,95

Zhongyu - Finally - 7,95


Im Netz besuch- und blätterbar: Der Mai-Katalog

Im Netz zu finden: Der Glitterhouse-Mailorder-Katalog für Mai,
blätter-, herunterlad- und sogar ausdruckbar, unterlegt mit
akustischen Vorboten auf das, was Euch schon bald aus gutem
Glitterhause erwarten wird.


Auserwählte Tonträger-Pretiosen zum verdienten
Wochenende:

Idris Ackamoor & The Pyramids - An Angel Fell

2-LP (+DLC)/CD - EUR 24,95/14,95

Acht lange neue Songs in Richtung Outer Space vom Afro-Jazz-Veteranen
Idris Ackamoor und seiner famosen Band. Bereits vor zwei Jahren
beeindruckte mich Ackamoor mit seinem furiosen "We Be All
Africans"-Album, irgendwo zwischen Fela Kuti und Sun Ra. Seine Band
darf man als eine Art Westcoast-Gegenentwurf zu Sun Ras Arkestra
verstehen, bereits in den 70ern gab es einige wegweisende
afrofuturistische Platten. Seit einigen Jahren ist der mittlerweile
67-jährige Ackamoor wieder richtig aktiv und kann zusammen mit den
ebenso guten Heliocentrics (deren Malcolm Catto hier auch produziert
hat) durchaus als Gralshüter von Sun Ras Vermächtnis gesehen werden.
Auch hier setzt er den Space-Trip des verstorbenen Meisters von der
Venus überzeugend fort. Insgesamt etwas souliger und grooviger als
das Arkestra, prinzipiell aber mit derselben Zielrichtung. Oft mit
angenehm gemütlichen Grooves, einmal sogar Dub-Reggae, gerät der
Space-Jazz hier meistens problemlos goutierbar. Ackamoors Sax fließt
beim Solo manchmal ganz schön frei, auch die Violine von Sandra
Poindexter setzt den einen oder anderen expressiven Akzent. Ansonsten
fühlt sich hier wieder vieles nach Sun Ra an - inklusive der
typischen, leicht geisterhaften Chants. Mit nicht allzu
außerirdischem Charme, dafür aber mit beachtlichen psychedelischen
Qualitäten, vor allem die E-Gitarre von David Molina ist ein
(kleines) Ereignis. (Joe Whirlypop)


Ry Cooder - The Prodigal Son

LP/CD - EUR 21,95/14,95

18er. 6 Jahre Pause, und nun zurück zu alter Größe! Ein tolles Werk,
oft im Geiste seiner alten Sachen! Blues-Folk-Gospel in unheimlicher
absolut packender Atmosphäre. Saftiger groovender rockender bzw.
dezent stampfender (erweiterter) Blues wie in den 70ern. Multipler
Roots Rock (relaxt oder phasenweise wunderbar tricky-verspielt), der
mich in einem Fall leicht an (songorientierte) Grateful Dead
erinnert. Sanfte herrlich gefühlvolle stark reduzierte und recht
einfache atmosphärisch entzückende (nicht nur) folkige Balladen (eine
davon melodisch grandios!). Gospel-R'n'B-Rock in Groove (nochmal ganz
deutlich an seine 70s-Zeit angelehnt, inkl. superber
Harmony/co-Lead-Vocals - die eh und begeisternderweise des Öfteren
auftauchen!). Komplett akustische (balladeske) Country- bzw.
(Groove-unterlegte) Folk-Gospel-Tracks. Und natürlich reihenweise
fabelhafte Gitarren, ob akustische oder elektrische, beides mehrfach
als (exquisite) Slide. Zudem vermeine ich sporadisch ein Xylophon,
eine Steel-Guitar, eine Flöte zu vernehmen, willkommene Farbtupfer
inmitten der instrumentalen und vokalen Grandezza. Covers (von
uralten Stücken, u.a. 2x Blind Willie Johnson, Stanley Brothers,
teils von ganz unbekannten Leuten) sind in der klaren Mehrzahl, das
Songmaterial ist durchweg von hoher Qualität (auch seine eigenen
Stücke), wie auch viele der (gern sozio-politischen) Texte. Für mich
sein bestes Werk seit langer Zeit! (dvd)


Jeff Crosby - Postcards From Magdalena

CD - EUR 14,95

Ein weiterer Singer-Song-Rocker-Schatz aus der Blue
Rose-Entdecker-Truhe: Bereits das vierte Album des US-Amerikaners,
aber es bedarf mal wieder der Trüffelspürnase des Finest Brand In
Handmade Music, um diese Perle zur Entdeckung freizugeben. Mit einer
Stimme, die in ihrer gepflegt-warmen Rauheit mitunter angenehmst an
Soul Coughing's Mike Doughty erinnert, reibt Crosby seinen Weg durch
eine ebenso prächtige wie stilreiche Melange aus allen erdenklichen
Roots Rock-Spielarten, die er mühelose wie meisterlich beherrscht.
Als geübter Geschichtenerzähler führt uns Crosby mit sanft-rauhem
Timbre durch Erfahrung gereiftes Americana-Terrain, erfüllt
akustische Folk-Ballade, klassischen Country Rock,
gelassen-schleppende Neil Young-Verwandtschaften und herrlich
packenden Hiatt-Heartland-Rock gleichermaßen mit Leidenschaft und
Leben, bis hin zum kraftvoll-deftigen Rock-Ausbruch zum Kehraus.
Neben des Meisters Stimme sind es alle möglichen Gitarrenspielarten
zwischen Twang, Slide und Steel, die das countryfizierte Klangbild
beherrschen, zudem glänzt die mit Fug, Wucht & Recht bei Blue Rose
erscheinende Europa-Ausgabe dieses 2018er Albums zwei
unveröffentlichte Bonustracks. Eine rundum werte Americana-Anregung!
(cpa)


SONDERANGEBOT DER WOCHE

An dieser Stelle präsentieren wir Euch ab jetzt & sofort jeweils 7
Tage lang eine besondere Perle aus unserem nahezu unerschöpflichen
Niedrig- & Niedrigstpreissortiment, und dies zudem den
Newsletterzeitraum lang sogar noch preiswerter als ohnehin gewohnt.
Den Anfang macht:

Angela Harris - Roots

CD - EUR 5,95

Mit einer grandiosen Stimme ausgestattet, nicht unähnlich ihrer
großen Namensvetterin Emmylou, zelebriert die Kanadierin traumhaft
schönen Country-Folk im Stile Nanci Griffith' oder halt Emmylou's.
Großartige akustische/semi-akustische Instrumentierung, mit Dobro,
Pedal und Lap Steel (John MacArthur Ellis), Stand Up Bass, dezentem
Schlagzeug und vornehmlich akustischen Gitarren, alles glasklar (und
trotzdem warm!) im Sound. Das allein weckt schon Appetit, aber es ist
gerade die Qualität der Songs, die dieses Album aussergewöhnlich
macht: Frau Harris singt ganz offensichtlich von Dingen, die ihr nahe
gehen, das kommt tief aus der Seele, und sie hat ein Talent auch
schwere Themen, Verlust, Zerrissenheit, aber auch Hoffnung lyrisch so
umzusetzen, dass sie persönlich treffen und nie in Plattitüden
abdriften. Ganz starkes Werk von 2005. (lrm)


Locust Fudge - Oscillation

LP (+CD) - EUR 27,95

Schon jetzt das Comeback des Jahres für mich: gerade durfte ich ein
grandioses Konzert erleben, das so ungleich besser war, als das
letztjährige ihrer musikalischen Weggefährten Dinosaur Jr., die ja
zumindest in Stuttgart eine ziemliche Enttäuschung waren. Christopher
Uhe und Dirk Dresselhaus aka Krite und Schneider spielten gemeinsam
mit dem neuen Drummer Chikara Aoshima ein furioses Set zwischen
Postpunk und Noiserock, wie einst in den frühen 90ern, als Locust
Fudge bekanntlich noch bei einem kleinen weserbergländischen Label
namens Glitterhouse unter Vertrag standen. Dazu waren die beiden in
so legendären Combos wie Speedniggs, Hip Young Things, Sharon Stoned,
Floor, Paincake, Schneider TM, Great Tuna aktiv. Nach ewig langen
zwanzig Jahren gibt es jetzt endlich ein neues Locust Fudge-Album,
das den großartigen Live-Eindruck nur bestätigt. Der Operner "Light &
Grace" ist eine Offenbarung, elf Minuten klassischer Dinosaur
Jr.-Rock mit luftiger Melodie, etwas Glockenspiel, energetischem
Schrammelriff und zweistimmigem Gesang - ein rundum perfekter
Proto-Indie-Song, der sich dann nach wenigen Minuten in eruptiven
Gitarren-Explosionen ergeht, noisy, fuzzy, extremst hypnotisch (und
live natürlich noch intensiver, ich kann euch sagen...). Eine Nummer,
wie sie auch von den ersten beiden Dinosaur-Alben stammen könnte -
auch weil J. Mascis hier tatsächlich mitspielt. Eine Granate von
einem Song mit versprochener Gänsehautgarantie, elf Minuten sind
zweifellos viel zu kurz. Im Weiteren hören wir milde psychedelische,
gerne auch etwas spacige Songs, in unterschiedlichen Tempi und
Stimmungen, meist gradlinig und eingängig, vieles in der Nähe der
jungen Dinosaur Jr. Und immer wieder mit krachigen Ausbrüchen der
Distortion-Gitarre, was einfach die allerbesten Momente ergibt. Der
Sound des frühen, noch ruffen Indierocks, geboren aus der Asche von
Neil Young und Punkrock. Musikalische Farbtupfer stammen von Sax und
Bassklarinette, Girl-Co-Vocals und Piano, sowie reichlich Promis wie
Chris Brokaw (Come, Codeine), Julia Wilton (Pop Tarts, Das
Bierbeben), Gwendolyn Tägert (Mondo Fumatore), Michael Mu'hlhaus
(Blumfeld, Die Tu'ren), Ulrich Krieger (Lou Reed), Wolfgang Seidel
(Ton Steine Scherben, Conrad Schnitzler), Werner "Zappi" Diermaier
(Faust). Der abschließende Titelsong ist dann noch ein lupenreiner,
herzerwärmender Neil Young-Tribut mit Harmonica und schleppendem
Crazy Horse-Riff. In einer besseren Welt müssen Locust Fudge beim
Orange Blossom Special 2019 spielen, lieber Rembert. (Joe Whirlypop)


Lynyrd Skynyrd - Collected

3-CD - EUR 15,95

Wie bei der Collected-Reihe üblich ist auch dieser dicke
Mehrfachklapp-Digipak mit 45 Tracks ansprechend randvoll gefüllt, und
erfreulicherweise gibt es neben 33 geschmackssicher ausgesuchten
bekannten Weisen auf den Tonträgern 1 und 2, von Need All My Friends
(noch als Lynard Skynard eingespielt) bis Last Of A Dyin' Breed, auch
noch zwölf rare und rarste Schätze auf CD 3 zu entdecken, darunter
frühe Versionen, Demo-Fassungen und Live-Aufnahmen aus den Jahren
1975, 1976 und 1987 (von Swamp Music, Gimme Three Steps, The Needle
And The Spoon, Sweet Home Alabama, Call Me The Breeze und Free Bird).


Lord Huron - Vide Noir

2-LP/CD - EUR 29,95/15,95

Drittes Album der Band aus Los Angeles. Lord Huron hatte ich bislang
nicht auf dem Schirm, nur so eine weitere Ami-Indie-Folkband, dachte
ich zunächst. Die Truppe um Mastermind Ben Schreiber hat aber
deutlich mehr zu bieten. Denn vieles erinnert mich hier an die
wunderbaren Decemberists. Der Sound ist rootsverbunden, hat aber auch
eine beachtliche Pop-Grandezza, mit viel Gefühl für durchaus
großspurige Inszenierungen. Mit beachtlicher Instrumentenvielfalt
(von Flöte bis Pedal Steel) und durchgehend ausgefeilten
Vocal-Arrangements. Das klingt sehr amerikanisch, mit Wurzeln im
Traditionellen, der großen weiten Rockwelt aber durchaus zugetan.
Nicht anbiedernd, sondern mit Gespür für wirklich große Song-Ideen
und deren angemessene Umsetzung. Dementsprechend fällt die Produktion
hier ganz schön aufwändig, aber immer funktional aus. Raumgreifend
und kristallklar, mal mit ambientösem Hall, mal mit satter
Distortion-Gitarre und Postpunk-Power, Sitar und Mellotron, Harfe und
Handclaps. Es gibt Anklänge an Americana-Bands wie Calexico, aber
auch mehrfach schnellen Beinahe-Punkrock, was mich an die 80er
L.A.-Band X erinnert. Aber auch kleine psychedelische Momente zur
Entlastung, das Ganze aber in sich stimmig und durchgehend mit großen
Songs und Melodien gesegnet. Schneiders klarer Gesang erinnert mich
an Chris Isaac und Joey Burns, die Vielfalt und Komplexität - mit
beachtlichem kommerziellem Potential - geht meiner Meinung nach aber
eben deutlich in Richtung Decemberists. Lord Huron werden noch groß,
wage ich zu prophezeien. (Joe Whirlypop)


MINT - Mai 2018 (No. 20)

MAG - EUR 5,90

Die Plattenpostille für Freunde vinyler Wundertaten nullt zum zweiten
Mal und informiert uns zu Themen wie: 66 Flohmarktplattenschätze (die
man nicht stehen lassen darf); Vinyl-Report Rheinland (Teil 1:
ausgewählte Plattenläden in Düsseldorf, Mönchengladbach, Krefeld und
Wuppertal); Verpackungskünstler (Besuch bei Topac,
LP-Cover-/Hüllen-Hersteller in Gütersloh); Legendäre Label: SST (die
Geschichte des Labels, das auch Sonic Youth & Hüsker Dü ein Heim
bot); Enthüllt: Freewheelin' Bob Dylan (Mint zerlegt das Cover eiese
der wichtigsten Dylan-Alben in seine Einzelteile); Soundtrack Of My
Life (Klaus Schulze schreibt über A Saucerful Of Secrets).
Desweiteren: Mehr als 100 LP-Rezensionen, Dr. Mint über die Nadel &
die Auslaufrille, Sleeveface des Monats etc. usw. usf.


Gram Parsons With The Flying Burrito Brothers -
Archives Vol. 1-Live At The Avalon Ballroom 1969

2-CD - EUR 16,95

Endlich ist das Prachtstück wieder erhältlich. 2007 erstmals
erschienen, 98 Min., 2 damals unveröffentlichte feinst remasterte
Shows vom 4.4. und 6.4. 1969 (als Support von Grateful Dead) in der
klassischen und besten Besetzung mit Parsons, Kleinow, Etheridge und
Hillman (Michael Clarke hier schon als Drummer, sonst identisch mit
der "Gilded Palace..."-Truppe). Der Sound ist klar besser als alles
sonstige Livematerial ihrer frühen Zeit (sehr gut besonders Show 2,
bei der 1. ist das Klangbild nicht 100% ausgewogen, aber dennoch
recht ok) - kein Wunder, es sind Soundboard-Mitschnitte aus den
Archiven von Grateful Dead/von Owsley "Bear" Stanley persönlich.
Konzert 2 hat 3 Songs mehr (5 davon waren nicht am 4.4. dabei - dort
also 2 nicht am 6. enthaltene), 5 stammen vom "Gilded..."-Album, die
vielen restlichen gibt's (mit Ausnahme von Outtake Close Up The Honky
Tonks und der 7" Train Song) auf keiner Studio-LP von den Burritos
oder Parsons - allesamt Covers, v.a. von alten Country-Stücken.
Bestechend der Gesang von Gram (meist Harmony-Vocals-veredelt, close
wie eher lose) wie auch Gitarren (sogar mal Acid-artige Soli) und
Pedal Steel! Highlights reichlich (durchaus unterschiedliche auf CD1
und 2, mal ist die eine, mal die andere Fassung besser), vor allem
diverse Balladen: An 1. Stelle, beide einfach wunderschön, Hot
Burrito No.1 (in der Version vom 4.; schon ein bischen in Richtung
Country Soul) und Sin City (am 6.). Sowie, alle im sehr
traditionsbewußten/ziemlich puren Country-Style, She Once Lived Here,
Long Black Limousine, die beiden countryfizierten Dan Penn-Klassiker
Dark End Of The Street und Do Right Woman. Aber auch Country-Rocker
(Westcoast-angelehnt) wie We've Got To Get Ourselves Together, Mental
Revenge, das Medley Undo The Right/Somebody's Back In Town, die z.T.
wie auch eine Ballade leicht an die country-esken Grateful Dead kurze
Zeit später erinnern. Ebenfalls gecovert: Little Richards Lucille,
You're Still On My Mind (von Sweetheart Of The Rodeo) und Roy
Orbisons Dream Baby (sehr rockig). Als Bonus gibt's 2 unbekannte
Home-Demos, ein sehr schönes 1000 $ Wedding von 1969 (Parsons solo,
folkig, viel später mit Emmylou aufgenommen) und (Gram mit Freunden
mehrstimmig von 1967) When Will I Be Loved (Everly-Folk). Das alles
bestens verpackt im Hardcover-Mini-Buch-Format mit eingeheftetem
24-S.-Booklet. Eine dicke Empfehlung! (dvd)


Sousou & Maher Cissoko - Made Of Music

CD - EUR 15,95

18er. Sie: Aus Schweden. Er: Aus Senegal (siehe auch die großartige
Solo-LP letztes Jahr). Beide singen ausdrucksvoll und berührend
(2-stimmig in Harmony/Duett, sie solo, er lead mit ihrer
Harmony-Stimme), Akustik-Gitarre und Kora begleiten (wunderbar im
Klang, feinst und filigran verflochten), sparsame Percussion
unterstützt. Westafrika paart sich mit westlichen
Folk/Singer-Songwriter- und Pop-Elementen, die Anteile (auch die
melodischen) sind jeweils unterschiedlich (Afrika überwiegt),
verbinden sich organisch und nahtlos, ohne ihre jeweilige
Charakteristik zu verlieren, dominieren aber auch (mehrfach Afrika,
1x Folk) fast komplett - oder verschmelzen zu akustisch-reduziertem
feinsinnigem Afro Pop. Teilweise immens melodisch, viel Variation in
den (tendenziell deutlich positiven!) Stimmungen: Licht und wunderbar
leicht (balladesk), fließend und zutiefst poetisch (Letzteres trifft
eh des Öfteren zu), rhythmisch zupackend (teils tricky/raffiniert mit
leichter Hand), leise und zart, agil und lebhaft, sanft und etwas
melancholisch, beschwingt groovend, oder quirlig und polyrhythmisch
(absolut faszinierend, und selbst hier lyrisch). Ein durchweg sehr
sehr ansprechendes ausnehmend schönes Werk! (dvd)


Shake Your Bones (Stag-O-Lee DJ Set Vol. 1/ltd.) - Various
Artists 

2-LP - EUR 17,-

Nach den Crazy Rhythms Of Mata Hari hier der 2. Teil der DJ-Set Serie
auf Stag-O-Lee. Auch hier wird in ein paar Wochen ein limitiertes
Doppel-Vinyl erhältlich sein. Wie auch bei Mata Hari handelt es sich
hier um einen auf 80 Minuten eingedampftes DJ-Set von einem
verdienten Recken der Zunft - Joe Whirlypop. Spoonfulist der ersten
Stunde und Deckshark bei der legendären Spoonful Geburtsnacht, hier
seit Jahren Katalogschreiber und im richtigen Leben ein gern
gesehener Gast hinter den gesammelten DJ-Set-Ups Stuttgarts. 32
Tracks mit Auszügen aus allen Sorten Blues: Jump, Rhythm &, Electric
and then some. Durchweg tanzbar und drei Mal die Woche auf den
Tanzböden Stuggis getestet.


Thievery Corporation - Treasures From The Temple

2-LP/CD - EUR 23,95/15,95

Überraschung: dieses neue Werk klingt doch sehr ähnlich wie der
2017er Vorgänger "The Temple Of I & I", ist es doch ein "Companion
Album" zum Vorgänger, das aus einigen neuen Songs aus denselben
Sessions in den Geejam Studios in Port Antonio, Jamaica besteht,
sowie aus Remixen von Thievery Corporation selbst. Was dann eben -
lange Rede, kurzer Sinn - exakt wie immer klingt. Und das ist im Fall
von Thievery Corporation auch gut so. Am patentiert-flauschigen
Downbeat/Reggae von Rob Garza und Eric Hilton aus Washington DC würde
ich nämlich auch nichts ändern. Einfach weil alles stimmt. Bass und
kleine Dubs klingen jamaikanisch, smoothe Raps und ein lässiges
E-Piano erinnern deutlich an die guten Stereo MCs in den 90ern und am
Rande gibt es minimale Variationen in Richtung Breakbeat,
Dancehall-Reggae, Deep House (ultrafluffig), unterschiedliche
Girl-Vocals (zweimal auch französisch von LouLou Ghelichkhani) und
teils auch mal angenehm elektropoppig. Der Vibe ist gewohnt sonnig,
der Groove elastisch - aber immer laidback, die Songs rund und
zeitlos. Insgesamt aber weniger Roots Reggae als beim
Komplementär-Album "The Temple Of I & I". Also wieder mal alles
bestens bei den verlässlichen Thievery Corporation. (Joe Whirlypop)


Donovan Woods - Both Ways

LP/CD - EUR 21,95/14,95

Kanadischer Songwriter von stabiler Statur, aber mit sensibler und
stimmungsvoller Musik. Sein fünftes Album ist Americana zwischen
Folk- und Country, aber nicht allzu rootsig. Banjo und Gitarre werden
mit Piano, Fender Rhodes und auch mal Streichern und Keyboards
illustriert, was fast schon eher nach Melancholia-Pop als nach
Nashville klingt. Als Sänger nimmt sich Donovan Woods meistens
zurück, klingt entspannt und sportet ein charmantes (ganz leichtes)
Lispeln. Seine Song klingen dadurch gleichzeitig laidback, öfters
aber auch ein bisschen aufgedonnert: mal mit leicht spacigen
Gitarreneffekten, mal mit Keyboards oder Streichern, einmal auch mit
fast gospeligem Breitwandchor. Aber meistens pointiert und
wohldosiert im Sinne einer gelungenen Dramaturgie. Teils höre ich
einen gewissen Coldplay- oder Junip-Einfluss heraus, milde
psychedelisch, in erster Linie aber doch das Emotionale betonend. Das
mag den Kanadier ein gutes Stück vom Rootsrock entfernen, dafür
gelingt ihm aber ein durchaus eigenständiger, warm-gefühliger Sound
von melancholischer Tiefe. Mit Gastvocals von Rose Cousins. (Joe
Whirlypop)


Young Gun Silver Fox - AM Waves

LP/CD - EUR 18,95/14,95

Schon beim Opener bin ich mir fast sicher, im Chor Michael McDonald
herauszuhören. Und auch der Rest klingt 100%ig nach Doobie Brothers,
America, Ace. Auch drei Jahre nach dem grandiosen Debüt von Young Gun
Silver Fox lassen sich die Briten (!) Andy Platts (Mama's Gun) und
Shawn Lee (Shawn Lee Ping Pong Orchestra) wieder im Flow der
mittleren bis späten 70er treiben. Das Genre ist authentischer
Westcoast-Softrock mit Soul. Song zwei ist lupenreine Hall &
Oates-Magie, ein fast klassischer Rip-Off von deren vielleicht bestem
Song "She's Gone", mit perfekten Falsett-Harmonies. Während man sich
bei den historischen Originalen ja durchaus ein wenig fremdschämen
darf, gelingt es Young Gun Silver Fox, diesen gewollt seichten Blue
Eyed Soul einfach nur cool klingen zu lassen. Ich kann nicht sagen,
wie sie das machen, aber es funktioniert. Vielleicht weil die Doobie
Brothers in Wirklichkeit noch viel lahmer und schnulziger waren, als
die wenigen Hits, die man mit ihnen heute noch verbindet? Song drei
ist dann tatsächlich die perfekte Synthese aus Doobies und Hall &
Oates, fehlt nur noch der "Kiss On My List"-Refrain. Gekrönt von
einem kleinen, klassischen Steely Dan-Gitarrensolo, hach. Dazu funky
E-Pianos und auch mal knackige Bläser, lässige Handclaps, edelste
aber unaufdringliche Gitarren, sowie großzügige Schichten von
saccharinhaltigen Vocal-Harmonies. Wie Todd Rundgren oder Fleetwood
Mac nach ihrer kalifornischen Wiedergeburt, mit mildem Funk und
buttrigem Soul gerade soweit angereichert, dass man mit dem
Cocktailglas in der Hand ein wenig die Hüften schwingen kann. Das
Finale des Albums gerät dann ein bisschen schwärzer, mit souligen
Harmonies im Stil der Isley Brothers, sogar gekrönt von einem
kleinen, spacigen Gitarrensolo im authentischen Ernie Isley-Style,
großartig. Wie dieser Sound auf junge Leute wirkt, kann ich mir nicht
wirklich vorstellen. Wer aber auch nur einen Funken Liebe für die
genannten Referenzbands in sich hat, sollte hier dringend rein hören
und den klassischen Mittelwellen-Radiosound der Jahre 1975 bis 1984
tief im Herzen spüren. (Joe Whirlypop)


Demnächst in diesem Theater...

18.05.

Kelly Willis - Back Being Blue

Gretchen Peters - Dancing With The Beast

Ryley Walker - Deafman Glance

Stephen Malkmus & The Jicks - Sparkle Hard

Bombino - Deran

Courtney Barnett - Tell Me How You Really Feel

25.05.

Boy Division - Bringing Home The Bacon

Chantal Acda & Bill Frisell - Live at Jazz Middelheim

Samba Toure - Wande

Wooden Shjips - V.

Van Der Graaf Generator - Live At Rockpalast/Leverkusen 2005

01.06.

Dave Alvin & Jimmie Dale Gilmore - Downey To Lubbock

Neko Case - Hell-On

Roger Daltrey - As Long As I Have You

Norma Waterson & Elizabeth Carthy - Anchor

08.06.

Wood Brothers - One Drop Of Truth

Kadhja Bonet - Childqueen

15.06.

Stuart A. Staples - Arrhythmia

22.06.

David Eugene Edwards & Alexander Hacke - Risha

Kamasi Washington - Heaven & Earth


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

BIRTH OF JOY

birthofjoy.com

"Hyper Focus" Tour 2018

11.05.2018 NL - Amersfoort - Fluor

12.05.2018 NL - Middelburg - De Spot

17.05.2018 NL - Rotterdam - Rotown

18.05.2018 NL - Alkmaar - Victorie

19.05.2018 NL - Landgraaf - Oefenbunker

20.05.2018 DE - Beverungen - Orange Blossom Special

24.05.2018 BE - Hasselt - Cafe Cafe

25.05.2018 NL - Enschede - Atak

01.06.2018 NL - Lelystad - Underground

BLAUDZUN

blaudzun.com

18.05.2018 NL - Amsterdam - Paradiso

19.05.2018 NL - Breda - Mezz

20.05.2018 DE - Hamburg - Knust - About Songs Festival 2018

GOLDEN KANINE

goldenkanine.com

29.05.2018 DE - Berlin - Monarch

30.05.2018 DE - Hamburg - Knust

31.05.2018 DE - Halle - Peißnitzhaus Festival

01.06.2018 DE - Chemnitz - Fuego a la Isla Festival

02.06.2018 DE - Nürnberg - Muz Club

03.06.2018 DE - Bochum - Rotunde

SCOTT MATTHEW

scottmatthewmusic.com

11.05.2018 DE MANNHEIM Alte Feuerwache

12.05.2018 DE HAMBURG Gruenspan

13.05.2018 DE BERLIN Heimathafen

15.05.2018 DE LEIPZIG UT Connewitz

16.05.2018 DE MÜNSTER Pumpenhaus

17.05.2018 DE FRANKFURT Mousonturm

18.05.2018 DE SCHORNDORF Manufaktur

19.05.2018 DE BEVERUNGEN Orange Blossom Special

21.05.2018 DE MÜNCHEN Theatron Festival

22.05.2018 AT SALZBURG Arge

23.05.2018 AT DORNBIRN Spielboden

24.05.2018 AT LINZ Posthof

25.05.2018 AT GRAZ Orpheum Extra

26.05.2018 AT VIENNA Theater Akzent

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

20.05.2018 DE - Beverungen - OBS Festival

25.05.2018 CH - Zürich - Vorstadtsounds

26.05.2018 CH - Lausanne - Prémice Festival

01.07.2018 CH - St Gallen - Open Air St Gallen

WOVENHAND

wovenhand.com

07.06.2018 SE - Gothenburg - Pustervik

08.06.2018 NO - Moss - Lyse Netter

09.06.2018 NO - Oslo - Blå


Alle guten Wünsche für ein wohlverdientes Wochenende!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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AKTION/2647: Theater Bremen - Andere Töne, Heimat #2 - "The Last Temptation of England", 18.05.2018


Theater Bremen / Treffpunkt noon / Foyer Kleines Haus

Andere Töne: Heimat #2 - "The Last Temptation of England"



Zweiter Teil der Reihe zu zeitgenössischer Musik - Interaktives
szenisches Konzert mit dem Bremer Musik Aktions Ensemble KLANK - Nur
zwei Vorstellungen - Premiere am 18. Mai

Der Regisseur Levin Handschuh setzt sich am Theater Bremen von März
bis Juni in einer dreiteiligen Reihe zu zeitgenössischer Musik mit dem
Thema Heimat auseinander. Für den zweiten Teil "Andere Töne:
Heimat #2 - The Last Temptation of England" ist das Bremer Musik
Aktions Ensemble KLANK zu Gast und lädt am 18. und 19. Mai zu einem
szenischen, interaktiven Konzert, das das Publikum ins England der
80er Jahre entführt.

Zu dieser Zeit war England vor allem durch seine extremen Gegensätze
bestimmt: Es entstand progressive, wegweisende Kunst, gleichzeitig war
das Leben auf der Insel gekennzeichnet von politischen Unruhen, einer
verfallenen Industrielandschaft und totaler Aussichtslosigkeit, die
im Protest der Punkbewegung mündete. "Manche sehnen sich nach diesem
Protest und dieser Rebellion", sagt Levin Handschuh, der deshalb mit
KLANK für zwei Abende ein industriell-dystopisches Konzertereignis
entwickelt, das sich mit den Fragen auseinandersetzt: Warum sehnen wir
uns nach der Unruhe der Vergangenheit? Warum nach dem Protest? Gibt es
heutzutage etwa nichts, das zum Protest anregt?

Inspiriert von George Orwells "1984" entwirft Levin Handschuh ein
interaktives Hörspiel auf dem St. Pauli Hof, das die Zuschauer in die
oben beschriebene Zeit versetzt und die Grenzen zwischen
selbstbestimmtem Handeln und Fremdsteuerung verschwimmen lässt. Im
Malsaal empfängt KLANK das Publikum mit Musik, die extra für diesen
Abend komponiert wurde. Diese changiert zwischen Geräuschkunst und
Industrial Music und widmet sich der Sehnsucht nach der schroffen
Attitüde des Punks.

Levin Handschuh arbeitete von 2014 bis 2017 fest am Theater Bremen und
widmete sich, vor allem in seinen letzten Inszenierungen "Hoffmann",
"Die Farbe" und "Pickmanns Modell", der Schauerliteratur des 19. und
20. Jahrhunderts und ihrer Aufarbeitung für ein Angstverständnis der
heutigen Zeit.

KLANK, 2008 in Bremen gegründet, entwickelt und realisiert neben
konzertanten Aufführungen in Quartettformation in Zusammenarbeit mit
Künstlerinnen und Künstlern verschiedener Sparten Musiktheater,
Performances, Filme und Konzertereignisse mit und für größere
Ensembles von Musikern und Nicht-Musikern.

Premiere am Freitag 18. Mai um 20.30 Uhr, Treffpunkt noon / Foyer
Kleines Haus

Musik und Komposition: KLANK (Reinhart Hammerschmidt, Markus
Markowski, Christoph Ogiermann und Tim Schomacker)

Regie: Levin Handschuh

Ausstattung: Katharina Lackmann, Elena Melissa Ostendorf

Dramaturgie: Caroline Scheidegger

Mit: Meret Mundwiler, Arne Duprée, Knut-Alexander Höhn, Nasrin Mutlu,
Yasemin Mutlu, Jakob von Borries, Anne-Katrin Wübbena, Anna Zander und
dem Musik Aktions Ensemble KLANK

Eine Koproduktion von Raum21 GbR und Theater Bremen. Gefördert durch
die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien, dem
Deutschen Musikfonds, der Karin und Uwe Hollweg Stiftung, der Waldemar
Koch Stiftung, der Reidemeister & Ulrichs Stiftung, dem Senator für
Kultur sowie klangpol-Netzwerk Neue Musik Nordwest.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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LIEDER/1794: Hamburg - Canan Uzerli & Band zu Gast im Goldbekhaus am 18.05.2018


Goldbekhaus: Konzert CANAN UZERLI & BAND

Hamburg: Freitag 18. Mai um 20:30 Uhr

Canan Uzerli & Band: "içten Gelen Ses - Die Stimme aus dem Inneren"
(Neue CD)



"içten Gelen Ses - Die Stimme aus dem Inneren" ist das erste eigene
Programm von Sängerin Canan Uzerli, Tochter einer deutschen Mutter und
eines türkischen Vaters, die mit Ihrer Musik ihre beiden Kulturen
verbindet. Sie studierte an der Hamburg School of Music und am
Konservatorium für Türkische Musik in Berlin. Neben ihren
Eigenkompositionen, die in Zusammenarbeit mit dem Gitarristen Henrik
Kolenda entstehen, hat Canan Uzerli auch drei Kompositionen von Ulrich
Kodjo Wendt (Filmmusik Fatih Akin "Im Juli") vertextet.

Ihre Musik bewegt sich zwischen Orient und Okzident, zwischen Chanson
und Pop und zwischen sinnlicher Melancholie und kraftvoller Rhythmik.

Canan Uzerli bezaubert dabei mit ihrer facettenreichen,
sehnsuchtsvollen und außergewöhnlichen Stimme. Orchestriert wird Sie
aus einer Mischung westlicher und östlicher Instrumente ihrer
virtuosen Musiker, welche ein einzigartiges Klangspektrum erschaffen.

Ihre persönlichen, von ihr verfassten Texte behandeln universelle
Themen wie die Suche nach Identität, Selbstbestimmung und Liebe. Canan
Uzerli führt inhaltlich mit kleinen Geschichten und Übersetzungen
durch ihr Programm, so dass man auch ohne Kenntnisse der Türkischen
Sprache in eine klangliche und bildliche Welt eintauchen kann voll
warmer Schönheit und Herzenstiefe.

Canan Uzerli (Gesang), Ulrich Kodjo Wendt (Diatonisches Akkordeon),
Henrik Kolenda ( Gitarre), Haydar Kutluer (Saz, Laute), Oliver
Karstens (Kontrabass, E-Bass), Yogi Yokusch (Percussion),
www.cananuzerli.com

Bühne zum Hof | AK 16,- / 13,- | VVK 13,- / 10,- (zzgl. evtl.
anfallender Vorverkaufsgebühren)


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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POP-ROCK/5265: Hamburg und München - SOKO. Das Pop-Enfant Terrible auf Tour, 12. und 13.07.2018


SOKO IST ZURÜCK! Das Pop-Enfant Terrible tourt wieder!

Mit "I Kill Her" hatte sie einen Hit, außerdem hat sie
Schauspiel-Awards in der Vitrine und virale Videos auf Youtube. Jetzt
ist SOKO zurück



SOKO, bürgerlich Stephanie Sokolinski, mag es gern nicht so
bürgerlich. Mit 17 zog es den in Bordeaux geborenen Teenager nach
Paris, um Schauspiel zu studieren. Recht jung möchte man meinen und
recht erfolgreich wie man heute weiß. Sie gewann Auszeichnungen als
beste Schauspielerin im Historiendrama "Augustine" und im Film "A
l?Origine" (an der Seite Gerard Depardieus) nominierte man sie als
vielversprechendste Schauspielerin 2012.

Im gleichen Jahr veröffentlichte sie als SOKO ihr gefeiertes
Debüt-Album "I Thought I Was An Alien". So unbekannt war sie der
Musikszene aber nicht - 2007 hatte SOKO mit der Eifersuchts-Single "I
Kill Her" einen Hit in Europa und einen Support-Slot bei MIAs
Kala-Tour. Zudem arbeitete sie mit der Indie-Dance-Crew Go!Team und
den Retro-Poppern von Cornershop. Ihr Debüt aber eröffnete ihrer
Hörerschaft ganz neue Sphären. "I Thought I Was An Alien" schien nicht
wirklich von dieser Musikwelt.

Franko-Female Punkadelic Folk würde den Popstil der SOKO vielleicht
beschreiben. Trotzig, lo-fi, alternativ und visuell auf Youtube
inszeniert. The Cure-Produzent Ross Robinson widmete sich SOKOs
Nachfolgealbum "My Dreams Dictate My Reality". 80's Pop, New Wave und
Post Punk wurden herausgearbeitet, ebenso wie SOKOs Fähigkeiten als
Multi-Instrumentalistin.

Was auch immer sie live von all dem in ihre Deutschland-Shows
einbringen mag, es wird sicher großartig - aber wahrscheinlich nicht
gut bürgerlich.

SOKO - LIVE

12.07. HAMBURG - GRUENSPAN

13.07. MÜNCHEN - TECHNIKUM

www.sokothecat.com

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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AUSLAND/8704: Aus aller Welt - 14.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Parlamentswahl im Irak: Niederlage für Amtsinhaber Abadi

Der schiitische Prediger Muktada al-Sadr liegt bei der Parlamentswahl
im Irak überraschend in Führung. In mehreren Provinzen, darunter in
der Hauptstadt Bagdad, liege seine Liste Sairun auf Platz eins,
teilte die irakische Wahlkommission mit. Für die Koalition von
Ministerpräsident Haider Al-Abadi zeichnet sich hingegen eine
Niederlage ab. Das Bündnis erreichte in keiner der bislang
ausgezählten Provinzen einen der ersten beiden Plätze. Ein Erfolg
zeichnete sich auch für ein Bündnis ab, das eng mit den schiitischen
Milizen verbunden ist und gute Beziehungen zum Iran hat. Gerade
einmal 44 Prozent der wahlberechtigen Iraker waren am Sonntag zu den
Urnen gegangen.

14. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8704: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Maaßen warnt vor Sabotageakten auf deutsche Infrastruktur

Der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Hans-Georg
Maaßen, hat vor möglichen Cyberangriffen ausländischer
Nachrichtendienste in Deutschland gewarnt. Im Inforadio des Rundfunk
Berlin-Brandenburg erinnerte Maaßen an den Cyperangriff auf ein
ukrainisches Kraftwerk vor drei Jahren. Zeitgleich sei auch ein
Angriff auf deutsche Einrichtungen mit der gleichen Schadware
festgestellt worden. Der Verfassungsschutzpräsident forderte erneut
eine gesetzliche Grundlage für einen Gegenangriff bei
Hackerangriffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8701: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Viele Tote und Verletzte bei IS-Angriff in Afghanistan

Eine bewaffnete Gruppe hat die Finanzverwaltung im ostafghanischen
Dschalalabad gestürmt und sich anschließend einen fünfstündigen
Schußwechsel mit Sicherheitskräften geliefert. Die Angreifer hätten
zunächst eine Autobombe am Eingang der Behörde zur Explosion gebracht
und seien dann in das Gebäude eingedrungen, sagte ein Sprecher der
Provinzregierung von Nangarhar. Insgesamt kamen bei dem Anschlag 18
Menschen ums Leben, darunter auch alle acht Angreifer. Weitere 42
Menschen wurden verletzt. Die erst vor drei Jahren in Afghanistan
aufgetauchte Dschihadistenmiliz Islamischer Staat (IS) reklamierte
das Attentat inzwischen für sich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8703: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dobrindt wegen Äußerungen zum Asylrecht in der Kritik

Alexander Dobrindt hat mit neuen Angriffen gegen Abschiebegegner
scharfe Kritik hervorgerufen. In der "Bild"-Talksendung "Die
richtigen Fragen" warf der Parteichef der Grünen, Robert Habeck, dem
CSU-Landesgruppenchef eine Verrohung der Politik vor. Auch der
Deutsche Anwaltverein kritisierte Dobrindts Äußerungen. Der
Landesgruppenchef der CSU im Bundestag lege die Axt an den Grundsatz,
daß sich jeder in Deutschland gegen staatliche Entscheidungen
juristisch wehren könne, sagte der Präsident des Verbandes, Ulrich
Schellenberg, dem MDR. Dobrindt hatte angesichts zahlreicher
Asyl-Klagen zunächst von einer "aggressiven Anti-Abschiebe-Industrie"
gesprochen und dann Flüchtlingsräte als "Abschiebe-Saboteure"
bezeichnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8702: Tragisches und Kurioses - 14.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zahlreiche Tote bei neuen Unwettern in Indien

Erneut haben starke Winböen und Gewitter Teile Indiens heimgesucht.
Mindestens 82 Menschen kamen am Sonntag in den Hagel- und
Gewitterstürmen im Norden, Osten und Süden des Landes ums Leben. Mehr
als hundert weitere Menschen wurden nach Angaben der
Katastrophenschutzbehörde verletzt. Am stärksten betroffen war
demnach der bevölkerungsreichste Bundesstaat Uttar Pradesh. Dort habe
das Unwetter Mauern zum Einsturz gebracht und Bäume und Strommasten
niedergerissen. Vor gut einer Woche waren bei Sandstürmen und
Blitzschlägen im Norden Indiens mehr als 140 Menschen ums Leben
gekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7787: Aus Forschung und Technik - 14.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neues Navigationssytem für russische Weltraumtransporter

Nach der US-Raumfahrtfirma SpaceX plant offenbar auch Rußland den
Einsatz eines Frachtraumschiffs, das größere Nutzlasten von der
Internationalen Raumstation ISS zur Erde befördern kann. Wie aus
einer Meldung des Raumfahrtkonzerns RKK Energija hervorgeht, wird
derzeit ein neues Navigationssystem entwickelt, das schon im nächsten
Jahr in einem unbemannten Transportschiff getestet werden soll. Ob
das System eine zerstörungsfreie Rückkehr der von Rußland
eingesetzten Sojus-Raumkapseln erlaubt, ließ das Unternehmen offen.
Bisher verglühen die von der ISS abgedockten russischen
Progress-Frachter größtenteils in der Atmosphäre. Nicht verbrannte
Teile stürzen anschließend in den Pazifik.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7799: Aus aller Welt - 14.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Massensterben von Demonstranten im Gazastreifen

Zum 70. Jahrestag der Staatsgründung Israels ist die Botschaft der
USA in Jerusalem offiziell eingeweiht worden. Faktisch erkennt
Washington damit den Anspruch der israelischen Regierung auf
Jerusalem als ungeteilte Hauptstadt Israels an. Das 1967 von
israelischen Streitkräften besetzte und 1980 annektierte Ostjerusalem
müßte andererseits Hauptstadt von Palästina werden, sollte es eine
Zweistaatenlösung für den Nahostkonflikt geben. Der israelische
Ministerpräsident Netanjahu rief alle Länder auf, dem Vorbild der USA
zu folgen und ihre Botschaften nach Jerusalem zu verlegen, weil das
so richtig wäre und dem Frieden diente.

Innerhalb des Zauns um den Gazastreifen protestierten am Montag rund
40.000 Menschen unter anderem gegen die Botschaftseröffnung.
Israelische Scharfschützen erschossen bis zum späten Nachmittag 52
Demonstranten und Aktivisten. Nach Angaben des
Gesundheitsministeriums in Gaza wurden mehr als 2400 Palästinenser
verletzt.

An einer Protestkundgebung in Ramallah im Westjordanland beteiligten
sich rund 5000 Menschen. Auch sie forderten ein Rückkehrrecht der zu
Hunderttausenden bei der Staatsgründung Israels vertriebenen
Palästinenser und ihrer Nachkommen. Für Dienstag, dem Nakba-Tag, an
dem sich die Palästinenser an ihre Vertreibung vor 70 Jahren
erinnern, werden weitere Kundgebungen erwartet.

Die israelische Luftwaffe sorgte am Montagnachmittag mit Angriffen
auf Einrichtungen der in Gaza regierenden Hamas für eine weitere
Eskalation.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7760: Medizin und Gesundheitswesen - 14.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Ärzte fordern Wechsel zur Widerspruchslösung

Die deutsche Ärzteschaft hat sich nach einer kurzen Debatte auf dem
121. Deutschen Ärztetag in Erfurt für eine Veränderung des
Transplantationsgesetzes ausgesprochen. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtet, soll künftig die Widerspruchslösung die derzeit bestehende
Entscheidungslösung in der Organspende ersetzen. Als Begründung für
den Systemwechsel wurde angeführt, daß die Organspendebereitschaft in
Deutschland auch nach einer aktuellen Umfrage der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) hoch ist. Trotzdem sinken die
Organspenderzahlen in Deutschland seit zehn Jahren kontinuierlich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7787: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Räumungsklage gegen Kadterschmiede in Friedrichshain abgewiesen

Das Berliner Landgericht hat am Montag die Räumungsklage gegen das
Lokal Kadterschmiede im Haus Rigaer Straße 94 in Friedrichshain aus
formalen Gründen als unzulässig zurückgewiesen. Der Anwalt hat nicht
gültig nachweisen können, daß er die Klägerin vertritt. Damit bleibt
das von Linksautonomen seit Ende 2013 ohne Mietvertrag genutzte Lokal
vorerst erhalten. Eine Nutzungsentschädigung ist derzeit nicht
fällig. Das Gericht befaßte sich nicht mit der Frage, ob die
Besetzung zulässig ist oder nicht. Der Rechtsstreit darum zieht sich
bereits über mehrere Jahre hin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7711: Sprache, Kunst und Medium - 14.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Auch der Verleihung des Echo Jazz entfällt in diesem Jahr

Nach dem Eklat um die Musikpreise Echo wurde als letztes auch die
Verleihung des Echo der Jazz-Sparte abgesagt.

Nach einem Bericht von MDR Kultur teilte der Bundesverband
Musikindustrie mit, die zunächst für den 31. Mai in Hamburg im
Kulturzentrum Kampnagel geplante Veranstaltung werde nicht
stattfinden. Ende April hatten die Verantwortlichen angekündigt, die
Jazz-Preise würden an diesem Tag in kleinerem Rahmen vergeben.

Wegen der vorgesehenen Neuausrichtung der deutschen Musikpreise sei es
konsequent, die diesjährige Verleihung ausfallen zu lassen und sich
ganz auf einen Neubeginn zu konzentrieren, hieß es.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7777: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Wehretat soll bis 2025 auf 1,5 Prozent BIP steigen

Bundesverteidigungsministerin von der Leyen hat auf einer
Bundeswehrtagung am Montag in Berlin eine Erhöhung der
Militärausgaben Deutschlands auf 1,5 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts bis zum Jahr 2025 angekündigt. Das können dann
knapp 60 Milliarden Euro werden. Die Ministerin begründete die
angestrebte Etaterhöhung unter anderem damit, daß diese für die
Verläßlichkeit der NATO-Partner untereinander unverzichtbar ist, weil
alle anderen sich auch anstrengen.

Gegenüber der NATO hat sich die Bundesrepublik 2014 auf einen Wehretat
von zwei Prozent BIP tendenziell verpflichtet. Das ist vor allem für
den Waffenlieferanten USA von Interesse. Bundeskanzlerin Merkel
meinte, Deutschland habe schon einmal 2,3 Prozent für Verteidigung
ausgegeben und dürfe deswegen jetzt nicht klagen. Zur Zeit zweigen
die Deutschen 1,2 Prozent von ihrer Wirtschaftsleistung für den Krieg
ab. Für das laufende Jahr sind 38,5 Milliarden Euro an
Verteidigungsausgaben vorgesehen. Am Mittwoch befaßt sich der
Bundestag mit dem Etat von der Leyens.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7791: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Berlin besteht auf Atomabkommen mit dem Iran

Bundesaußenminister Maas geht davon aus, daß der Iran nicht wie die
USA das internationale Atomabkommen aufkündigen wird, weil das nicht
im wirtschaftlichen Interesse Teherans wäre.

Die iranische Regierung hat laut Internetseite des Parlaments die
Europäische Union aufgerufen, innerhalb von 60 Tagen für
Sicherheitsgarantien zu sorgen, daß das Abkommen auch ohne die USA
umgesetzt werden kann. Die Regierungen Deutschlands, Frankreichs und
Großbritanniens hätten lieber eine Frist von 90 Tagen gehabt.

Bundeswirtschaftsminister Altmaier sagte am Sonntagabend in der
ZDF-Sendung "Berlin direkt", in der Frist werde man alle
Möglichkeiten nutzen, die amerikanische Regierung zu einer Änderung
ihres Verhaltens zu bewegen, um eine weltweite Eskalation einseitiger
Maßnahmen zu verhindern. Maas erklärte in derselben Sendung, man
wolle erreichen, daß sich der Iran weiter an die Regeln und
Beschränkungen des Wiener Atomabkommens halte. Klar sei, daß man
selbst dazu auch wirtschaftliche Anreize erhalten müsse. Das werde
nach der Entscheidung der USA nicht leicht.

Die Außenminister Deutschlands, Frankreichs, Großbritanniens und des
Irans werden über die Zukunft des Atomabkommens bei einem Treffen in
Brüssel sprechen. Dazu hatte sie die EU-Außenbeauftragte Mogherini
eingeladen.

Der russische Außenminister Lawrow hat seinem iranischen Amtskollegen
Sarif bereits versichert, daß sein Land dem Iran bei der Verteidigung
der gemeinsamen legitimen Interessen beistehen wird. Die
vertragsgerechte Umsetzung des Abkommens müsse gewährleistet sein,
sagte Sarif am Montag in Moskau. Der chinesische Außenminister Wang
sagte Sarif in Peking zu, daß die Volksrepublik sich fair verhalten
und darauf hinarbeiten werde, das Atomabkommen aufrechtzuerhalten.

Luxemburgs Außenminister Asselborn erinnerte am Montag im
Deutschlandfunk daran, daß das Atomabkommen kein Vertrag ist, den die
USA und der Iran alleine geschlossen haben. Es ist ein Abkommen, das
vom Sicherheitsrat abgesegnet wurde. Man müsse in den kommenden Tagen
deutlich machen, daß Europa, Rußland und China das Abkommen behalten
wollten, betonte Asselborn. Europa mit seinen 500 Millionen Bürgern
sei die stärkste Wirtschaftsmacht der Welt und eine Handelsmacht. Man
dürfe kein Zwerg in der Politik sein. Die Führung in Washington will
umfangreiche Wirtschaftssanktionen gegen den Iran in Kraft setzen und
ausländische Unternehmen, die Geschäfte mit der Islamischen Republik
machen, dem eigenen Sanktionsregime unterwerfen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7761: Tragisches und Kurioses - 14.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Flüchtlinge aus Afrika im Lübecker Hafen entdeckt

Am Sonntag sind am Lübecker Skandinavienkai ein Dutzend Menschen aus
Schwarzafrika in einem abgestellten Container entdeckt worden. Die
sechs Erwachsenen und sechs Kinder, die vermutlich aus Nigeria und
Sierra Leone stammen, waren am Vortag in Italien in einen Güterzug mit
Ziel Skandinavien geschleust worden. Laut Kieler Nachrichten sollte
der Container auf einem Laster umgeladen und nach Schweden gebracht
werden.

Doch einer der Männer konnte den Container in Travemünde über eine
verborgene Luke verlassen. Auf dem Bahngelände fiel er einem
Hafenmitarbeiter auf, der ihn ansprach. Daraufhin führte der Afrikaner
ihn zu dem Versteck.

Die herbeigerufenen Bundespolizisten ließen die Frauen und Kinder
vorsorglich ins Krankenhaus bringen. Die Beamten gehen davon aus, daß
die Flüchtlinge nicht sehr lange in dem Frachtraum gewesen sind.

Zu klären sei noch, wo und wie sie in den Container kamen.
Die Türen waren verschlossen und die Zollplomben unversehrt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7788: Arbeit, Soziales und Familie - 14.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Streik bei Athener U-Bahnen

In Athen sind die Beschäftigten der beiden wichtigsten U-Bahnen am
Montagmorgen für 24 Stunden in den Ausstand getreten. Der Streik
richtet sich gegen Privatisierungspläne, Personalengpässe und
Ersatzteilmangel. Das Verkehrsministerium ließ verlauten, die
Gewerkschaft, die zu dem Streik aufgerufen habe, verärgere nur die
Einwohner der Stadt. Man müsse sparen, und die von der Gewerkschaft
kritisierten Mängel seien nicht gravierend.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7771: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Neuer Abgasstandardtest könnte Auto-Produktion verzögern

Bekanntlich werden zum 1. September 2018 neue Abgas-Tests eingeführt.
Ab dann werden neue Pkws nur noch zugelassen, wenn sie die
zertifizierten WLTP-Messungen bestanden haben. Laut Zeit Online haben
VW und BMW bereits angekündigt, daß es wegen der Umstellung auf den
neuen Abgas-Teststandard zu Lieferengpässen bei bestimmten Modellen
kommen könnte. So soll etwa der VW Passat mit 120-PS-Dieselmotor
künftig serienmäßig das SCR-System zur Abgasreinigung erhalten. Aber
nach Auskunft von VW dauert es, die Produktion entsprechend 
umzuändern. SCR ist der gleiche Katalysator, auf den in der Diskussion 
um Hardware-Nachrüstungen alter Diesel verwiesen wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7776: Märkte und Finanzen - 14.05.2018 (SB)




VOM TAGE



EnBW und OMV bauen ein Schnelladenetz auf

Der baden-württembergische Energieversorger EnBW und der
österreichische Mineralölkonzern OMV werden nach eigenen Angaben vor
allem in Bayern und Baden-Württemberg ein Netz von
Schnelladestationen für Elektrofahrzeuge aufbauen. Bis Ende nächsten
Jahres sollen hundert OMV-Tankstellen an Autobahnen, Landstraßen und
in Städten mit High-Power-Charging-Ladesäulen (HPC) ausgestattet
werden. Deren Leistung beträgt maximal 300 Kilowatt, verteilt auf ein
oder zwei Anschlüsse. Damit kommt ein Fahrzeug nach nur drei Minuten
Ladezeit bereits rund hundert Kilometer weit.
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WISSENSCHAFT/7794: Aus Forschung und Technik - 14.05.2018 (SB)




VOM TAGE



WhatsApp setzt Mindestalter hoch

WhatsApp setzt das Mindestalter herauf. Ab dem 25. Mai müssen die
Nutzer laut Chip Online mindestens 16 Jahre alt sein. Damit reagiert
der Messenger auf ab 25. Mai greifende EU-Regeln, die bis zu diesem
Alter die Zustimmung der Eltern zur Datenverarbeitung erfordern.
Allerdings macht man es sich bei WhatsApp recht einfach, das Alter
der Nutzer zu prüfen. So müssen keinerlei Altersnachweise
hochgeladen werden. Vielmehr werden neue und bestehende
WhatsApp-Nutzer in der App gefragt, ob sie älter als 16 sind. Wer
sein Häkchen an der richtigen Stelle macht, gilt als alt genug, die
Messenger zu benutzen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





BIOCHEMIE/227: Mehr als Buchstabenmüll - die nicht-kodierende RNA (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 11.05.2018

Mehr als Buchstabenmüll: die nicht-kodierende RNA



Wenn die lebenden Zellen unseres Körpers einen bestimmten Baustoff
brauchen, liefert die Ribonukleinsäure (RNA) eine Abschrift der
Erbgut-Bibliothek. Allerdings sind diese Informationen nur in einem kleinen
Teil des RNA-Strangs festgehalten. Welche Funktionen der Rest des
genetischen Codes übernimmt, untersucht Dr. Stephanie Kath-Schorr vom
LIMES-Institut der Universität Bonn. Das Projekt wird mit fast 800.000 Euro
von der Boehringer Ingelheim Stiftung gefördert.

Bis vor einigen Jahren galt Ribonukleinsäure (RNA) hauptsächlich als
Überträgerin genetischer Information. Der Großteil unseres Erbguts wird in
RNA übersetzt, allerdings liefern nur wenige Prozent des RNA-Strangs den
Bauplan für die Produktion von Proteinen in der Zelle. Mittlerweile hat
die Wissenschaft erkannt, dass es sich bei der nicht-kodierenden RNA um
alles andere als sinnlosen Buchstabenmüll handelt: Sie spielt bei
zahlreichen Prozessen in lebenden Zellen eine wichtige Rolle. "Wir sind
aber weit davon entfernt zu verstehen, wie die unterschiedlichen
Mechanismen nicht-kodierender RNA funktionieren", sagt Dr. Stephanie
Kath-Schorr vom LIMES-Institut der Universität Bonn.

Die Wissenschaftlerin hat von der gemeinnützigen Boehringer Ingelheim
Stiftung Fördergelder für ein Forschungsprojekt eingeworben, mit dem neue
Methoden entwickelt werden, mit welchen Faltung, Struktur, Lokalisierung
und Transport spezifischer zellulärer RNAs im Reagenzglas und im lebenden
Organismus untersucht werden sollen. Die Stiftung hat nun für die nächsten
drei Jahre fast 800.000 Euro über ihr PLUS 3-Programm für die
Nachwuchsgruppe an der Universität Bonn bewilligt. Kath-Schorr möchte
Markierungen in Form von Signalmolekülen anbringen, um beobachten zu
können, was die nicht-kodierende RNA bewirkt. "Solche ortsspezifischen
Markierungen sind bislang auf kurze RNA-Sequenzen beschränkt", berichtet
die Wissenschaftlerin. Sie möchte nun mit dem neuen Projekt einen Weg
finden, wie sich eine Markierung auch für mehrere hundert bis tausende
Nukleotide bewerkstelligen lässt. Hierzu werden Ansätze aus der chemischen
Biologie verwendet; zum Einbringen der Modifikationen wird ein erweitertes
genetisches Alphabet eingesetzt.

Wie reguliert nicht-kodierende RNA Mechanismen in lebenden Zellen?

Anhand der Markierungen will Kath-Schorr mehr über die Struktur und die
räumliche Veränderungen der scheinbar sinnlosen RNA erfahren. Die
RNA-Stränge lassen sich nämlich durch die Anwesenheit zum Beispiel von
Metallionen oder Proteinen "verbiegen". Je nachdem eröffnen sich neue
Reaktionsmöglichkeiten und Prozesse. Mit solchen Experimenten möchte die
Wissenschaftlerin der Universität Bonn mehr darüber erfahren, wie die
nicht-kodierende RNA die Mechanismen in lebenden Zellen reguliert.


Boehringer Ingelheim Stiftung

Die Boehringer Ingelheim Stiftung ist eine rechtlich selbstständige,
gemeinnützige Stiftung und fördert die medizinische, biologische,
chemische und pharmazeutische Wissenschaft. Errichtet wurde sie 1977 von
Hubertus Liebrecht, einem Mitglied der Gesellschafterfamilie des
Unternehmens Boehringer Ingelheim. Mit ihrem Perspektiven-Programm "Plus
3" und den "Exploration Grants" fördert sie bundesweit exzellente
unabhängige Nachwuchsforschergruppen.


Weitere Informationen unter:

www.boehringer-ingelheim-stiftung.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn,

Johannes Seiler, 11.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1479: Physiker haben den Dreh mit den zweidimensionalen Kristallen raus (idw)


Universität Regensburg - 11.05.2018

Physiker haben den Dreh mit den zweidimensionalen Kristallen raus

Regensburger Physiker untersuchen in einem internationalen Team atomar
dünne Heterostrukturen



Regensburger Physiker um Dr. Tobias Korn, Institut für Experimentelle und
Angewandte Physik der Universität Regensburg, haben in einer
internationalen Kollaboration mit Forschern der TU Dresden und der
Columbia University in New York atomar dünne Heterostrukturen aus den
zweidimensionalen Materialien Molybdändisulfid (MoS2) und Wolframdiselenid
(WSe2) untersucht und herausgefunden, dass sich die Ladungsträger
(Elektronen und Löcher) in einer solchen Struktur nicht, wie bisher
angenommen, komplett voneinander trennen, sondern sich teilweise in beiden
Materialien gleichzeitig aufhalten. Dies ist eine wichtige Erkenntnis,
sowohl für die Grundlagenforschung als auch für technologische
Anwendungen.




[image: Bild: © Fabian Mooshammer]

Bei der Herstellung einer MoS2/WSe2-Heterostruktur können die
Kristalle gezielt gegeneinander verdreht werden, um die
elektronischen und optischen Eigenschaften der Struktur zu
kontrollieren.

Bild: © Fabian Mooshammer



Von Solarzellen bis hin zu Computern basiert Elektronik auf Halbleitern,
welche typischerweise elektrischen Strom im Gegensatz zu Metallen nur
schlecht leiten. Der Grund hierfür ist, dass in Metallen frei bewegliche
Elektronen vorhanden sind, in Halbleitern sind die Elektronen jedoch stark
gebunden und daher unbeweglich. Erst wenn man diese Ladungsträger
beispielsweise mittels Licht, Wärme oder elektrischer Spannung anregt,
können sie sich frei bewegen. Das hierbei angeregte, negativ geladene
Elektron hinterlässt dabei ein positiv geladenes Loch. Kombiniert man zwei
unterschiedliche Halbleiter geschickt in einer sogenannten Heterostruktur,
so können die, z. B. durch Sonnenlicht angeregten Elektronen und Löcher,
räumlich voneinander getrennt werden, wodurch in Solarzellen ein
elektrischer Strom fließen kann.

Derzeit besteht Elektronik hauptsächlich aus kristallinem Silizium, aber
in den vergangenen Jahren haben sich sogenannte zweidimensionale
Materialien als erfolgsversprechende Kandidaten für zukünftige flexible
und ultradünne Halbleitertechnologie bewiesen. Diese neuartigen Kristalle
sind nur wenige Atomlagen dünn und können mit geringem technischem Aufwand
präzise "aufeinandergestapelt" werden. Bisher war man davon ausgegangen,
dass sich die angeregten Ladungsträger auch in den so hergestellten
ultradünnen Heterostrukturen räumlich komplett voneinander trennen, dass
also das Elektron in das eine Material wandert und das Loch in das andere.

Ein entscheidender experimenteller Schritt für das Resultat der
internationalen Kollaboration war, dass es den Forschern in Regensburg
gelang, Heterostrukturen herzustellen, bei denen die beiden atomar dünnen
Schichten präzise gegeneinander verdreht wurden. Dieser weitere
Freiheitsgrad der zweidimensionalen Materialien gegenüber herkömmlichen
Halbleitern wurde hierbei eingesetzt, um optische und elektronische
Eigenschaften der Heterostrukturen gezielt zu beeinflussen.

Im Wesentlichen basiert der Effekt darauf, dass sich die beiden
zweidimensionalen Kristalle für unterschiedliche Drehwinkel
unterschiedlich nahe kommen, weil sich die Materialien unterschiedlich
stark "im Weg sind". Durch diesen veränderten vertikalen Abstand der
beiden Halbleiter wird auch die Anziehung zwischen Elektron und Loch
gezielt verändert.

In anschließenden Experimenten konnte beobachtet werden, dass die
optischen Eigenschaften der Heterostrukturen eine deutliche Abhängigkeit
vom Drehwinkel zeigen. Theoretischen Physikern der TU Dresden um Dr. Jens
Kunstmann und der Columbia University um Prof. Dr. David Reichman gelang
es mit Hilfe von aufwendigen Berechnungen zu zeigen, dass sich durch diese
Beobachtung Rückschlüsse auf das Verhalten von Elektronen und Löchern in
den jeweiligen Einzelschichten ziehen lassen. So wandert das Elektron zwar
in das MoS2, das Loch hält sich jedoch in beiden Materialien auf und nicht
nur, wie bisher angenommen, im WSe2.

Diese neuen Einsichten sind entscheidend für die Kontrolle optischer
Effekte in den neuartigen zweidimensionalen Kristallen und für das
Verständnis zukünftiger Technologie wie ultradünner Solarzellen.


Die Ergebnisse wurden in der Fachzeitschrift "Nature Physics"
veröffentlicht:

J. Kunstmann, F. Mooshammer, P. Nagler, A. Chaves, F. Stein, N. Paradiso,
G. Plechinger, C. Strunk, C. Schüller, G. Seifert, D. R. Reichman,
T. Korn,

Momentum-space indirect interlayer excitons in transition-metal
dichalcogenide van der Waals heterostructures,

Nature Physics (2018)

doi.org/10.1038/s41567-018-0123-y

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution87

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg, Christina Glaser, 11.05.2018
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1256: Verschlüsselungsstandards für E-Mail gehackt (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 14.05.2018

Verschlüsselungsstandards für E-Mail gehackt



Ein Forscherteam der Fachhochschule (FH) Münster, des
Horst-Görtz-Instituts für IT-Sicherheit der Ruhr-Universität Bochum (RUB)
und der Katholieke Universiteit Leuven hat gezeigt, dass die beiden
gängigsten E-Mail-Verschlüsselungsverfahren angreifbar sind. Ihr Angriff,
den sie Efail tauften, war bei 25 von 35 getesteten E-Mail-Programmen für
den Verschlüsselungsstandard S/MIME und bei 10 von 28 getesteten Programmen
für den Standard Open PGP erfolgreich.

Die Hersteller der Mailprogramme sind informiert und haben die gemeldeten
Sicherheitslücken behoben. Trotzdem empfehlen die Experten dringend, die
den Standards zugrundeliegenden kryptografischen Verfahren zu erneuern, um
auch zukünftige Angriffe abwehren zu können. Auf ihrer Webseite
(https://efail.de/) informieren sie über die Details ihres Angriffs.

Realistisches Angriffsszenario

E-Mails werden verschlüsselt, um ihren Inhalt auch gegenüber
Netzbetreibern, Cyberkriminellen und Geheimdiensten geheim zu halten, die
über gehackte Router, einen E-Mail-Server oder durch Aufzeichnen der
Nachricht während der Übertragung Zugriff erlangen können. "Dieses
Szenario ist nach den Snowden-Enthüllungen und zahllosen gehackten
Mailservern ausgesprochen realistisch", betont Prof. Dr. Sebastian
Schinzel vom Fachbereich Elektrotechnik und Informatik der FH Münster.

Die abgefangene verschlüsselte Nachricht wird manipuliert, indem der
Angreifer eigene, maliziöse Befehle in verschlüsselter Form hinzufügt.
Diese veränderte Nachricht wird dann an einen der Empfänger oder den
Sender der Nachricht gesandt, wo die zur Entschlüsselung benötigten Daten
vorhanden sind.

Nach der Entschlüsselung führen die eingefügten Befehle dazu, dass das
Mailprogramm des Opfers beim Öffnen der Mail eine Kommunikationsverbindung
zum Angreifer aufbaut. Eine solche Kommunikation ist üblich, um zum
Beispiel Bilder oder Designelemente in Mails nachzuladen. Über diese
Verbindung wird dem Angreifer die entschlüsselte Mail komplett zugestellt,
sodass er sie lesen kann. Diese neuartige Angriffstechnik nannten die
Forscher "Exfiltration with Malleability Gadgets".

Unternehmen, Reporter, Whistleblower

Die E-Mail-Verschlüsselungsverfahren S/MIME - kurz für Secure/Multipurpose
Internet Mail Extensions - und Open PGP sind seit den 1990er-Jahren im
Einsatz. S/MIME wird vielfach von Firmen genutzt, die sämtliche
ausgehenden Mails ver- und die eingehenden Mails entschlüsseln. Open PGP
wird eher von Einzelpersonen verwendet, zum Beispiel von Journalisten in
Krisengebieten oder Whistleblowern wie Edward Snowden.

Die zugrunde liegende Kryptografie ist seit den 1990er-Jahren unverändert,
obwohl es inzwischen deutlich verbesserte Verfahren gibt. "In anderen
Internetstandards wie zum Beispiel TLS, kurz für Transport Layer Security,
ein Protokoll zur Verschlüsselung von Datenübertragungen im Internet,
wurde diese Art der Kryptografie schon mehrfach gebrochen. Ihre
Anfälligkeit in E-Mail-Verschlüsselung haben wir aber zum ersten Mal
nachgewiesen", erklärt Prof. Dr. Jörg Schwenk vom Lehrstuhl für Netz- und
Datensicherheit der RUB.

S/MIME in der aktuellen Version untauglich für sichere
Kommunikation

Im Fall von S/MIME hat der erfolgreiche Angriff gezeigt, dass der aktuelle
Standard untauglich für die sichere Kommunikation ist. "Open PGP kann
sicher konfiguriert werden, wird aber in der Praxis sehr häufig falsch
eingesetzt und ist daher ebenfalls als unsicher einzuschätzen", so Jörg
Schwenk.

Nun sei die Internet Engineering Task Force, eine herstellerübergreifende,
internationale Organisation, gefordert, für einen neuen Standard zu
sorgen, so die Forscher. Nach ihrem erfolgreichen Angriff haben sie die
Hersteller aller getesteten Mailprogramme über die entdeckte
Sicherheitslücke informiert. Inzwischen wurde nachgebessert, um das Risiko
eines erfolgreichen echten Angriffs zu minimieren.
Vorstellung auf Konferenzen

Der Angriff wird Thema verschiedener Konferenzen sein: Am 17. und 18. Mai
2018 auf der Ruhrsec an der RUB und im Sommer beim Usenix Security
Symposium, das vom 15. bis zum 17. August 2018 in Baltimore, USA,
stattfindet.

Originalveröffentlichung

Damian Poddebniak, Jens Müller, Christian Dresen, Fabian Ising, Sebastian
Schinzel, Simon Friedberger, Juraj Somorovsky, Jörg Schwenk:

Efail: Breaking S/MIME and Open PGP email encryption using exfiltration
channels,

https://efail.de


Über das Horst-Görtz-Institut für IT-Sicherheit

Das Horst-Görtz-Institut für IT-Sicherheit (HGI) wurde 2002 an der RUB
gegründet, um den europaweiten Defiziten in der IT-Sicherheitsforschung zu
begegnen. Mit mehr als 200 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern ist
das Institut eine der europaweit größten und renommiertesten
Hochschuleinrichtungen im Bereich IT-Sicherheit. Zudem machen rund 1.000
Studierende das HGI zur größten Ausbildungsstätte für IT-Sicherheit in
Europa.

Das Institut vereint ein breites Spektrum an Disziplinen und
Arbeitsgruppen aus der Elektro- und Informationstechnik, der Mathematik
und Informatik sowie aus den Geistes- und Gesellschaftswissenschaften. In
diesem interdisziplinären Umfeld werden nahezu alle Aspekte der 
IT-Sicherheit abgedeckt, von der Grundlagenforschung der Kryptografie 
über die Internetsicherheit bis hin zu Sicherheit für das Internet der 
Dinge, Usability und Datenschutz.

Redaktion: Meike Drießen




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, Dr. Julia Weiler, 14.05.2018
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MELDUNG/208: Sensortechnologie soll Bergleuten das Leben retten (idw)


Technologie-Zentrum Informatik und Informationstechnik - 11.05.2018

Sensortechnologie soll Bergleuten das Leben retten



Das Technologie-Zentrum Informatik und Informationstechnik (TZI) der
Universität Bremen kooperiert mit der südafrikanischen Wits University bei
der Entwicklung von Sensoren für die Ortung von vermissten Minen-Arbeitern.
Dezentrale Funknetze sollen in Zukunft helfen, Bergleute nach
Unglücken rechtzeitig zu finden, wenn die üblichen Kommunikationswege
ausfallen. Auch im Alltag kann das System genutzt werden - beispielsweise,
um die ausreichende Versorgung der Beschäftigten mit Sauerstoff zu
gewährleisten.

Mehr als 80 Menschen starben im vergangenen Jahr bei Grubenunglücken in
Südafrika - weltweit rechnen Experten jährlich sogar mit mehr als 10.000
Todesfällen in Bergwerken. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der
Universität Bremen sowie der Wits University in Johannesburg entwickeln
daher gemeinsam eine neue Sensor- und Funktechnologie, die eine
Positionsbestimmung vermisster Bergleute ermöglichen soll. Darüber hinaus
hat die Technologie das Potenzial, auch im Alltag die Gesundheit der
Arbeiter zu sichern.

Eine der größten Gefahren für Bergleute besteht im Einsturz von Decken und
Wänden: Die Arbeitskräfte sind dann oft von der Außenwelt abgeschnitten
oder komplett verschüttet. Für Rettungsteams ist es häufig sehr schwer,
die betroffenen Bergleute zu orten, zumal die Stollen mittlerweile immer
tiefer in den Untergrund getrieben werden. Viele Verschüttete werden zu
spät gefunden, manche nie. Die Experten sprechen daher vom "Missing Miner
Problem" - dem Problem der verschollenen Bergleute.

Dezentrale Funknetze mit hoher Robustheit

Bis jetzt gab es dafür keine Lösung, weil herkömmliche
Mobilfunktechnologien unter Tage nicht funktionieren - schon gar nicht
unter Bergen von Geröll. Am Technologiezentrum Informatik und
Informationstechnik (TZI) der Universität Bremen beschäftigt sich die
Arbeitsgruppe Kommunikationsnetze unter der Leitung von Prof. Dr. Anna
Förster jedoch bereits seit mehreren Jahren mit dem Aufbau dezentraler
Netze, die zum Einsatz kommen können, wenn die Infrastruktur
zusammenbricht, beispielsweise aufgrund von Naturkatastrophen. Diese
Arbeiten helfen nun, auch in Bergwerken zuverlässige
Kommunikationsverbindungen herzustellen.

Entstanden ist das Projekt im Rahmen eines Austauschbesuchs des
wissenschaftlichen Mitarbeiters Idrees Zaman am Bergbau-Institut der Wits
University. Unterstützt wurde es vom Postgraduate International Programme
des Fachbereichs 1 der Uni Bremen und von der südafrikanischen
Universität. Gemeinsam mit den dortigen Partnern entwickelte Zaman ein
System aus Knotenpunkten, die eine Erreichbarkeit in allen Winkeln eines
Bergwerks ermöglichen sollen. Die Bergleute tragen dabei einen Sensor am
Körper, der automatisch ihren genauen Aufenthaltsort an das System
überträgt. "Selbst wenn die Verbindung bei einem Unglück abbricht, kann
auf diese Weise jederzeit die letzte Position der Betroffenen ermittelt
werden", erklärt Prof. Förster, die das Projekt mitbetreut. "Das ist schon
eine große Hilfe."

Vitale Körperfunktionen können beobachtet werden

Das System nutzt eine niedrige Funkfrequenz, die deutlich robuster ist als
das normale WLAN-Netz. Dies geht zwar mit einer reduzierten Bandbreite
einher, also einer geringeren Menge an übertragbaren Daten, aber es bleibt
noch Spielraum, um neben der Position der Bergleute auch vitale
Körperfunktionen oder den Sauerstoffgehalt im Blut zu beobachten. Somit
können die Beschäftigten rechtzeitig in Sicherheit gebracht werden, wenn
beispielsweise die Sauerstoffversorgung im Stollen nicht optimal
funktioniert.

Die ersten Tests hat das System erfolgreich bewältigt - im Keller der Wits
University, die dort die Umgebung einer Mine nachgebaut hat. Nun soll das
System für den Einsatz in einem echten Bergwerk weiterentwickelt werden.
Geplant ist in diesem Zusammenhang auch der Ausbau der Kooperationen
zwischen der Universität Bremen und der Wits University.


Weitere Informationen unter:

https://youtu.be/jMQzXWWMZmQ

- Video der Wits University (englisch)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2248
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technologie-Zentrum Informatik und Informationstechnik,

Axel Kölling, 11.05.2018
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BEGEGNUNG/2262: Borken - "Runder Tisch Psychiatrie" hilft und berät am 17. Mai 2018


Kreisweiter "Runder Tisch Psychiatrie" hilft und berät

Einladung an Betroffene, Angehörige und Fachleute zum

Erfahrungsaustausch am Donnerstag, 17. Mai, in Rhede



Kreis Borken. "Seelische Erschütterung: Grenzerfahrung
Depression-Borderline-Psychose" - so lautet das Thema des
Gesprächsabends, den der "Runde Tisch Psychiatrie" am Donnerstag, 17.
Mai, in Rhede anbietet. Eingeladen dazu sind Betroffene, Angehörige,
Fachleute und Interessierte aus dem ganzen Kreisgebiet. Eine vorherige
Anmeldung ist für das offene Angebot nicht erforderlich. Das Treffen
findet von 18 bis 20 Uhr im Pfarrheim St. Gudula, Gudulastr. 16, in
Rhede statt.

An diesem Abend soll es insbesondere darum gehen, welche Erfahrungen
Angerhörige und Betroffene in der psychischen Erkrankung gemacht
haben. Welche Bedeutung hatte die Diagnose für das Leben als
krisenerfahrener Mensch oder als Angehöriger? Welche Grenzen haben
Betroffene, Angehörige oder professionell Tätige erlebt? Dabei können
wie gewohnt ganz unterschiedliche Perspektiven und Sichtweisen zur
Sprache kommen.

Der "Runde Tisch Psychiatrie" bietet die Möglichkeit zum Austausch in
einer akzeptierenden und verständnisvollen Gesprächsrunde. Er ist ein
gemeinsames Angebot von Mitgliedern des Sozialpsychiatrischen
Verbundes im Kreis Borken. Nähere Informationen gibt es bei Bernadette
Fuest vom Sozialpsychiatrischen Dienst der Kreisverwaltung Borken
unter Tel.: 02861/82-1079.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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VORTRAG/1159: Bochum - Heimkinderzeit. Katholische Behindertenhilfe in Westdeutschland (1949-75), 12.6.


idw - Pressemitteilung: Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe

"Heimkinderzeit": Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe
lädt zum Vortrag ein

"Heimkinderzeit: Kinder und Jugendliche in Einrichtungen der
katholischen Behindertenhilfe in Westdeutschland (1949 - 1975)": Am
Dienstag, 12. Juni 2018, lädt die Evangelische Hochschule
Rheinland-Westfalen-Lipe in Bochum zum Vortrag ein.



Am Dienstag, 12. Juni 2018, lädt die Evangelische Hochschule
Rheinland-Westfalen-Lippe in Bochum zum Vortrag ein. Das Thema:
"Heimkinderzeit: Kinder und Jugendliche in Einrichtungen der
katholischen Behindertenhilfe in Westdeutschland (1949 - 1975)".
Interessierte kommen von 12.15 bis 13.45 Uhr in Raum 119.

Prof. Dr. Annerose Siebert, Leiterin der Studie, berichtet aus den
Ergebnissen des entsprechenden Forschungsprojekts, das vom Fachverband
Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e.V. in Auftrag gegeben
wurde. Zentrale Perspektive ist die Sicht der damals betroffenen
Kinder und Jugendlichen.

Die Teilnahme am Vortrag ist kostenlos, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Ein Teil des Vortrags wird in leichter Sprache gehalten.

Wer Schrift- oder Gebärdensprachdolmetscher_innen benötigt, meldet
sich bis zum 27. Mai 2018 unter kellermann@evh-bochum.de an.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1045

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe, MA Julia Gottschick, 12.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSEN/2037: Wahlen im Irak - Bekenntnis zu politischem Wandel


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Mai 2018

Wahlen im Irak - Bekenntnis zu politischem Wandel



Zu den vorläufigen Ergebnissen der Wahlen im Irak erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Die vorläufigen Ergebnisse der Wahlen im Irak sind Ausdruck der gespaltenen politischen Lage. Moqtada al-Sadrs Wahlsieg beruht in erster Linie auf seinem Bekenntnis zu einem grundlegenden politischen Wandel: einem Kampf gegen die endemische Korruption, gegen die religiös motivierte Patronage, den Einfluss des Iran auf die irakische Politik und für mehr soziale Gerechtigkeit. Zugleich ist die niedrige Wahlbeteiligung ein Zeichen dafür, dass die Irakerinnen und Iraker der politischen Klasse nur wenig vertrauen. Auch ist es bei Sadr unklar, wie glaubwürdig seine Versprechen vor dem Hintergrund seiner Vergangenheit als sektiererischer und gewaltsamer Milizenführer sind.

Die Umsetzung der weitreichenden Reformversprechungen ist deshalb die wichtigste Aufgabe für die nächste Regierung. Angesichts der Schwächung des reformorientierten Ministerpräsidenten Abadi und des guten Abschneidens der Formation rund um die schiitischen Volksbefreiungseinheiten wird die Umsetzung einer solchen Politik aber auf große Widerstände treffen. Die Vorkommnisse in Kurdistan, wo es zu gewaltsamen Auseinandersetzungen kam und Vorwürfe der Wahlmanipulation geäußert wurden, sind ein Grund zur Sorge.

Die Bundesregierung muss ihre zukünftige Irakpolitik auf dem Wunsch eines Großteils der irakischen Wähler nach politischem Wandel aufbauen. Dazu bedarf es einer verstärkten diplomatischen Präsenz im Land und einer Unterstützung für die lokale Zivilgesellschaft - und nicht nur millionenschwerer Großprojekte. Auch eine Unterstützung für die Neustrukturierung der irakischen Streitkräfte kann ein guter Beitrag zur Stabilisierung des irakischen Zentralstaats sein. Solche Maßnahmen aber müssen mit einer klaren politischen Konditionierung einhergehen. Die Bundesregierung muss aus den Fehlern in Irakisch-Kurdistan lernen, wo sie ihre umfangreiche militärische Unterstützung politisch zu wenig flankiert hat.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SICHERHEIT/946: Tag der Kriegsdienstverweigerer - Gegen Zwangsrekrutierung und Repressionen weltweit


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 14. Mai 2018

Tag der Kriegsdienstverweigerer - Gegen Zwangsrekrutierung und Repressionen weltweit



Zum morgigen internationalen Tag der Kriegsdienstverweigerer erklärt Ottmar von Holtz, Sprecher für Zivile Krisenprävention:

Die Grünen im Bundestag setzen sich weiterhin weltweit gegen Zwangsrekrutierung ein sowie für eine stärkere Berücksichtigung des Fluchtgrunds der Wehrdienstentziehung im Asylverfahren.

Was es bedeutet, zwangsweise in einen als ungerecht empfundenen Krieg einbezogen zu werden, habe ich selbst erfahren, als ich 1984 vom südafrikanischen Apartheidsregime zum Kriegsdienst im Kampf gegen die Befreiungsbewegung Namibias eingezogen werden sollte. Für mich blieb nur die Alternative, nach Deutschland auszuwandern. Dadurch verlor ich mein soziales Umfeld, musste einen Einschnitt in meiner akademischen Karriere hinnehmen und in ein Land ziehen, dessen Sprache ich zwar sprach, das mir aber fremd war.

So ergeht es jeden Tag vielen Männern und Frauen weltweit, doch im Gegensatz zu mir haben die meisten von ihnen keine naheliegende Ausweichmöglichkeit in ein anderes Land. Für viele kommt die Verweigerung sogar einem Todesurteil gleich und oftmals ist die Flucht der einzige Ausweg.

Im diktatorischen Eritrea beispielsweise ist der zeitlich unbegrenzte und für alle Bürgerinnen und Bürger streng verpflichtende Wehrdienst eine der Hauptfluchtursachen. Doch auch in vielen anderen Ländern werden junge Menschen gegen ihren Willen zum nationalen Wehrdienst verpflichtet und sollten sie sich weigern, drohen ihnen und ihrer Familie soziale Ausgrenzung, Repression, bis hin zu Gefahr für Leib und Leben.

Hinzu kommt die Zwangsrekrutierung durch lokale bewaffnete Gruppen. Besonders schlimm ist das im Falle von Kindern, die mit Hilfe von Drogen und brutaler Gehirnwäsche zu Soldatinnen und Soldaten getrimmt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Mai 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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ARBEIT/816: Kurs der Verantwortung beherzt fortsetzen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Mai 2018

Kurs der Verantwortung beherzt fortsetzen

Gratulation an den wiedergewählten DGB-Vorstand



Der 21. Bundeskongress des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) hat am
heutigen Montag, 14. Mai 2018, den Geschäftsführenden Vorstand des
DGB im Amt bestätigt. Hierzu erklärt der Vorsitzende der
Arbeitnehmergruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Uwe Schummer:

"Wir gratulieren dem DGB-Bundesvorsitzenden Rainer Hoffmann und
seinem Vorstandsteam herzlich zur Wiederwahl und freuen uns auf die
Fortsetzung eines lebendigen, konstruktiven und immer von
gegenseitigem Respekt getragenen politischen Dialogs über die Zukunft
unseres Landes.

Aufgrund der unterschiedlichen Aufgaben der Volksparteien CDU/CSU und
des Gewerkschaftsbundes DGB gibt es auch Konflikte; diese in einem
fairen Miteinander zu lösen, bleibt für uns von zentraler Bedeutung.
In den wesentlichen Grundsatzfragen besteht Einigkeit: Die zentrale
Rolle der Sozialpartnerschaft, das Bekenntnis zur Sozialen
Marktwirtschaft, die europäische Idee, unsere internationale
Verantwortung und der Schutz der Demokratie als ein hohes Gut. In
diesen Fragen hat der DGB gemeinsam mit den verantwortungsbewussten
politischen Kräften im Lande populistischen Bestrebungen stets die
Stirn geboten. Auch in den Krisen der jüngeren Vergangenheit wie etwa
der Wirtschafts- und Finanzkrise seit 2008 hat sich der DGB als
Stabilitätsanker bewährt. Rainer Hoffmann hat in seiner jetzt
abgelaufenen ersten Amtsperiode gezeigt, dass er diesen Kurs der
Verantwortung beherzt fortführt.

Wir wünschen uns, dass der DGB und seine Einzelgewerkschaften auch
weiterhin das Verständnis der Einheitsgewerkschaft pflegen, in der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aller demokratischen politischen
Lager eine gewerkschaftliche Heimat finden können. In diesem
Zusammenhang freuen wir uns auch besonders über das große Vertrauen,
das die Delegieren Elke Hannack bei ihrer Wiederwahl zur
stellvertretenden DGB-Vorsitzenden ausgesprochen haben."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1729: Schutz religiöser Minderheiten gehört zur Demokratie


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 14. Mai 2018

Schutz religiöser Minderheiten gehört zur Demokratie



Bei Anschlägen auf drei Kirchen im indonesischen Surabaya kamen
mindestens 13 Menschen ums Leben. Dazu stellen wir Ihnen folgendes
Statement des Beauftragten für Kirchen und Religionsgemeinschaften
der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Hermann Gröhe, zur
Verfügung:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion verurteilt die brutalen Anschläge auf
christliche Kirchen und eine Polizeistation in Surabaya in
Indonesien. Besonders heimtückisch macht die Anschläge, dass hier
Kinder als Selbstmordattentäter eingesetzt wurden. Toleranz und der
Schutz religiöser Minderheiten sind Voraussetzung für eine lebendige
Demokratie. Wir fordern die Regierung von Indonesien auf, den Schutz
für die christliche Minderheit in Indonesien nachhaltig zu
verbessern. Für die Unionsfraktion bleibt es dabei: die Stärkung der
Religionsfreiheit muss ein zentrales Ziel deutscher Außenpolitik
werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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FINANZEN/1234: Zinssatz für Nachzahlungszinsen muss abgesenkt werden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Mai 2018

Zinssatz für Nachzahlungszinsen muss abgesenkt werden

Beschluss des Bundesfinanzhofes macht dringenden Handlungsbedarf
deutlich



In einem am heutigen Montag, 14. Mai 2018, bekannt gewordenen
Beschluss äußert der Bundesfinanzhof Zweifel an der
Verfassungsmäßigkeit von Nachzahlungszinsen für die Zeit ab dem Jahr
2015. Dazu erklären die finanzpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Antje Tillmann sowie der zuständige
Berichterstatter Uwe Feiler:

"Der Vorlagebeschluss des Bundesfinanzhofes zeigt erneut, dass
dringender Änderungsbedarf bei der Höhe der Nachzahlungszinsen
besteht. Ein Zinssatz von rund sechs Prozent im Jahr erscheint vor
dem Hintergrund eines extrem niedrigen Marktzinsumfeldes schon lange
nicht mehr angemessen. Dies schon deshalb, weil Steuerpflichtige den
Nachzahlungszinsen beispielsweise bei später Betriebsprüfung nicht
entgehen können, auf der anderen Seite aber keine Vermögensvorteile
mangels Zinseinkünfte durch spätere Steuerzahlung erzielen.
Eine befristete Absenkung des Zinssatzes von 0,5 auf mindestens 0,4
Prozent pro Monat ist deshalb dringend geboten. Dies hatten wir
bereits in der vergangenen Legislaturperiode gefordert. Der
Vorlagebeschluss bekräftigt uns daher in unserer Haltung.

Leider sind bislang Änderungen an der Zinshöhe am Koalitionspartner
bzw. den Ländern gescheitert. Wir werden dennoch einen erneuten
Anlauf zur Änderung der entsprechenden Regelungen unternehmen."

Hintergrund: 

Mit einem heute bekannt gewordenen Vorlagebeschluss vom 25. April
2018 hat der Bundesfinanzhof in einem summarischen Verfahren die
Aussetzung der Vollziehung eines Zinsbescheids in einem Einzelfall
gewährt und die Frage der Verfassungsmäßigkeit der Nachzahlungszinsen
(§§ 233a, 238 Abgabenordnung) dem Bundesverfassungsgericht
vorgelegt.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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GESUNDHEIT/681: Patientinnen und Patienten werden von Onlinesprechstunden profitieren


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 10. Mai 2018

Patientinnen und Patienten werden von Onlinesprechstunden
profitieren 



Zum vom Deutschen Ärztetag beschlossenen Ausbau der
Onlinesprechstunden können Sie die gesundheitspolitische Sprecherin
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag, mit folgenden Worten
zitieren:

"Den Ausbau von Onlinesprechstunden begrüße ich sehr. Insbesondere in
der Gesundheitspolitik müssen alle Akteure an einem Strang ziehen, um
die aktuellen Herausforderungen unserer Zeit zu bewältigen. Dazu
gehören der demografische Wandel, der drohende Ärztemangel
insbesondere in ländlichen Gebieten und die daraus resultierenden
Schwierigkeiten, wie etwa weite Wegstrecken zum nächsten (Fach-)Arzt.
Patientinnen und Patienten werden davon profitieren, Gespräche mit
dem Arzt über das Internet führen zu können. Das spart Zeit und
fördert eine schnellere Kontaktaufnahme undAbklärung durch den Arzt.
Die KV Baden-Württemberg hat im Rahmen eines Modellprojektes bereits
gezeigt, dass das Aussetzen des Fernbehandlungsverbots beispielsweise
bei Folgeterminen funktionieren kann.

Ein Ausbau von Onlinesprechstunden darf aber selbstverständlich nicht
dazu führen, dass der direkte Kontakt zwischen Arzt und Patient
künftig ganz ausbleibt. Ich betrachte das Instrument als Ergänzung
zum direkten Arztkontakt, nicht als Ersatz. Bestenfalls sollte vor
allem der erste Arztkontakt nach wie vor in der Arztpraxis
stattfinden. Dann soll dieser gemeinsam mit dem Patienten
entscheiden, welche weiteren Gespräche auch Online geführt werden
können. Das sollte der Standard bleiben."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/1897: Jugendämter müssen besser ausgestattet werden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 14. Mai 2018

Jugendämter müssen besser ausgestattet werden

Kommunen dürfen nicht an der falschen Stelle sparen



Die Universität Koblenz und die Deutsche Kinderhilfe haben am
heutigen Montag eine Studie zur Situation der Jugendämter
veröffentlicht. Danach sind die Jugendämter in vielen Fällen
überlastet. Hierzu erklärt der familienpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marcus Weinberg:

"Auch die Unionsfraktion hat Berichte erhalten, die zeigen, dass die
Situation in vielen Jugendämtern desolat ist. Die Fallzahl ist
vielerorts zu hoch, Frustration lässt erfahrene Mitarbeiter kündigen,
Berufsanfänger werden nicht eingearbeitet, für Supervision und
Qualifizierungsmaßnahmen fehlt die Zeit. Stellen können nicht besetzt
werden, weil sich zu wenige Personen bewerben.

Wenn die Jugendämter überlastet sind, bleibt weder Zeit für eine
genaue Prüfung des Einzelfalls, noch für Prävention, Beratung von
Eltern und niedrigschwelliger Unterstützung. Überlastete Jugendämter
haben auch keine Zeit zu prüfen, ob die jeweilige Maßnahme überhaupt
wirkt, wie es dem einzelnen Kind in der Pflegefamilie, im Kinderheim
oder in der Familienhilfe geht oder ob es vielleicht eine
Neujustierung braucht. Sie können auch nicht nachhaken, ob die mit
den Trägern vereinbarten Inhalte und Qualität eingehalten werden, ob
sich also die vertraglich zugesicherte Fachkraft in dem vereinbarten
Stundenumfang kümmert oder in Wirklichkeit ein Praktikant.

Im Jahr 2016 wurden 12,2 Milliarden Euro für Hilfen zur Erziehung
ausgegeben. Im Jahr 2015 waren es noch 10,2 Milliarden Euro. Diese
Sozialleistungen kosten die Kommunen viel Geld. Umso unverständlicher
ist es, warum sie ihr zentrales Steuerinstrument, das Jugendamt, oft
so schlecht behandeln. Offenkundig kostet das Kaputtsparen der
Jugendämter den Staat mehr Geld, weil man keine Zeit mehr hat, sich
die Bedarfe des jeweiligen Kindes genau anzuschauen und weil mangels
Personal gar nicht überprüft wird, ob und wie die Hilfen bei den
Kindern und Familien tatsächlich ankommen. Geradezu haarsträubend
ist, dass mangels Personal gefährdete, misshandelte und missbrauchte
Kinder übersehen werden.

Es ist eine Tatsache, dass die Kommunen den höchsten Überschuss seit
der Wiedervereinigung zu verbuchen haben (im Jahr 2017 waren es 9,7
Milliarden Euro). Der Bund hat Länder und Kommunen in den vergangenen
Jahren umfassend entlastet und wird dies weiterhin tun - allein im
Bereich Familie im Zeitraum von 2014 bis 2021 mit zusätzlichen ca.
14,5 Milliarden Euro. Darüber hinaus sind im Koalitionsvertrag
weitere 7,5 Milliarden Euro für Kita und Ganztagsbetreuung
vereinbart. Außerdem hat sich der Bund für den Zeitraum 2014 bis 2021
bei der Grundsicherung im Alter mit 52 Milliarden und bei den Kosten
der Unterkunft und Heizung im SGB II mit 47 Milliarden Euro mit dem
Ziel engagiert, dass sich die Länder und Kommunen auf ihre
Kernaufgaben konzentrieren können.

Immer neue Zuschüsse vom Bund zu fordern, bringt nichts. Die Kommunen
müssen handeln und die Bedeutung guter, zielgerichteter Arbeit von
Jungendämtern erkennen. Die Wertschätzung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Jugendämter muss mithilfe besserer
Arbeitsbedingungen, Reduzierung von Fallzahlen und Möglichkeiten der
Weiterqualifizierung steigen. Ohne gut ausgebildete, motivierte und
zeitlich entlastetes Personal besteht die Gefahr, dass Kinder zu
spät, aber auch zu früh aus den Familien genommen werden. Beides ist
jeweils eine persönliche Katastrophe, die wir in Deutschland nicht
zulassen sollten.

Die Union hat sich im Koalitionsvertrag dafür stark gemacht, dass
soziale Arbeit aufgewertet und die Qualifizierung und Fortbildung
aller Berufsgruppen, die im Kinderschutz und in den Hilfen zur
Erziehung tätig sind, vorangetrieben werden. Damit sind sowohl
Personen gemeint, die in der Jugendhilfe, im Jugendamt und in der
Fachberatung arbeiten, als auch an Familiengerichten, wie Richter,
Sachverständige und Verfahrensbeistände. Wir werden außerdem
Maßnahmen zur Bekämpfung des sexuellen Kindesmissbrauchs, zur
Unterstützung von Kindern psychisch kranker Eltern und zur Stärkung
der 'Frühen Hilfen' ergreifen. Nicht zuletzt werden wir durch eine
Weiterentwicklung des SGB VIII den Kinderschutz verbessern und
belastete Familien zielgenauer unterstützen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/1784: Auf die Qualität der Arbeit kommt es an


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Mai 2018

Auf die Qualität der Arbeit kommt es an



Auch im ersten Quartal 2018 hat die Erwerbstätigkeit in Deutschland nach Berechnungen des Statistischen Bundesamtes im Vergleich zum Vorjahreszeitraum zugenommen. Sabine Zimmermann, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, warnt aber vor Euphorie: "Im Grundsatz ist mehr Erwerbstätigkeit zwar eine gute Nachricht - doch es kommt nicht nur auf die Quantität der Arbeit an, sondern vor allem auf deren Qualität. Hier sind leider kaum Verbesserungen zu erkennen." Zimmermann weiter:

"Schaut man sich die Zahlen näher an, ergibt sich ein ernüchterndes Bild. Die Arbeitsmenge nimmt kaum zu, sie verteilt sich lediglich auf immer mehr Menschen. Besonders bei Frauen ist vor allem Teilzeitarbeit auf dem Vormarsch. Viele dieser Teilzeitbeschäftigten würden gern mehr arbeiten. Teilzeitjobs sind zudem häufiger schlecht bezahlt, fast 30 Prozent davon liegen unterhalb der Niedriglohngrenze. Auch der Anteil von befristeter Beschäftigung und Leiharbeit ist nach wie vor hoch. Eine nachhaltige Arbeits- und Arbeitsmarktpolitik müsste auf eine Zunahme sicherer und anständig bezahlter Vollzeitbeschäftigung hinwirken. Ein solcher Langzeittrend ist jedoch bislang nicht zu erkennen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. Mai 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1718: Nach Irak-Wahl - Bundesregierung muss Militärmission beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Mai 2018

Nach Irak-Wahl - Bundesregierung muss Militärmission beenden



"Die bisher veröffentlichten Ergebnisse bei den Parlamentswahlen im Irak deuten auf eine schwierige Regierungsbildung hin. Als Ausdruck der Antikorruptionsstimmung wurde die Partei des jetzigen Ministerpräsidenten Al-Abadi auf den dritten Platz verwiesen, während sowohl die Partei des Iran-nahen Anführers der Schiiten-Miliz, Hadi Al-Amiri, als auch ein Bündnis radikaler Schiiten und Kommunisten unter Schirmherrschaft des schiitischen Predigers Moktada Al-Sadr Stimmen gewinnen konnten. Die Bundesregierung sollte sich angesichts der komplizierten Gemengelage darauf konzentrieren, ihre humanitäre Hilfe zu verstärken. Die deutsche Beteiligung an der militärischen Ausbildungsmission im Irak dagegen muss auch angesichts der unklaren politischen Verhältnisse dringend beendet werden", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Gerade Kräfte im Irak, die auf eine enge Kooperation mit dem Westen setzen, haben massiv verloren. Sowohl die USA als auch die Bundesregierung erscheinen der irakischen Bevölkerung offenbar nicht als verlässliche Bündnispartner. Ein militärisches Engagement der Bundeswehr im Irak steht damit zusätzlich in Frage.

Die Bundesregierung ist gefordert, alles für eine Stabilisierung der Region zu tun. Dazu gehört auch, auf eine Einhaltung des Atomabkommens mit dem Iran zu dringen. Die Ausweitung der US-Sanktionen auf deutsche Firmen, die mit dem Iran kooperieren, muss unbedingt zurückgewiesen werden. US-Firmen müssen im Fall von Sanktionen mit Gegenmaßnahmen zu rechnen haben. Es gilt, das Atomabkommen auf jeden Fall zu erhalten, sonst droht die Region mit einem atomaren Wettrüsten noch explosiver werden."

 * 
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AUSSEN/1717: Beziehungen zu Russland normalisieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Mai 2018

Beziehungen zu Russland normalisieren



"Es ist gut, dass die Bundesregierung das Gespräch mit Russland sucht. Nicht zuletzt das dreiste Verhalten der US-Amerikaner bei der Aufkündigung des Iran-Abkommens und der Ankündigung von Sanktionen auch für europäische Unternehmen zeigt, dass Europa und Russland enger zusammenrücken müssen. Es gilt nun, gemeinsam mit Russland und China das Iran-Abkommen zu erhalten. Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier muss bei seinen Besuchen in Kiew und Moskau die deutschen und europäischen Interessen in den Vordergrund stellen. Dazu gehört auch der Bau von Nord Stream 2, der die Fortsetzung der stabilen Lieferbeziehungen mit Russland im Energiebereich ermöglicht", erklärt Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zur Reise von Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier in die Ukraine und nach Russland. Ernst weiter:

"Die Bundesregierung sollte sich deutlich für eine Normalisierung der Beziehungen zu Russland und für ein Ende der Russland-Sanktionen einsetzen. Bei der Frage der Energieversorgung darf sie sich nicht von den US-Amerikanern unter Druck setzen lassen. Deren Interesse ist es, Konkurrenz aus dem globalen und derzeit überversorgten Gasmarkt zu drängen, um bessere Absatzmöglichkeiten für ihr eigenes Erdgas zu schaffen. Gerade angesichts der angespannten politischen Lage kommt den wirtschaftlichen Beziehungen mit Russland eine wichtige Rolle zu."

 * 
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AUSSEN/1716: Trump missbraucht historisches Datum für geopolitischen Alleingang


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Mai 2018

Trump missbraucht historisches Datum für geopolitischen Alleingang



In diesem Jahr feierte Israel am 5. Ijjar seinen 70. Geburtstag. Am 14. Mai 1948, nach dem jüdischen Kalender am 5. Ijjar 5708, rief David Ben-Gurion den Staat Israel aus. Heute verlegen die USA offiziell ihre Botschaft von Tel Aviv nach Jerusalem. Dazu erklärt Dietmar Bartsch, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag:

"US-Präsident Donald Trump missbraucht das historisch bedeutsame Datum der Staatsgründung des jüdischen Staates für seinen geopolitischen Alleingang. Die Trump-Administration betreibt eine Nahost-Politik der Scheuklappen und torpediert eine Belebung des Friedensprozesses, bei dem der Status von Jerusalem in einer Zwei-Staaten-Lösung auszuhandeln wäre.

Trumps Symbolpolitik löst keines der existenziellen Probleme Israels, sondern spaltet Israels Verbündete, indem er sie vor vollendete Tatsachen stellt. Die Kritik der Bundeskanzlerin an Trumps außenpolitischen Alleingängen ist allerdings angesichts von Merkels eigenen Alleingängen in Europa nur eingeschränkt glaubwürdig. Politik - im Großen wie im Kleinen - dient nur dann dem Wohle aller, wenn sie tatsächlich alle einbezieht und mitnimmt.

Das Ausmaß von Hass und angedrohter Gewalt, das der israelischen Bevölkerung infolge der Botschaftsverlegung durch die USA entgegenschlägt, ist in jeder Hinsicht inakzeptabel und zu verurteilen."

 * 
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RECHT/522: Whistleblower gesetzlich schützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Mai 2018

Whistleblower gesetzlich schützen



"EU-Kommissarin Jourová hat Recht. Whistleblower müssen in Deutschland endlich geschützt werden. Deutschland braucht ein Whistleblowerschutz-Gesetz", erklärt Niema Movassat, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, zum heutigen Besuch der EU-Kommissarin Vera Jourová bei Bundesjustizministerin Barley. Weiter erklärt er:

"Eine demokratische, transparente Gesellschaft sollte Menschen, die auf bisher unbekannte Missstände aufmerksam machen und dabei ihr besonderes Insider-Wissen zur Verfügung stellen, schützen. Wer auf Betrug an Konsumenten, Verstöße gegen das Arbeitsrecht, Steuerhinterziehung oder Umweltsauereien aufmerksam macht, muss gewürdigt werden. Bisher droht solchen Hinweisgebern, den sogenannten Whistleblowern, allerdings das Strafrecht. Das ist ein Skandal.

Es ist bedauerlich, dass die Große Koalition bisher nichts Konkretes vorgelegt hat, um den Schutz von Whistleblowern zu sichern. Dabei fordern diverse internationale Vorgaben und Verträge, u .a. die G20, der Europarat, die OECD und die Europäische Menschenrechtskonvention, deren Schutz. Bundesjustizministerin Barley hat eine entsprechende Initiative angekündigt. Die Ermahnung aus Brüssel sollte nun Anlass sein, auch schnellstens konkrete Vorschläge zu machen, damit Zivilcourage endlich geschützt wird."

 * 
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SOZIALES/2519: Missstände in den Jugendämtern beheben


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Mai 2018

Missstände in den Jugendämtern beheben



"Die Situation in den deutschen Jugendämtern ist prekär, die Missstände dort müssen dringend behoben werden, denn es geht um das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen in unserem Land. Hier darf sich die Bundespolitik nicht unter Verweis auf kommunale Zuständigkeiten wegducken", kommentiert Norbert Müller, kinder- und jugendpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, eine aktuelle Studie der Hochschule Koblenz und der Deutschen Kinderhilfe. Müller weiter:

"Wachsende Aufgaben und immer mehr Verpflichtungen bei geringer Bezahlung haben eine Überlastung zur Folge, die die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nicht nur immer weiter von den Familien entfernt, sondern auch zu einem hohen Krankenstand führt. Wenn beispielsweise zwei Drittel der Arbeitszeit für interne Falldokumentationen verwendet werden müssen, läuft einiges schief. Die Defizite sind seit langem in der Fachwelt bekannt und unbestritten, nun aber liegt erstmals eine wissenschaftliche Studie vor, die eine klare Botschaft an die Politik sendet: Die Finanzausstattung der Jugendhilfe muss verbessert werden und es braucht weitere 16.000 Beschäftigte in den Jugendämtern. Das können die Kommunen allein nicht stemmen, hier ist die Bundespolitik gefragt.

DIE LINKE setzt sich seit langem für eine Stärkung der Jugendhilfe ein. Dazu braucht es allerdings mehr als kleine Reförmchen. Nötig ist eine Bestandsaufnahme, bevor es wie im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD vereinbart zu einer Reform der Kinder- und Jugendhilfe kommt. Wir müssen die Fachlichkeit durch bessere Studiengänge und Ausbildungen stärken. DIE LINKE wirbt daher für eine Enquete-Kommission zur Zukunft der Kinder- und Jugendhilfe."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7159: Heute im Bundestag Nr. 308 - 14.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 308

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 14. Mai 2018, Redaktionsschluss: 15.20 Uhr

1. Stalleinbrüche in Deutschland

2. Gesundheit von Trennungskindern

3. Werbung in sozialen Netzwerken

4. Finanzierung der Krankenhauspflege

5. Umsatzpauschale für Agrarbetriebe

6. Probleme bei Arbeitsassistenzleistungen

7. Zeitlich flexibel zur Arbeit

8. ESF-Programm für Langzeitarbeitslose



1. Stalleinbrüche in Deutschland

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Nach Erkenntnissen der Bundesregierung über
Stalleinbrüche in Deutschland fragt die Fraktion der FDP. In einer
Kleinen Anfrage (19/2033) wollen die Abgeordneten unter anderem
wissen, wie viele Stalleinbrüche in den vergangenen drei Jahren den
Tatbestand des Hausfriedensbruchs erfüllt haben, und ob die
Bundesregierung Maßnahmen plant, um Ermittlungsbehörden die Verfolgung
von Stalleinbrüchen zu vereinfachen.

Hintergrund sei, dass die landwirtschaftliche Nutztierhaltung "im
Fokus ideologischer Debatten" stehe und militante Tierrechtler unter
dem Deckmantel eines vermeintlichen Tierschutzes Straftaten begehen
und aufgenommenes Bild- und Videomaterial teilweise kommerziell
verwerten.

 * 

2. Gesundheit von Trennungskindern

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Nach möglichen gesundheitlichen Auswirkungen von
unterschiedlichen Betreuungsmodellen bei minderjährigen Kindern aus
Trennungsfamilien fragt die FDP-Fraktion die Bundesregierung. In einer
Kleinen Anfrage (19/2052) erkundigen sich die Abgeordneten nach der
Zahl der Ehescheidungen sowie Trennungen von verpartnerten Paaren und
eingetragenen Lebenspartnerschaften sowie Paaren in eheähnlichen
Lebensgemeinschaften und unverheirateten Eltern mit minderjährigen
Kindern im Zeitraum von 2012 bis 2017. Unter anderem wollen sie
wissen, bei wie vielen der Verfahren vor Familiengerichten die
betroffenen Kinder aufgrund von physischen und/oder psychischen
Beschwerden in ärztlicher/psychologischer Behandlung sind oder waren.
Die Zahlen seien gegebenenfalls nach Residenzmodell und Wechselmodell
aufzuschlüsseln. Beim familienrechtlichen Wechselmodell werden die
Kinder von beiden Elternteilen im Wechsel zeitlich annähernd gleich
lang betreut. Beim Residenzmodell leben die Kinder nach der Trennung
bei einem Elternteil.

In der Kleinen Anfrage heißt es, eine Scheidung oder Trennung der
Eltern sei für die Familie und insbesondere für die Kinder immer eine
mit besonderem Stress behaftete Situation - selbst wenn die Trennung
gütlich verlaufe. Dies bedeute eine große Veränderung in der
Familienstruktur, die mit Auswirkungen auf die Gesundheit und
Entwicklung der Kinder einhergehen kann.

 * 

3. Werbung in sozialen Netzwerken

Bundestagsnachrichten/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Werbeaktionen der Bundesregierung in sozialen
Netzwerken sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/2040) der Fraktion Die
Linke. Die Abgeordneten wollen wissen, wie viel Geld die
Bundesregierung seit 2010 konkret für Werbung in den großen Netzwerken
Facebook, Instagram, Twitter oder Youtube ausgegeben hat.

 * 

4. Finanzierung der Krankenhauspflege

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die künftige Finanzierung der Pflege in
Krankenhäusern ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/2017) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. Union und SPD hätten im Koalitionsvertrag
vereinbart, die Pflegepersonalkosten unabhängig von den Fallpauschalen
zu vergüten. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun
wissen, wie sichergestellt werden kann, dass Mittel für die Pflege
auch in der Pflege ankommen und wie Fehlanreize zulasten der Pflege
verhindert werden können.

 * 

5. Umsatzpauschale für Agrarbetriebe

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die umsatzsteuerrechtliche Pauschalierung
landwirtschaftlicher Betriebe steht im Mittelpunkt einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/2030). Die Abgeordneten wollen unter
anderem von der Bundesregierung wissen, wie viele landwirtschaftliche
und forstwirtschaftliche Betriebe in Deutschland das
Pauschalierungsmodell anwenden. Außerdem soll Auskunft darüber erteilt
werden, wie hoch die fiskalischen Auswirkungen durch die pauschale
Mehrwertsteuerregelung für Landwirte zu beziffern sind.

 * 

6. Probleme bei Arbeitsassistenzleistungen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/1972) zu Problemen bei der Gewährung des Rechtsanspruchs auf
Arbeitsassistenzleistungen gestellt. Diesen Rechtsanspruch haben
Menschen mit Behinderungen seit dem Jahr 2000, er soll ihre
Integration in den Arbeitsmarkt fördern. Die Linke will nun von der
Bundesregierung unter anderem wissen, ob diese Handlungsbedarf sieht,
wenn Integrationsämter pauschal den Arbeitsassistenzbedarf kürzen und
nicht bedarfsgerecht gewähren.

 * 

7. Zeitlich flexibel zur Arbeit

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/1957) zu Flexibilität und Zeitsouveränität bei der
Arbeitszeit gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter
anderem, wie viele Beschäftigte derzeit Gestaltungsspielraum bei der
Arbeitszeit haben und ob die Bundesregierung die Höchstarbeitszeit und
die Ruhezeiten für notwendig, angemessen und ausreichend flexibel
hält.

 * 

8. ESF-Programm für Langzeitarbeitslose

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) In dem ESF-Bundesprogramm zur Eingliederung
langzeitarbeitsloser SGB-II-Berechtigter in den allgemeinen
Arbeitsmarkt waren Ende vergangenen Jahres 12.895 Teilnehmer
registriert, davon waren 8.211 Männer und 4.682 Frauen. Das schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1984) auf eine Kleine Anfrage
(19/1721) der AfD-Fraktion. Der Anteil der sogenannten
Intensivförderfälle lag bei 23,1 Prozent, davon besaßen 3,3 Prozent
keine deutsche Staatsbürgerschaft.

 * 
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BUNDESTAG/7158: Heute im Bundestag Nr. 307 - 14.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 307

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 14. Mai 2018, Redaktionsschluss: 14.35 Uhr

1. Kein unzulässiger Druck auf Ungarn

2. Repressionen auf der Krim

3. Akteure der Östlichen Partnerschaft

4. Menschenrechtslage in Algerien

5. Folgen eines britischen EU-Austritts

6. Rolle der Türkei im Mittelmeer

7. Jesidische Flüchtlinge in Deutschland

8. Menschenrechtslage in der Türkei



1. Kein unzulässiger Druck auf Ungarn

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das Auswärtige Amt hat nach eigener Auskunft nicht
versucht, mit dem Hinweis auf die Präsenz deutscher Unternehmen in
Ungarn Einfluss auf die ungarische Politik zu nehmen. Wie es in der
Antwort der Bundesregierung (19/1815) auf eine Kleine Anfrage
(19/1483) der AfD-Fraktion heißt, habe der damalige Außenminister
Sigmar Gabriel (SPD) in einem Schreiben an seinen ungarischen
Amtskollegen Peter Szijjártó im März 2017 auf Bedenken bezüglich des
ungarischen Hochschulgesetzes angesichts möglicher Auswirkungen auf
die "Central European University" in Budapest hingewiesen. Der
Staatsminister für Europa, Michael Roth (SPD), habe seine Besorgnis
über das "Stop-Soros-Gesetzespaket" gegenüber der ungarischen
Regierung in einem Brief im Februar 2018 zum Ausdruck gebracht.
Hierüber habe Roth den Ausschuss für die Angelegenheiten der
Europäischen Union des Deutschen Bundestages ausführlich informiert.

 * 

2. Repressionen auf der Krim

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Seit 2014 sind Angehörige der krimtatarischen
Minderheit, insbesondere Kritiker der Annexion der Krim durch
Russland, nach Erkenntnissen von Menschenrechtsorganisationen massiven
Repressionen in Form von Drohungen und Durchsuchungen, Einreise- und
Arbeitsverboten bis hin zu willkürlichen Festnahmen ausgesetzt. Wie
die Bundesregierung in der Antwort (19/1866) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/1071) schreibt, gelte der Medschlis des
krimtatarischen Volkes (zentrale Exekutivkörperschaft der
Volksversammlung der Krimtataren) seit April 2016 als "extremistische
Organisation", alle seine Aktivitäten seien untersagt worden. "Der
Internationale Gerichtshof stellte am 19. April 2017 fest, dass die
Russische Föderation damit gegen Artikel 2 und 5 der
Rassendiskriminierungskonvention der Vereinten Nationen verstoßen
hat." Wie die Bundesregierung weiter schreibt, richteten sich
Repressionen auch gegen Personen ukrainischer Nationalität, die die
russische Annexion der Krim kritisieren oder eine Einbürgerung durch
Russland ablehnen.

 * 

3. Akteure der Östlichen Partnerschaft

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Zu den Akteuren, die sich im Jahr 2017 für das
Programm "Ausbau der Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft in den
Ländern der Östlichen Partnerschaft und Russland" beworben haben,
zählen unter anderem politische Stiftungen, Mittlerorganisationen
(unter anderem Institut für Auslandsbeziehungen (IfA), Goethe-Institut
(GI) und Deutsche Welle (DW)) sowie weitere Organisationen der
Zivilgesellschaft. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/1899) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/1592).

 * 

4. Menschenrechtslage in Algerien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Menschenrechtslage in Algerien thematisiert die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/1916). Die
Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben, welche Ergebnisse
die Überprüfung durch den UN-Menschenrechtsrat im Mai 2017 hatte und
inwieweit sich die Situation seither verändert hat.

 * 

5. Folgen eines britischen EU-Austritts

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den Folgen des "Brexit" für Deutschland und
Europa erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/1932). Die Abgeordneten fragen unter anderem, welche Auswirkungen
auf den Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr nach einem
Austritt Großbritanniens aus der EU zu erwarten sind, welches
Austrittszenario nach Auffassung der Bundesregierung am
vorteilhaftesten ist und auf welcher Rechtsform die Beziehungen der EU
zum Vereinigten Königreich nach einem "Brexit" basieren könnten.
Weitere Fragen zielen auf die Auswirkungen unter anderem auf Forschung
und Wissenschaft, die Steuerpolitik, das Bankwesen, die Handelspolitik
und die Sicherheits- und Verteidigungspolitik.

 * 

6. Rolle der Türkei im Mittelmeer

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der "türkischen Blockade von
Rohstofferkundungsfahrten im Mittelmeer" erkundigt sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/1910). Die Bundesregierung
soll unter anderem ihre Einschätzung geben zu Berichten über
Konfrontationen der türkischen Seite mit Italien, Griechenland und
Zypern.

 * 

7. Jesidische Flüchtlinge in Deutschland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Lage jesidischer Schutzsuchender erkundigt
sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/1942). Die
Abgeordneten fragen unter anderem, wie viele jesidische Asylsuchende
und Flüchtlinge zurzeit in Deutschland leben und wie viele von ihnen
seit wann ausreisepflichtig sind. Außerdem soll die Bundesregierung
angeben, wie viele Asylanträge jesidischer Schutzsuchender zum 31.
Dezember 2017 anhängig gewesen sind.

 * 

8. Menschenrechtslage in der Türkei

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Lage der Menschenrechte in der Türkei
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/1807). Der Fragenkatalog der Abgeordneten umfasst alle jene
Rechte, die sich aus der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, dem
UN-Zivilpakt und dem UN-Sozialpakt ableiten lassen.

 * 
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BUNDESTAG/7157: Heute im Bundestag Nr. 306 - 14.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 306

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 14. Mai 2018, Redaktionsschluss: 13.17 Uhr

1. Zukunft der Künstlichen Intelligenz

2. Regierung: Galileo soll ab 2020 laufen

3. Grüne fragen nach Krediten für BER

4. Vergütung von Bahn-Vorständen erfragt

5. Förderung von Hybrid-Oberleitungsbussen



1. Zukunft der Künstlichen Intelligenz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Durch die Digitalisierung und den wachsenden Bedarf
nach Methoden zur Analyse der entstehenden Daten und die zunehmende
Leistungsfähigkeit der Informationstechnologie (IT) hat die Künstliche
Intelligenz (KI) an Bedeutung gewonnen. Der Forschungsstandort
Deutschland ist beim Thema KI gut aufgestellt. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1982) auf die Kleine Anfrage von
Bündnis 90/ Die Grünen (19/1525). Mit der Einrichtung des Deutschen
Forschungszentrums für Künstliche Intelligenz (DFKI) im Jahr 1988 habe
Deutschland frühzeitig in der KI-Forschung einen sichtbaren
Schwerpunkt gesetzt. Gemessen an Umsatz und Personal sei es derzeit
das größte KI-Institut weltweit.

Die besonderen Fähigkeiten von KI-Systemen in der Kooperation und
Kollaboration mit dem Menschen, im beruflichen Umfeld sowie im
Haushalt durch Sprachassistenten, begründeten das sehr hohe Interesse
an dieser Fachdisziplin. Künstliche Intelligenz sei aus technischer
Sicht eine auf Computern betriebene Form von Software und
wissenschaftlich ein Teilgebiet der Informatik, schreibt die
Bundesregierung.

Die Grünen hatten in ihrer Anfrage unterstrichen, dass Deutschland als
Hochtechnologieland den Anspruch haben müsste, Vorreiter bei der
Erforschung künstlicher Intelligenz zu werden und zu einem
verantwortungsvollen Umgang mit intelligenten Systemen in Wirtschaft,
Wissenschaft und Verwaltung zu gelangen.

Die Bundesregierung unterstreicht, dass neben dem DFKI die
Fraunhofer-Gesellschaft zahlreiche KI-Verfahren in Forschungs- und
Anwendungsfeldern einsetze und - genau wie das DFKI - stark beim
Transfer von KI-Verfahren in die verschiedensten Anwenderbranchen
tätig sei.

Zusammen mit der Max-Planck-Gesellschaft und der
Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren sei eine
leistungsfähige Wissenschafts- und Forschungslandschaft entstanden,
die mit der Industrie durch Kooperationen verbunden sei. Die mit
Unterstützung der Bundesregierung aufgebauten Forschungseinrichtungen
lieferten Beiträge zur Generierung wissenschaftlichen Nachwuchses und
zur Gründung neuer Unternehmen. Etwa 100 Professuren zum Thema
Künstliche Intelligenz weltweit seien derzeit mit DFKI-Absolventen
besetzt.

Rund 80 Unternehmensgründungen aus dem DFKI würden zeigen, dass die
Forschungen nicht nur zu theoretischen Erkenntnissen führten, sondern
auch praktische Anwendung fänden. Das Deutsche Zentrum für Luft- und
Raumfahrt (DLR) setze KI neben zahlreichen Anwendungen für
unterschiedliche Technologiefelder in Wirtschaft und Wissenschaft
beispielsweise auch im Rahmen der satellitengestützten Erdbeobachtung
zum Klima- und Umweltmonitoring ein; dadurch würden weltweit
staatliche Einrichtungen, Forschungsinstitute und die Wirtschaft
unverzichtbares und fundiertes Datenmaterial, um Auswirkungen und
Entwicklung des Klimawandels interpretieren und bewerten können.

Künstliche Intelligenz werde zudem an 20 Hochschulen als Schwerpunkt
im Informatik- Studiengang angeboten. Mit dem Masterplan "Künstliche
Intelligenz" sowie der Zusammenarbeit mit Frankreich beim Thema KI
soll die Forschungsbasis und -leistung Deutschlands, auch im
internationalen Kontext, weiter ausgebaut werden. Dazu gehöre auch die
Etablierung eines deutsch-französischen Zentrums in diesem Bereich.

Für KI-bezogene Fördermaßnahmen seien in den letzten 30 Jahren
insgesamt über 500 Millionen Euro aufgewendet worden. Bis Herbst 2017
habe das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) die
Forschung zu KI schwerpunktmäßig im Rahmen des Förderprogramms
"IKT2020 - Forschung für Innovation" gefördert. Seit 2018 fördere das
BMBF KI-Basistechnologien in einzelnen Förderbekanntmachungen.

 * 

2. Regierung: Galileo soll ab 2020 laufen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Voraussichtlich im Jahr 2020 werden alle Dienste des
europäischen Satellitennavigationssystems Galileo verfügbar sein. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1905) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/1615). Derzeit seien 14 Satelliten
im Betrieb, heißt es in der Vorlage. Vier Satelliten befänden sich in
der Testphase und sollen Mitte 2018 einsatzfähig sein. Ein Satellit
sei den Angaben zu Folge in einen Reservemodus gebracht worden und
könne jederzeit wieder in den Betrieb geschaltet werden.

Der finanzielle Anteil Deutschlands an dem System liegt laut der
Antwort entsprechend dem Finanzierungsschlüssel zum EU-Haushalt bis
zum Jahr 2020 bei etwa 1,9 Milliarden Euro. Die Betriebskosten für das
Satellitennavigationssystem Galileo hätten im Jahr 2017 bei 100
Millionen Euro gelegen, schreibt die Regierung weiter. Der deutsche
Anteil daran habe 20 Prozent betragen.

 * 

3. Grüne fragen nach Krediten für BER

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Zukunft des Flughafens Berlin Brandenburg (BER)
thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/1865). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderem wissen, ob für die Umwidmung von Krediten, die für
Ausbauvorhaben des BER genehmigt und notifiziert wurden, eine erneute
beihilferechtliche Prüfung seitens der EU vonnöten ist. Gefragt wird
auch, welche zusätzlichen Kosten für die Fertigstellung des BER
aufgrund des späteren Eröffnungstermins des Flughafens im Vergleich zu
den Kosten des im letzten Notifizierungsverfahren genannten
Eröffnungstermins entstehen.

 * 

4. Vergütung von Bahn-Vorständen erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für das Vergütungssystem der Vorstände und
Führungskräfte der Deutschen Bahn AG (DB AG) interessiert sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wie die Abgeordneten in ihrer Kleinen
Anfrage (19/1915) schreiben, bestehe die Gesamtvergütung der
Vorstandsmitglieder der DB AG aus einer fixen Grundvergütung, einer
erfolgsabhängigen Jahrestantieme und einem langfristigen Bonusprogramm
mit mehrjähriger Bemessungsgrundlage. Die Gesamtvergütung umfasse
daneben auch die Versorgungszusagen, die sonstigen Zusagen sowie die
Nebenleistungen.

Gefragt wird nun unter anderem, welche konkreten kennzahlenbezogenen
betriebswirtschaftlichen Ziele dem Tantiemefaktor, als einem Faktor
für die Ermittlung der erfolgsabhängigen Jahrestantieme der
Vorstandsmitglieder der DB AG, zugrunde liegen. Wissen wollen die
Parlamentarier außerdem, wie hoch der maximal erreichbare
Tantiemefaktor der DB AG-Vorstandsmitglieder ist.

 * 

5. Förderung von Hybrid-Oberleitungsbussen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Warum elektrische Oberleitungsbusse (O-Busse) sowie
Hybrid-Oberleitungsbusse (HO-Busse) anders als Elektrobusse und
sogenannte Plug-In-Hybridbusse nicht von der Bundesregierung gefördert
werden, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/1877) erfahren. Die Abgeordneten beziehen sich auf Angaben
der Regierung, wonach die Anschaffung von mehr als fünf Elektrobussen
mit bis zu 80 Prozent der Investitionsmehrkosten gefördert werden
soll. Plug-In-Hybridbusse sollen danach wie bisher mit bis zu 40
Prozent der Investitionsmehrkosten gefördert werden. Förderfähig seien
zudem die dazugehörende Ladeinfrastruktur sowie weitere Maßnahmen, die
zur Inbetriebnahme von Elektrobussen nötig sind.

Nicht enthalten in den Fördermaßnahmen seien hingegen O-Busse sowie
HO-Busse. Auch im Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) würden
diese nicht genannt, heißt es in der Vorlage. Darin verweisen die
Grünen auf eine vom Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) beauftragte Studie aus dem Jahr 2015, der zufolge
HO-Busse "relevantes Einsatzpotential" hätten. In der Studie heißt es
weiter: "Damit könnte die HO-Bus-Technologie einen wesentlichen Teil
einer Strategie zur kompletten Elektrifizierung des Linienbusverkehrs
in Deutschland darstellen."

 * 
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Heute im Bundestag Nr. 306 - 14. Mai 2018 - 13.17 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7156: Heute im Bundestag Nr. 305 - 14.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 305

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 14. Mai 2018, Redaktionsschluss: 11.25 Uhr

1. Datenhandel von Parteiaffinitäten

2. Massenhafte Datenabgriffe bei Facebook

3. Kosten für Akteneinsicht

4. Beauftragte der Bundesregierung

5. Zurückweisungen an deutschen Grenzen

6. Ächtung bestimmter Cyber-Waffen

7. Ansiedlung von Flüchtlingen



1. Datenhandel von Parteiaffinitäten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Big Data, Scoring und Datenhandel von
Parteiaffinitäten der Bundesbürger durch die Deutsche Post Direkt
GmbH" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/1944). Wie die Abgeordneten darin schreiben, wurde
Ende März 2018 bekannt, dass die Deutsche Post Direkt GmbH "einzelnen
Parteien vor der Bundestagswahl 2017 straßenbezogen Informationen und
Daten über die Parteiaffinität von bundesdeutschen Haushalten (für die
einmalige Verwendung) verkauft hat". Wissen wollen sie unter anderem,
welche Erkenntnisse die Bundesregierung darüber hat, welche
Informationen und Daten die Deutsche Post Direkt GmbH an wen, zu
welchem Zweck und in welchem Umfang in den vergangenen Bundestag- oder
Landtagswahlen weitergegeben hat.

 * 

2. Massenhafte Datenabgriffe bei Facebook

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Konsequenzen aus den massenhaften Datenabgriffen
bei Facebook" sind ein Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/1950). Darin erkundigt sich die Fraktion
danach, welche Schritte die Bundesregierung bislang veranlasst hat,
"um eine umfassende Aufklärung darüber zu erhalten, in welchem Umfang
auch deutsche Staatsbürger von dem aktuellen Facebook-Datenskandal
betroffen sind". Auch will sie unter anderem wissen. welche Folgen
sich aus Sicht der Bundesregierung für Facebook aus der unrechtmäßigen
Weitergabe der Daten ergeben.

 * 

3. Kosten für Akteneinsicht

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke möchte von der
Bundesregierung erfahren, wie oft es "seit 2009 Rechtsstreitigkeiten
um die vom Bund berechneten Kosten für Akteneinsicht nach dem
Informationsfreiheitgesetz" gab. Auch erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/2001) danach, wie diese ausgingen. Ferner fragt
sie unter anderem danach, welche Rechtsanwaltskosten dem Bund in
diesem Zusammenhang entstanden.

 * 

4. Beauftragte der Bundesregierung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft darüber, "wie
viele Beauftragte, Sonderbeauftragte und Koordinatoren" die
Bundesregierung zum Stichtag 1. Mai 2018 gehabt hat. Auch erkundigt
sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/2004), worin der Unterschied
zwischen einem Koordinator, einem Beauftragen und einem
Sonderbeauftragten der Bundesregierung besteht. Ferner fragt sie unter
anderem, wann Koordinatoren, Beauftragte und Sonderbeauftragte zu
Staatssekretären ernannt werden und warum.

 * 

5. Zurückweisungen an deutschen Grenzen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Zurückweisungen an deutschen Grenzen aus Gründen
der Gefahrenabwehr" greift die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/2007) auf. Darin erkundigt sie sich danach, welche
Staatsangehörigkeiten die Personen hatten, "die 2017 zurückgewiesen
wurden, weil sie zur ,Einreiseverweigerung ausgeschrieben' waren".
Auch will sie unter anderem wissen, aus welchen Gründen die
Betreffenden zur Einreiseverweigerung ausgeschrieben waren.

 * 

6. Ächtung bestimmter Cyber-Waffen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, ob sich die
Bundesregierung für die Ächtung "bestimmter, wahllos wirkender
Cyber-Waffen" einsetzt und ob dafür ein internationales Abkommen
sinnvoll oder erforderlich wäre. Auch erkundigt sie sich in einer
Kleinen Anfrage (19/2009) danach, wie weit "die Überlegungen der
Bundesregierung vorangeschritten" sind, die deutsche Spionageabwehr
"mit ,Gegenangriffen auf Cyber-Attacken' reagieren zu lassen". Ferner
fragt sie unter anderem, ob sich die Bundesregierung vorbehält, "auf
Cyber-Angriffe auch militärisch (konventionell und/oder digital) zu
reagieren".

 * 

7. Ansiedlung von Flüchtlingen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Ansiedelung von mehr als 10.000 Flüchtlingen in
Deutschland durch das Resettlement-Programm" beschäftigt die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/2010). Darin verweist sie
darauf, dass die Bundesregierung gegenüber der EU Kommission die
Zusage abgegeben habe, mehr als 10.000 besonders schutzbedürftige
Menschen in Deutschland neu ansiedeln zu wollen. Wissen wollen die
Abgeordneten unter anderem, aus welchem Land diese Menschen nach
Deutschland umgesiedelt werden, aus welchem Herkunftsland sie
ursprünglich stammen und nach welchen Kriterien sie als "besonders
schutzbedürftig" eingestuft werden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7155: Heute im Bundestag Nr. 304 - 14.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 304

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 14. Mai 2018, Redaktionsschluss: 10.55 Uhr

1. Versuche der Desinformation

2. Aussteigerprogramm für Linksextremisten

3. BND-Technologie in Kirchturm

4. Straftaten an Bahnhöfen

5. Initiative für Mahnmal thematisiert

6. Änderungen des Luftsicherheitsgesetzes

7. Verdachtsunabhängige Personenkontrollen



1. Versuche der Desinformation

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um "Versuche der Desinformation sowohl in
klassischen Medien wie Fernsehen und Radio als auch im digitalen
Bereich" geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/1947) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/1593). Darin verwies die Fraktion
darauf, dass die Bundesregierung in einer früheren Antwort (19/1262)
ausgeführt habe, sie beobachte solche Versuche, "von denen viele, aber
nicht alle aus russischen Quellen stammen". Wissen wollten die
Abgeordneten, welche anderen, nichtrussischen Quellen der
Bundesregierung im Hinblick auf solche Versuche bekannt sind.

Dazu führt die Bundesregierung aus, dass es nach ihrer Kenntnis
"außerhalb Russlands eine große Anzahl von staatlichen und
nicht-staatlichen Quellen im Sinne der Fragestellung" gebe, die
Desinformation betreiben. Eines der bekanntesten Beispiele seien "die
,Nachrichtenagentur' Amaq des sogenannten ,Islamischen Staates' und
die von ihr beeinflussten sozialen Medien".

 * 

2. Aussteigerprogramm für Linksextremisten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um das Aussteigerprogramm für Linksextremisten des
Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/1948) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/1611). Danach wurden seit dem Jahr 2012 durch das
Aussteigerprogramm 28 Personen betreut, die angaben, aus der
linksextremistischen Szene aussteigen zu wollen. Dabei beschränkten
sich die Kontakte der Vorlage zufolge "auf fernmündliche und
sporadische Erstberatungsgespräche, da bei einer Vielzahl von
Kontaktsuchenden die Motivationslage hinsichtlich eines tatsächlich
bestehenden Ausstiegswillens oder der Zugehörigkeit zum
linksextremistischen Personenspektrum diffus blieb". Längere
Gesprächskontakte des BfV zu Ausstiegswilligen "bestanden aufgrund der
beschriebenen Umstände nicht", wie es in der Antwort weiter heißt.

 * 

3. BND-Technologie in Kirchturm

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Nordturm der Münchner Frauenkirche ist nach
Angaben der Bundesregierung keine Technologie des
Bundesnachrichtendienstes (BND) vorhanden. Wie die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/1951) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/1628) ferner ausführt, kann der BND "zur Berichterstattung über
technische Einrichtungen auf der Münchener Frauenkirche" bestätigen,
dass es sich bei der in Rede stehenden Anlage um einen sogenannten
Repeater handelte. Dessen Zweck sei bis zum Jahr 2011 lediglich die
Reichweitenerhöhung vom BND genutzter Funkstrecken gewesen. Seitdem
sei sie nicht mehr genutzt worden.

Die so verstärkten Funkstrecken dienten laut Antwort ausschließlich
der BND-internen Kommunikation. Zu keiner Zeit sei die Anlage geeignet
gewesen, fremde Funkverkehre abzuhören. "Der Repeater wurde in der 13.
Kalenderwoche 2018 aus dem Kirchturm der Münchner Frauenkirche
entfernt", heißt es in der Antwort weiter.

 * 

4. Straftaten an Bahnhöfen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Straftaten an Bahnhöfen in Deutschland"
thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/1937).
Darin erkundigt sich die Fraktion danach, wie nach Kenntnis der
Bundesregierung "die Situation registrierter Straftaten seit 2010 an
den Bahnhöfen (Tatörtlichkeit Bahnhof) der Kategorie 1 des
Kategorisierungssystem der DB Station & Service von 2011 in
Deutschland" aussieht und wie hoch jeweils der Anteil nichtdeutscher
Tatverdächtiger war. Auch möchte sie wissen, wie hoch jeweils die
Aufklärungsquote war.

 * 

5. Initiative für Mahnmal thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um ein "zentrales Mahnmal für die Opfer
kommunistischer Gewaltherrschft" geht es in einer Kleinen Anfrage der
AfD-Fraktion (19/1938). Darin verweist die Fraktion auf einem 2015 vom
Bundestag angenommenen Antrag der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion, in
dem ausgeführt werde, dass es in Deutschland "bislang noch kein
zentrales Denkmal zur Mahnung und Erinnerung an die Opfer der
kommunistischen Gewaltherrschaft" gebe. Wissen wollen die Abgeordneten
unter anderem, wie "der aktuelle Stand bezüglich der Errichtung eines
zentralen Mahnmals für die Opfer kommunistischer Gewaltherrschaft" ist
und ob eine entsprechende Initiative vorbereitet wurde.

 * 

6. Änderungen des Luftsicherheitsgesetzes

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach "Auswirkungen der Änderungen des
Luftsicherheitsgesetzes" erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/1939). Darin schreibt die Fraktion, dass durch die
2017 beschlossenen Änderungen des Luftsicherheitsgesetzes die Anzahl
der Anträge auf eine behördliche Zuverlässigkeitsüberprüfung für
sicherheitsrelevantes Personal bei den Luftsicherheitsbehörden der
Länder gestiegen sei. Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem,
wie viele Anträge auf Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach Kenntnis der
Bundesregierung seit Inkrafttreten des Gesetzes am 4. März 2017 in den
Luftsicherheitsbehörden der einzelnen Länder gestellt worden sind.

 * 

7. Verdachtsunabhängige Personenkontrollen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit verdachtsunabhängigen Personenkontrollen durch
die Bundespolizei befasst sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/1941). Darin erkundigt sie sich danach, in welchem Umfang
wurden in den Jahren 2016 und 2017 sowie im laufenden Jahr bei
anlasslosen Befragungen und Kontrollen der Bundespolizei Verstöße
welcher Art festgestellt wurden. Auch wollen die Abgeordneten unter
anderem wissen, wie viele Feststellungen "jeweils die Tatbestände
unerlaubter Aufenthalt, unerlaubte Einreise und weitere Verstöße gegen
das Aufenthalts- und Asylverfahrensgesetz" betrafen.

 * 
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INNEN/4658: Lindner-Rede auf dem 69. FDP-Bundesparteitag


FDP-Pressemitteilung vom 13. Mai 2018

LINDNER-Rede auf dem 69. FDP-Bundesparteitag



Bearbeitete Mitschrift der Rede des FDP-Bundesvorsitzenden Christian
Lindner beim 69. Ord. Bundesparteitag der Freien Demokratischen
Partei am 12. Mai 2018:

Liebe Freundinnen, liebe Freunde, verehrte Damen, meine Herren, in
diesen Tagen stellt sich im Nahen Osten wieder die Frage von Krieg
und Frieden. Die Vereinten Nationen warnen vor einem neuen
Flächenbrand. Statt von freiem Welthandel zu sprechen, fürchten wir
Welthandelskriege. In Syrien und darüber hinaus droht eine
Konfrontation mit Russland. Die Vereinigten Staaten sind
zivilisatorisch in den Unilateralismus zurückgefallen und China hat
den offenen Ehrgeiz in diesem Jahrhundert, politisch und ökonomisch
eine Supermacht zu werden. Abschottung, Unilateralismus, militärische
Eskalation gewinnen auf der Welt an Boden. Als Liberale halten wir an
Offenheit, an Multilateralismus und Diplomatie fest. Nicht weil wir
naiv sind, sondern weil das die Lehre der Geschichte ist.

Liebe Freunde, auf all diese Krisen gibt es keine einfache, schnelle
Antwort. Aber wir wissen doch eins: jede mögliche Antwort beginnt mit
einem Wort und dieses Wort heißt Europa.

Auf dem Katholikentag gestern hat auch die Frau Bundeskanzlerin die
Einheit Europas gefordert. Und sie hat dem Multilateralismus eine
echte Krise attestiert. Als aber unsere Partner Frankreich und
Großbritannien sich kürzlich aufgemacht haben, auf den
Zivilisationsbruch eines Giftgas- Angriffs in Syrien zu reagieren, da
hat Frau Merkel eine deutsche Beteiligung öffentlich ausgeschlossen.
Obwohl wir nicht gefragt wurden. Obwohl nach zwölf Jahren
CDU-Ministerverantwortung die Bundeswehr dazu überhaupt kaum in der
Lage wäre. Das war innenpolitische Opportunität. Um es freundlich zu
sagen, die Einheit des Westens und Europas darf aber nicht in Zweifel
gezogen werden, um innerhalb Deutschlands beliebt zu werden.

Liebe Freundinnen und Freunde, binnen einer Woche waren der
französische Präsident und die Bundeskanzlerin in Washington zu Gast.
Der eine drei Tage mit militärischen Ehren. Die andere drei Stunden
bei Wasser und Brot. Das war nicht nur eine protokollarische
Ohrfeige. Es war der Beleg, dass Europa gegenwärtig auf der Weltbühne
nicht mit einer Stimme spricht. Und dabei darf es nicht bleiben, wenn
wir Einfluss behalten, wenn wir neuen Einfluss gewinnen wollen.

Deutschland sollte die Initiative zu einem EU-Sondergipfel ergreifen,
damit Europa zu Iran, Syrien und Freihandel mit einer Stimme spricht.
Dieser Kontinent muss seine Schockstarre überwinden.

Am Donnerstag hat der französische Präsident Macron in Aachen den
Karlspreis erhalten. Und einmal mehr hat er konkret geworben für
seine europäische Agenda. Frau Merkel hat dort auch gesprochen. Und
einmal mehr blieb sie unkonkret und vage, was ihre und was die
deutsche Position dazu ist. Es ist wahr, wir unterstützen nicht jede
Idee von Macron. Damit sind wir nicht allein. Damit sind wir nicht
allein, wenn ich an unsere Partner und Freunde in Europa denke, die
eben hier ja auch Grußworte an uns gerichtet haben. Aber mit uns
hätte Macron gewusst, woran er ist. Die Bundeskanzlerin hingegen
steht zwischen CDU und SPD.

Sie fürchtet Umfragen und AfD. Der Vertrag der Großen Koalition geht
einen Schritt nach vorne. In der Regierungserklärung geht sie einen
Schritt zurück. Die SPD geht einen Schritt nach links. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion geht einen Schritt nach rechts. Deshalb
bewegt sich nichts. Wenn aber Deutschland sich nicht bewegt, wird
sich auch in Europa nichts bewegen und deshalb muss der durch unser
Land verursachte Schwebezustand endlich überwunden werden.

Jetzt ist Leadership nötig. Frau Merkel, sagen Sie, was Sie für
richtig halten, wovon Sie in der Europafrage überzeugt sind und
kämpfen Sie dafür! Wenn Helmut Kohl und Hans-Dietrich Genscher 1989
die gleiche Zögerlichkeit gehabt hätten wie Frau Merkel heute, hätte
es die Deutsche Einheit niemals gegeben. Spätestens nach dem
Ausscheiden des Vereinigten Königreichs leider aus der Europäischen
Union wächst uns eine besondere Verantwortung zu. In dieser Zeit
sind: Nein, vielleicht, später - zu wenig. Es ist jetzt langsam Zeit
für das deutsche Ja zu Europa, liebe Freundinnen und Freunde.

Ja. Ja zu einer gemeinsamen europäischen Außenpolitik mit einer
Stimme. Ja zu einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft unter dem
Dach der NATO. Ja zu einem EU-Haushalt mit Schwerpunkten bei
Zukunftstechnologien. Ja zu einem digitalen Binnenmarkt. Ja zu
gemeinsamer Handelspolitik. Ja zu einem europäischen FBI zur
Bekämpfung von Terrorismus und Kriminalität. Ja zu gemeinsamer
europäischer Energie- und Klimapolitik. Ja zu europäischem
Grenzschutz und europäischer Asylpolitik. Ja zu einem europäischen
Bildungsraum. Ja zu europäischer Grundlagenforschung. Ja zu einem
europäischen Währungsfonds im Dienste der finanzpolitischen
Eigenverantwortung. Ja zu einer schlanken EU-Kommission mit 15
Kommissaren. Es gibt nur europäische Handlungsfähigkeit oder keine
Handlungsfähigkeit, liebe Freundinnen und Freunde.

Auf diese Jas sollten wir uns konzentrieren. Denn dort gibt es eine
Chance auf Gemeinsamkeit, wie wir aus unseren Gesprächen mit unseren
europäischen Partnern und Freunden wissen. Unser Kontinent darf jetzt
sein Rendezvous mit der Geschichte nicht verpassen. Diesem
Bundesparteitag liegt eine europapolitische Initiative vor, von
Volker Wissing, Michael Link und den Bundesfachausschüssen
vorbereitet, die unser liberales Ja zu Europa konkretisieren kann.
Ich empfehle diese Initiative Ihnen und Euch für das
Alex-Müller-Verfahren der besonderen Aufmerksamkeit.

Liebe Freundinnen und Freunde, wie viel uns mit Großbritannien
verbindet, zeigt die große Anteilnahme in den Illustrierten an der
bevorstehenden königlichen Hochzeit. Die Briten haben sich aber
entschieden, die Europäischen Union zu verlassen. Bei einer
Delegationsreise der FDP-Bundestagsfraktion haben wir erfahren, wie
wenig planvoll der Brexit gestaltet wird und dass selbst die heutigen
Entscheider in der Regierung diesen Weg ihres Landes für töricht
halten. Diese Entscheidung für falsch halten.

Erinnern wir uns mal, die angeblichen Stimmen des Volkes haben seine
Ängste geschürt, um das Volk danach mit dem Scherbenhaufen alleine zu
lassen. Was für eine Warnung an all diejenigen, die mit
Rechtspopulisten auch in Deutschland sympathisieren. Aber der Brexit
wird kommen. Die Würfel sind gefallen. Mich überrascht und macht
betroffen, wie wenig sich unser Land und seine Regierungen in Bund
und Länder mit dieser Frage beschäftigen. Es hat nämlich enorme
Auswirkungen auf die Wirtschaft, auch auf unser kulturelles Leben.
Und deshalb hat die FDB-Bundestagsfraktion eine große Anfrage an die
Bundesregierung gerichtet, weil wir detailliert wissen wollen, was
sind mögliche Auswirkungen und was gedenkt die Bundesregierung zu
tun. Die Referatsleiter in den Ministerien haben gestöhnt, aber diese
Arbeit ist erforderlich. Sie muss jetzt geleistet werden. Und zum
anderen muss das zukünftige Verhältnis zu Großbritannien geklärt
werden. Für uns ist klar, dass die Integrität der Europäischen Union
nicht gefährdet werden darf. Es darf keine falschen Rabatte geben.
Aber genauso klar muss doch auch sein, dass das Vereinigte Königreich
nicht irgendein x-beliebiger Partner auf der Welt ist, sondern dass
wir eine special relationship anstreben sollten. Großbritannien
verlässt die EU. Großbritannien verlässt aber nicht die Europäische
Werte- und Interessengemeinschaft liebe Freundinnen und Freunde.

Auf allen Ebenen sollten wir die bilateralen Beziehungen nun stärken.
Wir sollten alles tun, was verantwortbar ist und was mit unseren
Interessen vereinbar ist. Dass die Briten sich mit romantischer
Wehmut an die gute Zeit in der EU erinnern. Denn das ist die
Voraussetzung dafür, dass man auf der Insel dereinst und vielleicht
noch zu meinen Lebzeiten den Mut fasst, in die Europäische Union
zurückkehren zu wollen. Deshalb darf es zu keiner Entfremdung kommen.

Liebe Freunde, die Vereinigten Staaten sind unser traditioneller
Verbündeter, aber ohne Zweifel werden diese Beziehungen gerade einem
intensiven Stresstest ausgesetzt. Aus dem Außenministerium hört man
gar das Wort von einem Bruch. Wir haben wahrgenommen, dass es über
Monate eine Funkstille gegeben hat zwischen dem Weißen Haus und dem
Bundeskanzleramt. Die Vereinigten Staaten sind aber nicht Trump. Dort
gibt es auch eine Zivilgesellschaft. Dort gibt es im Übrigen auch
eine Opposition. Die Fehler im Verhältnis mit Russland dürfen sich in
Beziehungen zu den Vereinigten Staaten nicht wiederholen. Gerade dann
wenn Beziehungen schwierig sind, braucht es nicht weniger Dialog,
sondern gerade dann braucht es mehr Dialog. Ich wiederhole mich, aber
ich bin davon überzeugt, Donald Trump seine vier oder gar acht Jahre
dürfen nicht zerstören, was zuvor über Jahrzehnte aufgebaut worden
ist.

Wir leisten als liberale Familie unseren bescheidenen Beitrag. In
diesem Sommer wird die Friedrich-Naumann Stiftung für die Freiheit
einen neuen transatlantischen Freiheitsdialog gründen, den ich
zusammen mit dem künftigen Stiftungsvorsitzenden Karl-Heinz Paqué in
Washington eröffnen werde. Die europäische Antwort auf die
amerikanische Drohung mit einem Handelskrieg sollte der Einsatz für
mehr Freihandel sein. Sprechen wir es doch mal aus. Das was Trump
macht in der Handelspolitik, das war doch der Wunschtraum von SPD,
Grünen und Linkspartei in Deutschland. Warum also diese
Krokodilstränen. Wenn es da ein ernsthaftes Umdenken gibt bei diesen
Parteien, dann ist meine Forderung, das als Symbol und mehr der
Deutsche Bundestag endlich das Freihandelsabkommen CETA mit Kanada
ratifiziert. Endlich!

Und bieten wir den Vereinigten Staaten doch an, TTIP aus dem
Eisschrank zu holen. Wenn Herr Trump sich beschwert über
Handelsbarrieren, dann bieten wir als Europäer doch an, dass wir
wechselseitig auf jede Form von Handelseinschränkungen verzichten,
denn Arbeitsteilung ist im Interesse der Menschen auf beiden Seiten
des Atlantiks. Die Vereinigten Staaten haben sich nicht erst seit,
aber insbesondere seit Donald Trump, von vielen Showplätzen auf der
Erde zurückgezogen. Russland hat das Vakuum genutzt. Mit
vergleichsweise geringen Mittel, aber mit großer Entschlossenheit
hat Putin erreicht, dass kaum eine Krise ohne oder gegen Russland
gelöst werden kann. Man denke nur an Syrien. Und für uns Liberale
gilt darüber hinaus, was beim Fall des Eisernen Vorhangs versprochen
worden ist. Russland hat seinen Platz im Haus Europa, wenn es sich an
die Hausordnung hält.

Eine Konfrontation mit Russland kann auch niemand der bei klarem
Verstand ist, ernsthaft wollen. Aber genauso wenig können wir
Völkerrechtsbrüche tolerieren oder die Destabilisierung westlicher
Gesellschaften durch Cyberangriffe. Und liebe Freundinnen und Freunde
wie autoritär gegenwärtig in Russland gedacht wird, das zeigt, dass
ein anerkannter deutscher Journalist wie der ARD-Dopingexperte Hajo
Seppelt zur unerwünschten Person erklärt wird. Ich finde das muss ein
Anlass für den Bundesaußenminister sein, dem russischen Botschafter
zu erklären, was wir unter Presse- und Meinungsfreiheit verstehen.

Liebe Freunde, wenn eine Eskalation verhindert werden soll, dann ist
in der Russlandpolitik neues Denken nötig. Das habe ich bereits vor
der Bundestagswahl mit Blick auf die Krim und mit einer gewissen
öffentlichen Anteilnahme gesagt. Wir sollten uns an die deutsche
Ostpolitik erinnern deren Pointe ja war, eiserne Konsequenz
einerseits zu verbinden mit immer neuen Dialogangeboten andererseits.
Nur diese Doppelstrategie hat es vermocht, die Ost-West-Konfrontation
zu entschärfen. Heute bedeutet das, Russland wieder in den Kreis der
G8, vielleicht G7 plus 1 einzuladen. Heute bedeutet das, die früher
jährlich stattfindenden EU-Russlandgipfel wieder aufzunehmen. Heute
bedeutet das, den Minsk-Prozess davon zu lösen, dass Putin sich immer
noch mit nicht gehaltenen Zusagen der Regierung der Ukraine für
eigenes Fehlverhalten entschuldigen kann. Heiko Maas hat mehr Dialog
in der Vergangenheit etwa G7 plus 1 brüsk zurück gewiesen. Das ist an
Ideenlosigkeit nicht zu überbieten.

Liebe Freunde, in diesen Fragen sind wir uns als Freie Demokraten
völlig einig. Es gibt aber auch einen Aspekt, über den Diskussionen
gewünscht wird. Thomas Kemmerich und unsere Thüringer Freunde wollen,
dass der Westen einseitig und ohne eine Gegenleistung auf Sanktionen
verzichtet. Und von seiner Initiative hat Thomas Kemmerich auch
Wolfgang Kubicki überzeugt. Unsere Außenpolitiker raten ab, weil das
den Hardlinern im Kreml in die Hände spielen würde. Der Westen, liebe
Freundinnen und Freunde, erschiene defensiv und schwach, das hilft
nicht. Es wäre der zweite Schritt vor dem Ersten.

Die entsprechenden Anträge befinden sich im Alex-Müller-Verfahren.
Ich will das zum Anlass nehmen eins zu sagen: wir sind eine
lebendige, liberale Partei. Ein Meinungsspektrum macht uns nicht
schwach, sondern macht uns stark, weil wir die gemeinsamen Positionen
mit geprüften Argumenten nach außen vertreten können. Niemand der
hier eine am Ende unterlegene Meinung bei was auch immer vertritt,
ist danach beschädigt. Durch solche Spekulationen lassen wir uns die
Freude an der Kontroverse nicht nehmen liebe Freundinnen und Freunde.
Ich weiß noch genau wie wir im Dezember 2013 hier genau an dieser
Stelle zusammen gekommen sind, als außerparlamentarische Partei zum
ersten Mal. Damals hat der Bundesparteitag Präsidium und dem
Bundesvorstand den Auftrag erteilt, die Freien Demokraten zu erneuern
und zurück in den Deutschen Bundestag zu führen. Heute ist der erste
Bundesparteitag nach der Bundestagswahl und ich stelle fest in der
Mitte unseres Parlaments gibt es wieder eine Stimme der
freiheitsliebenden Menschen. Auftrag ausgeführt.

Für die wirklich freundschaftliche, offene, intensive Zusammenarbeit
vor der Bundestagswahl während des Bundestagswahlkampfes und auch
danach will ich mich ganz herzlich bedanken bei meinen Kolleginnen
und Kollegen im Präsidium, bei meinen Vizes Wolfgang Kubicki,
Marie-Agnes Strack-Zimmermann und Katja Suding für ihre unermüdlichen
Wahlkampfeinsätze. Bei unserer Generalsekretärin Nicola Beer und
unserm Bundesschatzmeister Hermann Otto Solms für programmatische
Impulse und kluges Wrtschaften.

Bei unserem früheren Bundesgeschäftsführer und heutigem ersten
parlamentarischen Geschäftsführer der Bundestagsfraktion Marco
Buschmann sowie dem gesamten Hans-Dietrich Genscher Haus für eine
großartige Kampagne. Sein Nachfolger Marco Mendorf knüpft jetzt daran
an. Ich danke den Beisitzern im Präsidium Michael Teurer, Volker
Wissing, Frank Sitta, Alexander Graf Lambsdorff, Christian Dürr und
Uli Rülke, denen keine Mühe im Wahlkampf zu groß und keine Debatte zu
lang war, herzlichen Dank für euer Engagement. Und ich danke den
beiden anderen parlamentarischen Geschäftsführern unserer
Bundestagsfraktion Florian Toncar und Stefan Ruppert, die gemeinsam
mit Marco Buschmann dafür gesorgt haben, dass die liberale
Bundestagsfraktion nicht nur handlungsfähig ist, sondern dass wir ein
echter Pionier digitaler Parlamentsarbeit geworden sind.

Und vor allem danke ich Ihnen allen unseren Ehrenamtlern und
Mitgliedern und den großartigen Jungen Liberalen für das große
Vertrauen, das vielfältige Engagement und die starken Nerven während
der vergangenen vier Jahre. Dankeschön.

Zum ersten Mal, ist schon so lange her, aber machen wir uns das noch
mal klar: Zum ersten Mal in der Geschichte unserer Republik ist eine
Partei, die zuvor komplett aus dem Deutschen Bundestag ausgeschieden
ist, in das Parlament zurückgekehrt. 2013, 2014, 2015, noch 2016 hat
daran kaum ein Beobachter geglaubt. Das es dennoch möglich geworden
ist, liegt an Ihnen, liegt an uns und das ist für uns Grund zum Stolz
und zu einem gewissen Selbstbewusstsein.

Wir waren, wir sind und wir bleiben eine Partei der Individualisten,
die aber gelernt haben für gemeinsame Ziele einzutreten. Wir haben
außerhalb des Parlaments Teamwork gelernt und genau daran werden wir
innerhalb des Parlaments festhalten liebe Freundinnen und Freunde.
Weil das unseren Erfolg mit ausgemacht hat.

Und nun schauen wir nach vorn. Die Halbwertszeit von politischen
Stimmungen wird kürzer. Wer sich von ihnen abhängig macht ist
verloren. Nicht Umfragen sollten Politiker regieren, sondern
Politiker mit Überzeugungen sollten versuchen Umfragen zu regieren.
Gerade eben noch hieß es, die Grünen hätten Konjunktur. Und dann wird
in Freiburg ein grüner Oberbürgermeister abgewählt und in Jena ein
freier Demokrat gewählt. Herzlichen Glückwunsch lieber Thomas
Nitzsche. Die politische Landschaft ist in Bewegung geraten. Wir
haben uns für einen harten und riskanten Weg entschieden, um an der
Gestaltung unseres Landes mitzuwirken. Jetzt aber sprechen auch
Union, SPD und Grüne von einer Neuerung, von der Notwendigkeit neuer
Ideen. Von der Notwendigkeit neuer Grundsatzprogramme. Es kommen
andere Köpfe, andere Programme und andere Konstellationen. Das belebt
den Wettbewerb in der deutschen Demokratie und das ist auch gut so,
endlich! Deshalb aber liebe Freundinnen und Freunde macht es keinen
Sinn, sich an den Köpfen von heute und den Ideen von jetzt und den
Konstellationen von gestern weiter abzuarbeiten. Sollen andere sich
noch weiter an der FDP reiben, wir beschäftigen uns mit den Fragen
des Landes und wie wir selbst besser werden können liebe Freundinnen
und Freunde. Denn nach der Erneuerung der FDP ist vor der Erneuerung
der FDP.

Fangen wir doch bei dem an, was uns am nächsten ist. Nämlich uns
selbst. Wir haben in den letzten Jahren viel erreicht. Eine
Bundestagsfraktion mit 80 Abgeordneten, drei Regierungsbeteiligungen
in den Ländern, die unsere politische Eigenständigkeit betonen, denn
wir regieren mit Union, SPD und Grüne. Wir haben wieder über 63.000
Mitglieder. Als wir mit der Kreisvorsitzendenkonferenz im Frühjahr,
ich glaube Februar 2014 in Erfurt, mit unserem Erneuerungsprozess
begonnen haben. Damals war unser Ziel, eine stabile Anhängerschaft
von acht Prozent zu erreichen. Das erschien zu einer Zeit, als wir
bei der politischen Stimmung bei ein bis zwei Prozent standen,
utopisch, aber wir haben dabei große Fortschritte erzielt. Wir sind
ein besonderes politisches Angebot. Nicht jeder teilt unser
Lebensgefühl, nicht jeder teilt unsere Werte, wir sind eben kein
konturloses Mehrheitsprogramm. Aber es gibt viel mehr Menschen, die
unser Lebensgefühl teilen, die unsere Werte unterstützen, als uns in
der Vergangenheit oder gegenwärtig gewählt haben. Nicht als
Selbstzweck sollten wir einen höheren Marktanteil anstreben, sondern
weil wir die politische Richtung im Land beeinflussen wollen. Nach
dem Comeback der vergangenen vier Jahre kommt jetzt die nächste
Etappe - eine liberale Wachstumsstrategie, die diese Partei in der
Mitte der Gesellschaft verankert, als eine zweistellige liberale
Kraft, wie es sie anderswo in Europa gibt.

Liebe Freunde, weil wir wachsen wollen, müssen wir in unsere
Kampagnenfähigkeit investieren. Wir haben in den Jahren der
außerparlamentarischen Opposition seit 2013 jede Landtags- und jede
Kommunalwahl zu einem Projekt der ganzen FDP gemacht. Denn bei jeder
Kommunalwahl in Land A spüren wir den Einfluss der vorhergehenden
Landtagswahl im Land B. In der Mediendemokratie zahlt jede
Wahlentscheidung auf das Rating der gesamten FDP ein. Und das
Ergebnis unserer gemeinschaftlichen Wahlkampfführung waren großartige
Kampagnen, überraschende Wahlerfolge und viele Kreativpreise. Jetzt
würde diese Phase planmäßig zu Ende gehen. Jeder würde auf eigene
Faust arbeiten wie vorher. Wollen wir das denn? Ich rate ab. Daher
begrüße ich, dass aus der Mitte der Landesverbände eine Initiative
ergriffen wurde, diese Professionalität auf Dauer mit der Fortsetzung
eines Kampagnenfonds der Landesverbände zu erhalten. Dabei geht es
nicht um die Wahlkämpfe oder die Finanzen der Bundespartei. Die sind
gesichert und solide. Es gibt auch nicht die Möglichkeit, dass die
Bundespartei eintritt. Wir haben einen großen Investitionsbedarf auf
der Bundesebene ebenfalls identifiziert. Etwa bei der Digitalisierung
der Parteiarbeit und unser Ziel soll sein, dass wir die seit
Jahrzehnten andauernde Überschuldung der Partei in den nächsten
Jahren überwinden. Die Bundespartei wird es nicht übernehmen können.
Es geht darum, dass wir auch bei Landtags- und Kommunalwahlen nicht
hinter die Professionalität des Jahres 2015 zurückfallen. Wir sollten
unseren Modernitätsvorsprung ausbauen und nicht wieder zurücknehmen
liebe Freundinnen und Freunde.

Weil wir wachsen wollen, müssen wir bei Frauen stärker werden. Denn
es wählen uns mehr Männer als Frauen. Seit den 1970er Jahren haben
wir hier ein ungehobenes Potential. Grüne und Linke wollen
tendenziell jeden Unterschied zwischen den Geschlechtern nivellieren.
Und die AfD andererseits macht eine Gesellschaftspolitik der 50er
Jahre mit dem Frauenbild von Kinder, Küche, Kirche inklusive der
Rückkehr des Schuldprinzip im Scheidungsrecht. Beides ist auf eigene
Weise ideologisch. Die Union verweigert jede Modernisierung.
Beispielsweise im Strafrecht bei Paragraph 219a. Die Union, liebe
Freundinnen und Freunde, verweigert sich einer Modernisierung im
Strafrecht, wenn es um die schlichte Information über legale
Schwangerschaftsabbrüche geht. Und sie tut das aus Angst vor der AfD
und evangelikalen Christen und Abtreibungsgegnern, die dort
hinwandern könnten. Angst ist aber ein schlechter Ratgeber für die
Modernisierung eines Landes.

Und die SPD, Frau Nahles hat da noch angekündigt, man wolle sich
dieses Mal in der Großen Koalition selbstbewusster präsentieren und
auf Eigenständigkeit achten. Ja verehrte Frau Nahles, in Ihrem
Koalitionsvertrag gibt es ja keine Festlegung dazu, beschließen Sie
mit uns gemeinsam doch eine Modernisierung des Paragraphen 219a.
Haben Sie Mut zu einer eigenen Position. Jedenfalls, die FDP ist die
wirkliche Alternative für Frauen, die selbstbestimmt leben wollen,
die wirtschaftliche Vernunft wollen, die eine moderne
Gesellschaftspolitik wollen. Die sich aber selbst von jeder Form der
Genderideologie freimachen möchten. Für die sind wir das Angebot. Der
Modernisierungsbedarf, speziell bei Frauen betreffenden Themen ist
unverändert groß. Ich komme später noch mal bei der Frage der Bildung
darauf zurück, der frühkindlichen Betreuung. Aber wie ist es
beispielsweise bei nicht-erfüllten Kinderwünschen in unserem Land?
Warum ist die nicht-kommerzielle Leihmutterschaft woanders möglich?
Bei uns wird noch nicht einmal darüber diskutiert. Warum haben wir,
liebe Freundinnen und Freunde, warum haben wir in der
Reproduktionsmedizin immer noch feste Altersgrenzen, obwohl die
Menschen länger leben, länger gesund sind? Nicht das Geburtsdatum im
Pass sollte entscheiden, ob eine Krankenkasse eine
Kinderwunschbehandlung finanziert, sondern die individuelle
Lebens- und Gesundheitslage der Frau. Das wäre moderne
Gesellschaftspolitik und Individualität.

Um für Frauen attraktiver zu werden, müssen wir also unser
programmatisches Profil schärfen. Wir müssen aber auch unsere
Organisation auf den Prüfstand stellen. Denn wir haben mehr männliche
als weibliche Mitgliede, von Führungsgremien und Fraktionen gar nicht
zu reden. Das Präsidium hat daher eine Arbeitsgruppe eingerichtet,
die offen diskutieren soll und uns Vorschläge unterbreiten wird. Ich
bin gespannt auf die Ergebnisse und wir sollten doch ergebnisoffen
diskutieren, was kommt. Kommt der Vorschlag, dass wir eine männliche
und weibliche Doppelspitze im Vorsitz brauchen, dann diskutieren wir
das und machen wir das vielleicht bei meinem Nachfolger. Im Ernst,
jetzt haben die Jungen Liberalen gerade mit Ria Schröder eine neue
Vorsitzende gewählt und mehr noch, die Jungen Liberalen haben ohne
Quote einen mehrheitlich weiblichen Vorstand gewählt und das zeigt,
die einfachsten Instrumente sind nicht immer die besten Instrumente.
Davon sollten wir uns leiten lassen.

Liebe Freundinnen und Freunde, zuletzt drittens weil wir wachsen
wollen, müssen wir im Osten stärker werden. Wir haben keine
Parlamentsfraktion in Ostdeutschland. Dabei sind wir eine
gesamtdeutsche Partei. Dabei haben Freie Demokraten über Jahrzehnte
für die Deutsche Einheit gestritten. In Ostdeutschland gab es eine
friedliche Freiheitsrevolution und deshalb wollen wir gemeinsam in
den nächsten Jahren dafür kämpfen, dass die Partei von Hans-Dietrich
Genscher auch wieder in ostdeutschen Parlamenten mitarbeiten kann.
Wir müssen unsere Organisation in Ostdeutschland in der Fläche
stärken. Es gibt zu viele weiße Flecken. In der Sozial-, in der
Russlands- und in der Einwanderungspolitik setzen wir eigene Akzente,
die in West- und Ostdeutschland zugleich von mehr Menschen geteilt
werden können. Wir müssen anerkennen, dass es in Deutschland auch
Mentalitätsunterschiede gibt zwischen Nord und Süd, aber auch
zwischen West und Ost. Und deshalb brauchen unsere regionalen
Gliederungen möglicherweise etwas mehr inhaltliche
Gestaltungsfreiheit als in der Vergangenheit.

Liebe Freunde, weil wir wachsen wollen, müssen wir aber vor allen
Dingen in der Sache weiter das Zukunftslabor der deutschen Politik
sein. Die Welt wird mit einem atemberaubenden Tempo eine Andere. Der
Philosoph Peter Sloterdijk würde wohl von einem Weltformwechsel
sprechen. Anders gesagt, die alten Gleichungen gehen nicht mehr auf.
Wer kann heute voraussehen, wie die Welt, wie Deutschland im Jahr
2030 aussehen werden? Aber wir haben es in der Hand, darauf Einfluss
zu nehmen. Die entfesselnde Dynamik in der Internationalen Politik,
den Märkten, in den Technologien. Das ist ein Appell zu handeln. Ohne
Alarmismus, aber mit Entschlossenheit. Und wir sehen, dass andere auf
der Welt handeln. Die einen mit heißer Leidenschaft, die anderen mit
eiskaltem Kalkül. Manche Tat beeindruckt uns, andere lehnen wir ab.
Aber ohne Zweifel gibt es couragierte Richtungsentscheidungen
anderswo. Bei uns in Deutschland gilt dagegen: wir sind in einen
gestaltungsfreien Drift geraten ohne Leidenschaft und ohne Kalkül.
Wir treten dafür an, dass Deutschland nicht länger Objekt des Wandels
wird, sondern wieder Gestalter des Wandels, liebe Freundinnen und
Freunde.

Und das hat auch etwas mit der mentalen Verfasstheit eines Landes zu
tun. Was sagt uns das? Wenn wir nicht über die Chancen der
Blockchain-Technologie diskutieren, sondern ausgelassen den 200.
Geburtstag von Karl Marx feiern. Für mich ist klar, ein Land dass
sich mehr mit Karl Marx beschäftigt als mit Blockchain, ist dabei,
den Anschluss in der Welt zu verlieren. Überhaupt, um das mal
nebenbei zu sagen: Man kann sich ja nur wundern über die Elogen, die
man da liest. Haben wir vergessen, dass im Namen von Karl Marx und
seiner Lehre über Jahrzehnte und bis heute noch Millionen und
Abermillionen Menschen in Unfreiheit gelebt haben? Das ist kein Grund
zu feiern.

Auf neue Fragen kann man keine alten Antworten geben. Früher nannte
man den Verzicht auf Visionen Realismus. Würde das heute noch gelten,
hätten wir eine hyperrealistische Bundesregierung. Aber in einer Welt
des disruptiven Wandels, da ist es nicht realistisch, nur kleine
Schritte zu gehen. In einer Welt des radikalen Wandels ist es
Realismus, auch große Schritte zu wagen. Weil wir Realisten sind,
wenden wir uns gegen den machtvollen Status Quo, der eben keine
Zukunft hat. Es ist eine Frage des Realismus.

Neulich hat der französische Präsident Macron ein vielbeachtetes
Interview zur Künstlichen Intelligenz gegeben. Und zeitgleich hat der
neue Infrastrukturminister Andreas Scheuer eine App vorgestellt, mit
der die Menschen Funklöcher melden können. In Frankreich wurde ein
Digitalministerium eingerichtet. In Deutschland hat Horst Seehofer
ein Heimatministerium bekommen, vielleicht weil er in Bayern keine
mehr hat.

Anderswo wird Zukunft geschaffen. Die Vereinigten Staaten und China,
die einen mit autoritärer Politik, die anderen mit ihrem
leistungsfähigen Kapitalmarkt, sind führend bei der zukünftigen
Schlüsseltechnologie der Künstlichen Intelligenz. In Deutschland gibt
es von hundert Forschungsschwerpunkten der Welt in dieser Frage
gerade mal zwei oder drei und alle finden sich hinter Platz 90. Liebe
Freundinnen und Freunde, unser Land ist dabei, die Grundlagen für
seinen zukünftigen Wohlstand zu verspielen und merkt es noch nicht
einmal. Wir möchten, dass wir wieder auf Angriff spielen in der Welt,
weil das die Wohlstandsfrage ist. Deshalb haben wir diesen präzisen
Antrag unter Federführung von Nicola Beer erarbeitet, weil wir mit
"Innovation Nation" die Wohlstandsfrage dieser Gesellschaft stellen.
Es gibt Arbeitsplatzverluste, die befürchtet werden durch die
Digitalisierung. Auf der anderen Seite sehen wir, was für riesige
Arbeitgeber, was für riesige Unternehmen, die Digitalkonzerne
geworden sind. Also sorgen wir doch dafür, dass solche Arbeitsplätze
auch bei uns entstehen. Dann müssen die Menschen keine
Angst vor dem Verlust einer Beschäftigung haben. Was tun?

Dafür brauchen wir eine ungleich andere Entschlossenheit und Mut. Wir
haben 1,4 Billionen Euro privaten Kapitals. Unter Verwaltung bei
Lebensversicherungen oder Versorgungswerken. 1,4 Billionen Euro. Und
der Staat gibt das Kommando durch seine Anlagebestimmungen, dass
dieses Geld überwiegend fließt in Steine und Staatsanleihen. Die
müssen nicht gegen Risiken abgesichert werden. Das ist geradezu eine
Hürde, um in hoch innovative Unternehmen zu investieren, um Startups
zu finanzieren und insbesondere das Wachstum von Unternehmen zu
finanzieren. Sorgen wir doch dafür, dass etwas von unserem privaten
Geld nicht nur in Steine und Staatspapiere geht, sondern auch in hoch
innovative Unternehmensgründungen. Wenn Mario Draghi uns keinen Zins
mehr gibt, dann besorgen wir uns eben selbst Rendite durch
unternehmerisches Handeln.

Liebe Freunde, alle Welt spricht vom autonomen Fahren. Das wird es
auch geben in Seoul, in Tokio, in Kalifornien und New York. Bei uns
in der Eifel, auch in den 20er und vielleicht auch in den 30er Jahren
nicht. Selbst wenn es die Technologie gibt. Weil bei uns nämlich das
breitbandige Mobilfunknetz fehlt. Was die Voraussetzung dafür ist,
dass autonomer Verkehr möglich ist. Wenn das so weitergeht, dann
werden wir auch die neuen Breitband-Ausbau-Ziele nicht erreichen. Die
2018er Ziele hat die Regierung bereits gerissen. Jetzt gibt es eine
Chance, weil Vodafone und Unity-Media zusammengehen. Jetzt gibt es
eine Chance, dass in Deutschland etwas entsteht, was uns über
Jahrzehnte technologischen Fortschritt und Wohlstand gebracht hat,
nämlich Wettbewerb. Und deshalb wollen wir, dass nicht länger ein
Unternehmen, der von der Politik gekürte, Monopolanbieter ist bei den
Filetstück-Standorten, sondern dass uns der Wettbewerb um Kunden
wieder die besten Lösungen und Angebote bringt.

Liebe Freundinnen und Freunde, unternehmerische Initiative erstickt
in unserem Land in Bürokratie. Und unser Wunsch ist, allen die
bürokratischen Fesseln abzunehmen. Ein erster Schritt könnte aber
sein, dass überall dort, wo Neues gedacht und geschaffen wird, einmal
experimentell auf bürokratische Regeln zu verzichten, auf
Dokumentationsverpflichtungen, beispielsweise. Das ist unsere Idee
von Digitalen Freiheitszonen, wie sie mit den Digitalen
Modellregionen in Nordrhein-Westfalen von einem FDP
Digitalisierungsminister bereits in die Praxis umgesetzt werden. Dort
soll die Möglichkeit bestehen, dass Gründerinnen und Gründer und
alle, die Neues schaffen wollen, das Wertvollste, was sie haben,
investieren können in Forschung und Entwicklung - und nicht für
Wartezeit auf der Amtsstube. Wir wollen, dass die Menschen ihre
Lebenszeit besser einsetzen können, nämlich dafür, im Leben voran zu
kommen und Zukunft zu schaffen, statt Formulare auszufüllen.

Und liebe Freundinnen und Freunde, machen wir uns bitte klar, dass
die besten und auch vielleicht die grundstürzenden Ideen oft genug
von den Rändern der Gesellschaft kommen. Nicht unbedingt von den
Etablierten, nicht unbedingt aus den Konzernen, sondern vielleicht
vom Außenseiter, vom Abweichler. Nicht jeder dieser Menschen hat die
Möglichkeit, seine eigene Idee auch wirklich umzusetzen. Denn bevor
ich einen Geschäftsplan habe und zur Bank gehe oder einen Business
Angel suche oder mich um Chancenkapital bewerbe, davor steht eine
Phase, überhaupt erst einen Geschäftsplan zu konkretisieren. Deshalb
machen wir uns stark für ein Gründerstipendium, das nicht fließen
soll in die betrieblichen Aufwendungen und Kosten, denn es gibt ja
noch keinen Betrieb. Sondern das gründungswilligen Menschen einfach
die Sorge davor nimmt, wie der Kühlschrank gefüllt ist in den
Monaten, die sie brauchen, bis sie ein Unternehmen gründen können. In
Nordrhein-Westfalen setzen wir es in der Praxis um, weil wir möchten,
dass nicht der Wohlstand der eigenen Familie und dass man schon
vorher unternehmerisch tätig war, entscheidet über Erfolg, sondern
nur die Qualität der Idee, die ein Mensch hat. Liebe Freundinnen und
Freunde, das erst schafft Unternehmergeist.

Wenn wir nach vorne schauen und gestalten, wollen wir Einfluss
behalten. Dann müssen wir aber auch bei der Digitalisierung erkennen,
dass vielleicht der größte Innovationsbedarf bei ihren Regeln
besteht. Im Bundestagswahlkampf gab es ein Plakat - Digital first,
Bedenken second - und ich muss sagen, das Plakat war wohl doch etwas
im Überschwang gestaltet. Denn kritische Reflektion ist nötig,
Bedenken dürfen nur nicht zu Stillstand führen, Bedenken und
kritische Reflektion sind eine Handlungsanweisung und so wollen wir
es verstanden wissen.

Warum sage ich das? Weil ich an dieses Plakat denken musste, als ich
mir die Videomitschnitte angesehen habe, dieser Anhörung des
Facebook-Gründers Mark Zuckerberg vor den US-Kongress. Diese
Sprachlosigkeit, diese Verständigungslosigkeit zwischen Herrn
Zuckerberg und den Mitgliedern des Kongresses, die er offensichtlich
als uninformiert oder infantil empfinden musste. Und er hat sie auch
so beantwortet, in so einem Singsang. In so einem Singsang als
wendete man sich an kleine Kinder. Das kennen wir so sonst nur von
Frau von der Leyens Auftritten oder aus der Sendung mit der Maus.
Verstehen Sie worauf ich hinaus will? Dereinst könnte man vielleicht
in der Rückschau sagen, dass war die Zäsur. Da saßen sich die alte
Ordnung Staat, Politik und Recht und die neue Ordnung, ein
machtvoller Silicon Valley Plattform-Kapitalismus gegenüber. Da ging
die Macht über von der alten Governance in die neue Governance. Das
finde ich bedenklich, weil sich damit etwas verändert für die
Offenheit von Wirtschaft und Gesellschaft. Zuckerberg sagte bei
dieser Gelegenheit: Er habe sich in den letzten zwölf Jahren mit
seinem Unternehmen darauf konzentriert, ein machtvolles Tool zu
schaffen. Und jetzt in den nächsten zwölf Jahren ginge es darum, dass
mit diesem Tool Gutes bewirkt wird.

Und dann sprach er davon, dass es zukünftig möglich sein soll, mit
Künstlicher Intelligenz automatisch wirksame Filter zu schaffen, die
Hatespeech erkennen und ohne Eingriff des Menschen löschen könnten.
Und das empfindet er als gut. Aber was und wer entscheidet, wie
dieser Algorithmus programmiert ist? Und was macht das mit uns, wenn
ein kommerzielles, privates Unternehmen in den USA entscheidet,
welche Meinung wir äußern dürfen und welche nicht. Liebe Freundinnen
und Freunde, natürlich gibt es eine verrohte Debatte in den Sozialen
Medien, in unserer Öffentlichkeit. Aber das ist nicht Aufgabe eines
kommerziellen Anbieters, dort Schiedsrichter zu sein. Es ist unsere
Aufgabe als Zivilgesellschaft und es gibt auch einen
Strafrechtsanspruch des Rechtsstaates, den wir nicht abgeben dürfen
an irgendwelche Private, die keiner Kontrolle unterworfen sind.

Liebe Freunde, also zur Innovation Nation gehört eben auch
innovatives Recht für die Shared-Economy, für die Plattform-Ökonomie.
Ein Recht, das sicherstellt, dass nicht einzelne Spieler so stark
werden, dass sie automatisch stark bleiben. Soziale Marktwirtschaft
lebt davon, dass der Starke eben nicht automatisch stark ist, sondern
dass er sich immer wieder auch dem Wettbewerb mit Newcomern und
Außenseitern stellen muss. Soziale Marktwirtschaft lebt von der
Fairness und der Offenheit des Wettbewerbes. So wie unsere
Gesellschaft lebt von unserer individuellen Privatheit und unserem
Recht auf freie Meinungsäußerung. Wir wollen keine Zensur und wir
wollen ein Datenrecht, das dafür sorgt, dass kein Mensch zur
gläsernen Bürgerin oder zum gläsernen Bürger wider Willen wird.

Liebe Freunde, das soziale Versprechen unserer Gesellschaft ist, dass
Leistung sozialen Aufstieg ermöglicht. Dieses Versprechen wird
gebrochen. Die sozialen Unterschiede bei uns werden größer. Das ist
übrigens auch eine Frage und auch eine Folge von Migration. Und
darauf gibt es jetzt in der Politik zwei Reaktionen: Die erste
Reaktion ist Verzicht auf Leistung in der Bildung, Streben nach
Gleichheit, Schreiben nach Gehör. Verzicht auf Sanktionen bei Hartz
IV, so dass manche denken, dass sei ein vom Staat garantiertes
Renteneinkommen. Das bedingungslose Grundeinkommen, bei dem jetzt
auch die Grünen leuchtende Augen bekommen. All das mag gut gemeint
sein, und das mögen auch edle Motive sein, aber es ist zu gering vom
Individuum und vom einzelnen Menschen her gedacht. Nicht ein Leben im
Orbit des Wohlfahrtsstaats ist erfüllend, sondern der Stolz auf die
eigene Leistung, liebe Freundinnen und Freunde. Deshalb stehen wir
für den anderen Weg. Wir wollen individuelle Leistung fördern aber
auch fordern, weil die Forderung den Horizont erweitert, wenn man an
die eigenen Grenzen stößt. Wir wollen, dass alle Schülerinnen und
Schüler in Deutschland einen Abschluss erhalten. Danach streben wir,
da wo wir bildungspolitische Verantwortung tragen. Aber unser Weg ist
nicht, dafür die Standards zu senken, sondern die Qualität der
Bildung zu verbessern. Und das fängt ganz früh an. Es fängt an der
Basis des Bildungssystems an.

Volker Wissing hat in Rheinland-Pfalz seinen Landtagswahlkampf damit
bestritten, in die frühkindliche Bildung zu investieren und in
Regierungsverantwortung der FDP ist das erfolgt. In
Nordrhein-Westfalen stellen wir den zuständigen Minister und dessen
erste Amtshandlung nach der Ablösung von Rot-Grün war, erst einmal
mit 500.000 Euro öffentlichen Geldes dafür zu sorgen, dass nicht die
Kindertageseinrichtungen wegen Unterfinanzierungen dichtmachen
müssen. Das zeigt den Unterschied zwischen sozialen Absichten und
sozialen Taten, liebe Freundinnen und Freunde. Und ich freue mich
sehr, dass René Rock sein Herzensanliegen - ich kenne ihn lange und
weiß das - und Martin Hagen das ebenfalls zu einem Thema in Hessen
wie auch in Bayern machen. Die frühkindliche Förderung in
Kindertageseinrichtungen, das ist nicht Verwahrung, sondern das ist
der Beginn einer lebenslangen Bildungsbiographie. Da geht es nicht
darum, dass die Kinder schon Lesen, Rechnen, Schreiben können, aber
es geht um Persönlichkeitsentwicklung. Es geht um den Erwerb der
deutschen Sprache. Kinder, die schon vor der Einschulung den
Anschluss verloren haben, werden das später nur schwer wieder
aufholen können. Deshalb wollen wir früh investieren, denn das ist
die höchste Bildungsrendite.

Liebe Freunde, unverändert geht es um die Modernisierung der Schulen,
geht es um die Digitalisierung der Schulen. Das werden Länder und
Kommunen alleine nicht schaffen. Deshalb werben wir ja schon länger
dafür, den Bildungsföderalismus zu reformieren. Das war auch für uns
ein weiter Weg. Ich erinnere mich an den Bundesparteitag 2011. Aber
heute hat es ein gutes Gespräch der Fraktionsvorsitzendenkonferenz
vor diesem Bundesparteitag gegeben. Und ich darf sagen: Von allen
Parteien in Deutschland, sind wir die erste und einzige Partei, die -
und zwar von der Ebene des Bundes, der Bundestagsfraktion bis auf die
Ebene der Länder, der Landtagsfraktionen und Landesregierungen -
dafür eintritt, den historischen Irrtum eines Verbots der Kooperation
in Bildungsfragen von Bund und Ländern aufzuheben, denn die müssen
zusammenwirken bei dieser wichtigen Frage.

Da gibt es nun auch Bewegung bei der Bundesregierung. Die
Bundesregierung hat angekündigt, sie will einen Digitalpakt für die
Schulen beschließen mit 3,5 Milliarden Euro. Diese 3,5 Milliarden
Euro sind aber noch nicht im Haushalt abgesichert in der
Finanzplanung von Olaf Scholz. Es soll finanziert werden aus den
möglichen Erlösen einer Versteigerung der Mobilfunklizenzen der
fünften Generation. Das ist nicht sicher. Sicher aber sind die
Ausgaben in die Rente, 14 Milliarden Euro. Jetzt sagt die Große
Koalition, ihre Überschrift sei "Zusammenhalt stärken". Liebe
Freundinnen und Freunde, wenn viermal mehr Geld in die Rente fließt
als in Bildung, stärkt das nicht den Zusammenhalt der Gesellschaft.
Das spielt die Großmütter gegen ihre Enkel aus, liebe Freundinnen und
Freunde.

Die Große Koalition braucht dafür eine Änderung des Grundgesetzes für
die sie keine eigene Mehrheit hat. Der zuständige
Bundesfinanzminister Olaf Scholz hat mich deshalb vorige Tage zu
einem Gedankenaustausch gebeten. Das was die Große Koalition plant
bei der Veränderung des Grundgesetzes, ist nicht der große Wurf. Aber
es ist ein Schritt in die richtige Richtung, deshalb sind wir auch
bereit darüber zu sprechen, denn der bildungspolitische Spatz in der
Hand ist besser als die Taube auf dem Dach. Und Länder und Kommunen
brauchen das. Aber wir haben auch Anforderungen an die Vorhaben der
Großen Koalition. Wie ist die Qualität der Bildung gesichert? Und vor
allen Dingen, ist es eine langfristig geplante, dauerhaft geplante
Unterstützung von Ländern und Kommunen oder ist es nur ein
Strohfeuer, um Länder und Kommunen dann mit den Aufgaben mit den
Aufgaben allein zu lassen? Wir wollen die Voraussetzungen dafür
schaffen, dass eben nicht nur in Stein und Tabletts investiert werden
kann, sondern auch in Personal in den Bildungseinrichtungen. Denn am
Ende sind es Lehrerinnen und Lehrer, die Bildung schaffen und nicht
technische Geräte.

Der Umgang mit Langzeitarbeitslosen und die Sorge um den
Arbeitsplatzverlust durch die Digitalisierung führt bei uns zu einer
merkwürdigen Debatte über ein solidarisches Grundeinkommen oder gar
ein bedingungsloses Grundeinkommen. Und nehmen wir doch diese
Auseinandersetzung in der Sache an. Nehmen wir doch die Chance auf
einen Ideenwettbewerb an. Die einen wollen sich jetzt öffnen im Zuge
des Grundsatzprogrammprozesses, Bündnis 90/Die Grünen, für ein
bedingungsloses Grundeinkommen. Und setzen wir doch etwas dagegen.
Setzen wir dagegen doch nicht eine Stillhalte-Prämie, eine
Stillegungs-Prämie, die wir bedingungsloses Grundeinkommen nennen.
Sondern setzen wir doch etwas Anderes dagegen, nämlich ein komplett
neues, zweites Bildungssystem. Arbeitsplätze entstehen auf der einen
Seite, wenn sie woanders verschwinden.

Unsere Aufgabe ist nur, dass Menschen von dem einen in den anderen
Job auch Mitten im Leben wechseln können. Deshalb öffnen wir auch
Schulen, Berufsschulen, Fachschulen, überbetriebliche
Ausbildungseinrichtungen des Handwerks, Fachhochschulen und
Universitäten dafür, dass Menschen auch in der Mitte des Lebens
dorthin zurückkehren können, um vielleicht auch in Modulen etwas
Neues zu lernen, dass sie für einen nächsten, einen anderen, einen
besseren Job brauchen. Sorgen wir dafür, dass die Menschen nicht nach
Hause geschickt werden und ruhig gestellt werden, sondern durch eine
Zertifizierung des Weiterbildungsmarktes, durch Bildungssparen, durch
Mitlife-Bafög dafür, dass keine Biographie eine Sackgasse wird, aus
der Menschen sich mit Fleiß und gutem Willen nicht selbst befreien
können. Das ist unsere Antwort.

Und wickeln wir doch endlich Hartz IV ab und ersetzen es durch ein
Bürgergeld, das dafür sorgt, dass sich für jeden jede Stunde
Mehrarbeit lohnt. Hartz IV ist für viele doch ein Magnet geworden,
wenn man in einem Minijob arbeitet, man ab einer gewissen
Einkommensschwelle plötzlich von jedem zusätzlich verdienten Euro 80
Cent an den Staat abgibt. Da darf man sich doch nicht wundern, wenn
jemand arbeitet, und er kommt dann abends in die Kneipe und trifft
seinen Kollegen und der wird gefragt, warum arbeitest Du denn, wenn
Du nichts davon hast. Das ist nicht nur eine Frage der
Leistungsgerechtigkeit, es ist auch eine Frage der Mentalität. Und
der Fairness, dass jeder der arbeitet auch in solchen kleinen Jobs,
in denen man noch nicht zufrieden ist, jede Stunde Mehrarbeit
persönlich beim Netto spürt, denn sonst werden die Menschen
festgehalten.

Und vergessen wir bitte nicht die Mitte der Gesellschaft, auf deren
Schultern wir stehen. Das Umfeld verändert sich. Donald Trump und
Emmanuel Macron betreiben eine neue Steuerpolitik: Massive
Entlastungen, die auch Auswirkungen auf uns haben. Bei uns wird die
Abgeltungsteuer abgeschafft von der Großen Koalition. Und mancher bei
uns freut sich darüber. Es ist aber keine Steuerentlastung, sondern
eine Steuererhöhung. Die Steuern, die Macron senkt, werden bei uns
erhöht. Und Herr Scholz sagt trotz Einnahmerekord, für eine
umfängliche größere Steuerentlastung sei das Geld nicht da. Das
können wir uns nicht leisten. Ich glaube gerade das Gegenteil ist
richtig. Es ist nicht so, dass wir uns eine Steuerentlastung nicht
erlauben können. Wir können uns nicht leisten, irgendwann die
höchsten Belastungen weltweit zu haben, denn das schlägt unserer
Exportwirtschaft ins Kontor.

Nun gibt es, liebe Freundinnen und Freunde, endlich einmal gute
Nachrichten aus Washington. Denn der Internationale Währungsfonds hat
gestern erklärt, er empfehle Deutschland nicht weitere, höhere,
öffentliche Investitionen, sondern insbesondere eine Entlastung der
kleineren und mittleren Einkommen. Um die privaten Investitionen
anzuschieben und dafür zu sorgen, dass wir auch Konsum im Inland
haben. Das ist eine gute Nachricht, denn unser Staat hat ein
Einnahmeproblem. Das Einnahmeproblem unseres Staates ist, Sie sind zu
hoch, weil das Politiker zu Kamelle-Politik verführt wie Herrn Söder
in Bayern.

1.400 Milliarden Euro wird Olaf Scholz in den nächsten vier Jahren
ausgeben. Die geplante Entlastung sind 9,08 Milliarden Euro, dafür
gibt es nur ein Wort: Das ist Kleptomanie. Man kann nicht nur Politik
für die Ränder machen. Sondern man muss auch an die Mitte der
Gesellschaft denken und deshalb brauchen wir jetzt einen
Spitzensteuersatz, der später anfängt. Ein
Sonderabschreibungsprogramm für Digitale Güter, eine Dämpfung der
kalten Progression. Ein Freibetrag bei der Grunderwerbsteuer und die
vollständige Abschaffung des Solidaritätszuschlages für alle. Und das
geht. Das geht.

Liebe Freunde, beim Soli ist es nicht nur eine Frage der ökonomischen
Klugheit. Es ist nicht nur eine Frage der politischen
Glaubwürdigkeit, weil alle Parteien es versprochen haben. Inzwischen
gibt es Rechtsgutachten, die belegen, dass diese Abschaffung des
Solidaritätszuschlages nach Gutdünken unserer Verfassung
widerspricht. Und deshalb, wenn am 1.1.2020 der Solidaritätszuschlag
weiter erhoben werden sollte, dann werden wir alle Rechtsmittel
ausschöpfen, um das in Karlsruhe einer rechtlichen Kontrolle
unterziehen zu lassen.

Mein letztes Thema: Die Flüchtlings- und Einwanderungspolitik spaltet
unsere Gesellschaft. Überall zu allen Zeiten haben
Wanderungsbewegungen, hat Migration dazu geführt, dass Gesellschaften
unter Spannung gesetzt worden sind. Die große Aufgabe der deutschen
Politik und darüber hinaus wird sein, Zuwanderung klug zu managen und
dafür zu sorgen, dass unsere Gesellschaft, die multikulturell und
multireligiös wird, befriedet bleibt. Die große Gefahr, liebe
Freundinnen und Freunde, das sind Hasstiraden wie wir sie gelesen
haben von Karl Lagerfeld. Bei aller Kritik an der Flüchtlingspolitik
von Frau Merkel. Gegen diese Verrohung der Gesellschaft müssen wir
uns als Liberale wenden. Die Befriedung dieses Großkonflikts, das ist
die Schlüsselaufgabe dieser kommenden Jahre. Und unsere Antwort ist
eine weltoffene, liberale und deshalb auch fordernde
Integrations- und Einwanderungspolitik. Niemand kann sich
integrieren, wenn er nicht weiß, wohin er kommt und was von ihm
erwartet wird. Integration, das ist nicht zuerst unsere Aufgabe, die
wir als aufnehmende Gesellschaft leisten müssen. Integration, das ist
zuerst die Erwartung gegenüber denjenigen, die zu uns kommen, liebe
Freundinnen und Freunde.

Und die Befriedung dieses Großkonflikts setzt voraus, dass die
Mehrheit in unserem Land die Politik und ihre Regeln versteht.
Einwanderungspolitik muss sich messen lassen an den Kategorien der
praktischen Alltagsvernunft. Integrations- und Einwanderungspolitik
darf sich nicht beeinflussen lassen von Ressentiments und von Angst,
aber sie muss bei gutem Willen mit praktischer Alltagsvernunft
verstanden werden. Das nennt man übrigens Verantwortungsethik.
Gemessen an diesem Maßstab ist das, was die Große Koalition zum
Familiennachzug jetzt beschlossen hat, niemanden zu erklären. Für wen
machen sie Politik, wenn der Familiennachzug sogar früheren
Gefährdern gestattet wird. Was ist das für eine Politik, liebe
Freunde, was ist das für eine Politik, Kontingente von 1000 Personen
im Monat zu beschließen. Machen wir uns klar, bis 2011 gab es in
unserem Land für subsidiär geschützte überhaupt gar keinen
Familiennachzug. Das gibt es erst seit wenigen Jahren. Denn klar ist
ja, wenn jemand keine dauerhafte Bleibeperspektive hat, warum soll er
noch zusätzliche Familienmitglieder mitbringen. Warum 1000, warum
nicht 2000, warum nicht 500? Es kann nur eine Regel geben, die der
praktischen Alltagsvernunft genügt. Der Familiennachzug findet nur
statt bei dauerhafter Bleibeperspektive, ansonsten ist es eine Frage
des Härte- und Einzelfalls. Eine Frage des Härte- und Einzelfalls
individuell.

Eine andere Integrations-, eine andere, auch fordernde
Einwanderungspolitik ist übrigens im Interesse der Zuwanderer selbst
und auch im Interesse derjenigen, die wir überhaupt noch einladen
wollen, zu uns zu kommen. Machen wir uns klar: Unser Land braucht
qualifizierte Zuwanderung. Der Sachverständigenrat hat die Zahlen
gerade genannt. In der Zukunft gilt, entweder 500.000 qualifizierte
Zuwanderer im Jahr oder Rente mit 70. Das ist die Entscheidung, wovor
diese Gesellschaft steht. Ich ahne, dass wir das kombinieren werden.
Wir werden aber qualifizierte Einwanderung brauchen und dafür müssen
wir ein weltoffenes Land bleiben. Man kann beim Bäcker in der
Schlange nicht unterscheiden, wenn einer mit gebrochenen Deutsch ein
Brötchen bestellt, ob das der hochqualifizierte Entwickler
Künstlicher Intelligenz aus Indien ist oder eigentlich ein sich bei
uns illegal aufhaltender, höchstens geduldeter Ausländer.

Damit die Gesellschaft befriedet ist, müssen die anderen, die in der
Reihe stehen, damit sie nicht diesen einen schief anschauen, und
Angst vor ihm haben, sich alle sicher sein, dass jeder, der sich bei
uns aufhält, sich auch legal bei uns aufhält. Die Menschen müssen
sich sicher sein, auch wenn jemand anders aussieht und nur gebrochen
Deutsch spricht, dass es keine Zweifel an seiner Rechtschaffenheit
gibt. Das ist die Aufgabe einer fordernden, liberalen
rechtsstaatlichen Einwanderungspolitik. Und dafür müssen, liebe
Freundinnen und Freunde, Länder, der Bund und Gemeinden
zusammenarbeiten. Da geht es um anderes Recht und besseres
Management.

Herr Seehofer hat jetzt die Ankerzentren vorgeschlagen. Das
entspricht auch den Ideen, die wir vor der Bundestagswahl in die
Debatte eingebracht haben. Aber Herr Seehofer sucht nicht das
Gespräch mit Ländern und Kommunen, um seine Idee wirklich umzusetzen.
Er nutzt diese Debatte, um Temperatur in den bayrischen
Landtagswahlkampf zu bringen, aber er ist nicht an den wirklichen
Veränderungen interessiert. Und deshalb hat unser liberaler
Integrationsminister aus Nordrhein-Westfalen ihn aufgefordert,
endlich einen Migrationsgipfel von Bund, Ländern und Gemeinden
einzuberufen, weil es jetzt nicht mehr um Worte geht, jetzt müssen
Taten folgen.

Und wir erwarten von Herrn Seehofer, dass er Licht ins Dunkel bringt.
Auch bei den Vorgängen im Bundesamt für Migration und Flüchtlinge.
Was wir da hören, noch sind es ja nur Spekulationen und
Medienberichte, das dort Recht gebeugt worden ist aus edlen Motiven.
Aber das Recht gebeugt worden, dass spielt doch den
Verschwörungstheoretikern in die Hände, die die Mär von der angeblich
geplanten "Umvolkung" in Deutschland betreiben. Wer denen, den Boden
entziehen will, muss Transparenz schaffen. Eine Robin Hood-Mentalität
auf Steuerzahlerkosten und gegen den Rechtsstaat, muss im
Verantwortungsbereich von Herrn Seehofer aufgedeckt werden.

Liebe Freundinnen und Freunde, all das läuft doch darauf hinaus, dass
die CSU den bayerischen Landtagswahlkampf beeinflussen will durch
dieses Migrationsthema. Auch durch die vom Zaun gebrochene halb
amtliche Debatte, ob der Islam zu Deutschland gehört. Ein liberaler
Rechtsstaat interessiert sich nicht für individuelle
Glaubensbekenntnisse. Der liberale Rechtsstaat interessiert sich, ob
seine Angehörigen rechtstreu sind. Das sollte ein Verfassungsminister
wissen, was in der Verfassung steht. Der liberale Rechtsstaat ist
weltanschaulich neutral. Nur dann ist er mit seinem Recht in der
Lage, auch Konflikte in der Gesellschaft zu befrieden. Das Gegenteil
von weltanschaulicher Neutralität ist, wenn in Behörden wieder Kreuze
angebracht werden. Denn das spaltet die Gesellschaft. Und was ist das
überhaupt für eine Politik, die versucht, aus religiösen Gefühlen
politisches Kapital in einem Wahlkampf zu schlagen. Und ich bin kein
schadenfroher Mensch, aber völlig zu Recht ist dieser geplante
Wahlkampfcoup von Markus Söder nach hinten losgegangen. Das muss man
erst mal schaffen, sich mit dem Vorsitzenden der Deutschen
Bischofskonferenz und säkularen Bürgerinnen und Bürgern gleichzeitig
zu überwerfen. Das geschieht denen Recht.

Die CSU liebe Freundinnen und Freunde, die CSU geht den Weg von
Orbán. Statt Orbán aus der EVP auszuschließen für seine antiliberale
Politik, kopiert die CSU Orbán. Sie profanieren ein christliches
Symbol zu einem Symbol des Staats und machen es wie Kardinal Reinhard
Marx gesagt hat, damit zu einem Symbol der Spaltung. Wer das auch als
gläubiger Christ ablehnt, der darf die CSU mit einem Kreuz bei der
Wahl nicht belohnen.

Am gestrigen Tag gab es eine große Demonstration in München gegen das
Polizeiaufgabengesetz. Mit der Möglichkeit einer präventiven
Ingewahrsamnahme von Menschen, die nur eine gefährdete Prognose
haben. Mit einer sehr niedrigen Hürde. Unsere Freundinnen und Freunde
in Nordrhein-Westfalen machen ebenso gerade ein Polizeigesetz mit
einer wesentlich höheren, rechtsstaatlichen Hürde für solche
polizeilichen Maßnahmen. In Bayern gab es eine große Demonstration,
die gezeigt hat, dass das demokratische Immunsystem im Freistaat bei
den Menschen funktioniert. Das es anschlägt bei einer autoritären
Gefahr. Denn wenn der Staat in der Lage ist mit niedriger Hürde,
Menschen in Gewahrsam zu nehmen, dann ist es dabei, die Grenze vom
Rechtsstaat in Richtung Polizeistaat zu überschreiten, liebe
Freundinnen und Freunde.

Also die CSU warnt in Bayern vor der Wahl der FDP, weil sie mit uns
im Maximilianeum nicht mehr die absolute Mehrheit hat. Das stimmt.
Mögen sie das bis zum Wahltag jeden Tag an jeder Stelle sagen. Denn
es ist zugleich ein Hinweis darauf, wer die absolute Macht in den
Händen von Markus Söder fürchtet, der muss die Freien Demokraten in
Bayern ins Maximilianeum wählen.

Liebe Freunde, ganz zum Schluss dieser Tage wird von Beobachtern die
Frage aufgeworfen, ob die FDP auserzählt sei, und was unser Narrativ
sei. Und damit sind in der politischen Metasprache sinnstiftende
Überbauten gesucht, die sich Parteien geben, um Menschen für sich zu
gewinnen. Und nicht ohne Zufall erinnern diese Begriffe an das
Showbusiness. Aber ist doch eines zu sehen, dass nämlich weltweit
liberale Werte durch autoritäre in Frage gestellt werden. Auch bei
uns, wie gerade gesehen. Abschottung gegen Offenheit. Status Quo
gegen Fortschritt. Mut gegen Angst. Wir stehen an der Schwelle einer
Epoche, die den Einzelnen emanzipieren kann zu mehr Selbstbestimmung
und Freiheit oder in der die Einzelnen dem Bürokratismus, machtvollen
Interessen oder einer Shitstorm-Kultur unterworfen werden.
Liberalismus, das war zu jeder Zeit die umfassende Antwort auf jede
Form der Unfreiheit. Wir brauchen kein neues Narrativ, denn wir haben
bereits eine Überzeugung, liebe Freundinnen und Freunde.
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BEER-Rede auf dem 69. FDP-Bundesparteitag

Überarbeitete Mitschrift der Rede der FDP-Generalsekretärin Nicola
Beer beim 69. Ord. Bundesparteitag der Freien Demokratischen Partei
am 13. Mai 2018:



Liebe Freundinnen und Freunde, sehr beeindruckt hat mich als ich sah,
wie diese Woche auf der Google-Entwicklerkonferenz ein
Sprachassistent vorgestellt wurde, der völlig selbstständig
Telefonanrufe getätigt und dabei auch mit seinen Gesprächspartnern
verhandelt hat. Wenn Sie sich diese Präsentation anschauen und
zuhören, dann werden Sie nicht merken, dass ein Computer das Gespräch
geführt hat. Das sind Entwicklungen, die kommen und zwar sehr bald.
Und es gibt noch viel mehr. Noch in diesem Jahr soll in einem
Seniorenheim in Garmisch-Patenkirchen ein Pilotversuch mit
Pflegerobotern gestartet werden. Diese Roboter helfen Senioren beim
Trinken, können Patienten stützen und erkennen selbstständig, ob
jemand gestürzt ist. Sie holen dann auch völlig eigenständig Hilfe.
Andere Roboter arbeiten schon gemeinsam mit Menschen in der
Endfertigung.

Innovation ist also nicht nur ein Wort, sondern wir erleben momentan
in Echtzeit, wie sie Science-Fiction-Filme Alltagsrealität werden
lässt. Und deshalb, liebe Freunde, ist doch die zentrale Frage, wenn
ich jetzt mal nur diese zwei Beispiele pars pro toto nehme, welche
neuen Chancen haben wir, wenn uns Sprachassistenten im Alltag
Routinearbeit abnehmen. Wie viel kreativer, wie viel produktiver
können wir alle werden? Welche großartigen Möglichkeiten bieten
Assistenzroboter zum Beispiel für Pfleger und Ärzte, wenn sie sie von
Routinearbeiten entlasten, um ihnen so mehr Zeit für ihre Patienten
zu verschaffen? Und wo - was mir besonders wichtig ist - um Ihnen
dann etwas zu geben was letztlich kein Roboter, was kein Algorithmus
ersetzen kann: menschliche Nähe, Zuwendung und Wärme. Eben genau das,
was uns als Menschen ausmacht.

Und das liebe Freunde, dass ist für mich das Entscheidende, was die
neuen Technologien anbetrifft, was Kreativität, was Empathie, was
Zuwendung und Anteilnahme endlich wieder in den Mittelpunkt rückt,
jedenfalls dann, wenn wir es richtig machen. Für Freie Demokraten ist
das Wichtigste, dass der Mensch in den Mittelpunkt rückt. Von
Zuversicht an die Kraft von Innovation ist unser Parteitag
durchdrungen, gerade vorhin auch die Debatte um unseren
Schwerpunktantrag. Eine Stimmung voller Mut, engagiert in der Debatte
und mit einem Innovationsprogramm für Deutschland, das dies auch
ausstrahlt in jeder Zeile, in jedem Wort. Wir sind auch deshalb
mutig, weil wir den Bürgerinnen und Bürgern reinen Wein einschenken.
Wir machen ihnen klar, wenn wir weiterhin in Deutschland unseren
jetzigen Lebensstandard halten wollen, diesen Lebensstandard, den wir
mit Fleiß und auch Erfindertum erarbeitet haben, dann muss sich viel
ändern. Denn etwas liegt doch auf der Hand: Wir brauchen neue Ideen
in unserem Land, neue Strategien wie wir zur Innovation Nation
werden. Und Innovation Nation liebe Freunde, dass heißt eben auch
neue Schritte gehen. Auch wenn der Weg steil und steinig ist.
Digitalisierung ist dabei ein Aspekt von Innovation. Doch sie bringt
eine komplette Umwälzung unserer Gegenwart.

Digitalisierung löst die 200 Jahre alte Industrialisierung so wie wir
sie kennen ab. Und ich glaube, sie löst damit auch ein Weltbild ab.
Und, liebe Freunde, darauf müssen wir doch reagieren. Digitalisierung
sie betrifft uns alle, zunächst als Mensch egal welchen Alters. Sie
betrifft uns aber auch als Bürger in einer Demokratie und damit die
Gesellschaft als Ganzes. Und es geht noch viel weiter: Sie betrifft
uns unabhängig von unserer beruflichen Tätigkeit, ob als Arbeitnehmer
oder Unternehmerin, als Handwerker, als Patient, als Ärztin, als
Schüler, als Busfahrer, als Anwältin, als Krankenpfleger, und und
und... Und wir können sogar noch weiter gehen, sie betrifft uns auch
als Europäische Union. Hier muss endlich der digitale Binnenmarkt
her.

Und schließlich auch in dem was wir globales Dorf nennen. hier müssen
wir Synergien nutzen und als Weltgemeinschaft miteinander umgehen
können. Liebe Freundinnen und Freunde, diese Veränderungen sind so
umwälzend, so fundamental, dass manche - man kann sogar sagen das
viele - befürchten, dass die Menschen, dass unsere Gesellschaft nicht
mitkommt. Und schon gar nicht sofort. Und schon gar nicht immer
begeistert. Das wissen wir auch. Als Freie Demokraten ist es unsere
Aufgabe in dieser sich verändernden Welt, den richtigen Rahmen zu
setzen, so dass die Menschen in unserem Land überzeugt, ja sogar
begeistert werden können, diesen Weg gemeinsam mit uns zu gehen.

Die Sozialdemokratie, sie singt weiter die Hymne vom Schreiten Seit
an Seit der Arbeiterbewegung und so weiter. Nur liebe Freunde, dass
das heute gar nicht mehr die Frage ist. Es geht nicht mehr um die
Arbeiterfrage, nicht mehr um die Fragen der Vergangenheit vor Hundert
Jahren. Es geht auch nicht mehr um die Renaissance von Marx, sondern
es geht um die Selbstbestimmung, um die Gestaltung der Zukunft, um
neue Chancen für die Menschen und für unsere Gesellschaft, wenn wir
mutig sind, wenn wir neu denken und vor allem wenn wir auch danach
handeln. Die Freien Demokraten, sie sind die eigentlichen
Weltveränderer von heute. Das wir uns verändern müssen, lieber
Hermann Otto Solms, dass haben Sie am vergangenen Dienstag in Hart
aber Fair wunderbar auf den Punkt gebracht. Hermann Otto Solms hat an
dieser Stelle gesagt: "Wir leben von der ständigen Veränderung". Und
das, liebe Freunde, genau das ist unsere Aufgabe als Freie
Demokraten: Jetzt schon mit dem Blick auf Übermorgen zu denken und zu
handeln. Angesichts immer schnellerer, disruptiver Veränderungen, die
Menschen, jeden einzelnen Menschen, fit zu machen, im Übermorgen für
sich selbst und für die Gesellschaft erfolgreich, selbstbestimmt,
frei und mündig sein zu können.Das liebe Freunde, das ist unser
Auftrag gegenüber den Weiter-So-Propheten, gegenüber den
Technikfeinden egal ob von rechts oder links. Ich muss in diesen
Tagen, wo wir uns zum Thema Innovation Nation treffen, immer wieder
zurück denken an unseren Parteitag 2015. Können Sie sich noch daran
erinnern, wie wir dafür verlacht worden sind, dass wir uns unter dem
Begriff "Beta-Republik" über einen gesamten Parteitag mit dem Thema
"Digitalisierung" auseinandergesetzt haben? Das war angeblich zu
kompliziert. Das hat angeblich niemanden betroffen. Das hat angeblich
niemand hinter dem Ofen vorgelockt. Ich sage ihnen eins: Dieses
Wochenende sind wir noch einen ganzen Schritt weiter gegangen. Haben
den Bogen noch weiter gespannt mit Innovation Nation. Von
Digitalisierung über Gentechnik bis hin zur Biologisierung,
 das ist unser Ziel und unser Auftrag.

Die Freien Demokraten sind Kompass und Mutmacher in dieser
disruptiven Republik. Doch - und das kann man nicht oft genug betonen
- wir schreiten nicht voran, weil wir Technik-verliebt seien oder gar
Wissenschafts-hörig. Nein! Uns geht es um etwas viel Wichtigeres:
Verschlafen wir aus welchen Gründen auch immer diese neuen
Entwicklungen, setzen wir unseren Wohlstand aufs Spiel und damit,
liebe Freunde, unseren Sozialstand. Den Zusammenhalt in unserer
Gesellschaft, den werden wir nämlich nicht erhalten können, wenn wir
in diesen wichtigen Schlüsselentwicklungen nicht dabei sind, wenn wir
nicht wettbewerbsfähig sind, wenn wir nicht genug Wachstum
erarbeiten.

Unser Antrieb ist also der Mensch. Sein Glück, seine Zukunft. Im
Moment - dass kann ich nachvollziehen, wenn man so durch die Straßen
guckt - mag der eine oder andere denken, dass wir mit unter eine
Gesellschaft geworden sind, die nicht mehr miteinander redet. Gestern
hat ein Delegierter das Einsamkeitsministerium aus Großbritannien
zitiert. Eine Gesellschaft, die isoliert, ob in der U-Bahn oder sogar
beim Gehen auf der Straße, auf das Smartphone starrt. Ich aber glaube
nicht, dass das das Ende der Entwicklung ist. Die disruptive
Republik, die wir gerade erleben, sie ist eine Chance für
selbstbestimmtes Leben. Sie ist eine Chance für eine Plattform des
engeren Zusammenhalts mit Zeit für Begegnungen und Zeit fürs
Gespräch. Und dann ist sie ein revolutionärer Glücksfall, wenn wir es
richtig anpacken. Dazu müssen wir aber handeln. Wie sollen in einem
solchen Deutschland ein modernes Bildungssystem, ein neues
Datenrecht, die neue Arbeitswelt, wirksames e-Government oder auch
ein e-Health-System aussehen? Datensicherheit Made in Germany? Oder
neue Einsatzmöglichkeiten für Künstliche Intelligenz, die uns mehr
Freiheit verschaffen. Unser Sofortprogramm für Innovation gibt darauf
die Antworten. Man muss sie nur noch angehen - und zwar jetzt und
heute.

Liebe Freundinnen und Freunde, Freie Demokraten, das sind die
eigentlichen Weltveränderer. Und auch deshalb konnten wir Jamaika
nicht mitmachen. Das war eine GroKo mit grüner Soße drüber. Und wir
dann dabei als Zuschauer und Claqueure für den Hochzeitstanz von
Peter Altmaier und Claudia Roth. Nein, mit uns nicht zu machen. Denn
wir, wir haben einen Gestaltungsanspruch während CDU, CSU und die
Grünen nur den kleinsten, gemeinsamen Nenner gesucht haben, waren wir
auf der Suche nach der größtmöglichen Perspektive. Und das werden wir
auch weiter so machen. Doch das Schöne ist, wenn sie sich einmal
umhören, wenn sie Gespräche belauschen oder auch sehr aktiv zuhören,
bei Bürgerinnenansprachen und Bürgeransprachen, der Druck, liebe
Freunde, er wird größer. Nicht mehr lange und keiner unserer
politischen Wettbewerber kann sich mehr diesen Veränderungen
entziehen, die wir jetzt schon gestalten wollen. Und bis dahin macht
unsere Fraktion im Deutschen Bundestag genau das, was wir mit unserer
Partei 2014 entwickelt haben: Wir schauen in die Zukunft, wir messen
tagesaktuelle Politik an ihrer Innovationsfähigkeit. Wir machen eben
keine Politik nach Umfragen und wir schielen nicht auf Umfragen. Wir
machen nicht, dass was das Kanzleramt macht. Wir machen ernsthafte
Opposition: seriös, argumentativ, präzise, messerscharf auf den Punkt
und ohne Polemik und Pöbelei.

Freie Demokraten, das sind die Fortschrittstreiber für die Innovation
Nation. Das ist unser Stil im Bundestag, auch unser Stil darüber
hinaus. Dies wird auch unser Stil in der kommenden Woche sein, wenn
das Haushaltsbuch der Regierung aufgeschlagen wird. Denn diese
Regierung, liebe Freunde, sie gibt das Geld der Bürgerinnen und
Bürger mit vollen Händen aus. Aber sie schaut dabei weder auf die
Zukunft, noch ist sie bereit, die Bürgerinnen und Bürger zu
entlasten. Sie ist mit sich selbst beschäftigt. Obwohl: Wenn man sich
einmal die Umfragen anschaut - und gegenüber dem Institut Sewell
erklärten sich in den vergangenen Tagen knapp 200.000 Bürgerinnen und
Bürger über ihre Zufriedenheit - dann ist das Urteil über einen
solchen Regierungsstil sehr schnell klar. Sehr oder eher zufrieden
sind knapp 20 Prozent. 16 Prozent sind Unentschieden. Aber: Eher
unzufrieden oder sehr unzufrieden, das, liebe Freunde, sind 64
Prozent. Das ist deutlich. Das ist ein deutliches Urteil darüber,
dass sich diese Bundesregierung nicht um die Innovation Nation
kümmert. Sie schert sich nicht um die Mitte der Gesellschaft, wie man
auch an dem halbherzigen Stil sieht, mit dem sie den Soli nur in
Teilen abschaffen will.

Das liebe Freunde ist nicht Robin Hood, das ist Raffzahn Dagobert
Duck. Aktuell hat Deutschland es im internationalen Vergleich auf
Platz 2 geschafft. Allerdings nicht bei der Innovationsfähigkeit.
Nicht bei Künstlicher Intelligenz. Nicht beim Ausbau des Breitbandes.
Nicht im weltweiten Bildungsvergleich. Wir sind auf Platz 2 bei den
Belastungen für Bürgerinnen und Bürger, bei Steuern und Abgaben
gelandet. Da, liebe Freunde, ist Deutschland vorne. Nur das ist kein
Grund Stolz darauf zu sein.

Der Bürger wird zur Melkkuh des gefräßigen Staates Nimmersatt. Und
deshalb ist es jetzt Zeit für eine deutliche Steuerentlastung. Gerade
für die Mittelschicht, die diesen Staat, die diese Gesellschaft in
großen Maße trägt. Und auch für die Unternehmen, die unseren
Wohlstand mit ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
erwirtschaften und zwar in einem gewaltigen weltweiten Wettbewerb.
Aber - und da kennen Sie mich als Bildungspolitikerin - es ist eben
auch Zeit für die richtigen Investitionen in Bildung und
Infrastruktur. Und wenn wir als Freie Demokraten überall
Innovationsmut einfordern, von Gesellschaft, Staat und Wirtschaft,
dann müssen wir in unserer Gesellschaft auch die Frage stellen, wie
hält es eigentlich die Politik mit ihrer eigenen
Innovationsfähigkeit? Wie veränderungsbereit ist sie? Wie schnell
reagiert sie überhaupt auf Veränderungen? Und wie schnell setzt sie
das um, was als richtig erkannt wurde? Entscheidend ist dabei, dass
die Politik den Menschen, seine Bedürfnisse, aber auch seine
Möglichkeiten in den Mittelpunkt stellt. Diesen Anspruch an die
Politik müssen wir in Deutschland noch sehr viel mehr entwickeln. Wir
müssen gestalten, statt nur zuzusehen und mit behäbigen
Trippelschritten zu verwalten. Und genau deswegen heißt Innovation
Nation eben auch Mut zur Zukunft.

Und die müssen wir ohne Pessimismus gestalten. Chancen sind da. Jetzt
müssen wir zugreifen auch in der Politik. Die Antwort auf diese
Frage, sie bedarf einer grundsätzlichen Haltungsänderung: alles
entwickelt sich, wird immer schneller, immer umfassender, immer
revolutionärer. Das Festhalten am Status Quo, das hat uns selbst 2013
in die Lage gebracht, plötzlich nicht mehr dort zu sein, wo wir
hingehören: in den Deutschen Bundestag. Als Freie Demokraten standen
wir damals selbst vor der Frage: radikaler Neuanfang? Oder weiter
wurschteln mit ein paar kosmetischen Korrekturen? Es ging damals um
nicht weniger als um die Frage, ob wir selbst in der Lage sein
würden, echte Innovationsfähigkeit zu zeigen. Und genau das liebe
Freunde, genau das haben wir gemacht. Und zwar gemeinsam im Team mit
der ganzen Partei.

Und auch für die Jüngsten, die uns heute auf dem Parteitag begleiten.
Wir haben die großen Linien aufgezeigt, die großen Linien, die unsere
Gesellschaft bestimmen sollen. Das was sich ändern muss, damit
Wohlstand, damit der Zusammenhalt unserer Gesellschaft weiter
finanziert werden kann. Und das haben wir mit Diskussionsfreude und
vor allem mit einer großen Geschlossenheit erreicht, die einzigartig
ist in der deutschen Politiklandschaft dieser Zeit. Zu dieser
Innovationsfähigkeit gehört als Grundlage auch die Analyse der
Wirklichkeit und zwar knallhart so wie sie ist. Und genau das haben
wir als Freie Demokraten gemacht.

Und wir beweisen sie dieser Tage auch noch bei einem ganz anderen
Thema: Seit Jahren sinkt der Anteil der Frauen unter unseren
Mitgliedern. Wenn wir ansonsten immer um die 24, 25 Prozent
geschwankt haben, so haben wir jetzt 2017 einen auf 22 Prozent
abgesunkenen Wert. Das liegt an der Tatsache, dass bei der
Neumitgliederwelle letzten Jahres, nur 18,5 Prozent Frauen
eingetreten sind. Und das muss uns alarmieren.

Das muss uns deswegen alarmieren, weil ein Teil der
gesellschaftlichen Wirklichkeit bei uns nicht so vertreten ist, wie
er vertreten sein sollte. Wir sprechen offenbar einen wichtigen Teil
unserer Gesellschaft nicht ausreichend an. Neben weiblichen
Mitgliedern, auch potentielle Wählerinnen und Unterstützerinnen für
die Freien Demokraten. Ihre spezielle Lebenserfahrung fehlt uns
damit. Und ja, das ist nicht nur bei uns so. In keiner anderen Partei
entspricht der Anteil der weiblichen Parteimitglieder dem Anteil der
Frauen in unserer Gesellschaft. Doch das kann uns ja nicht beruhigen.
Und es ist so wie häufig, liebe Freunde, die Freien Demokraten, sie
erkennen das Problem, sie packen es an. Und sie werden es lösen.

Wir brauchen mehr Frauen, weil gerade sie von der Politik erwarten,
dass sie nicht weniger, sondern mehr Chancen für Selbstverwirklichung
schafft. Angesichts dieser Debatte habe ich einmal zurückgeblickt,
warum ich eigentlich Ende der 80er Jahre bei den Jungen Liberalen und
dann später Anfang der 90er bei den Freien Demokraten eingetreten
bin. Also ich als Frau. Entschieden habe ich mich damals für die
einzige Partei, die von Freiheit und Verantwortung sprach. Und das
ist, das war damals meine tiefe Überzeugung, aber das spiegelt nach
wie vor meine sehr tiefe Überzeugung wieder, dass Menschen dann
erfolgreich sind, wenn sie die Dinge selbst in die Hand nehmen. Und
wenn man ihnen dazu auch den Freiraum lässt. Es sind die Freien
Demokraten, die sich fragen: Was müssen wir tun, damit Menschen aus
eigener Kraft nach ihren eigenen Vorstellungen, ihr Leben gestalten
können? Wie können wir durch Politik mehr Freiraum für mehr
Lebenschancen von mehr Menschen in Deutschland erreichen? Freie
Demokraten waren immer die Partei der fairen Chancen. Bei uns zählte
nie, wo einer herkam oder welches Geschlecht er oder sie hatte.
Sondern allein sein Mut, seine Leistungsbereitschaft, sein
Leistungswille und die Leidenschaft für Freiheit und Verantwortung.
Und liebe Freunde sie wissen, dass ich genau aus diesem Grunde immer
gegen die Quote war, weil ich sie auch nach wie vor für die Reduktion
auf mein Geschlecht empfinde. Und offen gestanden, so gut wie wir uns
Frauen mit unserem Geschlecht fühlen, wir sind mehr und wir können
mehr.

Zentral sollten deshalb Qualifikation und Talent sein, Engagement und
Leidenschaft. Doch, liebe Freunde, Hand aufs Herz: Müssen dann nicht
viel mehr Frauen in Führungsfunktionen bei uns sein? Wir schauen
jetzt vorurteilsfrei und ergebnisoffen auf dieses Thema, und auch auf
das Thema Quote. Denn freidemokratisch zu sein, das heißt auch gegen
die eigenen bisherigen Vorstellungen zu denken. Das heißt eben offen
zu sein. Man darf die Dinge nicht unverändert halten. Damit lieber
Rudi ist die Quote weder weggeräumt, noch beschlossen. Aber
Gegenstand einer ergebnisoffenen Debatte.

Liebe Freundinnen und Freunde, wir haben heute starke Frauen bei den
Freien Demokraten. Da muss ich nur durch den Saal hier blicken.
Starke Frauen auf allen Ebenen, vom Ortsverband bis hin in die
Bundestagsfraktion. Wir glauben aber, dass können mehr werden, und
wir wollen, dass das mehr werden. Und deshalb suchen wir nach
Lösungen, dass die Frauen sich mehr in die Partei einbringen. Deshalb
haben wir im April die Arbeitsgruppe Chancen durch Vielfalt
gegründet, die bereits die Arbeit aufgenommen und eine erste
Onlineumfrage gestartet hat. Die Beteiligung - und dafür bedanke ich
mich - war groß, genauso wie an unserem Female-Morning-Meeting
gestern früh. Und Sie finden die Ergebnisse, die ersten Ergebnisse,
dieser Umfrage in ihren Tagungsmappen, so dass ich das hier nicht im
Detail wiederholen muss. Aber auf ein Ergebnis möchte ich gerne
eingehen, was ich besonders erfreulich finde, dass nämlich 52 Prozent
der Teilnehmerinnen gesagt haben, sie seien interessiert ein
politisches Amt zu übernehmen. Und das obwohl gleichzeitig andere 33
Prozent der Teilnehmerinnen gesagt haben, dass sie bereits über ein
politisches Amt kandidiert haben, oder momentan so ein politisches
Amt innehaben. Was heißt, wir haben die große Masse der Frauen in
unserer Partei, die so begeistert sind, dass sie noch mehr möchten
und ich glaube es ist unsere Aufgabe, genau dem zum Durchbruch zu
verhelfen.

Unsere Arbeitsgruppe, sie wird nun Handlungsvorschläge erarbeiten,
wie wir Frauen gestärkter, gezielter ansprechen können. Also als
Partei meine ich, die Herren. Und am Ende wollen wir noch stärker
dastehen als zuvor. Wir wollen Gestaltungsfähigkeit gewinnen. Das,
liebe Freunde, ist der Sinn der Übung und nicht Genderideologie. Wir
möchten Frauen, die nicht auf die linke Staatswirtschaft oder
Genderideologie hereinfallen, aber auch nicht den alten Rollenbildern
der CSU hinterherlaufen, sondern wir möchten denjenigen eine
politische Heimat bieten, die weder das eine noch das andere wollen.
Und liebe Freunde, 3K, das steht für uns für die Freiheitskundgebung
von Drei König und nicht eben für Kinder, Küche und Kirche.

Und noch etwas ist bei uns anders als bei den anderen Parteien: Der
Anspruch mehr Frauen für die Freien Demokraten zu gewinnen, der
Anspruch einen anderen Stil zu leben, den Politikbetrieb anders zu
gestalten, das ist keine Auseinandersetzung Frau gegen Mann bei uns,
sondern wir machen es uns zur Aufgabe - und das machen sich bei uns
auch die Männer als Aufgabe zu eigen - und darauf bin ich stolz. Und
das ist einfach unsere liberale Grundhaltung. Und deswegen, liebe
Freunde, nutzen wir das Potential, was in uns steckt, und zwar für
das Potential was in den Menschen in unserem Land steckt. Nutzen wir
das Potential der gesamten Partei als Kraftzentrum für unsere
Bundestags- und Landtagsfraktion. Wenn uns dies gelingt, liebe
Freundinnen und Freunde, dann entwickeln sich die Innovationen fast
von alleine. Bei uns, bei den Freien Demokraten, in der Politik, aber
vor allem auch als Handlungsmaxime für Wirtschaft und Gesellschaft.
Lassen sie es uns gemeinsam angehen. Lassen Sie uns zur Innovation
Nation werden. Neu denken, neue Wegen gehen, es geht ganz einfach,
wenn man will. Lassen Sie uns damit anfangen. Herzlichen Dank.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1000: Verfassungsgerichtshof-Präsident schlägt einen "Tag der Landesverfassung" vor (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 56/2018

Europatag 2018

Verfassungsgerichtshof-Präsident Stilz schlägt einen "Tag der
Landesverfassung" vor



Stuttgart - Der Präsident des Verfassungsgerichtshofs
Baden-Württemberg, Eberhard Stilz, hat am Mittwoch, 9. Mai 2018, im
Landtag von Baden-Württemberg die Einführung eines "Tags der
Landesverfassung" vorgeschlagen. Als Datum biete sich der 11. November
an, der Tag der Verabschiedung vor 65 Jahren, sagte Stilz auf einer
Europa-Veranstaltung. Nicht allein das "faszinierende Grundgesetz",
auch und gerade die Landesverfassung präge die Landesidentität. Es
gelte, mehr Verfassungsbewusstsein zu schaffen, wie es
Landtagspräsidentin Muhterem Aras (Grüne) mit ihrer Reihe "Wertsachen"
tue. Er schlage vor, rund um einen "Tag der Landesverfassung" einen
Themenschwerpunkt an Schulen zu legen. "Wir dürfen es nicht den
Juristen und Politologen überlassen, die Verfassung mit Leben zu
füllen", so Stilz, der zugleich Präsident der Stiftung Weltethos ist.
Eine landesweite Auseinandersetzung über gemeinsame Werte sei
geeigneter, Zugehörigkeit zu schaffen, als eine Feierstunde zum
Grundgesetz in Berlin.

Landtagspräsidentin Aras hatte zur Veranstaltung
"Verfassungsrechtliche Gestaltungsräume für eine eigenständige
Europapolitik des Landes Baden-Württemberg" am Europatag eingeladen.
Anlass war das Erscheinen eines neuen juristischen Kommentars zur
Landesverfassung - dem ersten seit mehr als 30 Jahren. Der
Herausgeber, Professor Volker Haug (Universität Stuttgart),
bezeichnete es als "Unding", dass Baden-Württemberg seit Jahrzehnten
über keinen aktuellen Verfassungskommentar verfüge. Dies zeige ein
"krasses Missverhältnis" zur Relevanz dieses Bundeslandes.

Baden-Württembergs Landesverfassung weist eine europarechtliche
Besonderheit auf: Als erste Landesverfassung legte Baden-Württemberg
bereits im Jahr 1995 fest, dass die Landesregierung in Angelegenheiten
der Europäischen Union dem Landtag die Möglichkeit zur Stellungnahme
gibt. Und mehr: Werden Kompetenzen an die EU übertragen, ist die
Regierung seit 2011 an Stellungnahmen des Landesparlaments gebunden.
Dieser Artikel 34 der Landesverfassung zeigt nach Ansicht des Podiums
im Landtag, dass eine Landesverfassung es vermag, in stark exekutiv
geprägten Entscheidungsprozessen auf Bundes- und EU-Ebene ein
Bundesland "in die Player-Rolle zurückzuholen".

Auf dem von Gigi Deppe (ARD-Rechtsredaktion) moderierten Podium
diskutierte neben Stilz und Haug auch Professorin Stefanie Schmahl
(Universität Würzburg).

 * 
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BAYERN/4903: Söder muss umstrittenes Polizeiaufgabengesetz stoppen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 14. Mai 2018

SPD: Söder muss umstrittenes Polizeiaufgabengesetz stoppen



Natascha Kohnen will offene Debatte - Wir haben Respekt vor den Menschen, die für ihre Freiheit auf die Straße gegangen sind

Natascha Kohnen appelliert an Ministerpräsident Markus Söder, das umstrittene Polizeiaufgabengesetz zurückzuziehen. Es soll morgen (15. Mai) im Plenum des Bayerischen Landtags verabschiedet werden: "Wir wollen eine offene und ehrliche Debatte neu beginnen. Über 30.000 Bürgerinnen und Bürger sind für die Freiheit auf die Straße gegangen. Der Respekt vor diesen Menschen verlangt, dass das Gesetz nicht durch den Landtag gepeitscht wird. Wir als SPD werden mit allen verfassungsrechtlichen Mitteln gegen das Überwachungsgesetz vorgehen. Wir wollen keinen Überwachungsstaat Bayern."

 * 

Quelle:
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2200: Friesen - Hilfe aus den USA für die bedrohte Sprache (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Friesen

Hilfe aus den USA für die bedrohte Sprache



Mit Know-how aus den USA soll das Friesische am Leben gehalten werden.
Diesen Plan haben Vertreter friesischer Kultureinrichtungen Ende
Januar im Friesengremium des Landtages vorgestellt. Das Nordfriesische
Institut in Bredstedt hat ein gemeinsames Forschungsprojekt mit der
Smithsonian Institution in der US-Hauptstadt Washington angestoßen.
Ziel ist ein Konzept zur "Revitalisierung" der Minderheitensprache an
der Westküste. Die amerikanischen Forscher hätten bereits mehrfach den
aussterbenden Sprachen amerikanischer Ureinwohner neues Leben
eingehaucht, berichtete Inken Völpel-Krohn, Vorsitzende des
Trägervereins des "Nordfriisk Instituut". Bahne Bahnsen von der
"Friisk Foriining" wies auf die dramatische Lage des Friesischen hin:
"Die Sprache existiert noch, aber sie liegt auf der Intensivstation."
Schätzungen zufolge sprechen derzeit noch etwa 12.000 bis 20.000
Menschen im Kreis Nordfriesland und auf Helgoland einen der
verschiedenen friesischen Dialekte. Wenig ermutigend sind die Zahlen
aus dem Schulunterricht: Zurzeit lernen rund 800 Schüler in 17 Schulen
in der Region Friesisch. Die Tendenz ist rückläufig, vor allem, weil
Lehrer fehlen. Momentan gibt es 25 Friesisch-Pädagogen im Lande.

Ein Wunsch der Friesen: mehr Präsenz in den öffentlich-rechtlichen
Medien. "Pro Tag eineinhalb Minuten Nachrichten im NDR-Radio wären
gigantisch", sagte der SSW-Abgeordnete Lars Harms. Einen Erfolg für
das Friesische vermeldete das Verkehrsministerium: Bis Ende April
sollen 150 Hinweisschilder an Nordfrieslands Straßen zweisprachig
umgerüstet sein. Dies helfe, um "sichtbar zu sein", wie Ilse Johanna
Christiansen vom Friesenrat unterstrich.

Im Friesengremium treffen sich zweimal im Jahr Vertreter der Friesen
mit Abgeordneten aus Landtag und Bundestag sowie der Landesregierung.
Den Vorsitz hat Landtagspräsident Klaus Schlie.

 * 
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ARBEIT/1188: Andrea Nahles gratuliert Reiner Hoffmann zur Wiederwahl 


SPD-Pressemitteilung vom 14. Mai 2018

Andrea Nahles gratuliert Reiner Hoffmann 



Die SPD-Vorsitzende Andrea Nahles gratuliert dem Vorsitzenden des Deutschen Gewerkschaftsbundes Reiner Hoffmann zu seiner heutigen Wiederwahl mit folgendem Schreiben:

Zu Deiner Wiederwahl zum Vorsitzenden des Deutschen Gewerkschaftsbundes gratuliere ich Dir persönlich und im Namen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands sehr herzlich.

Euer Bundeskongress steht unter dem Motto "Solidarität, Vielfalt, Gerechtigkeit". Für diese Ziele streiten wir gemeinsam. Wir wollen für die Menschen gleichberechtigte Teilhabe am wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben. Gerade in einer Welt, die offensichtlich immer schneller wird, brauchen und wünschen sich die Menschen Planbarkeit und Sicherheit für ihr Leben. Wir streiten gemeinsam für Arbeitsverhältnisse, die unbefristet, sozial abgesichert und tariflich bezahlt sind. Auch neue Formen digital geprägter Erwerbstätigkeit brauchen Absicherung. Prekäre Beschäftigung, egal in welcher Form, wollen wir abschaffen.

Immer wenn Sozialdemokratie und Gewerkschaften in den zentralen Fragen einig waren, gab es auch gesellschaftlichen Fortschritt. Soziale Gerechtigkeit und ökonomischen Erfolg zu verknüpfen, ist die Grundlage dafür, niemanden zurückzulassen und alle an Wachstum und Wohlstand zu beteiligen.

Ich freue mich auf die Fortsetzung unserer guten Zusammenarbeit in den nächsten vier Jahren. Für Deine Aufgabe wünsche ich Dir Mut, Kraft und eine glückliche Hand.

 * 
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AUSSEN/1578: Russland muss auch kritischen Sportjournalisten den Zutritt gewähren


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Mai 2018

Arbeitsgruppe: Sport

Russland muss auch kritischen Sportjournalisten den Zutritt gewähren



Detlev Pilger, sportpolitischer Sprecher:

Einen Monat vor Beginn der Fußball-WM in Russland ist eine kritische Berichterstattung offenbar unerwünscht. Anders ist es nicht zu erklären, weshalb dem ARD-Investigativ-Journalisten Hajo Seppelt die Einreise nach Russland verwehrt bleibt.

"Hajo Seppelt hat entscheidend dazu beigetragen, dass das russische Staatsdoping bei den Olympischen Winterspielen 2014 in Sotschi aufgedeckt wurde. Diese journalistische Leistung sorgt nun dafür, dass er in Russland als "unerwünschte Person" gilt und nicht von der Fußball-WM aus Russland berichten kann.

Wir fordern den Deutschen Fußball-Bund (DFB) auf, sich als Schwergewicht im Weltfußball bei der FIFA für einen freien Journalismus einzusetzen. Schließlich hat die FIFA selbst mehrfach betont, welchen hohen Stellenwert die Pressefreiheit für sie hat. Daher müssen die Funktionäre der FIFA ihren Einfluss auf die russische Regierung geltend machen, damit Hajo Seppelt und alle anderen Journalisten ungehindert aus Russland berichten können."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Mai 2018 

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





SOZIALES/2694: Tag der Kinderbetreuung - Bund sorgt für mehr Qualität und weniger Gebühren


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Mai 2018

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Tag der Kinderbetreuung - Bund sorgt für mehr Qualität und weniger Gebühren



Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion:

Jeden Tag leisten Kita-Fachkräfte und Tageseltern wertvolle Arbeit, damit Kinder gut aufwachsen können. Am Tag der Kinderbetreuung soll diesem Einsatz die nötige Anerkennung gezollt werden. Davon unabhängig kann die Qualität in der Kinderbetreuung noch besser werden.

"Der Bund greift den Ländern beim Qualitätsausbau in der Kinderbetreuung kräftig unter die Arme: mit zusätzlich 3,5 Milliarden in dieser Legislaturperiode. Mehr Qualität und weniger Gebühren. Das Gute-Kita-Gesetz schafft die Grundlage für gute Bildung von Anfang an. Damit jedes Kind es packt.

Wichtig ist uns als SPD-Bundestagsfraktion: Jedes Kind überall in Deutschland soll die beste Betreuung bekommen - und das unabhängig vom Einkommen der Eltern. Um die unteren Einkommen zu entlasten, sollen sozial gestaffelte Elternbeiträge in allen Bundesländern Pflicht werden. Zusätzlich sollen Familien mit geringem oder ohne eigenes Einkommen von den Kita-Gebühren befreit werden.

Die Länder sollen das Geld dort investieren können, wo es am meisten hilft.  Sie wissen selbst am besten, wo die eigenen Kitas noch besser werden können. Weniger Gebühren, mehr Erzieherinnen und Erzieher, Betreuung in Randzeiten  - die Länder können je nach Bedarf entscheiden, an welcher Stelle sie die zusätzlichen Mittel des Bundes einsetzen.

Das Beste für die Kleinsten - das Gute-Kita-Gesetz sorgt dafür."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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AUSSEN/595: Deutschlands Prioritäten (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 14. Mai 2018

german-foreign-policy.com

Deutschlands Prioritäten


BERLIN/TEHERAN/WASHINGTON - In Gesprächen mit iranischen
Regierungsvertretern am morgigen Dienstag strebt die Bundesregierung nach
einer Lösung im Streit um das Atomabkommen mit Teheran. Hintergrund ist
neben dem Versuch, die Interessen der deutschen Wirtschaft zu wahren, die
Absicht, eine eigenständige Mittelostpolitik durchzusetzen; diese wäre, da
Berlin in den Machtkämpfen mit Moskau und Beijing eng an der Seite
Washingtons steht, von hoher Bedeutung, um den Berliner Anspruch auf eine
führende Rolle in der Weltpolitik zu legitimieren. Während Kommentatoren
die Bundesregierung befeuern, warnen vor allem der
Bundeswirtschaftsminister und Industriekreise, man dürfe den Konflikt mit
Washington nicht auf die Spitze treiben: Weil die Vereinigten Staaten der
größte Absatzmarkt und der mit Abstand wichtigste Investitionsstandort
deutscher Unternehmen sind, steht für den künftigen Wohlstand der deutschen
Eliten viel auf dem Spiel. Umgekehrt droht die Industrie der EU-Staaten in
Iran wegen der US-Sanktionen unwiderbringlich in Rückstand gegenüber China
zu geraten.

Kampf um Eigenständigkeit

Bundeskanzlerin Angela Merkel sowie weitere Berliner Regierungspolitiker
haben in den vergangenen Tagen bekräftigt, in der Iranpolitik offen in
Opposition zu den Vereinigten Staaten gehen zu wollen. "Wenn jeder macht,
worauf er Lust hat, ist das eine schlechte Nachricht für die Welt",
erklärte Merkel am Freitag zum Bruch des Atomabkommens mit Iran durch die
Trump-Administration.[1] Am morgigen Dienstag wollen die Außenminister
Deutschlands, Frankeichs und Großbritanniens mit iranischen
Regierungsvertretern über Optionen diskutieren, das Abkommen noch zu
retten; über diese Frage hatte sich Merkel bereits Ende vergangener Woche
mit dem russischen Präsidenten Wladimir Putin telefonisch ausgetauscht.[2]
"Wir sind bereit zu reden, zu verhandeln, aber wo nötig auch für unsere
Positionen zu streiten", wird nun Außenminister Heiko Maas zitiert.
Tatsächlich bleibt der Bundesregierung kaum eine andere Wahl, will sie
ihren immer lauter vorgetragenen Anspruch auf eine führende Rolle in der
Weltpolitik [3] nicht preisgeben: Während sie im Machtkampf gegen Russland
eng an der Seite Washingtons steht, zeichnet sich in den
Auseinandersetzungen mit China ebenfalls ein gemeinsames transatlantisches
Vorgehen ab. Allein im Mittleren Osten ist es Berlin eine Zeitlang
gelungen, mit seiner Iranpolitik, die auf eine Art "Wandel durch
Annäherung" zielt [4], eine gewisse Eigenständigkeit gegenüber den USA
vorzuweisen. Diese steht mit dem Ende des Atomabkommens nun auf dem Spiel.

Glaubwürdigkeit

Entsprechend befeuern Medienkommentatoren und Regierungsberater die
Berliner Bemühungen um eine Rettung des Abkommens in Opposition zu den USA.
"Europa muss einfach mehr in die Waagschale werfen, um sich Gehör und
Achtung zu verschaffen und seine eigenen Interessen geltend zu machen",
hieß es am Freitag in einer führenden deutschen Tageszeitung: "Weltmacht
wird man nicht im Seminarraum, durch selbstgefälliges Reden oder
Beleidigtsein."[5] Tatsächlich sei es im Machtkampf um das Atomabkommen
notwendig, "dass die EU geschlossen agiert und auch den Konflikt mit den
USA nicht scheut", heißt es bei der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP)
- auch wenn ein "entschiedenes Vorgehen" der EU "höchstwahrscheinlich einen
handfesten Konflikt mit ungewissem Ausgang auslösen" werde.[6] Mit Blick
auf den zu erwartenden harten "transatlantischen Konflikt" müsse man
"Vorsorge treffen", etwa, "dass sich die EU nicht wieder - wie 2003 in der
Frage des Irak-Krieges - spalten lässt", heißt es weiter: "Deutschland,
Frankreich und Großbritannien sollten deshalb um die Unterstützng aller
EU-Mitgliedstaaten für solch einen Kurs werben." Zwar seien weitere
transatlantische Spannungen keinesfalls "wünschenswert"; doch wenn die EU
sich jetzt einer Konfrontation verweigere, "hätte Trump nicht nur die
amerikanische, sondern auch die europäische Glaubwürdigkeit nachhaltig
beschädigt". Das Beharren auf einer eigenständigen Iranpolitik sei also
angesagt.

Sekundäre Sanktionen

Regierungsberater halten dazu staatliche Maßnahmen zur Absicherung
deutscher Geschäfte in Iran für unverzichtbar. Washington bedrohe alle
deutschen Unternehmen, die weiterhin Handel mit dem Land tätigen oder immer
noch dort investieren wollten, mit "sekundären Sanktionen", heißt es in
einem weiteren SWP-Papier: Derlei Strafmaßnahmen müsse die EU sich nun
entgegenstellen, um den deutsch-iranischen Handel und die Investitionen in
Iran zu retten. Man könne dazu auf ein "blocking statute" zurückgreifen,
das Brüssel bereits 1996 verfasst habe, heißt es.[7] Möglich seien auch
staatliche Garantien für Iran-Geschäfte von Unternehmen aus der EU. Die
Bundesregierung warnt allerdings bereits, dazu weder bereit noch in der
Lage zu sein. "Wir haben juristisch keine Möglichkeit, deutsche Unternehmen
gegen Entscheidungen der amerikanischen Regierung zu schützen oder sie
davon auszunehmen, vor allen Dingen dann nicht, wenn es um Zusammenarbeit
mit amerikanischen Firmen in den USA geht", erklärt
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier; man könne betroffene Unternehmen
allenfalls "beraten".[8] Schon jetzt ist deutlich absehbar, dass die
deutsche Wirtschaft sich zu überwiegenden Teilen den US-Sanktionen beugen
wird. Die Folgen von Unbotmäßigkeiten gegenüber Washington hat
beispielsweise die Commerzbank erfahren, als sie im Jahr 2015 zur Zahlung
von 1,45 Milliarden Euro verurteilt wurde - weil sie die Finanzierung von
Iran-Geschäften ermöglicht hatte.

"Ein bisschen erpressbar"

Hinzu kommt, dass zahlreiche in Iran tätige deutsche Unternehmen weitaus
größere Geschäfte in den Vereinigten Staaten machen. Siemens beispielsweise
konnte in Iran Aufträge für den Bau von Gasturbinen und für die
Modernisierung der Bahn an Land ziehen und hoffte auf ein Volumen von
mehreren Milliarden US-Dollar. In den USA hingegen erzielt Siemens aktuell
rund 24 Milliarden US-Dollar pro Jahr. Der Düsseldorfer Henkel-Konzern
wiederum beziffert den Ertrag seiner Iran-Aktivitäten auf ein Prozent
seines Gesamtumsatzes. Das US-Geschäft allerdings bringt 25 Prozent des
Konzernumsatzes und 20 Prozent des Ergebnisses ein. In einer ähnlichen Lage
befinden sich viele deutsche Unternehmen, weil die Vereinigten Staaten der
wichtigste Absatzmarkt und der bedeutendste Investitionsstandort der
deutschen Wirtschaft sind: Im vergangenen Jahr lieferten deutsche Firmen
Waren im Wert von rund 112 Milliarden Euro in die USA und erzielten damit
einen Exportüberschuss von 51 Milliarden Euro, während die deutschen
Direktinvestitionen dort zuletzt 260 Milliarden US-Dollar erreichten - weit
mehr als in jedem anderen Land. "Wir sind tatsächlich ein bisschen
erpressbar", wird ein mit der Thematik befasster Beamter zitiert. Er warnt
vor offener Kritik an den USA: "Es wird nicht besser, wenn man sich an die
Brust trommelt".[9]

"Ein falscher Zungenschlag"

Auch mit Blick darauf warnt Wirtschaftsminister Altmaier mittlerweile vor
Überlegungen, sich in der Iranpolitik offen mit Moskau und Beijing gegen
Washington zusammenzutun. Er halte es "für einen falschen Zungenschlag ...,
wenn einige sagen, wir sollten uns mit Russland und China gegen die USA
verbünden", erklärt Altmaier: Nicht nur seien die Vereinigten Staaten
"immer noch unser enger Bündnispartner in der NATO"; man habe "sehr enge
und sehr gute Wirtschaftsbeziehungen zwischen den USA, Europa und
Deutschland". Man dürfe deshalb, "wenn es um Rhetorik geht, nicht
aufrüsten", warnt der Wirtschaftsminister.[10]

Die Neue Seidenstraße

Demgegenüber warnen Wirtschaftskreise, zwar wiege das Iran-Geschäft
dasjenige mit den USA beileibe nicht auf. Doch müsse man damit rechnen,
dass China in die Bresche springe, wenn sich die Unternehmen Europas wegen
der US-Sanktionen aus Iran zurückzögen. Das könne zur Folge haben, dass die
westliche Wirtschaft auf Dauer aus dem Land verdrängt werde, das
langfristig der wohl lukrativste Wachstumsmarkt im Mittleren Osten sei.
Tatsächlich haben chinesische Firmen bereits angekündigt, ihre Aktivitäten
in Iran auszuweiten. Erst in diesen Tagen ist ein Güterzug in der
Volksrepublik gestartet, mit dem im Rahmen der Neuen Seidenstraße ("One
Belt, One Road", "Ein Gürtel, eine Straße") eine neue Transportverbindung
aus China nach Iran eingeweiht werden soll. Tatsächlich können sich
Konzerne aus Deutschland und der EU keinen weiteren Zeitverlust leisten,
wollen sie in Iran nicht endgültig an den Rand gedrängt werden. Die einzige
alternative Option, den eigenen Einfluss zu sichern, wäre nach Lage der
Dinge ein gewonnener Krieg.


Anmerkungen:

[1] Klartext Richtung Trump. tagesschau.de 11.05.2018.

[2] Merkel telefoniert mit Putin - beide bekennen sich zum Iran-Deal.
handelsblatt.com 11.05.2018.

[3] S. dazu Gabriels Kampfansage.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7470/

[4] S. dazu Die Anti-Trump-Allianz.
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[5] Klaus-Dieter Frankenberger: Zeitenwende. Frankfurter Allgemeine Zeitung
11.05.2018.

[6] Johannes Thimm: Nach dem US-Austritt aus dem Iran-Abkommen: Die Stunde
Europas. swp-berlin.org 09.05.2018.

[7] Oliver Meier: Point of View: What Germany, France and Britain should do
after Trump nixes the Iran deal. swp-berlin.org 08.05.2018.

[8] Schadensbegrenzung für die deutsche Wirtschaft. sueddeutsche.de
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HEGEMONIE/1820: Nord Stream 2 - Selbstbesinnung gefragt ... (SB)




Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier ist nach Kiew und Moskau
gereist, um die Quadratur des Kreises zu erwirken. Es geht dabei um
nichts weniger als ein politisches Gesamtkonzept für die geplante
Ostseepipeline Nord Stream 2, "mit dem alle Staaten in der EU, mit dem
Russland und die Ukraine, leben können" [1]. Unerwähnt ließ Altmaier
die USA, die im Konzert einander widersprechender Interessen auf dem
Energiesektor in schrillen Tönen mitmischen. Wie schon ihre am 8.
November 2011 eingeweihte Vorgängerin Nord Stream 1 gleicht das
Nachfolgemodell um so mehr einem Pulverfaß, da diverse brisante
politische und wirtschaftliche Konkurrenzverhältnisse
aufeinanderprallen, von ökologischen Risiken des Großprojekts ganz zu
schweigen. Altmaier fällt dabei die Aufgabe eines Eisbrechers zu, der
Kompromisse ausloten soll, die Wladimir Putin und Angela Merkel dann
Ende der Woche bei ihrem Treffen in Sotchi verkünden könnten.

Im Spagat deutscher Interessen an einer gesicherten Energieversorgung
und Geschäften hiesiger Unternehmen mit Rußland auf der einen und
Unterstützung der Sanktionspolitik Washingtons wie auch der EU auf der
anderen Seite hat sich die Bundesregierung bislang auf die Ausflucht
zurückgezogen, die neue Pipeline sei ein unternehmerisches Vorhaben,
in das sich die Politik nicht einmische. Die politische Dimension von
Nord Stream 2 läßt sich jedoch nicht länger ausblenden, zumal vor dem
Hintergrund des von US-Präsident Donald Trump losgetretenen
Handelskrieges, der wiederum nur ein Vorbote massiver geostrategischer
Umwälzungen sein dürfte. Zugleich ist die Bundesrepublik keineswegs
ein bloßer Spielball zwischen den Mühlsteinen mächtiger Akteure,
sondern strebt über die Führungsposition in Europa hinaus wachsende
Einflußnahme in den angrenzenden Weltregionen an.

Die umstrittene zweite Gaspipeline soll ebenfalls von Sankt Petersburg
durch die Ostsee nach Greifswald führen und ab 2020 jährlich 55
Milliarden Kubikmeter Gas transportieren können. Die Regierung in Kiew
fürchtet, abgehängt zu werden, da die bislang genutzten Pipelines, die
über ukrainisches Territorium führen, künftig kaum noch gebraucht
würden. Der mit immensen wirtschaftlichen Schwierigkeiten kämpfenden
Ukraine entgingen Transitgebühren von jährlich zwei Milliarden Dollar,
und der Konflikt im Osten könnte sich weiter verschärfen, wenn Rußland
nicht mehr auf den Gastransit durch die Ukraine angewiesen ist. Die
stellvertretende Außenministerin der Ukraine, Jelena Zerkal, fährt
schweres Geschütz gegen die Pipeline auf und erklärt, Nord Stream 2
würde Deutschland zu einem europäischen Gasdrehkreuz machen und seine
Macht in Europa festigen. Bundeskanzlerin Merkel befürworte das
Projekt, weil Deutschland den größten Gasmarkt aufweise und die volle
Kontrolle über die kleineren Länder anstrebe. [2]

An einem für Kiew erträglichen Kompromiß müßte allerdings auch die
russische Regierung Gefallen finden, für die über den Ukrainekonflikt
hinaus weit mehr auf dem Spiel steht. Die Annäherung und engere
wirtschaftliche Zusammenarbeit während der Kanzlerschaft Gerhard
Schröders schien ein Phase wachsender Kooperation einzuleiten, die auf
Grundlage gefestigter ökonomischer Beziehungen auch einen welt- und
sicherheitspolitischen Ertrag versprach. Dies hätte der Einkreisung
Rußlands durch den Vormarsch der NATO und die Osterweiterung der EU im
günstigsten Fall die Spitze nehmen und einer Partnerschaft mit Europa
den Weg bereiten können. Inzwischen herrscht jedoch wieder kalter
Krieg, so daß es bei der Kontroverse um Nord Stream 2 eher darum geht,
eine weitere Eskalation zu verhindern.

An dem Milliardenprojekt des russischen Gazprom-Konzerns sind über die
Finanzierung auch deutsche Unternehmen wie Wintershall und Uniper
beteiligt, die Röhren sind bereits produziert, doch der Baubeginn
verzögert sich. Deutsche Firmen, die Geschäfte mit Rußland machen,
beklagen seit Jahren die auch seitens der Bundesregierung
unterstützten Sanktionen und rufen sie zumeist vergeblich auf, die
Ostwirtschaft nicht weiter zu schädigen. Vor Altmaiers Reise hat
Michael Harms, Geschäftsführer beim Ost-Ausschuß der Deutschen
Wirtschaft, die Bundesregierung aufgefordert, beim
Ostsee-Pipeline-Projekt Nord Stream 2 eine Vermittlerrolle zwischen
der Ukraine und Rußland einzunehmen. Wie er argumentiert, gehe es bei
den Verhandlungen zwischen dem russischen Gaskonzern Gazprom und der
ukrainischen Gasgesellschaft Naftogaz vor allem um den Umfang des
Gastransits durch die Ukraine. Es herrsche Einigkeit darüber, daß das
ukrainische Transitnetz weiterhin benötigt wird, weil der Importbedarf
in der EU steigt und Nord Stream 2 noch auf Jahre nicht mit voller
Kapazität zur Verfügung stehen wird. Die Frage sei nun, auf welche
Durchleitungsmengen sich die beiden Seiten einigen können.

Die EU-Kommission lehnt Nord Stream 2 weiterhin mit der Begründung ab,
dadurch wachse die Abhängigkeit von russischen Gaslieferungen. So
kritisierte EU-Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestager das Vorhaben
jüngst mit den Worten, es sei nicht im europäischen Interesse: "Wir
haben die gemeinsame Strategie, unsere Energie aus vielfältigen
Quellen zu beziehen - und uns nicht so stark von Russland abhängig zu
machen." Dies sei nicht nur aus Gründen des Klimaschutzes geboten,
betonte die Kommissarin, es gehe auch um Sicherheitsinteressen. Noch
deutlicher wurde die Grünen-Vorsitzende Annalena Baerbock mit dem
Vorwurf, das Pipeline-Projekt konterkariere die Sanktionspolitik der
EU: "Das Projekt wird allein aus wirtschaftspolitischen Gründen
betrieben, aber europapolitisch läuft es allen Ansprüchen zuwider."

Neben der Ukraine lehnen auch Polen oder die baltischen Länder, die
sich umgangen fühlen, Nord Stream 2 entschieden ab. So fordert
Warschau eine neue Pipeline über polnisches Territorium, da ein
Verlauf durch die Ostsee zum Verlust von Transitzahlungen für
russisches Gas führen würde, das momentan durch Polen geleitet wird.
Auch könnte Rußland nach Abschluß des Baus von Nord Stream 2 seine
Gaslieferungen nach Polen aussetzen, ohne Deutschland und anderen
westlichen Verbraucherländern zu schaden. Der damalige polnische
Verteidigungsminister Radoslaw Sikorski verglich 2006 den
deutsch-russischen Vertrag sogar mit dem Hitler-Stalin-Pakt. Die
südosteuropäischen Staaten haben unter massivem deutschen Druck im
Zuge der Sanktionen gegen Rußland Anfang 2015 auf das
Konkurrenzprojekt South Stream verzichtet. Diese Staaten werfen
Deutschland Doppelzüngigkeit vor, wenn Nord Stream 2 trotzdem
weiterverfolgt wird.

Aufgewühlt wird diese ohnehin schon komplexe Gemengelage durch die
USA, die im August 2017 ein Gesetz für verschärfte Sanktionen gegen
Rußland verabschiedet haben, die dessen Energiesektor treffen sollen.
Damit will die Regierung Trump auch die US-Gasexporte zu Lasten der
russischen steigern und Arbeitsplätze in den USA schaffen:
Hochpreisiges amerikanisches Flüssiggas aus dem extrem
umweltschädlichen Fracking soll russische Erdgaslieferungen vom
europäischen Markt verdrängen. Der wegen seiner Drohungen gegen
deutsche Unternehmen bereits umstrittene neue US-Botschafter in
Berlin, Richard Grenell, hat vor "russischem Einfluss" auf Deutschland
und Europa durch Nord Stream 2 gewarnt: "Wir sind sehr besorgt wegen
des Pipeline-Projekts", so Grenell. Die USA arbeiteten eng mit den
Europäern zusammen, die ebenfalls besorgt seien. Die gegenwärtige
Pipeline-Strategie bezeichnete er als "sehr problematisch". Daß es
nicht zuletzt darum geht, das teure US-amerikanische Fracking-Gas in
Europa zu verkaufen, erwähnte er nicht. [3]

Wie in Vergessenheit zu geraten droht, wurden die Planungen zum Bau
der Ostsee-Pipeline anfangs von der EU unterstützt, die dem Projekt im
Jahr 2000 eine prioritäre Stellung im Programm Transeuropäische Netze
einräumte. Diese Haltung änderte sich sukzessive, als Rußland Ende
2005 der Ukraine wegen nicht beglichener Rechnungen Gaslieferungen
sperrte, wodurch es kurzfristig auch zu Lieferausfällen in die EU kam.
Obgleich die russische Handlungsweise durchaus nachvollziehbar war und
sich in der Ukraine Figuren wie die als "Gasprinzessin"
bekanntgewordene Julia Timoschenko exzessiv am Gastransit bereichert
hatten, setzte sich westlicherseits die Bezichtigung einer Erpressung
durch Rußland durch. Auf EU-Ebene wurden Überlegungen vorangetrieben,
eine eigene Energieaußenpolitik zu entwickeln und künftig
Energiequellen, Lieferanten und Transportwege stärker zu
diversifizieren. In diesem Zusammenhang wurde beschlossen, den Bau
einer anderen Gaspipeline unter Umgehung Rußlands vom Schwarzen Meer
nach Österreich in der Gestalt der Nabucco-Pipeline zu unterstützen,
die jedoch nicht realisiert werden konnte.

Man kann das Argument möglicher Erpressung im Verlauf einer Pipeline
natürlich ebensogut umkehren und argumentieren, daß Transitländer das
Passieren ihres Territoriums mitunter als Druckmittel nutzen, um
exklusive Lieferbedingungen für sich selbst durchzusetzen. Gasexporte
von Rußland nach Westeuropa auf direktem Weg durch die Ostsee machen
Lieferant und Konsumenten unabhängig von Schwierigkeiten durch
Transitländer, die beispielsweise Preisangleichungen an das
europäische Niveau nicht akzeptieren wollen und dadurch die
Versorgungssicherheit Westeuropas gefährden. Einmal davon abgesehen,
daß es dabei um Profite und Devisen geht, so daß grundsätzlich mit
harten Bandagen gekämpft wird, wäre durchaus eine relativ stabile
gesamteuropäische Versorgungsstruktur unter Einbeziehung Rußlands
denkbar und wohl auch realisierbar, stünde dem nicht das langfristige
Interesse im Wege, einen Regimewechsel in Moskau herbeizuführen und
Verfügung über die enormen Ressourcen des Landes zu erlangen.

Daß die deutschen Eliten das alte Ziel des Vorstoßes nach Osten in
neuem Gewand verfolgen, mag zur Erklärung beitragen, warum eine
Sanktionspolitik unterstützt wird, die teils ins Fleisch der eigenen
Wirtschaft schneiden kann. Das politische Kalkül sortiert seine
Prioritäten anhand der Feindbilder, und wer Rußland auf die eine oder
andere Weise angreifen will, definiert den Bezug von russischem Gas
zwangsläufig als Abhängigkeit und nicht in erster Linie als
strategischen Vorteil im Kontext partnerschaftlicher Beziehungen.

Von diesen geostrategischen Einschätzungen unberührt bleibt die
ökologische Grundsatzfrage. Rußland, Europa und die USA setzen
gleichermaßen auf eine fossilistische Energieversorgung durch Öl, Gas
und Kohle, die den Klimawandel anheizt. Die dafür erforderliche
Infrastruktur birgt in jedem Fall akute Gefahren, weshalb eine
Abwägung zwischen Fracking und einer weiteren Ostseepipeline, die mit
dem vermeintlich kleineren Übel argumentiert, den Teufel mit dem
Beelzebub auszutreiben versucht. Sich in Gestalt opportuner
Vorteilserwägungen auf eine Diskussion deutscher Standortpolitik zu
beschränken, blendet deren aggressiven Verbrauch von Mensch und Natur
aus. Eine solche Debatte führt keinesfalls dazu, der Ultima ratio des
Strebens, sich auch und gerade in Krisenzeiten tunlichst einen Platz
an den Fleischtöpfen zu sichern, den Rang abzulaufen.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/altmaier-in-kiew-und-moskau-die-pipeline-als-politikum.1773.de.html

[2] www.deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/2018/05/14/ost-ausschuss-deutschland-muss-bei-nord-stream-2-vermitteln/

[3] www.contra-magazin.com/2018/05/nord-stream-2-usa-wollen-gaspipeline-verhindern/
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STANDPUNKT/762: Wer ist wessen Vasall? (Uri Avnery)


Wer ist wessen Vasall?

von Uri Avnery, 12. Mai 2018



"WENN DU die Politik einer Nation verstehen willst, sieh dir die
Landkarte an!", soll Napoleon gesagt haben.

Ein guter Rat.

Wenn du in diesen Tagen in Israel lebst, bekommst du den Eindruck,
dass der riesige Staat Israel seinem amerikanischen Vasallen sagt, was
er tun soll.

Präsident Donald Trump hört zu und fügt sich. Bibi der Große sagt ihm,
er soll ohne jeden vernünftigen Grund den Atomvertrag mit dem Iran
zerreißen und er gehorcht. Er kann nicht anders, der Arme.

Aber dann wirfst du einen Blick auf die Karte und entdeckst zu deiner
großen Verwunderung, dass die USA ein riesiges Land sind, während
Israel nur ein so kleiner Fleck ist, dass sein Name außerhalb seiner
Grenzen ins Meer geschrieben werden muss.

Was ist da also los? Die Geografie ist natürlich nicht der einzige
Umstand. Israel hat einige Millionen treuer Anhänger, die
amerikanische Staatsbürger sind und viel Geld haben. Aber trotz allem.

Kann es sein, dass wir da etwas falsch verstehen? Dass Trump nicht der
Vasall Netanjahus ist, sondern umgekehrt? Dass Trump diktiert und Bibi
trotz all seinem Getöse gehorcht?



DAS WÄRE nicht das erste Mal. In der Antike taten die Führer des
jüdischen Gemeinwesens in Palästina ihr Möglichstes, um dem Kaiser in
Rom gefällig zu sein. Zum Beispiel Nero, dem Mann, dem es gefiel,
seine eigene Stadt und die Welt in Brand zu stecken, während er auf
der Geige fidelte oder sich anders vergnügte.

Donald Trump ist der Nero der Gegenwart, der Kaiser des Neuen Roms.

Trumps Hauptziel im Leben ist es, aus dem Atomvertrag mit dem Iran
auszusteigen, "der schlechtesten Abmachung, die es je gab". Warum? Ich
habe genau zugehört und ich konnte keinen anderen Grund heraushören,
als dass die Abmachung von seinem ihm verhassten Vorgänger Barack
Obama geschlossen wurde.

Welchen anderen Grund gab es, die Abmachung aufzukündigen? Ich habe
von keinem anderen Grund gehört. Die Abmachung hielt den Iran davon
ab, mit dem Bau von Nuklearwaffen weiterzukommen. Alle Experten ohne
Ausnahme (sogar die israelischen) bestätigen, dass der Iran sich genau
an die Vereinbarung gehalten hat.

Tatsächlich hat die ganze Welt außerhalb der USA (und natürlich
Israels) beschlossen, das Abkommen beizubehalten. Die drei nicht ganz
unbedeutenden Mächte Deutschland, Frankreich und Britannien sind der
Meinung, die Abmachung müsse aufrechterhalten werden. Ebenso Russland
und China, die ja auch nicht gerade kleine Länder sind.

Alle außer Israel. Ah, Israel.



DIE MEISTEN Leute in Israel glauben jetzt, dass Bibi der Große,
Benjamin Netanjahu, tatsächlich Trump an der Leine hätte. Bibi hätte
einen so magischen Griff auf Trump, dass der amerikanische Präsident
Israels Führung folgen müsse.

Bibi ist vom Iran besessen. Am Morgen wacht er mit dem Iran auf und am
Abend geht er mit ihm schlafen.

Niemand fragt anscheinend: Warum, um Himmels Willen?

Wir kommen auf Napoleons Landkarte zurück: Es scheint keinen
Interessenkonflikt zwischen den Ländern Iran und Israel zu geben. Sie
haben keine gemeinsame Grenze. Keines von ihnen hat Gebiete, die das
andere begehrt. Keines von beiden besitzt Bodenschätze, die das andere
sich gerne aneignen würde.

Beweis: vor nicht allzu langer Zeit, also schon während meiner
Lebenszeit, war der Iran Israels engster Verbündeter (natürlich außer
unserm amerikanischen Vasallen). Der Iran wurde vom Schah regiert, dem
Schah in seiner schönen Uniform und mit seiner schönen Frau (bitte
verzeiht mir noch einmal, liebe Feministinnen).

Israel und der Iran konnten miteinander Pferde stehlen, wie man so
sagt. Die Iraner trugen dazu bei, dass wir Agenten in das Kurdengebiet
des Irak einschleusen konnten, um dem irakischen Diktator Saddam
Hussein Schwierigkeiten zu machen. Später unterstützten wir den Iran
in seinem Krieg gegen den Irak, den derselbe Hussein angezettelt
hatte.

Einer der größten Skandale seiner Zeit war die sogenannte
Iran-Contra-Affäre: Israel transferierte amerikanische Waffen in den
Iran. (Der Iran bezahlte sie und die Amerikaner setzten das Geld für
die illegale Finanzierung des "Contra"-Krieges gegen die linke
Regierung in Nicaragua ein. Mein Freund, der Journalist Amiram Nir,
wurde zum Sicherheitsberater der israelischen Regierung und er
persönlich lieferte die Waffen nach Teheran. (Sein Ansprechpartner
Oliver North in den USA wurde gerade zum Chef der mächtigen American
Rifle Association ernannt.)

Schluss mit den unterhaltsamen Anekdoten! Zwischen den beiden Nationen
gibt es also keine grundlegende Gegnerschaft, die von der Geografie
diktiert würde. Worum geht es dann?

Einmal ist da die Ideologie. Die gegenwärtigen Regierenden im Iran
sind extreme Schiiten. Sie wollen die Oberherren der arabischen
muslimischen Welt werden. Die Araber hassen Israel, vor allem wegen
der israelischen Besetzung Palästinas. Darum tun die Iraner so, als
wären sie der große Feind des "kleinen Satans" (das ist ihr ziemlich
beleidigender Name für Israel, um es vom großen Satan, den USA, zu
unterscheiden).

Offen gesagt, denke ich, dass die Regierenden im Iran sich einen Dreck
um Israel scheren. Für sie ist der Hass gegen Israel nur eine
nützliche Waffe in der Schlacht mit der sunnitisch-arabischen Welt,
die von dem hyperaktiven saudischen Kronprinzen angeführt wird.

(Der Konflikt zwischen Sunniten und Schiiten reicht fast bis in die
Zeit des Propheten, also mehr als 15 Jahrhunderte, zurück.)



WARUM ist Bibi also so sehr vom Iran besessen, dass er seinem
amerikanischen Vasallen befiehlt, in Richtung eines Dritten
Weltkrieges zu steuern?

Die Antwort hängt davon ab, wie zynisch jemand ist.

Wenn jemand sehr zynisch ist, könnte er sagen, sowohl Trump als auch
Bibi steckten bis an den Hals in strafrechtlichen Ermittlungen. Mit
etwas Glück könnten beide im Gefängnis landen.

Welche bessere Möglichkeit, die Aufmerksamkeit von ihren eigenen
Angelegenheiten abzulenken, könnte es geben als einen kleinen Krieg?
Es ist ein Rezept, das seit Anbeginn der Welt erprobt wird und das
fast nie ohne Wirkung geblieben ist. Wer wird sich schon noch Gedanken
über Trivialitäten wie Trumps Pornostar oder Bibis Geschenke von
(amerikanischen) Milliardären machen, wenn das Leben unserer Jungs auf
dem Spiel steht?

Die USA sind von einem Krieg mit dem Iran noch weit entfernt, wir aber
nicht. Vielleicht sind wir schon mittendrin und glauben es nur nicht.

In diesen Tagen - oder besser in diesen Nächten - fliegen unsere
tapferen Jungs über Syrien und bombardieren dort iranische
Armee-Anlagen. Bis zu diesem Augenblick haben die Iraner außer mit
einem kleinen misslungenen Angriff auf Israel kaum reagiert.

Warum sind Iraner überhaupt dort? Es gehört zu ihren Zielen, eine
iranische Einflusssphäre zu schaffen, die sich vom Iran selbst bis zum
Mittelmeer erstreckt. Im Irak mit seinem großen Anteil an Schiiten in
der Bevölkerung dominieren sie schon. Mithilfe Russlands dominieren
sie jetzt schon fast in Syrien. Im Libanon beherrscht ihr enger
Verbündeter, die schiitische Hisbollah-Bewegung, einen großen Teil des
Landes und hat gerade die Wahlen gewonnen.



DEN USA gefällt das alles ganz und gar nicht. Es stimmt, Trump hat
beschlossen, sich aus dem Nahen Osten (kostet zu viel Geld)
zurückzuziehen, aber er möchte nicht, dass Wladimir Putin die Lücke
füllt. Durchaus nicht. Deshalb schickt er zwar seine Jungs zurück,
sagt Israel aber, es soll den Iranern in Syrien das Leben zur Hölle
machen.

Das ist (für uns) ein Spiel mit dem Feuer. Bisher haben die Iraner
ihre Reaktion auf unser nächtliches Bombardement ihrer Truppen auf
bloße Drohungen und den schwachen Angriff in Syrien beschränkt. Aber
wie lange noch?

Der Iran ist ein kluges Land. Wie sehr sich das gegenwärtige Regime
auch aufplustert, das Land übt große Zurückhaltung. Es erinnert sich,
dass es vor ziemlich kurzer Zeit (nur etwa 2500 Jahren) eine Weltmacht
war. Es hat Zeit. Es erfüllt nicht Trumps Erwartungen. Wie lange gibt
es die USA schließlich auch schon?

Also bombardieren wir. Also reagieren die Iraner mit Drohungen. Also
ist Trump glücklich.




UND DIE israelische Öffentlichkeit?

Man mag sich fragen: Gibt es die überhaupt?

Einige lokale Kommentatoren fragen schon: Haben sich die israelischen
Bürger in bloße Untertanen verwandelt?

Offensichtlich befindet sich Israel auf dem Kriegspfad. Das nächtliche
Bombardement der iranischen Truppen ist eine Beleidigung des
iranischen Nationalstolzes. In unserer Region spielt der Nationalstolz
eine große Rolle. Unsere Armee hat den Bewohnern des Nordens des
Landes angeraten, ihre Luftschutzbunker offen zu halten und sie für
eine Benutzung vorzubereiten. Große Luftabwehrkräfte wurden an die
Grenze zu Syrien verlegt.

Und die Israelis? Sie zucken die Achseln. Sie wissen, dass Bibi ein
genialer Schauspieler ist. Gerade jetzt hat er Land und Welt mit einem
prächtigen Fernseh-Auftritt in Atem gehalten. Darin offenbart er einen
Reichtum an Informationen über die nuklearen Aktivitäten des Iran. Die
tapferen Jungs und Mädchen vom Mossad haben diese Belege in Teheran
gestohlen und sie unter Einsatz ihres Lebens nach Israel gebracht.

Wunderbar. Nur leider hat sich herausgestellt, dass diese Belege aus
veralteten Dokumenten aus der Zeit vor dem Abkommen bestehen. Das
zeigt, was alle schon wussten: Der Iran wollte Israel nacheifern und
seine eigenen Kernwaffen produzieren. Um das zu verhindern, wurde ja
der Atomvertrag angebahnt.

Aber was für eine Schauspielkunst! Was für ein Bühnenbild! Was für ein
wunderbares (amerikanisches) Englisch! Was für eine vollkommene
Koordination mit Trumps Entscheidung, die Abmachung zu ruinieren! Und
vielleicht hat Trump ja Bibi gar befohlen, diesen Auftritt zu
inszenieren?

Einige israelische Kommentatoren weisen auf all das hin. Aber weder in
der Knesset noch in der Regenbogenpresse noch im Fernsehen gibt es
eine wahre Opposition gegen Bibi.

Die große Mehrheit der Menschen in Israel - und überall sonst - stehen
stramm, wenn das Wort "Sicherheit" fällt. OK, Bibi mag ja ein bisschen
korrupt sein, er mag ja hier und dort ein paar Bestechungen annehmen,
aber er ist nun einmal unser Oberbefehlshaber! Er schickt unsere Jungs
in die Schlacht! Drum Heil dem Befehlshaber!

Heil Bibi!




Copyright 2018 by Uri Avnery

Aus dem Englischen von Ingrid von Heiseler

Erstveröffentlichtung: Lebenshaus Schwäbische Alb

http://www.lebenshaus-alb.de/magazin/011511.html

 * 

Quelle:

Uri Avnery, 12.05.2018

www.uri-avnery.de

Der Schattenblick veröffentlicht diesen Artikel mit der freundlichen

Genehmigung des Autors.



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / REDAKTION





NAHOST/1595: Irak - Es kann der Beste nicht in Frieden leben ... (SB)


Irak - Es kann der Beste nicht in Frieden leben ...



Bei den Wahlen zum 329sitzigen Parlament im Irak, die am 12. Mai im
gesamten Zweistromland stattfanden, ist es zu einer deutlichen
Verschiebung der politischen Landschaft gekommen. Erstmals seit dem
Sturz Saddam Husseins 2003 haben sich zahlreiche sunnitische und
schiitische Wähler bei einer Parlamentswahl nicht von der
konfessionellen Zugehörigkeit leiten lassen und statt dessen für
Kandidaten und Gruppierungen votiert, die einen säkularen Staat
befürworten. Größter Profiteur dieser Entwicklung ist der einstige
"Radikalprediger" Muktada Al Sadr, dessen schiitische Al-Ahrar-Partei
mit den irakischen Kommunisten und einigen kleineren säkularen
Gruppierungen das Wahlbündnis "Allianz der Revolutionäre für Reform",
das auch "Al Sairun" ("Die Marschierer") genannt wird, gegründet
hatte. Dieser Block geht nach vorläufigem Ergebnis als stärkste Kraft
aus dem Urnengang hervor.

Der 1973 geborene Al Sadr entspringt einer berühmten
schiitisch-irakischen Prediger-Familie und gilt als großes Idol der
armen schiitischen Massen in Bagdad. In den Nullerjahren hat Al Sadrs
"Mahdi-Armee" die amerikanischen und britischen Besatzungstruppen
heftigst bekämpft. Um selbst keinem Attentat zum Opfer zu fallen,
setzte sich Al Sadr 2008 in den Iran ab und hat dort in der
Pilgerstadt Qom seine theologische Ausbildung zum Ajatollah
abgeschlossen. Erst als die Amerikaner 2011 den Irak verließen, weil
sich die Regierung in Bagdad weigerte, ein Stationierungsabkommen nach
den Vorstellungen des Pentagons zu unterzeichnen, kehrte er in die
Heimat zurück. Dort tat er sich als Kritiker jener schiitischen
Politikerkaste - hier ist vor allem Premierminister Nuri Al Maliki
zu nennen - hervor, deren Selbstbedienungsmentalität die
wirtschaftliche Erholung des Iraks unmöglich machte.

2011 ließ Al Maliki die Massenproteste der Sunniten, die mehr
Mitbestimmung und eine gerechtere Ressourcenverteilung forderten, von
Armee und Polizei brutal niederschlagen. Damit trieb er viele junge
sunnitische Männer in die Arme der "Terrormiliz" Islamischer Staat
(IS), die im Frühsommer 2014 im Sturm weite Teile des Landes,
darunter Mossul, die zweitgrößte Stadt des Iraks und Hauptstadt der
Provinz Ninawa, eroberte und die Nationalarmee in die Flucht schlug.
Die Einnahme von Bagdad konnte nur dadurch verhindert werden, daß
Großajatollah Ali Al Sistani, der höchste schiitische Geistliche des
Iraks, alle wehrfähigen Männer an die Waffen rief. Es kam zur Bildung
der sogenannten Volksmobilisierungskräfte, die mehrheitlich, aber
nicht ausschließlich aus Schiiten bestanden. Der teheran-nahe Al
Maliki wurde abgesetzt und als Premierminister durch einen Kollegen
aus der eigenen schiitischen Dawa-Partei, den pro-westlichen Haider Al
Abadi, ausgetauscht. Gemeinsam starteten Armee und
Volksverteidigungskräfte mit Hilfe iranischer Militärberater sowie
amerikanischer Spezialstreitkräfte eine Großoffensive gegen den IS,
die erst im Juli 2017 mit der Rückeroberung Mossuls ihr Ende fand.

Noch während der Kampf gegen den IS tobte, intrigierte in Bagdad Al
Maliki, der sich inzwischen den Posten des Vizepräsidenten verschafft
hatte, gegen Abadi und brachte dessen Reformbemühungen zum Scheitern.
Aus Frustration über die politische Blockade ließ Al Sadr im Frühjahr
2016 das Regierungsviertel im Herzen Bagdads, die schwerbewachte
sogenannte Grüne Zone, von Tausenden seiner Anhänger erstürmen und
zwei Wochen lang friedlich besetzen. Schlußendlich hat sich Al Sadr
jedoch mit seiner damaligen Forderung nach der Einsetzung einer
parteiabhängigen Technokraten-Regierung nicht durchsetzen können.

Seit der Rückeroberung von Mossul macht sich Al Sadr für den Abzug
aller ausländischen Streitkräfte - sowohl amerikanischer als auch
iranischer - aus dem Irak stark. Um seine Unabhängigkeit vom
schiitischen Iran zu demonstrieren, besuchte Al Sadr im August 2017
Saudi-Arabien, traf sich in Dschiddah mit dem mächtigen Kronprinzen
Muhammad Bin Salman und sprach mit diesem über einen Ausbau der
wirtschaftlichen Beziehungen und ein stärkeres Engagement Riads beim
Wiederaufbau des Iraks. Anfang 2018 hat Al Sadr das Wahlbündnis mit
der Kommunistischen Partei des Iraks beschlossen. Im Nachbarland Iran
kam der Schritt nicht gut an. Noch im April erklärte der ehemalige
iranische Außenminister Ali Akbar Velayati, der als enger Vertrauter
vom Obersten Führer Ajatollah Ali Khamenei gilt, bei einem Besuch in
Bagdad, daß eine Beteiligung der Kommunisten an der irakischen
Regierung für Teheran "inakzeptabel" wäre.

Rückendeckung erhielt Al Sadr jedoch von Al Sistani, der seit langem
der iranischen Einmischung in die irakische Innenpolitik ablehnend
gegenübersteht. In einer Predigt wenige Wochen vor der Wahl empfahl Al
Sistani, die irakischen Bürger sollten den Politikern und Parteien,
die in den letzten mehr als zehn Jahren durch Korruption und
Unfähigkeit das Land ruiniert hätten, keine Stimme geben. Darüber
hinaus rief er die Menschen ausdrücklich dazu auf, nicht nach
konfessionellen Kriterien, sondern unabhängig davon die ihrer Meinung
nach geeignetsten Kandidaten zu wählen. Sistanis Aufforderung, die
alten Gesichter abzustrafen und neuen Kräften eine Chance zu geben,
scheint auf Gehör gestoßen zu sein. Al Sadrs Reformbewegung hat die
meisten Stimmen erhalten, gefolgt von der Koalition Al Fatih
(Eroberer), die von einstigen Kommandeuren der
Volksmobilisierungskräfte wie Haidi Al Ameri angeführt wird. An
dritter Stelle landete Premierminister Al Abadis Wahlbündnis Nasr Al
Iraq (Irakischer Sieg), während die schiitische Badr-Partei und Al
Malikis Wahlvehikel Rechtsstaat weit abgeschlagen zurücklagen.

Nun haben Iraks Politiker 60 Tage, um eine neue Regierung zu bilden.
Ob sich Al Sadr, der selbst für das Parlament nicht kandidierte und
deshalb nur aus dem Hintergrund agiert, und Al Ameri auf eine
politische Zusammenarbeit einigen können, ist ungewiß. Beide Männer
haben sich die Korruptionsbekämpfung und eine Verbesserung der
Lebensverhältnisse gerade bei den Minderprivilegierten auf die Fahne
geschrieben. Al Ameri, dessen Milizionäre beim Kampf gegen den IS
Hilfe von der iranischen Revolutionsgarde erhielt, gilt als
iran-freundlich. Hinzu kommt, daß Al Sadr die Auflösung der
Volksmobilisierungskräfte bei gleichzeitiger Stärkung der irakischen
Streitkräfte befürwortet.

Überschattet wird die politische Lage im Irak von der Konfrontation
zwischen dem Iran und den USA, die sich aktuell durch Donald Trumps
Abkehr von dem Atomabkommen mit Teheran und den anhaltenden Krieg in
Syrien zunehmend verschärft. Auch wenn sich Al Sadr dem seines
Erachtens zu starken politischen Einfluß des Irans im Irak widersetzt,
so heißt das noch lange nicht, daß er die Einmischung des Westens im
Nahen Osten wortlos hinzunehmen bereit ist. Anfang April, als die USA,
Frankreich und Großbritannien Ziele der Syrischen Arabischen Armee
(SAA) wegen des vermeintlichen Einsatzes von chemischen Waffen mit
Raketen attackierten, gingen Al Sadr und seine Anhänger zu Tausenden
auf die Straße in Bagdad, Kerbala, Basra und anderen irakischen
Städten, um dagegen zu protestieren. Wenn es nach Al Sadr geht, soll
der Irak kein Spielball ausländischer Mächte mehr, sondern wieder ein
unabhängiger, souveräner Staat sein. Wie Teheran und Washington auf
die Neumischung der politischen Karten in Bagdad reagieren, muß sich
noch zeigen.

14. Mai 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





EHRENAMT/068: 10 Jahre Besuchs- und Begleitdienst SeniorPartner Diakonie (Diakonisches Werk Hamburg)


Diakonisches Werk Hamburg - Pressemitteilung vom 14. Mai 2018

10 Jahre Besuchs- und Begleitdienst SeniorPartner Diakonie:

Freiwillige geben Senioren Halt und entlasten Angehörige



Das Projekt SeniorPartner Diakonie feiert heute sein 10jähriges Bestehen in
der Hauptkirche St. Petri. Diakoniechef Landespastor Dirk Ahrens und Pastor
Tobias Woydack, Vorstand Diakonie-Hilfswerk, würdigen mit einem
Festgottesdienst und Empfang das Projekt und seine Ehrenamtlichen. Seit
1998 ist der Besuchs- und Begleitdienst in Hamburg aktiv. Das Projekt
bringt geschulte Freiwillige und ältere Menschen zusammen und entlastet
pflegende Angehörige. Allein 2017 wurden 240 ältere Menschen regelmäßig von
knapp 150 Freiwilligen besucht.

Kirsten Prehm, Leiterin des Fachbereiches "Familie und Senioren" bei der
Diakonie Hamburg und Initiatorin des Projektes: "Pflegende Angehörige
leisten den Großteil der Pflegearbeit. Viele überlasten sich dabei und
werden selbst krank. Es gibt einen großen Bedarf für niedrigschwellige
Hilfsangebote, die zwischen den pflegenden Angehörigen und der
professionellen ambulanten Pflege angesiedelt sind." Die
SeniorPartner-Tandems treffen sich ein bis zweimal pro Woche und bieten
eine verlässliche Unterstützung und Entlastung zu Hause. "Viele ältere
Menschen, die schon lange alleine leben, haben sich eingerichtet in ihrem
Alleinsein. Durch die Besuche der Freiwilligen und gemeinsame Aktivitäten
entsteht oft eine ganz neue Lebensfreude", berichtet Marion Meyer, die das
Projekt seit 2015 leitet.

Für Tobias Woydack sind die zehn Jahre SeniorPartner ein voller Erfolg für
alle Beteiligten: "Für die Betreuten und für die SeniorPartner - die
gegenseitig neue, vertrauensvolle Beziehungen erfahren. Für die Familien
und Angehörigen, weil sie entlastet sind. Für die Quartiere und die
Nachbarschaften, weil SeniorPartner die lokalen Strukturen für ältere
Menschen verbessert."


Über das Projekt SeniorPartner Diakonie:

SeniorPartner Diakonie unterstützt ältere Menschen und ihre Angehörigen in
der Häuslichkeit, auch bei Demenz. Qualifizierte Freiwillige kommen nach
Hause, um zu reden, zu spielen, spazieren zu gehen oder um beim
Behördengang, beim Arztbesuch oder beim Einkauf zu begleiten.

SeniorPartner ist an sechs Standorten vertreten (Bergedorf, Billstedt,
Eimsbüttel, Harburg, Poppenbüttel, Ohlsdorf/ Winterhude) und betreut ältere
Menschen in ganz Hamburg in allen Bezirken. Ca. 130 Freiwillige besuchen
regelmäßig über 180 Seniorinnen und Senioren. Ein Team von acht
ausgebildeten Pflegefachkräften und Sozialpädagogen koordiniert die
Einsätze, berät die älteren Menschen und ihre Angehörigen zum Thema
"Versorgung in der Häuslichkeit" und zum Thema Demenz und steht den
SeniorPartner-Freiwilligen durch fachliche Beratung zur Seite.

SeniorPartner Diakonie ist ein Projekt des Diakonie-Hilfswerkes Hamburg und
wurde 2008 gegründet. Alle Informationen zum Projekt unter:

www.seniorpartner-diakonie.de.

Zum Jubiläum erscheint die Broschüre "SeniorPartner - Gemeinsam statt
einsam", in der das Projekt aus zehn Perspektiven dargestellt wird.

 * 
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FRAGEN/042: María de los Ángeles im Gespräch über den Internationalen Women Strike 2018 (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 143, 1/18

"Wir streiken und stoppen die Welt"

María de los Ángeles im Gespräch über den Internationalen Women
Strike 2018

von Tania Pilz



"Wir streiken und stoppen die Welt, um Gewalt und alle Formen der
Ausbeutung abzuschaffen. Wir streiken gegen die Grausamkeit, die unser
Körper als Beute der Eroberung erfährt. Wir streiken für die
Verteidigung unseres Lebens und unserer Autonomie." Dieser Aufruf zum
International Women Strike (IWS) am 8. März 2018 kommt über die
Sozialen Netzwerke aus Argentinien. Der IWS 2018 bringt die Gewalt
gegen Frauen auf die öffentliche und politische Agenda und fordert
dabei Respekt für die Rechte für Frauen weltweit. María de los
Ángeles ist eine feministische Aktivistin und Mitorganisatorin
des IWS 2018. Sie erzählt Tania Pilz über die Geschichte und Ziele des
IWS und welche Rolle die Aktivistinnen für betroffene Frauen
haben.


Tania Pilz: Wie entstand die Idee eines Internationalen
Women Strike?

María de los Ángeles: Unsere Vorbilder waren Frauen in
Island, die 1975 zu einem landesweiten Frauenstreik aufriefen, um für
die Anerkennung ihres Beitrags für die isländische Ökonomie und für
eine gerechtere Bezahlung zu demonstrieren. 2016 streikten Frauen in
Polen einen Tag lang. Der Streik richtete sich gegen die
Gesetzesvorlage der Regierung, die die Abtreibung kriminalisierte
- auch bei Fehlgeburten oder Abtreibungen als Folge von
Vergewaltigungen. Die Demonstration wurde zuerst kleingeredet; doch
die Frauen erzielten in derselben Woche einen Erfolg. Der
Gesetzesentwurf wurde vom Parlament abgelehnt. Dieser Frauenstreik
wurde in Polen als "Black Monday" bekannt.

Diese Aktionen haben wir uns zum Vorbild genommen. Wir, die Frauen aus
Argentinien, gingen am 19. Oktober 2016 auf die Straßen. Wir
organisierten uns als Reaktion auf sieben Femizide, die innerhalb
einer Woche in Argentinien verübt wurden. Eines der Opfer war Lucia
Pérez in Mar de Plata, eine 16-jährige Schülerin, die vor ihrer Schule
entführt, später vergewaltigt und an den Folgen dieser Folter auch
gestorben ist. Auf diese Ereignisse reagierte das Kollektiv Ni Una
Menos (Keine Frau weniger! - Wir wollen sie alle am Leben), das mit
uns auf die Straßen ging.

Unserer Bewegung schlossen sich später feministische Gruppen aus ganz
Lateinamerika an. 2017 nahmen bereits Frauenrechtsorganisationen aus
über 55 Ländern weltweit am IWS teil. Der IWS versteht sich als
globale Bewegung. Es ist für uns sehr wichtig, vernetzt zu sein und zu
verstehen, was sich für die Frauenrechte in der Welt tut.


Tania Pilz: Wie kann sich frau am Streik beteiligen?

María de los Ángeles: Wir sprechen meistens von einem
wirtschaftlichen Streik. Wir fordern Frauen auf, für eine gewisse Zeit
jegliche Art von wirtschaftlicher Tätigkeit - soweit dies möglich ist
- zu unterbrechen. Natürlich verstehen wir, dass nicht jede Frau
aufhören kann zu arbeiten. Es gibt auch die Möglichkeit, symbolisch zu
streiken, das heißt, jede andere Art von Aktivität zu unterbrechen,
organisatorische Aufgaben, Hausarbeit, Pflegearbeit u. a. - der
Protest kann sich von Land zu Land unterschiedlich gestalten.
Zusätzlich können Frauen auch im Netz streiken. Sie können
beispielsweise IWS-relevante Inhalte posten und ihre Meinung dazu
äußern. Dafür ist es auch wichtig, dass Frauen in den verschiedenen
sozialen Medien aktiv und gut vernetzt sind.


Tania Pilz: Wenn wir uns das Thema Wirtschaft und
Frauenrechte am Arbeitsplatz genauer anschauen: Wie sehen eure
Interventionen diesbezüglich aus?

María de los Ángeles: Eines unserer wichtigsten Anliegen
ist das wirtschaftliche Empowerment von Frauen. Diese Ermächtigung ist
notwendig, damit Frauen ein eigenständiges Leben führen können und
sich auch trauen, rechtliche Schritte einzufordern. In diesem
Zusammenhang setzen wir uns auch mit zwei wichtigen Themen
auseinander: zum einen mit der Reintegration von Frauen am
Arbeitsplatz, die von häuslicher Gewalt betroffen sind. Denn häufig
ist es so, dass Frauen, die diesen gewaltsamen Strukturen ausgesetzt
sind, nicht ihren beruflichen Verpflichtungen nachgehen können und
dadurch ihren Arbeitsplatz verlieren. Andererseits erlaubt es ihre
Arbeitssituation nicht, vor Gericht zu gehen und zu klagen. Zum
anderen setzen wir uns für die Anerkennung der Arbeit von Frauen im
Bereich Pflege von älteren Familienmitgliedern ein.


Tania Pilz: Und im informellen Bereich?

María de los Ángeles: Wir, Mitglieder verschiedener
Frauenkollektive oder feministischer Organisationen in Lateinamerika,
bilden die Basis für die Rechte der Frauen im formellen und
informellen Arbeitsbereich. Wir organisieren Versammlungen sowohl in
den ländlichen Gebieten, aber auch in Großstädten. Durch kleinere
Schritte kommen wir zu großen Erfolgen, vor allem im legislativen
Bereich. Ein Hauptteil unserer Arbeit besteht darin, Öffentlichkeit zu
schaffen, das heißt Frauen und ihre Anliegen auf die öffentliche
Agenda zu bringen. Wir schaffen Platz für die Thematik der
Frauenrechte in ländlichen Gebieten und im informellen Arbeitsbereich
oder am Arbeitsplatz allgemein. Leider findet die Thematik noch viel
zu wenig Beachtung. Wir leisten nur die Basisarbeit dafür. Hierfür ist
die Arbeit von feministischen Ökonom_innen besonders wichtig. Sie
werden zur Stimme der Wirtschaft aus feministischer Perspektive und
bringen die ökonomische Ungleichheit zwischen den Geschlechtern an die
Öffentlichkeit.

Frauen arbeiten generell mehr - sowohl im öffentlichen Bereich als
auch in Bezug auf Hausarbeit und Care-Arbeit. Wobei die beiden
letzteren unbezahlt und neben bezahlter Arbeit zu erledigen sind.
Diese geschlechtsspezifische ungleiche Verteilung von Hausarbeit ist
ein strukturelles Hindernis für die wirtschaftliche Stärkung von
Frauen. Dies betrifft auch Frauen im informellen Bereich. Gleichzeitig
verhindert dies auch den Zugang zu Bildung für Frauen. Frauen sehen
sich gezwungen, die Hausarbeit zu übernehmen, und verzichten dadurch
auf Weiterbildung. Hier brauchen wir dringend Verbesserungen.


Tania Pilz: Was sind eure wichtigsten Anliegen und Ziele
für den IWS 2018?

María de los Ángeles: Wir bereiten uns zurzeit auf den
zweiten IWS vor und organisieren die Aktivitäten für den 8. März 2018.
Dies geschieht alles über soziale Netzwerke und in verschiedenen
Sprachen, denn das IWS ist nicht nur international, sondern auch
multilingual. Unser gemeinsames Ziel ist der Kampf gegen jede Art von
genderbasierter Gewalt. Wir meinen nicht nur sexuelle oder häusliche
Gewalt. Dazu zählen wir auch die Selbstbestimmung über unseren eigenen
Körper, die freie Entscheidung und sichere Möglichkeiten für
Abtreibung und auch ökonomische Gewalt und mediale Gewalt. Wir
sprechen für die Antimilitarisierung des Staates und fordern einen
Staat frei von jedem religiösen Zwang. Ein besonderes Anliegen, das
uns alle betrifft, ist heuer auch der weltweite Aufstieg von
Rechtsextremen in der Politik, der auch für Frauen Konsequenzen mit
sich bringt.


WEBTIPP:

Mehr Information zum Internationalen Frauenstreik auf:

www.parodemujeres.com (ES/EN)


HÖRTIPP:

Das Interview mit María de los Ángeles Roberto wurde im Februar
2018 im Rahmen der Sendereihe "Globale Dialoge - Women on Air" auf
Radio Orange 94.0 ausgestrahlt. Sie können es jederzeit nachhören unter:

www.noso.at 


ZUR INTERVIEWTEN:

María de los Ángeles Roberto ist Lehrerin für spanische
Literatur, Altgriechisch und Latein in Argentinien. Sie hat einen
Master in Bibelwissenschaften und eine Diplomausbildung für die
Prävention von Gewalt gegen Frauen. Sie ist Mitglied der Evangelischen
Methodistischen Kirche, der Organisation des Internationalen
Frauenstreiks und des Presseteams der Mütter von
Menschenhandelsopfern.


ZUR INTERVIEWERIN:

Tania Pilz ist Kommunikationswissenschaftlerin aus Nicaragua.
Über Lateinamerika berichtet sie auch als Radiomacherin in der
Sendereihe "Globale Dialoge - Women on Air".

 * 

Quelle:

frauen*solidarität Nr. 143, 1/2018, S. 16-17

Medieninhaberin und Herausgeberin:

Frauensolidarität im C3 - feministisch-entwicklungspolitische

Informations- und Bildungsarbeit,

Sensengasse 3, A-1090 Wien,

Telefon: 0043-(0)1/317 40 20-0

E-Mail: redaktion@frauensolidaritaet.org,

http://www.frauensolidaritaet.org

 

Die Frauen*solidarität erscheint viermal im Jahr.

Preis pro Heft: 5,- Euro plus Porto

Jahresabo: Österreich 20,- Euro;

andere Länder 25,- Euro.
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KIND/170: Kindertagesbetreuung - mehr Mittel bereitstellen (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 14. Mai 2018

Kindertagesbetreuung: 

Paritätischer fordert Aufstockung für "Gute-Kita"-Gesetz und Reform der
Kita-Finanzierung



Anlässlich des Tages der Kinderbetreuung fordert der Paritätische
Wohlfahrtsverband von Bund, Ländern und Kommunen ein verlässliches
Bekenntnis zu mehr Investitionen in die Qualität der Kindertagesbetreuung
und eine Reform der Kita-Finanzierung.

Der Verband begrüßt grundsätzlich die Initiative der
Bundesfamilienministerin für ein 'Gute-Kita'-Gesetz, weist jedoch darauf
hin, dass viel zu wenig Geld für zu viele Themen vorgesehen sei.
Keinesfalls dürfe die im Koalitionsvertrag der Großen Koalition angestrebte
allgemeine Gebührenfreiheit zu Lasten des Qualitätsausbaus gehen, warnt der
Paritätische.

"Der 14. Mai als Tag der Kinderbetreuung ist nicht nur ein guter Anlass, um
sich bei den rund 700.000 beschäftigten Personen in der Kinderbetreuung zu
bedanken. Es ist auch eine gute Gelegenheit, um daran zu erinnern, dass
gute Arbeit eine solide und ausreichende Finanzierung benötigt. Bund,
Länder und Kommunen sind in der Pflicht, nicht nur warme Worte für die
geleistete Arbeit zu finden, sondern auch die Rahmenbedingungen für
bedarfsgerechte und qualitativ gute Angebot zu schaffen", so Werner Hesse,
Geschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands, unter dessen Dach rund
5.000 Kindertageseinrichtungen organisiert sind.

Nach Auffassung des Paritätischen müssten deutlich mehr Mittel für die
anstehenden Aufgaben bereitgestellt werden, als die bislang vorgesehenen
3,5 Mrd. Euro für die gesamte Legislaturperiode. Insbesondere müsse
gesetzlich klar geregelt sein, dass das Geld vorrangig in
Qualitätsverbesserungen fließen muss, fordert der Verband. Das System der
frühkindlichen Betreuung sei fünf Jahre nach Einführung des Rechtsanspruchs
auf eine Kindertagesbetreuung für alle Kinder ab dem vollendeten ersten
Lebensjahr faktisch an seinen finanziellen Grenzen.

Trotz Rechtsanspruchs gebe es gegenwärtig im gesamten Bundesgebiet nicht
ausreichend Plätze für die Kinderbetreuung. Nach aktuellen Einschätzungen
fehlten bis zum Jahr 2025 weitere 600.000 Plätze, um den Bedürfnissen der
Eltern und der demografischen Entwicklung gerecht zu werden. "Wesentlicher
Grund für die immer noch eklatante Versorgungslücke ist die Tatsache, dass
die allermeisten Länder die Kitas nur nach Kassenlage finanzieren. Vielfach
sind es Elterninitiativen und Vereine, die den Rechtsanspruch der Kinder
mitfinanzieren, da die zur Verfügung gestellten Mittel nicht kostendeckend
sind", so Hesse.

Notwendig sei daher eine Reform der Kita-Finanzierung, um regionale
Ungleichheiten zu beenden und in allen Regionen die Realisierung des
Rechtsanspruchs auf einen Betreuungsplatz für jedes Kind und eine gute
Qualität der Angebote sicherzustellen. "Sowohl was die quantitative
Versorgung, insbesondere aber was die Qualität der Kinderbetreuung angeht,
gleicht Deutschland einem Flickenteppich. Die Realisierung des Anspruchs
auf Betreuung und Bildung darf nicht länger vom Wohnort abhängen", so
Hesse. Mit dem Konzept für ein gerechtes und transparentes
Finanzierungssystem für Träger von Kindertageseinrichtungen [1] hat der
Paritätische konkrete Reformvorschläge vorgelegt.


Anmerkung:

[1] https://www.der-paritaetische.de/service-navigation/suche/suchergebnis/konzept-fuer-ein-gerechtes-und-transparentes-finanzierungssystem-fuer-traeger-von-kindertageseinrichtun

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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MELDUNG/268: Österreich ratifiziert den Vertrag über das Atomwaffenverbot (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Österreich ratifiziert den Vertrag über das Atomwaffenverbot

Von ICAN Germany - International Campaign to Abolish Nuclear Weapons
[1], 11. Mai 2018



Verträge verhandeln statt Verträge zerreißen

8. Mai 2018 - Heute hat Österreich als neunter Staat den Vertrag zum
Verbot von Atomwaffen (VVA) ratifiziert. Österreich gehört zu den
Staaten, die für die Verhandlung dieses Vertrags richtungsweisend
waren. 2014 war Österreich Gastgeber der Dritten Konferenz über die
Humanitären Auswirkungen von Kernwaffen, die mit dem "Humanitarian
Pledge" endete.

Diese "Selbstverpflichtung" für nukleare Abrüstung wurde von 127
Staaten unterschrieben und leitete die Verbotsverhandlungen ein. In
Sitzungen der UN-Generalversammlung und in UN-Arbeitsgruppen hat
Österreich kontinuierlich und beharrlich die Relevanz eines Verbots
von Atomwaffen betont. Mit der frühen Ratifizierung des VVA zeigt
Österreich, dass es eine Führungsrolle bei der Implementierung des
Vertrages beibehalten und die Universalisierung vorantreiben will.

Beatrice Fihn, Direktorin von ICAN, feiert dieses Engagement.
"Verträge verhandeln statt Verträge zerreißen - das ist Führungsstärke
bei Diplomatie und Abrüstung. Am gleichen Tag, an dem die USA das
Iran-Abkommen kündigen, bin ich dankbar für Österreichs Engagement für
humanitäre und nukleare Abrüstung."

Nadja Schmidt, Direktorin von ICAN Österreich, ist "sehr zufrieden
über Österreichs Ratifizierung des Verbotsvertrags. Dies ist ein
enormer Erfolg für unsere nationale Kampagne. Österreich zeigt
kontinuierlich starken Einsatz für die weltweite Abschaffung von
Atomwaffen. Wir appellieren an unsere Regierung und das Parlament,
dieses starke Engagement in der Zukunft beizubehalten."

Österreich ist somit das neunte Land, das den Vertrag über das
Atomwaffenverbot ratifiziert, nur Tage nachdem Palau als erster
pazifischer Inselstaat den Vertrag ratifiziert hatte. Weitere
Ratifizierungen sollen noch diesen Monat folgen.


Anmerkung:


[1] https://www.icanw.de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





AUSSENHANDEL/1692: Reise von Bundesminister Altmaier in die Ukraine und nach Russland (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 13. Mai 2018

Reise von Bundesminister Altmaier in die Ukraine und nach Russland vom 13. bis 15. Mai 2018



Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier wird vom 13. bis 15. Mai 2018
in die Ukraine und nach Russland reisen.

Bundesminister Altmaier wird ein Gespräch mit Premierminister Hrojsman
in Kiew führen. Zudem trifft er sich mit Mitgliedern der russischen
Regierung. Minister Altmaier wird zudem Vertreter deutscher
Unternehmen in den beiden Ländern treffen. Die Delegationsreise wird
von Pressevertretern begleitet.

Der Außenhandelsumsatz mit der Ukraine betrug 2017 6,63 Mrd. Euro
(Zuwachs von 19,3 % zum Vorjahr), der mit Russland 57,29 Mrd. Euro
(Zuwachs von 19,3 % zum Vorjahr).

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 13. Mai 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de 
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1661: Nach Real-Tarifflucht - ver.di fordert Tarifverhandlungen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
11. Mai 2018

Nach Real-Tarifflucht: ver.di fordert Tarifverhandlungen
für die 34.000 Beschäftigten - "Gesamtzusage ist kein Tarifvertrag"



Berlin - Nach der Tarifflucht des SB-Warenhauses Real hat die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) das Unternehmen zu
Tarifverhandlungen für die derzeit 34.000 Beschäftigten aufgefordert.
Einen entsprechenden Beschluss fasste heute (11.5.) die
Tarifkommission der Gewerkschaft in Düsseldorf. Mit den Verhandlungen
will ver.di bereits zum Zeitpunkt des Betriebsübergangs für alle
Beschäftigten von Real zur Metro Services GmbH einheitliche
Beschäftigungsbedingungen mit entsprechenden Tarifverträgen mit der
Mehrheitsgewerkschaft sicherstellen. So könnten unnötige
Auseinandersetzungen sowohl aufgrund juristischer Fragestellungen als
auch Arbeitskampfmaßnahmen verhindert werden, so ver.di. Grundlage
für die Tarifverhandlungen soll der Flächentarifvertrag der
Gewerkschaft ver.di sein.

Die von der Real-Geschäftsführung per Aushang zugesagte "Gesamtzusage
zum Bestandsschutz" sei kein Vertrag, so die Gewerkschaft. "Wer es
mit den Beschäftigten ernst meint, kann auch einen rechtsgültigen
Tarifvertrag für sie abschließen", erklärte das für den Handel
zuständige ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nutzenberger. "Ein
Geschäftsmodell, das auf dauerhafte Absenkung der Löhne und Gehälter
aufbaut, löst die Probleme des SB-Warenhauses Real nicht", so
Nutzenberger weiter. Real/Metro versuche sich derzeit, "durch
Tarifflucht seiner Verantwortung zu entziehen".

Zuvor hatte der Konzern in Verhandlungen mit ver.di eine bis zu
40prozentige Absenkung der Löhne und Gehälter der Beschäftigten
gefordert. "Bei einem Monatsverdienst einer vollbeschäftigten
Verkäuferin von rund 2.500 Euro brutto nach sechs Jahren im Beruf
führt die von Real geforderte Absenkung direkt in die Altersarmut",
sagte ver.di-Verhandlungsführerin Silke Zimmer. "Die Beschäftigten
werden nicht die Managementfehler der Vergangenheit durch eine
horrende Kürzung ihrer Gehälter bezahlen", erklärte Stefanie
Nutzenberger.

Die Tarifkommission sei sich ihrer Verantwortung für die
Arbeitsplätze bei Real bewusst, heißt es. "Deshalb ist für uns ein
nachhaltiges Konzept des SB-Warenhauses zentral, damit das
Unternehmen am Markt eine Zukunft hat. Die Illusion, durch
Personalkosteneinsparung mehr Umsatz zu machen, ist allerdings eine
Milchmädchenrechnung", erklärte Nutzenberger.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11.05.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STATISTIK/4371: 2005 bis 2016 - Preise für Trinkwasser um 17,6 % gestiegen (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 11.05.2018

2005 - 2016: Preise für Trinkwasser um 17,6 % gestiegen,
Verbraucherpreise insgesamt um 16,1 %



WIESBADEN - Einige Medien berichten darüber, dass der Preis für Trinkwasser
zwischen 2005 und 2016 um 25 Prozent gestiegen sei. Sie beziehen sich
hierbei auf eine Auswertung der grünen Bundestagsfraktion, die nach eigenen
Angaben auf Zahlen des Statistischen Bundesamtes basiert.
Bei den von der Grünen Fraktion herangezogenen Angaben handelt es sich
nicht um Zahlen aus der Preisstatistik, sondern aus der Umweltstatistik,
genauer um die Erhebung der Wasser- und Abwasserentgelte.

Die Erhebung der Wasser- und Abwasserentgelte wird seit 2007 alle drei
Jahre für das Berichtsjahr und die zwei vorhergehenden Jahre bei den
Unternehmen und Gemeinden durchgeführt, die für die öffentliche
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung zuständig sind.

Ein Zeitvergleich zwischen den Jahren 2005 bis 2016 kann aufgrund von
methodischen Umstellungen im Berichtszeitraum nicht vorgenommen werden. So
sind die Daten ab 2014 wegen konzeptioneller Änderungen in der Auswertung
mit den Vorjahren nicht vergleichbar. So werden zum Beispiel seit 2014 nur
Tarifgebiete mit identischen Tarifsystemen zusammengefasst, während bis
2013 auch Tarifgebiete mit unterschiedlichen Tarifsystemen schwerpunktmäßig
zusammengefasst wurden, siehe Qualitätsbericht.

Die Verbraucherpreisstatistik ist für einen Preisvergleich zwischen den
Jahren 2005 bis 2016 als Quelle besser geeignet. Die Aussage, Trinkwasser
wird immer teurer, ist in der Form für den kompletten Zeitraum 2005 bis
2016 anhand dieser Quelle nicht haltbar:

Im Rahmen der Verbraucherpreisstatistik werden unter anderem auch Preise
für die Wasserversorgung privater Haushalte erhoben. Die Verbraucherpreise
für Wasserversorgung sind im Zeitraum 2005 bis 2016 um 17,6 % gestiegen.
Die Verbraucherpreise insgesamt stiegen im gleichen Zeitraum mit + 16,1 %
etwas geringer. Für den Zeitraum von 2014 bis 2016 verteuerten sich die
Verbraucherpreise für Wasserversorgung um + 4,1 % und damit deutlich
stärker als die Verbraucherpreise insgesamt (+ 0,8%). Für die einzelnen
Jahre 2014, 2015 und 2016 ergibt sich folgendes Bild: 2014 lag die
Teuerungsrate für die Wasserversorgung mit + 0,7 % knapp unterhalb der
Gesamtteuerung für die Verbraucher (+ 0,9 %), 2015 und 2016 lagen die
Teuerungsraten für Wasserversorgung mit + 1,9 % (2015) und mit + 2,1 %
(2016) oberhalb der Gesamtteuerung (2015: + 0,3 %; 2016: + 0,5 %).
Allerdings lag im darauffolgenden Jahr 2017 der Anstieg der
Verbraucherpreise insgesamt mit + 1,8 % gegenüber 2016 über dem Anstieg der
Verbraucherpreise für Wasserversorgung (2017 gegenüber 2016: + 1,3 %). Auch
am aktuellen Rand liegen die monatlichen Raten 2018 für die
Wasserversorgung im Bundesdurchschnitt unterhalb der monatlichen
Inflationsraten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 165a vom 11.05.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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KIRCHE/2103: 101. Katholikentag in Münster beendet (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 13.05.2018

101. Katholikentag in Münster beendet

Kardinal Marx: "Ein sichtbares Zeugnis des Friedens in der Welt
geben"



Mit einem Abschlussgottesdienst ist heute (13. Mai 2018) der 101. Deutsche
Katholikentag in Münster zu Ende gegangen. Seit Mittwoch (9. Mai 2018)
waren mehrere zehntausend Teilnehmer unter dem Leitwort "Suche Frieden" in
Münster zu Gast.

In seiner Predigt während der Eucharistiefeier forderte der Vorsitzende der
Deutschen Bischofskonferenz, Kardinal Reinhard Marx, die Gläubigen auf, die
christliche Glaubenserfahrung mutig in die Zukunft zu tragen. "Wir brauchen
lebendige Zeugen der Auferstehung Jesu, die vom Glauben sprechen und den
Glauben leben", so Kardinal Marx. "Wir brauchen nicht die, die nur
verwalten, kühle Technokraten und Manager der Macht, rechthaberische
Schriftgelehrte. Nein, wir brauchen Zeugen, die wissen, dass Gott sie
führt, Zeugen des unzerstörbaren Lebens. Die Kraft des Zeugnisses muss der
Kern der Weitergabe des Glaubens sein", betonte Kardinal Marx.

Wenn die Heilige Schrift sage, dass Gott die Liebe sei, "dann ist das kein
romantisches Gefühl. Die Liebe Gottes wird konkretisiert in der Person
Jesu. Niemand kann Gott verstehen, wenn er nicht auf diesen Jesus von
Nazareth schaut, der die Liebe ist", so Kardinal Marx. "Wir Christen
wissen: Die Liebe Christi ermöglicht Frieden. Wir sind aufgerufen, einen
Gott des Friedens zu verkünden. An diesem Frieden müssen wir mitbauen, wir
als Christen, die mitten in die Welt gesandt sind." Als Zeugen des
österlichen Lebens und Friedens gehe der Christ nie ganz in der Logik der
Welt auf, in der Logik desn Herrschens und der Macht. "Wir haben mit dem
österlichen Glauben einen Blick auf die Weite der Welt, wir sind mitten in
der Welt und ziehen uns als Christen nicht in die Sakristei zurück oder
verstehen uns als geschlossene Zirkel. Der Katholikentag in Münster war
kein Wohlfühlkatholizismus, der um sich selbst kreist, sondern ein
kräftiges Zeugnis, ermutigt in die Welt hinauszugehen", sagte Kardinal
Marx.

Das Leitwort des Katholikentags "Suche Friede" müsse über Münster
hinauswirken, in die Gemeinden hinein, in die anstehenden Fragen, in die
Ökumene, so Kardinal Marx. "Wie sehr haben wir in Münster das ökumenische
Engagement und Anliegen gespürt. Wir werden als Kirche darin nicht
nachlassen. Als Glieder gehören wir zum einen Leib Christi, evangelische,
orthodoxe und katholische Christen! Deshalb ist es wichtig, alles Bemühen
auf der Welt diesem Ziel zuzuordnen: die wahre Einheit aller Schwestern und
Brüder." Kardinal Marx fügte hinzu: "Um diese Einheit müssen wir uns alle
bemühen, um dieses sichtbare Bild der Einheit zu bezeugen - auch wir
Bischöfe. Es gibt die Zeit des Ringens und der Diskussion. Aber es muss
klar sein: Wir gehören zusammen, wir haben ein Zeugnis des Glaubens. Wir
haben dort zu stehen, wo Gräben zugeschüttet werden, wo in Hass gesprochen
wird, wo Menschen attackiert werden." Christen hätten die Verpflichtung,
Instrumente des Friedens in der Gesellschaft, in der Welt zu sein. "Das ist
unser Auftrag! Wer könnte das besser als wir? Lasst uns ein sichtbares
Zeugnis des Friedens in der Welt geben", so Kardinal Marx. Im Leitwort des
Katholikentags - "Suche Frieden" - finde sich ein dynamischer Auftrag, den
auch Jesus von den Menschen fordere: "Wir können heute in Münster
versprechen: Ja, Jesus, wir nehmen den Auftrag an."

Zum Abschluss des Gottesdienstes dankte Kardinal Marx dem gastgebenden
Bistum Münster sowie dem Zentralkomitee der deutschen Katholiken (ZdK) für
die Tage der Begegnung. Bischof Dr. Georg Bätzing (Limburg) lud mit
Vertretern der evangelischen Kirche zum Abschluss des Münsteraner
Katholikentags zum Dritten Ökumenischen Kirchentag nach Frankfurt ein, der
vom 12. bis 16. Mai 2021 stattfindet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 078 vom 13. Mai 2018

Herausgeber: P. Dr. Hans Langendörfer SJ,

Sekretär der Deutschen Bischofskonferenz

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/332: Brasilien - Polizei bestätigt Mord an LGTBI-Aktivist*in in Río de Janeiro (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Polizei bestätigt Mord an LGTBI-Aktivist*in in Río de Janeiro 



(Rio de Janeiro, 7. Mai 2018, telesur/poonal) - Vertreter*innen der
örtlichen Polizei im brasilianischen Bundesstaat Río de Janeiro
bestätigten am 7. Mai die Ermordung der Student*in und
LGBTI-Aktivist*in Matheus/a Passareli.

Passareli galt seit dem 29. April als vermisst. Nach Ansicht der
Abteilung Personenfahndung der Polizei wurde der/die 21-jährige
Passareli nach dem Betreten einer Favela im Norden der Stadt von einer
Gruppe Krimineller ermordet.

Bezüglich der Hintergründe der Gewalttat liegen bisher keinerlei
Erkenntnisse vor. Die bisherigen Untersuchungen ergaben, dass die Tat
am Sonntagmorgen (6.5.) gegen 2:30 (Ortszeit) verübt wurde.
Anschließend wurde der Körper vermutlich verbrannt. Die Student*in
hatte eine Party im Norden der Stadt besucht und sich von ihren
Freund*innen verabschiedet.

Gegen 19:30 (Ortszeit) wurde Matheus/a zuletzt gesehen, da er/sie aber
nicht nach Hause kam, begann die Familie, nach Matheus/a zu suchen.
"Die Angst war der Motor, der mich angetrieben hat, gemeinsam mit
anderen nach der Person zu suchen, die ich am meisten geliebt habe und
die mich mein Leben lang begleitet hat", erklärt Gabriel Passareli,
der Bruder des Opfers, in den sozialen Netzwerken. Die zuletzt bekannt
gewordenen Umstände der Tat zeigten "die verschiedenen Facetten der
Grausamkeit, die uns angetan wurde", so Gabriel weiter.

Matheus/a Passareli studierte Audiovisuelle Kunst an der Universität
des Bundesstaats Río de Janeiro (UERJ). Matheus/a fühlte sich weder
dem männlichen noch dem weiblichen Geschlecht zugehörig und definierte
seine/ihre geschlechtliche Identität als non-binär.

Innerhalb von knapp 20 Jahren hat sich die Zahl der Mordopfer aus dem
LGTBI-Spektrum vervierfacht. Heute wird in Brasilien alle 19 Sunden
eine LGTBI-Person umgebracht.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/polizei-bestaetigt-mord-an-lgtbi-aktivistin-in-rio-de-janeiro/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/331: Peru - Fall Olivia Arévalo schlägt weiter Wellen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

Fall Olivia Arévalo schlägt weiter Wellen



(Lima, 4. Mai 2018, servindi) - Der Kanadier Sebastian Woodroffe hat
die indigene Schamanin Olivia Arévalo ermordet. Das bestätigte Ricardo
Jiménez, Vorsitzender der Obersten Staatsanwaltschaft der peruanischen
Provinz Uyacali, gegenüber der Nachrichtenagentur AFP. Die 89-jährige
Weise der indigenen Shipibo Konibo (nach anderen Medienberichten war
sie 81 Jahre alt) wurde am 19. April in der interkulturellen Gemeinde
Victoria Gracia in der Amazonasprovinz Uyacali erschossen.

Alles deute darauf hin, dass Woodroffe die fünf Schüsse auf Arévalo
abgefeuert habe, erklärte Jiménez. "Der Fall ist praktisch aufgeklärt.
Was uns noch fehlt ist das Motiv". Die Patronenhülsen, die bei dem
Leichnam von Arévalo gefunden wurden, passen zu der Waffe, die
Woodroffe von einem Polizisten gekauft hatte. "Auch an der Kleidung
des Kanadiers wurden Schmauchspuren gefunden", so Jiménez.

Zwei Tage nach dem Mord tauchte ein Video auf, das die Selbstjustiz
der aufgebrachten Dorfbewohner*innen an Sebastian Woodroffe zeigt.
Später wurde dann sein Leichnam gefunden. Nach dem Stand der
Ermittlungen wurde er Stunden nach dem Mord an der Schamanin gelyncht.
In diesem Fall von Selbstjustiz suchen die Behörden noch nach den
Verantwortlichen.


Indigene wehren sich gegen Diskriminierung

"Wir akzeptieren nicht, dass sie uns als Mörder ansehen" erklärte
Ronald Suarez Maynas, Vorsitzender des Rates der Shipibo Konibo,
Coshikox. Nach den Morden an Arévalo und Woodroffe sei eine Welle der
Diskriminierung über die Shipibo hereingebrochen. Ihnen seien negative
Attribute zugeschrieben worden, die ihre kulturelle Identität
beschädigten. Suarez Maynas sprach von einem "kulturellen Attentat"
auf seine Volksgruppe. Der indigene Sprecher versicherte, die Shipibo
seien friedlich und widmeten sich der Interkulturalität. Keinesfalls
würden sie akzeptieren, dass man sie als Mörder bezeichne.

Um sich gegen die negative Darstellung zu wehren, planen die Shipibo
Konibo für den 18. Mai eine Kundgebung [1] in Pucallpa. Suarez Maynas
rief zudem die Weltöffentlichkeit dazu auf, sich an jenem Tag vor den
Botschaften Perus zu versammeln, um ihre Solidarität mit den Shipibo
Konibo zu zeigen.


Anmerkung:

[1] http://www.servindi.org/actualidad-noticias/07/05/2018/pueblo-shipibo-konibo-xetebo-convoca-movilizacion-contra
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06564: Esau gegen Jakob (SB)


Spielt man im selben Schachklub, so wird man vor den anderen schon
eifersüchtig bemüht sein, die kleinen Geheimnisse in der Entdeckung
neuer Züge für sich zu behalten. Denn auf einem Turnier gibt es keine
Freunde mehr, nur noch Konkurrenten. Viel notwendiger ist das
Verheimlichen von Neuerungen unter Brüdern. Kaum eine Rivalität ist so
fest verwachsen mit dem eigenen Selbstverständnis wie der Konflikt vom
älteren zum jüngeren Bruder und natürlich auch umgekehrt. Die Lasker-
Brüder waren da keine Ausnahme, auch wenn sie sich - jeder ging seinen
eigenen Berufsweg - in der Turnieröffentlichkeit nicht bekriegt
hatten. Anders dagegen die Gebrüder Horvath aus Budapest. Regelmäßig
treffen der Ältere, ein Großmeister, und der Jüngere, ein
Internationaler Meister, aufeinander, oder besser gesagt, sie sitzen
sich gegenüber mit dem Wissen um die Stärken und Schwächen des
anderen. Solche Partien nehmen oft einen kämpferischen Verlauf, sind
voller Kombinationswut und scharfer Entgegnungen. Der jüngere Bruder
wird bemüht sein, wie einst Jakob, dem Älteren das Erstgeborenenrecht
streitig zu machen. Doch im heutigen Rätsel der Sphinx behielt,
biblisch gesprochen, Esau die Oberhand, nicht zuletzt, weil er die
schwarze Königsstellung seines Bruders arg unter Druck setzte, und als
dieser dann zuletzt mit 1...h7-h5 eine weitere Schwächung einging,
konterte der Ältere im heutigen Rätsel der Sphinx mit einem
schlagfertigen Schlußangriff, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06564: Esau gegen Jakob (SB)]



J. Horvath - C. Horvath

Bischwiller 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Es war wirklich kein Tag für französische Jubelgesänge, als der
schwarze König mit 1...Ke8-d7? gewissermaßen das Schafott bestieg,
denn schon nach 2.Sg5xe6 f7xe6 3.Sf4xe6! beendete das Fallbeil die
Partie, da 3...Kd7xe6 4.Ld3xf5+ Ke6-f7 5.Lf5-e4+ Kf7-e8 - 5...Kf7-g8
6.Dd1-f3 - 6.Le4xd5 keinen sinnvollen Zug mehr zugelassen hätte.



Erstveröffentlichung am 17. Mai 2005
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/446: Frankfurt - Junge Forscher über das Alter(n), 04.06.2018


Goethe-Universität Frankfurt am Main

Junge Forscher über das Alter(n)

Öffentliche Vortragsveranstaltung von Alternsforschern und GRADE
Center Aging



FRANKFURT. Deutschland ist eine alternde Gesellschaft. Aber nicht nur
die Zahl älterer Menschen und ihre Lebenserwartung wachsen, sondern
erfreulicherweise auch die Zahl derer, die rund um dieses Phänomen
forschen. Dies gilt auch für Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen
der Goethe-Universität, die am Beginn ihrer Karriere stehen. Über ihre
Projekte und Ideen gibt eine öffentliche Vortragsveranstaltung unter
dem Titel "Nachwuchs in der Alternsforschung" Aufschluss, die

am Montag, 4. Juni um 18:30 Uhr

in der Evangelischen Akademie Frankfurt

Römerberg 9

stattfindet. Dazu laden das Frankfurter Forum für interdisziplinäre
Alternsforschung (FFIA) und das neu gegründete GRADE Center Aging
gemeinsam ein.

Wer zum Thema hohes Lebensalter forscht, muss sich mit den ständigen
gesellschaftlichen Veränderungen befassen, denn nachrückende
Generationen altern anders als ihre Eltern und sind vor neue
Herausforderungen gestellt. Neue Fragen ergeben sich zum Beispiel im
Bereich von Technik, Wohnen und Leben mit Demenz. An der
Goethe-Universität wurde die Erforschung der Lebensphase Alter(n)
längst als eine interdisziplinäre Aufgabe erkannt. Frauen und Männer
am Anfang ihrer wissenschaftlichen Karriere, sogenannte ("Early Career
Researcher") aus dem Frankfurter Forum für interdisziplinäre
Alternsforschung (FFIA) und dem GRADE Center Aging der
Goethe-Universität bringen ihr Wissen über das Altern nicht nur in die
Wissenschaftsgemeinde, sondern auch in die Gesellschaft ein. Sie
erforschen vielfältige Alterungsprozesse, auch jenseits von Krankheit,
und stellen neue Fragen.

Am 4. Juni präsentieren die Nachwuchswissenschaftler Arbeiten, die
sich mit den Auswirkungen der Digitalisierung, mit neuen Formen von
Teilhabe bei Demenz und mit der Vielfalt des Lebens in
institutionellen Wohnformen befassen. Sie fragen zum Beispiel danach,
welche Bildungspotenziale durch neue Technologien angeregt werden.
Auch der Austausch mit sozialen und emotionalen Robotern ist
Gegenstand von Forschung - ebenso werden veränderte
Geschlechtsrollenverständnisse, kulturelle Teilhabe bei kognitiven
Erkrankungen und die Erhaltung von Einwilligungsfähigkeit in
medizinische Maßnahmen bei Menschen mit Demenz unter die
wissenschaftliche Lupe genommen.

Wie wird Altern in der Zukunft aussehen? So lautet die Leitfrage der
Veranstaltung. In den Beiträgen "der Jungen" über "die Alten" sollen
keine "trockenen Ergebnisse" berichtet werden; vielmehr geht es um
offene Fragen und Forschungsthesen - und eine lebhafte Diskussion.
Prominenter Teilnehmer ist der frühere SPD-Chef, Minister und
Vizekanzler Franz Müntefering, der derzeit Vorsitzender der
Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-Organisationen (BAGSO) ist.

Anmeldung und Information: Friedrich Wolf (M. A.), Frankfurter Forum
für interdisziplinäre Alternsforschung (FFIA), Campus Westend,
PEG-Gebäude, Raum 4. G166, Telefon +49 (0)69 798 36393, E-Mail:
Fr.Wolf@em.uni-frankfurt.de

 * 

Quelle:

Pressestelle: 11. Mai 2018 / 111

Goethe-Universität Frankfurt am Main

Redaktion Dr. Anke Sauter, Referentin für Wissenschaftskommunikation

Abteilung PR & Kommunikation

Theodor-W.-Adorno-Platz 1, 60323 Frankfurt am Main

Tel: (069) 798-13066, Fax: (069) 798-763 12531

E-Mail: Sauter@pvw.uni-frankfurt.de

Internet: www.uni-frankfurt.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2263: Schwergewicht - zur Abwechslung Hausmannskost ... (SB)




Hughie Fury schickt Sam Sexton auf die Bretter

Der britische Schwergewichtler Hughie Fury, Cousin des ehemaligen
Champions Tyson Fury, hat seinen Landsmann Sam Sexton besiegt und sich
damit den nationalen Titel gesichert. Diese Trophäe ist nahezu
bedeutungslos für Fury, hat dieser doch bereits um die
Weltmeisterschaft gekämpft, dabei aber im September 2017 gegen den
Neuseeländer Joseph Parker verloren, der damals noch den WBO-Gürtel in
seinem Besitz hatte. Bemerkenswert an dem aktuellen Auftritt in Bolton
ist hingegen, daß der 23jährige einen seiner seltenen vorzeitigen
Siege einfahren konnte, da sich sein Gegner in der fünften Runde
geschlagen geben mußte. Insofern hat es sich also gelohnt, erst einmal
wieder kleine Brötchen zu backen und sich einen achtbaren Erfolg ans
Revers zu heften. Während für Hughie Fury nunmehr 21 Siege und eine
Niederlage zu Buche stehen, werden für den 33 Jahre alten Sam Sexton
24 gewonnene und vier verlorene Auftritte notiert.

In der ersten Runde gab Fury eine Art Imitation Muhammad Alis zum
besten, sofern man darunter unzulässigerweise versteht, ständig im
Ring zu kreisen und wirkungslos zu schlagen. Der Jab kam so langsam
wie die Rechte, klare Treffer blieben Mangelware. Und da Fury mit der
rechten Faust vor allem Löcher in die Luft schlug, passierte nicht
viel. Sexton bewegte sich zu behäbig, um seinem Gegner den Weg
abzuschneiden, und wenn ihm das doch einmal gelang, klammerte Fury
sofort, um ihn am Schlagen zu hindern. Außerdem streckte der Favorit
den linken Arm weit nach vorn, um den Kontrahenten fernzuhalten.
Nutzte er die Linke zum Schlag, kam dabei nicht viel heraus, so daß es
eher einem Wegschubsen ähnelte. Das ist zwar regelwidrig, wurde aber
von Ringrichter Terry O'Connor während des gesamten Kampfs kein
einziges Mal moniert, geschweige denn unterbunden.

Wenngleich man einwenden könnte, daß auch Wladimir Klitschko so geboxt
habe, schlug der Ukrainer doch mit der Linken einen steifen Jab und
einen gefährlichen Haken, der etlichen Gegnern zum Verhängnis wurde.
Davon konnte bei Fury keine Rede sein, dessen schwacher Jab nichts
ausrichtete, so daß die Rechte sein einzig brauchbares Instrument
blieb, sofern sie denn traf. In der dritten Runde hatte Sexton
offenbar genug von dem ständigen Weglaufen oder Klammern seines
Gegners, denn er versetzte ihm mehrere Körpertreffer, als Fury in den
Clinch ging. Der Ringrichter schritt ein und sprach aus unerfindlichen
Gründen eine Ermahnung an die Adresse Sextons aus, statt das ständige
Klammern zu unterbinden. Der Außenseiter brachte in diesem Durchgang
auch mehrere Linke und eine wuchtige Rechte ins Ziel, die Fury jedoch
gut wegsteckte, da es dem Titelverteidiger an Schlagwirkung mangelte.

Auch zu Beginn der vierten Runde machte Sexton eine gute Figur und
traf mit der Linken, worauf er sofort eine Rechte folgen ließ. Die
Schläge schienen Rachegelüste bei Fury zu wecken, der plötzlich
aufdrehte und immer wieder auf den Gegner einschlug. Als Sexton sich
endlich revanchieren wollte, lief er in einen Schlag, der ihn
zurücktaumeln ließ. Fury setzte mit einem windmühlenartigen Schwinger
nach, der weit ins Leere ging, da sich der Kontrahent rücklings in die
Seile fallen ließ. Dort erwischte ihn dann eine kurz angesetzte
Rechte, worauf er zu Boden gehen mußte. Sexton kam wieder hoch und
wurde vorerst vom Pausengong gerettet.

In Runde fünf ließ Fury nichts mehr anbrennen, sondern traktierte
Sexton, der ein statisches Ziel bot, mit weiteren heftigen Schlägen.
Der Titelverteidiger setzte dennoch auf Angriff und trieb den Gegner
sogar an die Seile, doch fing er sich dort einen Volltreffer ein, der
ihn abermals niederstürzen ließ. Er raffte sich noch einmal auf, doch
der Ringrichter nahm ihn nach 2:03 Minuten des Durchgangs aus dem
Kampf, was eine weise Entscheidung war. Sam Sexton war derart in
Mitleidenschaft gezogen, daß er nur noch weitere Treffer und
Niederschläge kassiert hätte, wäre das inzwischen ungleiche Gefecht
wieder freigeben worden.

Hughie Fury wird wohl den frisch gewonnenen Titel des Britischen
Meisters gleich wieder niederlegen, da er nicht gegen Joe Joyce
antreten will, der den Sieger des Kampfs in Bolton herausfordern
möchte. Furys Vater und Trainer Peter Fury hat bereits definitiv
erklärt, daß man nicht an dem in vier Auftritten ungeschlagenen
Neuling interessiert sei. Statt dessen verfolge man nach wie vor das
Ziel, den WBA/WBO/IBF-Weltmeister Anthony Joshua vor die Fäuste zu
bekommen. Joshua und sein Promoter Eddie Hearn waren im vergangenen
Jahr an dem jüngeren Fury interessiert, doch kam dieser Kampf nicht
zustande, weil Peter Fury offenbar seinen Sohn nicht als Kanonenfutter
verheizen lassen wollte. Jetzt hat Joshua allerdings erst einmal
Besseres zu tun, da er sich mit WBC-Champion Deontay Wilder, dem
IBF-Pflichtherausforderer Alexander Powetkin oder Jarrell Miller,
womöglich sogar mit allen dreien in welcher Reihenfolge auch immer
messen möchte.

Deshalb wird Hughie Fury wohl geraume Zeit auf diese Chance warten
müssen, was auch besser so für den jungen Schwergewichtler ist. Alles
in allem hat er gegen Sam Sexton keine schlechte Vorstellung geboten
und alles Erforderliche getan, um einen Gegner dieses Niveaus in die
Schranken zu weisen. Allerdings sollte er längst darüber hinaus sein,
auf diese Ebene zurückzukehren, zumal er im letzten September am
WBO-Gürtel geschnuppert hat. Damals endete der Kampf in Manchester mit
einem knappen Punktsieg Joseph Parkers, worauf die Furys unisono
verkündeten, sie seien um den verdienten Sieg geprellt worden. Peter
Fury bezeichnete seinen Sohn gar als "ungekrönten Champion", was
ausgesprochen lächerlich war, wenn man bedenkt, wie wenig dieser für
die Offensive getan hatte.

Das sah zwar im Falle Sam Sextons schon wesentlich besser aus, aber
wohl auch nur, weil dieser Gegner nicht vom Kaliber des Neuseeländers
war. Anthony Joshua und Deontay Wilder dürfte kaum beeindruckt haben,
was sie bei Furys Auftritt in Bolton zu sehen bekamen. Wenngleich er
vorzeitig gewonnen hat, kann man ihm nach wie vor keine ausgeprägte
Schlagwirkung attestieren. Er rennt ständig weg, klammert viel und
braucht jede Menge Versuche, bis ihm ein Gegner wie Sexton endlich in
einen Schlag läuft und umfällt. Wollte man eine Liste erstellen,
welche Schwergewichtler eine Nummer zu groß für ihn wären, fiele die
ziemlich lang aus. [1]

Im Kampf gegen Parker erweckte er den Eindruck eines panischen Wildes
auf der Flucht vor dem Jäger. Wie er auf diese Weise irgendeinen
hochklassigen Gegner besiegen will, steht in den Sternen. Er würde
vermutlich nicht einmal den britischen Titel erfolgreich verteidigen,
bekäme er es mit aufstrebenden Kandidaten wie Joe Joyce oder Daniel
Dubois zu tun. Selbst an Nathan Gorman oder David Allen hätte er wohl
harte Nüsse zu knacken. Hughie Fury wurde im Windschatten Tyson Furys
ins Rampenlicht gespült und übersprang dabei jede Menge Konkurrenten,
die keinesfalls schlechter als er sind. Dank seines Namens läßt er
sich schlichtweg besser verkaufen als viele andere Akteure, die dem
Publikum weniger geläufig sind. Selbstvermarktung und
Selbstüberschätzung scheinen jedoch in der Familie Fury Hand in Hand
zu gehen, was teils unterhaltsame, teils lächerliche oder sogar
tragische Züge annimmt. Sich ins Gespräch zu bringen ist eine
unverzichtbare Fertigkeit, will man im Boxgeschäft vorankommen. Allzu
klein sollte die Schnittmenge zwischen Mundwerk und Talent aber nicht
werden, zumal die Bereitschaft des Publikums, sich von großen Worten
blenden zu lassen, ihre Grenzen hat.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/05/hughie-fury-vs-sam-sexton-results/#more-262996
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/833: Cuxhaven - Tina Teubner & Ben Süverkrüp "Wenn du mich verlässt komm ich mit", 24.5.


Tina Teubner & Ben Süverkrüp "Wenn du mich verlässt komm ich mit"



Tina Teubner, begnadete Komikerin, überirdische Musikerin,
Kernkompetenz auf dem Gebiet des autoritären Liebesliedes, hat die
Erziehung ihres Mannes erfolgreich abgeschlossen und sucht nach neuen
Herausforderungen. Die Grenzen zwischen "privat" und "politisch" sind
nicht mehr aufrecht zu erhalten. Die Welt brennt: Tina wagt den Blick
ins Innerste. Mit ihrer rasiermesserscharfen Intelligenz, ihrem
unwiderstehlichen Humor und ihrer weltumfassenden Herzenswärme
scheucht sie ihr Publikum auf:

Tina verändert die Welt, Ben muss an sich arbeiten und das Publikum
darf dabei zugucken. Eine lakonische Umschreibung dessen, was man sich
von gutem Theater wünscht: Du gehst anders raus als Du reingekommen
bist.

Eintrittskarten für diesen besonderen Abend sind in der
Kulturinformation im Schlossgarten 4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6
22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr) oder
online unter www.cuxhaven.de/tickets erhältlich. Restkarten werden am
Konzerttag ab 18.30 Uhr im Schloss Ritzebüttel (Tel. 0 47 21/72 18 12)
verkauft.

Termin: Donnerstag, 24. Mai 2018, 19.30 Uhr, im Schloss Ritzebüttel,
Cuxhaven

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Mai 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/847: Dinslaken - Landestheater Burghofbühne, Juni 2018


Dinslaken - Landestheater Burghofbühne

Monatsübersicht Juni 2018



Mi. 06.06. - 9:20/12 Uhr

MIA

Dinslaken (Fr.-Althoff-Schule)

15 Uhr - Jim Knopf und Lukas der Lokomotivführer

Winnenden (Hermann-Schwab-Halle)

Do. 07.06. - 9:20/12 Uhr

MIA

Dinslaken (Fr.-Althoff-Schule)

20 Uhr - Die Känguru-Chroniken

Winnenden (Hermann-Schwab-Halle)

Fr. 08.06. - 10:45 Uhr

Die zweite Prinzessin

Dinslaken (Tenterhof)

Sa. 09.06. - 19:30 Uhr

Casanova

Hameln (Theater)

So. 10.06. - 15 Uhr

Die kleine Hexe

Hameln (Theater)

PREMIERE

Fr. 22.06. - 15:30 Uhr

Die Abenteuer von Pettersson und Findus

Dinslaken (Tribünenhaus)

So. 24.06. - 16 Uhr

Jim Knopf und Lukas der Lokomotivführer

Marnach/L (Cube 521)

Mo. 25.06. - 10/14:15 Uhr

Jim Knopf und Lukas der Lokomotivführer

Marnach/L (Cube 521)

Di. 26.06. - 10 Uhr

Jim Knopf und Lukas der Lokomotivführer

Marnach/L (Cube 521)

Mi. 27.06. - 10 Uhr

Jim Knopf und Lukas der Lokomotivführer

Marnach/L (Cube 521)

Fr. 29.06. - 16 Uhr

Foufou auf großer Suche

Dinslaken (Familienzentrum Dickerstr.)

21 Uhr - Die Känguru-Chroniken

Eschborn (Escheplatz, Freilichtaufführung)

- Änderungen vorbehalten -

 * 

Quelle:

Burghofbühne Dinslaken

Landestheater im Kreis Wesel e. V.

Gerhard-Malina-Str. 108, 46537 Dinslaken

Rita van Limbeck (Künstlerisches Betriebsbüro)

Tel.: 02064-411010, Fax: 02064-411022

E-Mail: vanlimbeck@burghofbuehne-dinslaken.de

Internet: www.burghofbuehne-dinslaken.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TREFF/436: Theaternacht Hamburg am 8.9.2018 - Early Bird Tickets ab dem 15. Mai erhältlich


THEATER FÜR ALLE

Theaternacht Hamburg 2018 am Samstag, den 8. September 

Early Bird Tickets für 12 Euro ab dem 15. Mai erhältlich



Theater für alle - das ist die THEATERNACHT HAMBURG 2018:

Rechtzeitig zum Spielzeitbeginn am 8. September können
theaterbegeisterte Nachtschwärmer und solche, die es werden wollen,
alles auf eine Karte setzen. Und dabei ist an alle gedacht - denn die
Theaternacht hat für jeden etwas im Gepäck:

Alle Neugierigen bekommen schon vor den ersten Premieren erste
exklusive Einblicke in das, was sie auf Hamburgs Bühnen in der
Spielzeit erwartet.

Alle echten Theaterfans können ihre Theaterabstinenz der Sommerpause
in nur einer Nacht überwinden und die geballte Kraft der Hamburger
Theaterszene auf sich einströmen lassen.

Alle Theaterneulinge können sich einen vorsichtigen, ersten Überblick
verschaffen. Die Theaterdosis bestimmen sie dabei selbst. Und nicht
selten ist so eine Nacht der Auftakt einer lebenslangen Leidenschaft.

Alle Mutigen begeben sich auf eine Entdeckungstour jenseits der großen
Häuser und erkunden die wunderbaren Off-Bühnen der Stadt.

Alle Bewegungsfreudigen können sich nicht nur kreuz und quer durch die
Stadt bewegen, sondern auch die Hamburg als Tanz-Stadt erkunden und
vielleicht sogar selber tanzend aktiv werden.

Alle Freunde der großen Emotionen kommen herzhaft lachend und
angerührt weinend auf ihre Kosten.

Alle Neu-Hamburger nutzen die Chance, von Altona bis Barmbek, von der
Innenstadt bis nach Winterhude, Hamburg kulturell zu erobern.

Alle Theaterkenner bekommen ungewohnte Einblicke hinter die Kulissen
und treffen auf der Aftershow-Party so machen Hamburger Theatermacher
hautnah.

Über die Theaternacht

Seit 15 Jahren ist die Theaternacht Hamburg nicht mehr wegzudenken aus
den Kulturkalendern zu Beginn der Spielzeit. Auftakt, sympathisches
Happening, Appetizer für Theaterkenner, und Schnupperstunde für
Theaterneulinge. Mehr als 300 Programmpunkte auf 40 Bühnen, verbunden
durch 50 Shuttlebusse gekrönt von einer Aftershow-Party: eine Nacht in
der sich Hamburgs Theater in ihrer ganzen Vielfalt, Dynamik und
Einzigartigkeit präsentieren.

Direkt an Hamburgs schönster Flaniermeile - am Jungfernstieg - liegt
die zentrale Open-Air-Veranstaltungsfläche der Theaternacht Hamburg
mit buntem Programm und allen Informationen; hier fahren auch alle
Shuttlebusse zu den Theatern ab.

Tickets:

EARLY BIRD: 15.05. - 30.06.2018 / 12 EURO

VORVERKAUF: 01.07. - 07.09.2018 / 15 EURO

ABENDKASSE: 08.09.2018 / 17 EURO

Tickets gibt es online, an allen Vorverkaufsstellen sowie gebührenfrei
in den teilnehmenden Theatern. Das HVV-Kombiticket beinhaltet die
Nutzung aller regulären HVV-Netze, der Shuttlelinien, den Eintritt in
alle Theater und zur Aftershow-Party. Das genaue Programm der
Theaternacht gibt es ab Ende Juli in einem ausführlichen Programmheft
oder unter:

theaternacht-hamburg.org

 * 

Quelle:

Ulrike Steffel, Kommunikation Theaternacht Hamburg

Tel 040.41455746 | Fax 040.41455747

info@ulrikesteffel.de

theaternacht-hamburg.org | theater-hamburg.org
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FORSCHUNG/275: Amphibien-Killer-Pilz stammt aus Asien (idw)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ - 10.05.2018

Amphibien-Killer-Pilz stammt aus Asien 

Genetische Untersuchungen klären Herkunft



Der Pilz Batrachochytrium dendrobatidis, von Experten kurz "Bd"
genannt, dezimiert Amphibienbestände in der ganzen Welt. Unklar war
bisher allerdings seine Herkunft. Ein internationales Forscherteam, in
dem auch zwei UFZ-Wissenschaftler mitgearbeitet haben, hat nun
eindeutig bestimmt, dass der Erreger ursprünglich aus Asien stammt.
Von dort aus hat er sich weltweit verbreitet und etliche neue
genetische Linien entwickelt. Dieser Prozess sei auch weiterhin im
Gange und kann das Amphibiensterben sogar beschleunigen, warnen die
Forscher im Fachjournal Science. Sie plädieren für ein Ende des
internationalen Amphibienhandels, um die Verbreitung verschiedener Bd
Linien zu unterbinden.

Bei vielen der mehr als 7.800 bekannten Amphibienarten weltweit
verzeichneten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in den letzten
Jahren schrumpfende Bestände. Zu dieser Entwicklung haben nicht nur
die Zerstörung der Lebensräume und andere menschliche Einflüsse
beigetragen, sondern auch der Bd-Pilz spielte dabei eine entscheidende
Rolle. Eine Infektion mit diesem 1998 entdeckten Erreger kann den Tod
und das Verschwinden der Amphibien hervorrufen. Er nistet sich in der
Haut der Tiere ein, stört die Atmung seiner Opfer, bringt ihren
Stoffwechsel durcheinander - und vernichtet so in kürzester Zeit ganze
Bestände. Vermutlich hat er sogar zum Aussterben etlicher Arten
beigetragen. Woher aber kam diese neue Bedrohung? "Dazu gab es bisher
eine ganze Reihe von Theorien", sagt Dr. Dirk Schmeller, Biologe am
UFZ. Afrika war als Ursprungsgebiet ebenso im Gespräch wie Nord- und
Süd-Amerika, Japan oder Ost-Asien. Für all diese Vermutungen schienen
sich Indizien im Erbgut des Pilzes zu finden. "Niemand hatte aber
genügend Proben aus allen Teilen der Welt untersucht, um die Herkunft
des Erregers eindeutig klären zu können", betont seine Kollegin Dr.
Adeline Loyau. Das lag unter anderem daran, dass der Erreger so
schwierig aus seinen Opfern zu isolieren ist - vor allem, weil die
Proben trotz aller Sorgfalt sehr leicht mit Bakterien verunreinigt
werden können.

Immerhin 177 neue Bd-Isolate aus aller Welt konnten die Autorinnen und
Autoren der neuen Studie analysieren. Zusammen mit schon bekannten
DNA-Sequenzen aus früheren Veröffentlichungen kamen sogar 234 Isolate
zusammen, die von allen Kontinenten außer von der komplett
amphibienfreien Antarktis stammten. Die beiden UFZ-Biologen haben
Material aus Taiwan, Frankreich und Südamerika beigesteuert. Mit
diesem einmaligen Satz von Bd-Isolaten standen zum ersten Mal genügend
Informationen zur Verfügung, um das Erbgut der Erreger aus
verschiedenen Teilen der Welt umfassend vergleichen zu können. Alle
bisher bekannten genetischen Linien des Pilzes fanden sich in dieser
Sammlung wieder. Und durch akribische Vergleiche zwischen den
einzelnen DNA-Sequenzen konnten die Forscherinnen und Forscher deren
Verwandtschaftsverhältnisse klären. So lassen sich alle untersuchten
Varianten des Erregers auf die asiatische Linie BdASIA-1 zurückführen.
Und die zeigt ihre größte genetische Variabilität auf der koreanischen
Halbinsel. "Dort liegt demnach der Ursprung des Erregers", folgert
Dirk Schmeller. Im Laufe der Zeit haben sich aus dem dortigen Pilz
dann verschiedene weitere Formen entwickelt.

Darunter war auch die besonders gefährliche Linie BdGPL (Global
Panzootic Lineage), die weltweit die meisten Massen- und Artensterben
auslöst. Mehr als 500 Amphibien-Arten hat diese Variante bisher
infiziert. In Versuchen hat sie sich nicht nur als besonders
ansteckend, sondern auch als besonders tödlich erwiesen. "Das hängt
wahrscheinlich damit zusammen, dass es sich um einen Hybriden aus
mehreren anderen Linien handelt", sagt Dirk Schmeller. Solche
Misch-Erreger aber zeigen häufig neue Anpassungen und unterschiedliche
Infektions-Eigenschaften. Das kann bedeuten, dass sie harmloser sind
als ihre Vorgänger oder auch umgekehrt deutlich gefährlicher.

Wann dieser fatale Misch-Erreger entstanden ist, konnten die
Forscherinnen und Forscher in ihrer neuen Studie ebenfalls klären.
Bisherige Schätzungen gingen in dieser Hinsicht weit auseinander.
Manche bescheinigten ihm ein Alter von rund 100 Jahren, andere kamen
auf 26.000 Jahre. Mit modernsten, genetischen Datierungsmethoden ließ
sich nun anhand von Mutationsraten und anderen Besonderheiten im Genom
berechnen, dass BdGPL erst vor 50 bis 120 Jahren entstanden ist.

Wie aber kam Bd von Asien in andere Regionen der Welt? Eine
Möglichkeit wäre, dass er in den 1950er Jahren von den massiven
Truppenbewegungen während des Korea-Krieges profitiert hat.
Schließlich wurden damals allein mehr als 5,7 Millionen US-Amerikaner
auf der koreanischen Halbinsel eingesetzt. Da gab es für infizierte
Amphibien genügend Möglichkeiten, sich in militärischer Ausrüstung zu
verstecken und so in andere Regionen der Welt zu reisen.

Der wichtigste Verbreitungsweg aber war aber sicher der zunehmende
Handel mit Amphibien. Denn alle bekannten Bd-Varianten haben die
Autoren der Studie nicht nur bei wildlebenden Tieren nachgewiesen,
sondern auch bei Artgenossen in menschlicher Obhut. Adeline Loyau,
Dirk Schmeller und das gesamte Autorenteam plädieren daher dafür, den
internationalen Handel mit Amphibien komplett zu beenden. "Sonst
werden wir immer neue Bd-Linien schaffen", warnen die Forscher. "Und
wer weiß, was die dann erst alles anrichten." Solche neuen Erreger
könnten zum Beispiel Resistenzen umgehen, die einige Arten gegen Bd zu
entwickeln scheinen. So haben Wissenschaftler kürzlich entdeckt, dass
mehrere Amphibienarten in Panama nicht mehr so anfällig gegen den
Erreger sind und sich ihre Bestände wieder erholen. Diese erfreuliche
Entwicklung aber könnte eine neue Pilzvariante sehr rasch wieder
zunichtemachen.



Publikation:

Simon J. O'Hanlon, et al. (2018): Recent Asian origin of chytrid fungi
causing global amphibian declines, Science,

http://dx.doi.org/10.1126/science.aar1965

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.ufz.de/index.php?de=36336&webc_pm=13/2018

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news694146

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung - UFZ, Susanne Hufe, 10.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





MASSNAHMEN/140: Scheues Wesen - Die Wildkatze ist Wildtier des Jahres (DER RABE RALF)


DER RABE RALF

Nr. 203 - April/Mai 2018

Die Berliner Umweltzeitung

Scheues Wesen

Die Wildkatze ist Wildtier des Jahres

von Jörg Parsiegla



Ursprünglich wanderte die Europäische Wildkatze, um die es hier geht,
nach der letzten Eiszeit in Europa ein und besiedelte weite Räume des
Festlandes und heutiger Inseln. Vor mehr als 100 Jahren durch den
Menschen fast ausgerottet, kehrt die Wildkatze nun zurück in ihre
einstigen Verbreitungsgebiete. Heute gibt es sie wieder in Schottland,
in großen Teilen Spaniens und Portugals, in einigen französischen und
deutschen Mittelgebirgen (darunter Eiffel, Pfälzer Wald und Harz), im
Karpatenbogen, in den Balkangebirgen und in den Apenninen. Auch auf
Korsika, Sardinien, Kreta und Sizilien gibt es Vorkommen. Viele
Siedlungsgebiete der Wildkatze sind heute leider nicht miteinander
verbunden. Die deutsche Population wird momentan auf rund 6.000
Individuen geschätzt.

Als Art kommt die Wildkatze auch außerhalb Europas vor. Über
Kleinasien erstreckt sich ihr Verbreitungsgebiet bis nach Zentralasien
und Westindien. Darüber hinaus bewohnt sie große Teile Afrikas. In
jedem der genannten Verbreitungsgebiete bildet die Wildkatze einen
eigenen Morphotyp aus, also eine äußerlich unterscheidbare Form oder
Unterart. Die Graukatze vom Ostrand des tibetischen Hochlands wird als
eigene Unterart angesehen. Als wahrscheinlicher Vorfahr aller
Hauskatzen gilt die afrikanische Wildkatze, auch Falbkatze genannt.

Einzelgänger mit Aalstrich

Die Europäische Wildkatze oder Waldkatze (Felis silvestris
silvestris) lebt vor allem in strukturreichen Laub- und
Mischwäldern mit Lichtungen und Waldwiesen. Von dort wandern die Tiere
entlang versteckreicher Hecken, Wegränder und Ufer von Fließgewässern
nicht selten bis in die offene Kulturlandschaft, um Brachen und
Grünlandflächen als ergiebige Jagdreviere aufzusuchen. Entscheidend
für die Nutzung offener und halboffener artenreicher Lebensräume ist
ein ausreichendes Angebot Deckung bietender Strukturen.

Die sehr raren Beobachtungsmöglichkeiten führen dazu, dass die
Größenangaben für das Tier je nach Quelle und abgesehen von in Zoos
gehaltenen Exemplaren teilweise sehr subjektiv ausfallen. Das Spektrum
reicht von "kaum größer als Hauskatzen" bis "deutlich größer und
schwerer als Hauskatzen". Immerhin wurden bei gefangenen oder im
Straßenverkehr zu Tode gekommenen Tieren schon Körperlängen von bis zu
120 Zentimetern (bei Schwanzlängen zwischen 26 und 35 Zentimetern) und
ein Gewicht von bis zu acht Kilogramm festgestellt - Maße, die eher in
die zweite Kategorie fallen. Generell wird die Wildkatze als kräftiger
oder stämmiger im Vergleich zur Hauskatze beschrieben.

Deutlich länger als bei dieser ist das grau (mit gelblichem Unterton)
gehaltene Fell, dem eine deutliche Tigerzeichnung meist fehlt - nur
junge Wildkatzen sind kontrastreicher gezeichnet. Von der Stirn ziehen
sich dunkle Streifen zwischen den Ohren bis in den Nacken. In der
Rückenmitte verläuft dunkel der sogenannte Aalstrich. Auffallend sind
auch die helle, fleischfarbene Nase und der stark buschige, zwei- oder
dreifach schwarz geringelte Schwanz, der stumpf und mit ebenfalls
schwarzer Spitze endet.

Auch im Verhalten unterscheiden sich die beiden Katzenarten, so sind
Wildkatzen im Gegensatz zu Hauskatzen nicht sozial und leben als
Einzelgänger. Geschlechtsreif werden die Wildkatzen etwa ab dem
zehnten Lebensmonat. Sie tragen circa neun Wochen, bevor sie in der
Hauptwurfzeit zwischen März und Mai in der Regel drei bis vier Junge
zur Welt bringen. Mit etwa sechs bis acht Monaten suchen sich die
Jungtiere ein eigenes Revier. Die Sterblichkeit der jungen Wildkatzen
ist hoch, nur mit Glück erreicht einer von vier geborenen Welpen das
Erwachsenenalter. Unter optimalen Bedingungen werden Wildkatzen zwölf
bis fünfzehn Jahre alt.

Raubtier mit Biss

Die Wildkatze ist meist ortstreu. Bei optimalem Lebensraum erstreckt
sich ihr Revier über zwei bis drei Quadratkilometer, unter schwierigen
Bedingungen sind es entsprechend mehr. Männchen beanspruchen in der
Regel größere Reviere als weibliche Tiere. Die Wildkatze ist, wie
andere Katzenarten auch, ein Pirschjäger. Sie schleicht ihre Beute
unbemerkt an und geht dann mit einem Sprung zum Überraschungsangriff
über. Zu ihrer Kost zählen hauptsächlich Mäuse. Wenn sie die nicht
erreichen kann - zum Beispiel im Winter bei geschlossener Schneedecke
- jagt sie auch Kaninchen oder Vögel. Zu ihren Fressfeinden gehören
Wolf und Luchs. An Jungtieren vergreifen sich Fuchs, Uhu und andere
Greifvögel.

Wildkatzen sind sowohl tag- als auch nachtaktiv und wagen sich ohne
Deckung höchst selten auf freies Gelände. Ihre sehr hoch entwickelten
Sinnesorgane, die zum Beispiel beim Geruchssinn denen des Hundes
überlegen sind, und ihre als sehr hoch eingestufte Intelligenz lassen
sie natürliche Gefahren frühzeitig erkennen. Mit 18 einziehbaren
langen und kräftigen Krallen und ihrem sehr kräftigen Raubtiergebiss
ist die Wildkatze für ein Tier ihrer Größe extrem wehrhaft. Zudem hat
sie äußerst kurze Reaktionszeiten und ist neben ihrer Wendigkeit auch
noch körperlich stark. Das alles macht sie zu einer äußerst
gefährlichen und erfolgreichen Jägerin auf Kleinwild.

Rückkehr mit Wegeplan

Wildkatzen sind extrem scheu und meiden menschliche Nähe. Sie sind die
einzigen Katzen, die als absolut nicht zähmbar gelten. Auch in
Gefangenschaft geborene Tiere können nicht an den Menschen gewöhnt
werden und lassen sich niemals von ihm berühren. Bei freilebenden
Tieren gilt als gesichert, dass sie niemals an Verstecke zurückkehren,
die vom Menschen entdeckt wurden.

All diese Eigenschaften machen den Schutz der Europäischen Wildkatze
nicht gerade einfach. Nachdem sie seit dem späten 18. Jahrhundert
nahezu ausgerottet wurde, erholen sich die Bestände seit den 1920er
Jahren zwar langsam, doch stetig. In Deutschland durch das
Bundesjagdgesetz von 1952 ganzjährig unter Schutz gestellt, kehrt das
Tier allmählich in seine angestammten Lebensräume zurück. Diese werden
jedoch immer wieder durch neue Verkehrswege oder Flächennutzungen
zerschnitten, wodurch die Erhaltung der Wildkatzenpopulationen
weiterhin eine große Herausforderung bleibt.

Mit der Wildkatze ist kürt die Deutsche Wildtier-Stiftung eine streng
geschützte Art, die auf Schutzmaßnahmen und den Erhalt naturnaher
Wälder sowie hecken- und gehölzreicher Kulturlandschaften angewiesen
ist. Um die Erweiterung und Vernetzung der Bestände kümmern sich seit
den 1990er Jahren, als die Wildkatze schon einmal Wildtier des Jahres
(1993) war, vor allem die BUND-Landesverbände Thüringen, Hessen,
Niedersachsen, Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz. Mit Projekten
wie "Wildkatzenwegeplan" oder "Wildkatzensprung" werden wieder grüne
Korridore zwischen den einzelnen Populationen hergestellt, um so die
Bestände des Tieres zu sichern.


Weitere Informationen:

www.wildkatzenwegeplan.de

 * 

Quelle:

DER RABE RALF
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BILDUNG/559: Menschen und Bienen in Apelern (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 12. Mai 2018

Gemeinsam für die biologische Vielfalt: Menschen und Bienen

UN-Dekade zeichnet Bienenhaus in Apelern aus


Barbara Otte-Kinast, Ministerin für Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz in Niedersachsen, überreicht die Urkunde an den
Projektträger.



Apelern, 12. Mai 2018 - Seit 2016 ist das Bienenhaus auf dem Gelände
der Schaumburger Waldimkerei am Bückeberg ein Ort für
wissenschaftliche, pädagogische und kulturelle Veranstaltungen. Es
beheimatet zehn Bienenvölker, die hier bei der Arbeit beobachtet
werden können. Der Trägerverein bringt seinen Besuchern in dieser
besonderen Räumlichkeit das faszinierende Leben der Bienen näher und
macht auf die Bedeutung bestäubender Insekten für die Natur und unsere
Kulturlandschaft aufmerksam.

Das Gelände rund um das Bienenhaus ist eine Oase für Mensch und
Bienen. Sie umfasst ein altes Forsthaus mit Imkerei, einen
Bienengarten, eine Streuobstwiese und eine Schafweide. Das Haus selbst
ist ein organisches Bauwerk in Form einer Bienenlarve. Ein großes
Gründach bietet den summenden Bewohnern ein zusätzliches
Nahrungsangebot. Unter dem breiten, umlaufenden Überdach finden
Besucher einen wettergeschützten Außenbereich. Durch große
Panoramafenster können sie das Treiben der Insekten im Bienenhaus aus
nächster Nähe beobachten.

Führungen, Workshops, Vorträge oder Ausstellungen der Schaumburger
Waldimkerei vermitteln interessantes Wissen über Bienen selbst, ihre
Lebensweise, ihre natürlichen Lebensraumbedingungen und ihre Bedeutung
für die Natur und die biologische Vielfalt.

Im Bienenhaus werden die Bienen so lange und so schonend wie möglich
sich selbst überlassen. Zum Überwintern behalten sie den eigenen Honig
und werden nicht mit Zuckerwasser gefüttert. Sie können ihre Waben
bauen, wie sie wollen und die Völker können selber entscheiden, wann
sie sich teilen wollen oder eine neue Königin brauchen.

Die Jury der UN-Dekade Biologische Vielfalt begründet ihre
Auszeichnung mit dem innovativen Erlebnisansatz des Projekts: Das
Bienenhaus biete den Besuchern nicht nur eine außergewöhnliche
Architektur und besondere Erlebnisse mit Bienen, sondern wecke auch
Interesse für die Lebensweise dieser Insekten und ihre besondere
Bedeutung für Mensch und Natur.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.




Projektträger

Bienenhaus der Schaumburger Waldimkerei

Zum Forsthaus 21

31552 Apelern

Ansprechpartnerin beim Projekt

Elisabeth Brüggemann

Tel.: 030 68 32 31 18

info@das-bienenhaus.de




Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2196&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 

Quelle:

Presseinformation, 12.05.2018

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Tel: 0228 977 34 42

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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LUFT/596: Hafengeburtstag mit Nebenwirkungen (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 12. Mai 2018

Hafengeburtstag mit Nebenwirkung

Messung der Luftqualität am 12. Mai 2018 im Hamburger Hafen ergibt
gesundheitsgefährdende Werte



Am Samstag hat der NABU während des Hamburger Hafengeburtstags an den
Landungsbrücken punktuelle Messungen der Luftqualität durchgeführt.
Dabei wurden hohe Konzentrationen gesundheitsgefährlicher ultrafeiner
Partikel festgestellt. Die Luft an den Anlegern der Landungsbrücken
war mit Konzentrationen um 200.000 Partikeln pro Kubikzentimeter
besonders dreckig. Am Hafentor im Portugiesenviertel waren es immer
noch 20.000 Partikel pro Kubikzentimeter. Eine Vergleichsmessung der
Hintergrundbelastung zeigte in den Wallanlagen 5.000 Partikel pro
Kubikzentimeter. An viel befahrenen Straßen wie dem Nekartor in
Stuttgart oder an der Hamburger Habichtstraße werden in Hochzeiten um
die 10.000-30.000 Partikel registriert, an der Außenalster oder in
Planten un Blomen dagegen nur etwa 5.000 Partikel pro Kubikzentimeter.
Die Luft am Hafen ist mehrfach stärker belastet als an viel befahrenen
Straßen.

"Die Freude am Hafengeburtstag wird durch Schiffsabgase vergiftet. Im
Straßenverkehr ist es längst verboten, derart dreckige Abgase
auszustoßen. Wirksame Maßnahmen müssen schneller umgesetzt und auch
strengere Vorschriften für die Schiffe gemacht werden. Nutzung der mit
vielen Steuermillionen gebauten Landstromanlage muss den
Kreuzfahrtschiffen endlich vorgeschrieben werden", so Alexander
Porschke, 1. Vorsitzender des NABU Hamburg vor dem Hintergrund, dass
nur ein einziges Schiff die teure Anlage in Altona nutzt.
In Hamburg werden die ersten Pkw- und Lkw-Dieselfahrverbote
Deutschlands in Kraft treten. Der Schutz der Bevölkerung vor giftigen
Abgasen erfordert diese Maßnahme. Wirksame Maßnahmen zur Reduzierung
der Abgase von Schiffen lassen aber weitgehend auf sich warten.
"Die hohen Werte im Hafenbereich wundern mich nicht. Die dreckigsten
Pötte können weiterhin ohne jegliche Abgastechnik durch Hamburg
schippern. Kaum ein Schiff hat eine Abgasreinigung an Bord. Abgesehen
von punktuellen Extremen direkt an den Anlegern ist grundsätzlich die
Luft im Hafen besonders stark belastet. Und das nachweislich nicht nur
zum Hafengeburtstag", sagt Malte Siegert, Leiter Umweltpolitik beim
NABU Hamburg.

Neben Stickoxiden und Schwefeloxiden ist insbesondere die Belastung
mit Feinstaub und Ruß aus Dieselmotoren eine große Gefahr für die
Gesundheit der Anwohner und Gäste. Laut Weltgesundheitsorganisation
(WHO) sind Rußpartikel ebenso krebserregend wie Asbest. Angesichts
ihrer winzigen Größe werden sie nicht von Nasenhaaren, Bronchen oder
Lungenbläschen gefiltert. So geraten sie über die Lunge bis in
Blutbahn und sind u. a. für Herzkreislauferkrankungen und Herzinfarkte
verantwortlich. Die Gefahren werden dabei nach wie vor völlig
unterschätzt. Während Rußpartikelfilter und Katalysator auf der Straße
längst Standard sind, stoßen Schiffe ihre giftigen Abgase weitgehend
ungefiltert in die Luft der Hafenstädte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 055/18, 12.05.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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VERBAND/343: Bauernverband zu europaweitem Vergleich von Nitratgehalten im Grundwasser (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

Bauernverband zu europaweitem Vergleich von Nitratgehalten im
Grundwasser

Hemmerling: Vergleiche nur bedingt aussagefähig



"Europaweite Vergleiche zu Nitratgehalten im Grundwasser sind nur
bedingt aussagefähig. Auch die EU-Kommission kritisiert die geringe
Vergleichbarkeit der Daten zu den Nitratgehalten aufgrund von
Unterschieden in den Messnetzen und fordert eine Harmonisierung der
Messnetzmethodik", kommentiert Udo Hemmerling, stellvertretender
Generalsekretär des Deutschen Bauernverbandes (DBV), aktuelle Berichte
über Nitratgehalte im europäischen Grundwasser. Zudem liege die
Messstellendichte in Deutschland nur bei rund einem Viertel des
EU-Durchschnitts. Für eine repräsentative Darstellung der Nitratwerte
im Grundwasser in Deutschland sollte ferner das große Nitratmessnetz
für die Europäische Umweltagentur verwendet werden. Danach werde der
Nitratschwellenwert in Deutschland nicht bei 28, sondern nur bei 18
Prozent der Messstellen überschritten. Der aktuelle Nitratbericht
Deutschland aus dem Jahr 2016 bestätigt zudem, dass bei dem
EU-Nitratmessnetz in Deutschland an 72 Prozent der Messstellen stabile
oder fallende Gehalte an Nitrat festzustellen sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Mai 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030/31 904 407, Fax: 030/31 904 431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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STANDPUNKT/1005: Die Ministerin sollte wissen, ... (DNR)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 14. Mai 2018

Pressestatement

Die Ministerin sollte wissen, dass nicht die Whistleblower sich
schuldig machen, sondern die Verursacher der aufgedeckten
Missstände" 



Berlin, 14.05.2018 - Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner
(CDU) plant eine Gesetzesverschärfung zur Einstufung von Einbrüchen in
Tierställen als Straftatbestand. Damit soll das Engagement von
Tierschützern gegenüber gesetzeswidrigen Haltungsbedingungen
ausgebremst werden. Laut AFP soll die Verschärfung noch in dieser
Legislaturperiode umgesetzt werden. Es kommentiert die Vizepräsidentin
des Deutschen Naturschutzrings Undine Kurth.

"Tierschützer haben in der Vergangenheit immer wieder vor Augen
geführt, wo gravierende Missstände in der Massentierhaltung liegen.
Diese Whistleblower sind notwendig für einen funktionierenden Tier-
und Verbraucherschutz und unbequem für eine Branche, in der mit
brutalen Methoden gearbeitet wird, um billiges Fleisch zu erzeugen.
Die Ministerin sollte wissen, dass nicht die Whistleblower sich
schuldig machen, sondern die Verursacher der aufgedeckten Missstände.
Der Staat muss endlich seiner Kontrollaufgabe nachkommen und die
Einhaltung geltenden Rechts in der Tierhaltung sicherstellen. Wenn
Frau Klöckner das Problem wirklich an der Wurzel packt, einen offenen
Dialog zur Zukunft der Tierhaltung führt und Verbesserungen ernsthaft
durchsetzt, dann wird die Arbeit der Whistleblower automatisch
überflüssig."



Der Deutsche Naturschutzring ist der Dachverband von 89 Natur-,
Tier- und Umweltschutzorganisationen, die zusammen elf Millionen
Menschen erreichen. Die unter dem Dach des DNR zusammengeschlossenen
Organisationen eint die Ziele, biologische Vielfalt und natürliche
Ressourcen zu schützen, den Klimawandel zu bekämpfen und für eine
nachhaltige und umweltgerechte Wirtschaftsweise einzutreten.

 * 

Quelle:

Pressestatement, 14.05.2018

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin-Mitte

Tel.: 030/6781775-70, Fax: 030/6781775-80

E-Mail: info@dnr.de

Internet: www.dnr.de
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STANDPUNKT/1004: Insektensterben - Es ist Zeit, zu handeln (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Heft 2/18

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Es ist Zeit, zu handeln

Wie schlimm ist das Insektensterben, wer ist dran schuld und was
können wir dagegen tun?

von Helge May



Seit Jahrzehnten wirbt Krefeld mit dem Spruch "Stadt wie Samt und
Seide". Vielleicht sollte man am Niederrhein den Verweis auf die
vergangene Textilindustrie durch einen aktuellen Bezug ersetzen.
"Stadt des Insektensterbens" klingt natürlich etwas düster. Aber wenn
der Name Krefeld heute von Washington bis Wladiwostock für etwas
steht, dann eben für die Untersuchungen des örtlichen Entomologischen
Vereins zur Entwicklung der Insektenbestände.

Die Erkenntnisse der ehrenamtlichen Forscher um Martin Sorg haben
tatsächlich weltweit Schlagzeilen gemacht. Dahinter steht keine
ausgetüftelte PR-Kampagne, die Auswertungen waren fertig und die Zeit
war offensichtlich reif.

Rückgang um drei Viertel. An den 63 untersuchten Standorten,
vor allem in NRW, aber auch in Rheinland-Pfalz und Brandenburg, ist
die Biomasse der in sogenannten Malaisefallen gefangenen Fluginsekten
in 27 Jahren um 75 Prozent gesunken. 27 Jahre Forschung sind eine
ungewöhnlich lange Zeit, daher der große Wert der Studie. In der
Geschichte der untersuchten Lebensräume sind 27 Jahre aber nur ein
Wimpernschlag. Das Entsetzen über den Zusammenbruch der Bestände ist
daher nur zu berechtigt. Man muss die Zeitreihe nur mal in Gedanken
weiterspinnen.

Die Krefelder Studie hat auch Kritik geerntet. Oft polemisch und oft
von dort, wo man sich als möglicher Mitverursacher unter Druck gesetzt
fühlte. Von "Freizeitforschern" war abschätzig die Rede, als ob das
Engagement in der Freizeit ein Qualitätsmangel wäre. Auf Schwachpunkte
wurde verwiesen, etwa dass von vielen Standorten nur wenige Messungen
vorliegen oder dass der Masserückgang nichts über die Betroffenheit
der einzelnen Artengruppen oder Arten aussagt. Stimmt, aber staatliche
oder universitäre Forschung können hier erst recht nichts vorweisen.
Das macht die Krefelder Studie so einzigartig.

Landwirtschaft unter Druck. Es bleiben viele Fragen, unter
anderem die nach den Ursachen. Hier halten sich die Krefelder zurück,
zu viele Faktoren können eine Rolle spielen. Dass neben der
Zersiedlung die Art unserer modernen Landwirtschaft - auf 50 Prozent
der Gesamtfläche - mit Strukturverlust, Überdüngung und Gifteinsatz
einen Anteil hat, steht aber außer Frage.

Bewiesen sei nichts, heißt es scheinheilig von Bauernverbandsseite,
schließlich befanden sich die Probeflächen ja in Naturschutzgebieten.
Dass in den meisten Schutzgebieten die Landwirtschaft kaum
eingeschränkt ist, unmittelbar drumherum sowieso nicht, weiß natürlich
auch die Agrarlobby.

Keine Entschuldigung fürs Nichtstun. Ganz allein stehen die
Krefelder Erkenntnisse nicht. Punktuelle Studien gibt es einige und
die meisten passen leider ins Bild. Leider, denn gerade als
Naturfreund und Naturschützer wäre man froh über positive Nachrichten.
Wir müssen also etwas tun. Es gibt Forschungsbedarf, wir können aber
nicht weitere Jahrzehnte warten, bis Detailfragen wasserdicht geklärt
sind. Was gäbe es dann noch zu retten?


Weitere Infos zum Thema unter www.NABU.de/Insektensterben,
einschließlich Tipps zur Insektenhilfe im Garten.

 * 

Forderungen des NABU

- Vielfalt und Häufigkeit der Insekten lassen sich dauerhaft nur über
eine grundlegende Reform der EU-Agrarpolitik erhalten. Statt
pauschaler Flächenprämien müssen gezielt natur- und damit
insektenfreundliche Wirtschaftsweisen gefördert werden. Das seit
Jahresanfang geltende Pestizidverbot auf sogenannten Ökologischen
Vorrangflächen ist streng zu überwachen und sein Effekt auf Insekten
zu untersuchen.

- Der Pestizideinsatz muss durch die Verankerung eines generellen
Minimierungsgebotes im deutschen Pflanzenschutzrecht, die
grundsätzliche Etablierung des Integrierten Pflanzenschutzes, die
verstärkte Förderung der ökologischen Landwirtschaft und die
Verbesserung unabhängiger Beratung verringert werden.

- In Naturschutzgebieten, Natura-2000-Gebieten sowie
Biosphärenreservaten und Nationalparken sollen Pestizide sowie die
prophylaktische Anwendung ökologisch wirksamer Tierarzneimittel
verboten werden. Darüber hinaus sollte die Bewirtschaftung in
Schutzgebieten und einem Puffer nach außen von mindestens 500 Metern
nach ökologischen Prinzipien erfolgen.

- Auf öffentlichen Grünflächen sollte nicht nur die Verwendung
heimischer Pflanzenarten der Regelfall sein. Auch der Einsatz
chemisch-synthetischer Pestizide ist auszuschließen.

- Der Einsatz chemisch-synthetischer Pestizide durch Privatanwender im
Gartenbereich muss grundsätzlich untersagt werden.

- Die Zulassungsprüfungen für Pestizide müssen neu gefasst werden.
Dazu gehört die realitätsnahe Prüfung der Wirkung von Pestiziden und
deren Anwendungsmischungen auf ganze Lebensgemeinschaften und
Nahrungsnetze sowie wichtige Prozesse wie Bestäubung, Nitrifikation,
Streuzersetzung und Photosynthese.


(vollständiges NABU-Aktionsprogramm Insektenschutz online unter
www.NABU.de/Insektensterben)


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Rote Liste mit Lücken

Von rund 33.000 in Deutschland vorkommenden Insektenarten wurden
bisher nur 7444 für die Roten Listen ausgewertet. Über den Zustand der
meisten Arten weiß man also nichts. Von den untersuchten Arten sind 44
Prozent rückläufig, lediglich zwei Prozent haben langfristig zugelegt.

 * 
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KLIMA/649: CO2 - mehr als nur Anzeichen ... (SB)




In manchen Regionen der Arktis lagen die Temperaturen in diesem Jahr
17 Grad über dem langjährigen Monatsdurchschnitt. Damit setzt sich
ein Erwärmungstrend fort, der in den letzten mehr als 30 Jahren, seit
Beginn der regelmäßigen Satellitenfernerkundung, mit einem Verlust
der arktischen Meereisfläche um etwa 30 Prozent einhergegangen ist.
Das wird von der Wissenschaft inzwischen klar mit den anthropogenen
Treibhausgasemissionen seit Beginn des Industriezeitalters in
Verbindung gebracht [1].

Obgleich das Abschmelzen des im Meer schwimmenden Eises nicht zum
Anstieg des globalen Meeresspiegels beiträgt, folgt die Entwicklung
in der Arktis einem weltweit zu beobachtenden Trend der Erwärmung und
des Abschmelzens auch der landgebundenen Eismassen. Der Meeresspiegel
steigt jedes Jahr um etwa drei Millimeter, mit einer Tendenz zur
Beschleunigung.

Ein Teil des Anstiegs geht schlicht auf die physikalische Ausdehnung
des sich erwärmenden Wassers zurück, ein anderer Teil jedoch sowohl
auf den Rückzug der Hochgebirgsgletscher als auch das vermutlich
nicht mehr umzukehrende Abschmelzen des Westantarktischen Eisschilds
und nicht zuletzt die enormen Eismassenverluste von Grönland. Auch
der riesige Eisschild der Ostantarktis ist womöglich nicht so stabil,
wie die Wissenschaft noch bis vor wenigen Jahren fest angenommen hat.

Am Beispiel des diesjährigen Temperaturschwalls läßt sich gut
veranschaulichen, weswegen die gegenwärtige klimatische Lage so
prekär ist und dringend Gegenmaßnahmen ergriffen werden müssen, damit
das Aufheizen des Planeten verlangsamt und schließlich aufgehalten
wird. Jener Anstieg von 17 Grad bringt die Temperaturen nämlich an
die Null-Grad-Grenze - und darüber hinaus! Solange es friert, tut
sich physikalisch nicht viel, doch beim Überschreiten dieser Grenze
findet ein regelrechter Sprung statt, da Wasser seinen
Aggregatzustand von fest zu flüssig ändert: Das Meereis schmilzt,
daraufhin nimmt die Rückstrahlung der Arktis ab, da das
reflektierende Weiß der Eisfläche der wärmeabsorbierenden, dunklen
Wasserfläche weicht, und die im Meerwasser gespeicherte Wärme wird
leichter an die Luft abgegeben.

An der Nordspitze Grönlands, am Kap Morris Jesup, das ungefähr auf 83
Grad nördlicher Breite liegt, stieg die Lufttemperatur zu irgendeinem
Tageszeitpunkt im Monat Februar des Jahres 1997 nur einmal über den
Gefrierpunkt. 2011 war dies schon fünfmal, 2017 siebenmal und in diesem
Jahr bereits 59mal der Fall [2].

Die Entwicklung verläuft nicht stetig in die gleiche Richtung, es
gibt auch schon mal kältere oder wärmere Jahre dazwischen, aber der
Trend ist eindeutig. Vielleicht läßt sich die Bedeutung der aktuellen
Meßergebnisse mit einem bildhaften Vergleich, einer Anleihe aus
Literatur, Filmen oder Computerspielen, verdeutlichen: Solange der
Drache im dauerhaft gefrorenen Grund fixiert bleibt, scheint die
Gefahr für den Planeten gebannt. Doch plötzlich öffnet das Untier
ein Auge und man weiß: Jetzt geht es los. Man hätte es nicht wecken
dürfen. Es wäre besser gewesen, man hätte die Zeichen erkannt ...

Nun, der Unterhaltungswert der arktischen Erwärmung ist gegenüber
solch einem Phantasieszenario gering bis nicht vorhanden. Die Lage
ist ernst. Es besteht ein eklatantes Mißverhältnis zwischen dem, was
an Klimaschutzmaßnahmen für Hunderte Millionen bis Milliarden
Menschen dringend geboten wäre, da die Natursysteme außer Rand und
Band geraten, und der völlig unzureichenden, schwerfälligen Antwort
der Politik.

Oder gar ihrer Verweigerung. So läuft die Klimapolitik, wie sie die
US-Regierung unter Donald Trump betreibt - Ausstieg aus dem
Klimaabkommen von Paris, Austrocknen der wissenschaftlichen
Erforschung des Klimawandels, ideologische Umerziehung der
Heranwachsenden in Richtung Klimaskeptiker, Förderung der fossilen
Energiewirtschaft, etc. - darauf hinaus, den Kindern und
Kindeskindern eine Welt zu hinterlassen, wie sie am ehesten noch in
ökodystopischen Zukunftsromanen geschildert wird.

Das Motto "America First!" ist dabei eine fulminante Täuschung der
eigenen Wählerschaft. Es geht der Regierung ausschließlich um das
Wohl der obersten Zehntausend. Diese Einstellung bekamen im
vergangenen Jahr die Menschen auf Puerto Rico, das ein sogenanntes
Außengebiet der USA ist, am eigenen Leib zu spüren. Nachdem die
Karibikinsel von zwei Wirbelstürmen hintereinander getroffen und die
Infrastruktur weitreichend zerstört wurde, so daß die Menschen
dringend der Hilfe bedurften, reagierte die US-Administration
zögerlich. Trump zeigte seine Verachtung gegenüber den Opfern, indem
er bei einer Pressekonferenz auf der Insel wie ein Bananenverkäufer
auf dem Hamburger Fischmarkt Rollen mit Haushaltspapiertüchern ins
Publikum warf. Diese reichten nicht einmal, um die Tränen
aufzusaugen, die die Menschen ob der Verluste ihrer Angehörigen
vergossen haben, geschweige denn, daß damit die vom Sturm
abgedeckten, regennassen Häuser hätten trockengelegt werden können.

Im globalen Klimagefüge kommt der Arktis eine besondere Rolle zu. An
ihr läßt sich ablesen, wie es um den Planeten insgesamt bestellt ist,
und zugleich stellt sie einen Motor für globale Veränderungen dar.
Eine 17 Grad über dem Durchschnitt liegende Temperatur ist ein
Alarmzeichen.


Fußnoten:

[1] tinyurl.com/ycs54gnb

[2] https://insideclimatenews.org/news/08052018/arctic-heat-wave-climate-change-sea-ice-loss-amplification-north-pole
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FESTE/2507: Lippstadt - Altstadtfest vom 31. Mai bis zum 3. Juni 2018


Altstadtfest in Lippstadt 

Vom 31. Mai bis 3. Juni steht die City wieder Kopf



Lippstadt. Gepflegtes Fachwerk, gemütliche Cafés und ein bunter Mix an
Geschäften schaffen eine Altstadt-Atmosphäre, deren Charme nicht nur
die Lippstädter Bürger genießen und zu schätzen wissen. Deshalb freuen
sich Einheimische und Gäste auf das Altstadtfest, das mit seinem
Programm-Konzept Familien wie Singles, junge Erwachsene wie Best Ager
anspricht.

Vier Tage lang (vom 31. Mai bis 3. Juni) verwandelt sich die City in
eine fröhliche Meile der guten Unterhaltung - mit dabei die angesagten
Street Food-Leckereien auf dem Rathausplatz. Von Burger, über
(Süßkartoffel-) Pommes bis hin zu Panini, orientalischen Spezialitäten
und Frozen-Joghurt-Variationen reicht das vielfältige Angebot.

Das Musikprogramm auf der Rathausplatzbühne verspricht viel
Abwechslung, unterschiedlichste Stilrichtungen und tolle Show-Konzepte
der einzelnen Bands:

Italienische Lebenslust und Leidenschaft versprüht die Band "I Dolci
Signori", "HEROcks" laden zu einer unterhaltsamen Reise in die
Vergangenheit mit Gänsehautmomenten ein, eine Mischung aus 
Rock-Konzert, Stand-Up- Conférence und Clownerie präsentieren "The Les
Clöchards".

Die "Soulfamily" überzeugt mit ausgefeilten Grooves, sattem Bläsersatz
sowie druckvollem Soulsound, während die "Goodbeats" jung, frisch und
stylisch ein weit gefächertes Repertoire bieten. In der
Nachmittagszeit laden herrH, Reinhard Horn und die Schaumburger
Märchensänger zur "Familien-Zeit" und die Gruppe "Homebrass"
verspricht Blasmusik - in nicht alltäglicher Art und Weise. Im
Vorabend-Programm kündigen die Bands "Groovejet" und "Safe by Sound"
eingängige Melodien, tanzbare Charthits und groovende Rhythmen an.

Am Bernhardbrunnen gibt es einige Neuheiten: In diesem Jahr beginnt
das Programm bereits am Donnerstag und somit einen Tag früher als
gewohnt. Die Bühne wird ersetzt durch das Zirkuszelt des "Kinder- und
Jugendcircus Alfredo e.V." aus Münster. Das bunte Zelt wird an allen
vier Tagen als Aktionsfläche zur Verfügung stehen und somit eine
gewisse Zirkus-Atmosphäre am Bernhardbrunnen verbreiten. Hier stehen
neben den Vorstellungen des Kinder- und Jugendcircus Alfredo e.V., der
Zauberer "Tommy" sowie Florin & Co mit einer frischen & frechen
Hundedressur auf dem Programm.

Viele Lippstädter Tanz- und Sportgruppen sowie Vereine wirken beim
diesjährigen Programm am Bernhardbrunnen sowie auf dem Rathausplatz
mit. Kindertanz, HipHop, Modern Dance und Ballett - aber auch
Kampfsportarten und weitere Fitness-Aktionen begeistern die Zuschauer.

Nicht zu vergessen die beliebten Flohmärkte, die Rundfahrten mit dem
"Berliner Bus" sowie die Kanufahrten auf der Lippe - all das macht
unser Altstadtfest-Wochenende unverwechselbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Mai 2018

Stadt Lippstadt

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Tel. 02941/9887803

E-Mail: bauer@kwl-lippstadt.de
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FESTE/2506: Mönchengladbach - Familienfest auf dem Rheydter Marktplatz am 27. Mai


Am Sonntag, 27. Mai: Familienfest auf dem Rheydter Marktplatz
Stadt Mönchengladbach



Am Sonntag, den 27. Mai feiert Mönchengladbach in der Zeit von 13 bis
18 Uhr das Familienfest auf dem Rheydter Marktplatz. Das
Familienbündnis Mönchengladbach und der Fachbereich Kinder, Jugend und
Familie laden auch dieses Jahr alle Familien dazu ein, gemeinsam ein
erlebnisreiches Fest zu feiern. Eine bunte Mischung aus Spielereien
für Kinder, Aktionen für Jugendliche und vielfältigen Informationen
zum Thema Familie wird geboten. Das bunte Bühnenprogramm sorgt
zusätzliche für gute Laune und rundet das vielseitige Programm ab.

Unter dem Motto #Zukunft für Familien sollen Familien den Tag genießen
und sich gleichzeitig über die vielen Angebote in ihrer Stadt
informieren können.

Die städtischen Jugendzentren und Abenteuerspielplätze, der mobile
Jugendtreff, die Familienzentren, die Kindertagestätten und weitere
Abteilungen der Stadt Mönchengladbach werden ihre Angebote vorstellen.
Auch freie Träger der offenen Kinder- und Jugendarbeit zeigen, was sie
in ihren Programmen für Kinder, Jugendliche und Familien zu bieten
haben und laden zum Mitmachen ein.

Die Partner aus dem Familienbündnis Mönchengladbach bringen sich
einfallsreich mit Gewinnspiel, Tauschbildersammeltisch,
Kinderschminken und weiteren Aktionen ein. Die Rollbrettunion wird
einen Parcours und Workshop anbieten, Borussia Mönchengladbach wird
mit einem Infostand und einer "Jünter"-Autogrammstunde dabei sein, die
Sparkasse Mönchengladbach bietet eine Luftballonaktion mit Maskottchen
"Goldi" an, der Rheydter Spielverein Hockey & Tennis e.V. ermöglicht
Kindern und Jugendlichen eine Hockeyanlage auszuprobieren und der
Künstler Vaago Weiland wird mit Jugendlichen Graffitiwerke ausstellen
und an neuen Werken arbeiten.

Jugend- und Sozialdezernentin Dörte Schall wird das Familienfest um
13:15 Uhr offiziell eröffnen. Im Anschluss wird Thomas Wimmer,
Kinderlieder-Rockstar aus Rheydt, mit den Mandolinis das
Bühnenprogramm beginnen, dann folgen unterschiedlichste Tanz-,
Theater- und Musikaktionen der Einrichtungen und Bündnispartner.

Unterschiedliche Jugendbands werden zeigen was in ihnen steckt.
Streetsoccer- und Hockeyanlage, Kistenklettern, Kletterberg,
Zirkuswagen, kreative Mitmachaktionen und vieles andere mehr wird
geboten. Alle Familien, Bürgerinnen und Bürger sind herzlich zu diesem
Fest eingeladen.

Der Eintritt und alle Freizeitangebote sind kostenlos. Wer Durst und
Hunger bekommt, kann das preiswerte kulinarische Angebot des
Familienfestes nutzen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KINO/5697: Münster - Kinopremiere des Münster-Tatorts "Schlangengrube" am 25. Mai 2018


Kinopremiere des Münster-Tatorts "Schlangengrube"

Unter Tieren - Ermittlungen im Allwetterzoo



Münster (SMS) Kommissar Frank Thiel (Axel Prahl) und sein Kollege von
der Rechtsmedizin Professor Karl-Friedrich Boerne (Jan Josef Liefers)
sind mal wieder auf Mördersuche in Münster unterwegs. Der Filmservice
Münster.Land des städtischen Presseamtes, der WDR und das Cineplex
Münster laden gemeinsam zur Kinopremiere ein: Am 25. Mai um 18 Uhr
können Tatort-Fans die Ermittler bei der Arbeit begleiten, bevor der
neue Tatort "Schlangengrube" am 27. Mai um 20.15 Uhr in der ARD
ausgestrahlt wird.

Thiel und Boerne untersuchen einen Todesfall, der sich in der
unmittelbaren Nachbarschaft von Staatsanwältin Wilhelmine Klemm
ereignete. Mit ihr lag das Todesopfer im Dauerclinch. Doch könnte
Münsters renommierte Staatsanwältin tatsächlich etwas mit dem Tod der
schwer kranken Patrizia Merkens zu tun haben? Die Spuren führen
Kommissar Thiel aber erst mal in den Allwetterzoo. Dort war das
menschenscheue Mordopfer offenbar Dauergast. Derweil versucht der
Rechtsmediziner Professor Boerne, sich einen Namen als Fernsehkoch zu
machen...

Zur Vorstellung werden auch "Cast und Crew" des Münster-Tatort im
Cineplex erwartet. Jan Josef Liefers, Mechthild Großmann, Claus D.
Clausnitzer und die Regisseurin Samira Radsi haben ihr Kommen
angekündigt. Der Vorverkauf für die Premiere des Münster-Tatorts
beginnt am Montag, den 14. Mai, zu den Öffnungszeiten im Cineplex
Münster.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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MARKT/4117: Bocholt - Sperrmüllbörse am 26. Mai 2018


Sperrmüllbörse: Brauchbares jetzt noch beim ESB abgeben

Räder, Spielsachen, Deko, Möbel und Krimskrams // Vorbereitungen für
26. Mai laufen



Bocholt (PID). Am Samstag, 26. Mai 2018, lädt die Abfallberatung des
Entsorgungs- und Servicebetriebes Bocholt (ESB) zum Stöbern auf der
Sperrmüllbörse ein. Von 10 bis 12 Uhr darf dann auf dem
Betriebsgelände an der Schaffeldstraße nach spannenden Fundstücken
geguckt werden. Zurzeit finden die Vorbereitungen statt. Wer noch
Brauchbares abzugeben hat, kann es jetzt noch zum ESB bringen, damit
es auf der Börse vielleicht einen neuen Besitzer findet.

Neben den für Bocholt typischen Fahrrädern werden Kinderspielsachen,
Dekorationsartikel, Möbel und Krimskrams für den Verkauf gesammelt. Am
besten zu verkaufen sind dabei erfahrungsgemäß die kleinen
"Schätzkes", die man bequem mit nach Hause transportieren kann, so
Abfallberaterin Petra Tacke.

Erlös für Mutter-Kind-Heim

Mit der Abgabe alter Sachen für die Sperrmüllbörse hat man gleich
mehrere positive Effekte: Man entledigt sich alter ungebrauchter
Sachen, die Schätzchen und der Krempel haben im Sinne der
Nachhaltigkeit die Chance auf eine Weiterverwendung und die Einnahmen
kommen einer karitativen Einrichtung zugute. Die Einnahmen aus der
nächsten Sperrmüllbörse gehen an das Mutter-Kind-Heim. Fragen zur
Aktion beantwortet Abfallberatern Tacke unter Tel. 02871 24 63-24.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Mai 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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TOUR/7198: Mönchengladbach - Stadtrundfahrt "Mit Ross und Planwagen durch die Innenstadt" am 20.5.


Stadtrundfahrt: Mit Ross und Planwagen durch die Innenstadt



Wer schon immer einmal mit der Kutsche oder dem Planwagen durch die
Mönchengladbacher Innenstadt fahren wollte, ist bei dieser
Stadtrundfahrt genau richtig. Bei gemütlichen sechs Kilometern pro
Stunde erfährt man, wie der Bunte Garten ursprünglich einmal heißen
sollte, wo in Mönchengladbach Lappland zu finden ist, wie die
Hindenburgstraße vom Planwagen aus empfunden wird und vieles mehr. Die
Tour startet am Sonntag, dem 20. Mai 2018. Treffpunkt ist um 11 Uhr am
Parkplatz Geroweiher/Schild "Treffpunkt Stadt-Touren".

Sie dauert etwa 120 Minuten und kostet für Erwachsene 25 Euro, für
Kinder (bis 14 Jahre) 18 Euro zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20
Euro pro Buchung.

Für diese Tour sind Karten erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.:
02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros
(Tel.: 02161-27 41 61) sowie online unter www.stadttouren-mg.de.
(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7197: Lippstadt - Führung "Lippstadt, die Wasserreiche" am 17. Mai 2018


"Lippstadt, die Wasserreiche" - Öffentliche Führung am 17. Mai



Lippstadt. Am Donnerstag, 17. Mai, findet um 14.30 Uhr eine
öffentliche Stadtführung unter dem Titel "Lippstadt, die Wasserreiche"
statt. Wer mehr über die Lippe erfahren möchte, die das Leben der
Stadt seit über 830 Jahren beeinflusst, kann an einem etwa
90-minütigen Spaziergang unter der Leitung des Stadtführers Ulrich
Bökenkamp teilnehmen.

Die Führung beginnt am Rathaus und führt zunächst in die idyllische
Parkanlage "Grüner Winkel". Entlang der Lippe wird sowohl am
Mattenklodtsteg als auch an den hübschen Mühlen Station eingelegt, um
auf ihre historische und wirtschaftliche Bedeutung einzugehen. Am
Kanuzentrum wird schließlich eine Brücke in die Gegenwart geschlagen
und die sportlichen Aktivitäten an, in und auf der Lippe näher
beleuchtet.

Alle Interessenten werden gebeten, sich um 14.30 Uhr am Rathaus
einzufinden. Der Kostenbeitrag beträgt 6,00 Euro für Erwachsene, 3,00
Euro für Kinder, Jugendliche und Studenten.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941-58515 wird gebeten, da die Teilnehmerzahl begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 11. Mai 2018

Stadt Lippstadt

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Tel. 02941/58515

E-Mail: niedner@kwl-lippstadt.de
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